
➤ „Kein Wachstum 
ohne sozialen Zusammenhalt“

len sind. Karin Manderscheid vom
Nationalen Frauenrat setzte sich
für Lohngleichheit zwischen Män-
nern und Frauen ein, was dann
auch den Arbeitsmarkt für Frauen
attraktiver machen würde. Der
Ausbau der Auffangstrukturen sei
eine wichtige Voraussetzung, um
Berufs- und Familienleben verein-
baren zu können.

Mehrmals wurde das Renten- und
Pensionswesen Luxemburgs als
nicht nachhaltig kritisiert und der
Vertreter der Vereinigung der Lu-
xemburger Unternehmen (UEL)
Pierre Bley plädierte für selek-
tiveren Sozialausgleich.

Abschließend dankte der Vorsit-
zende des Wirtschaftsausschusses

Zweite öffentliche Anhörung über die Lissabon-Strategie im Plenarsaal des Parlamentes.
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Dies betonten gleich mehrere Teil-
nehmer der zweiten öffentlichen
Anhörung über die Lissabon-Stra-
tegie im Plenarsaal des Parlamen-
tes. Gleich zu Beginn der Sitzung
hob Wirtschaftsminister Jeannot
Krecké die Armut als ein Haupt-
problem unserer Gesellschaft her-
vor. Robert Urbé von der Caritas
vertrat die Meinung, dass die In-
dexmodulierung die Lage der so-
zial Schwachen verschärfe, worauf
Jeannot Krecké erwiderte, zur Ar-
mutsbekämpfung müssten andere
Instrumente als der Index einge-
setzt werden.

Zu wenig höhere Schulabschlüsse
seien Ursache weiterer Probleme

und besonders die Kinder der aus-
ländischen Mitbürger blieben im
Bildungssystem auf der Strecke,
mahnte Beschäftigungsminister
François Biltgen. Pol Wagner vom
Institut Universitaire International
wies, wie auch Herr Biltgen, auf
Besonderheiten des Luxemburger
Arbeitsmarktes hin: Von 1985 bis
heute habe die Zahl der Arbeits-
stellen im Land von 150.000 auf
340.000 zugenommen. Viele Per-
sonalchefs seien Ausländer und
stellten verständlicherweise
manchmal eher Leute der gleichen
nationalen Herkunft ein.

Die Herausforderungen sind groß:
Claude Wehenkel vom CRP Henri

Tudor sieht Chancen im Ausbau
der Biotechnologien und anderer
Umweltindustrien.

Die EU-Strategie von Lissabon für
Beschäftigung und Wachstum
empfiehlt eine Senkung des Ver-
waltungsaufwandes: Die gleiche
Forderung wurde am 10. April
nochmals von Michel Brachmond
von der Handwerkerkammer und
Robert Urbé von der Caritas vor-
getragen.

Die Frauenbeschäftigungsquote
liegt in Luxemburg mit 55% unter
den von der Lissabon-Strategie
empfohlenen 60%, wobei ein
großer Teil der Stellen Teilzeitstel-
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Die Lissabon-Strategie
Beim Frühjahrsgipfel der Europäischen Union in Lissabon im Jahre
2000 wurde eine wirtschafts- und sozialpolitische Agenda be-
schlossen, die sogenannte Lissabon-Strategie. Erklärtes Ziel ist es, bis
2010 „die Union zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten
wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt zu machen - einem
Wirtschaftsraum, der fähig ist, ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum
mit mehr und besseren Arbeitsplätzen und einem größeren sozialen
Zusammenhalt zu erzielen“.

Nach anfänglichen Schwierigkeiten wurde die Lissabon-Strategie im
Jahr 2005 vereinfacht und neu auf den Weg gebracht. Es gibt zwei
Hauptziele: Die Beschäftigungsquote (der Anteil der Beschäftigten an
der europäischen Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter) soll bis 2010
auf 70% steigen und bis 2010 sollen 3% des europäischen Brutto-
inlandsproduktes in Forschung und Entwicklung investiert werden.

Der erste Dreijahreszyklus des reformierten Lissabon-Prozesses lief
von 2005 bis 2008, der zweite begreift die Jahre 2008 bis 2010.

Alex Bodry allen Teilnehmern der
Anhörung: Ihre Beiträge seien der
Regierung eine bedeutsame
Orientierungshilfe beim Aufstellen
des nationalen Aktionsplanes für
die Jahre 2008 bis 2010.

➤ Binnenmarkt der Konsumenten
Die EU-Kommissarin für Verbrau-
cherschutz Meglena Kunewa
möchte dem Binnenmarkt auch in
ihrem Zuständigkeitsbereich zum
Durchbruch verhelfen. „Es gibt
noch viel zu tun“, sagte die Bulga-
rin anlässlich einer Unterredung
mit dem wirtschaftspolitischen
Ausschuss der Abgeordnetenkam-
mer am 21. April in Luxemburg.
Mit der Umsetzung der sogenann-
ten UCP-Direktive über unfaire
Handelspraktiken sei ein wichtiger
erster Schritt getan worden. Im
Herbst soll mit der Vorlage einer
Rahmenrichtlinie über Vertrags-
rechte ein weiterer folgen.

Kunewa sprach sich mit Nach-
druck für ein einheitliches
europäisches Vertragsrecht aus.
Dieses müsse besser, konsistenter
und kohärenter werden. Zudem
hob sie hervor, dass eine Harmo-
nisierung des Vertragsrechts den
Verbrauchern sehr zugutekäme,
da das Verbraucherschutzrecht
weitgehend auf Vertragsrecht ba-
siere. Derzeit gebe es in der EU 27
Minimärkte mit 28 unterschiedli-
chen Zivilrechtssystemen. Sie

beurteilte dies als Hindernis für
die Unternehmen.

Ein weiteres Thema war das Warn-
system RAPEX, mit dem die EU-
Kommission sich darum bemüht,
Verbraucher auf Mängel und Risi-
ken von Produkten aufmerksam zu
machen, indem sie eine schwarze
Liste dieser Produkte im Internet
führt. Wichtigste Zuträger von In-
formationen über giftige Substan-
zen und brüchige Einzelteile sind
neben den nationalen Behörden
die Konsumenten selbst. Denn
mancher, der sich selbst nach dem
Einkauf mächtig geärgert hat, mel-
det seine kritischen Beobachtun-
gen an das Gewerbeaufsichtsamt,
das die Warnung nach Brüssel
weiterreicht.

Die Zahl der in der EU vom Markt
genommenen gefährlichen Pro-
dukte sei 2007 (gegenüber 2006)
um 53% gestiegen, sagte Kunewa.
Diese Zunahme verdeutliche, dass
die Marktüberwachungsmechanis-
men der Mitgliedsstaaten von Jahr
zu Jahr besser würden und zeige
gleichzeitig, dass die Verbraucher 

in Europa heute besser geschützt
seien als je zuvor. Die mit Abstand
häufigsten Warnmeldungen betra-
fen im Jahr 2007 Spielzeug. Erneut
war China das Land, aus dem der

größte Teil der für gefährlich befun-
denen Produkte stammte (700 von
1.605 Meldungen). Dies läßt sich
zum Teil durch die hohe Zahl von
aus China in die EU importierten

Produkten erklären, aber auch
durch die stärkere Überwachung
durch die chinesischen Kontroll-
behörden nach den massiven Rück-
rufaktionen im letzten Sommer.

EU-Kommissarin für Verbraucherschutz Meglena Kunewa mit den Vertretern des wirtschaftspolitischen Aus-
schusses der Abgeordnetenkammer Marc Spautz, Marcel Sauber, Alex Bodry, Marcel Oberweis und Henri Kox
(von links nach rechts).
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➤ Europa braucht 
Zusammenhalt

„Die Integration neuer Länder in
die Europäische Union war ein
wichtiger Schritt!“ Dies hob die
ungarische Außenministerin Kinga
Göncz anlässlich ihres Besuches
im außenpolitischen Ausschuss
des Parlamentes hervor. Die An-
passungen müssten unbedingt
weitergetrieben werden und des-
halb müsse die europäische
Kohäsionspolitik erhalten bleiben.
Die Regeln sollten die gleichen
bleiben und auch beim Aufstellen
eines nächsten Haushaltes dürfe
es keine Kürzungen geben. Die
ungarische Außenministerin unter-

strich die Notwendigkeit guter
nachbarschaftlicher Beziehungen
zu den Staaten, die direkt an die
EU grenzen: Gute Kontakte
könnten eine wirtschaftliche und
ideologische Annäherung nach
sich ziehen und seien direkt im
Interesse der EU.

Ungarn investiert sich, als neuer
EU-Mitgliedsstaat, voll und ganz
in eine Weiterentwicklung der
Union: So war Ungarn gleich im
Dezember das erste Land, das den
Reformvertrag von Lissabon unter-
schrieben hat.

Im Gespräch mit den
luxemburgischen Abgeordneten
wurden auch die Beziehungen zu
China angesprochen. Ein Boykott
der Eröffnungszeremonie der
Olympischen Spiele ist in den
Augen von Frau Göncz kein geeig-
netes Mittel, um China positiv zu
beeinflussen. Ungarn wählt einen
anderen Weg: Es bietet China an,
die demokratischen Institutionen
Ungarns vor Ort zu studieren.
China hätte schon ins Auge
gefasst, einige der Modelle selbst
zu übernehmen.

Mitglieder des außenpolitischen Ausschusses empfangen die ungarische Außenministerin Kinga Göncz und
ihre Delegation.

➤ Altengerechtes Wohnen
Der familienpolitische Ausschuss
der Abgeordnetenkammer infor-
mierte sich am 15. April in
Ulflingen über ein neuartiges Kon-
zept für Wohnen im Alter: „Dieser
Wohnkomplex ist der erste, der
das Prädikat ‚altengerecht’ auch
wirklich verdient!“, sagte François
Thoma, Generaldirektor von SER-
VIOR, den Parlamentariern bei der
Vorstellung des Konzeptes. Bis
dato beschränkte sich die Tätigkeit
seiner öffentlichen Einrichtung auf

das Betreiben klassischer Alten-
und Pflegeheime (zwölf CIPA und
vier Maisons de soins in
Luxemburg). Mit der Résidence
Senior im hohen Norden des
Landes betrat sie vor Jahresfrist
Neuland.

Das im Juni 2007 eröffnete Haus
umfasst insgesamt 30 Wohnungen
verschiedener Größen, die an
ältere Menschen - Paare oder
Alleinstehende - über 60 Jahre ver-
mietet werden. 24 Appartements

sind bereits bewohnt. Das Haus
wurde barrierefrei gebaut, so dass
die dort lebenden Menschen
selbst im Falle einer plötzlich
eingeschränkten Mobilität pro-
blemlos im Haus bleiben können.
Die Bewohner treffen sich mittags
zum gemeinsamen Essen im Res-
taurant mit Bistro, um sich an-
schließend wieder in ihre eigenen
vier Wände zurückziehen zu
können. Zur Innenausstattung
jeder Wohnung gehören eine
kleine Einbauküche, ein
behindertengerechtes Bade-
zimmer sowie ein abgetrenntes
Schlafzimmer.

Tagsüber sorgt eine Gouvernante
für das Wohl der Bewohner. Über
das Tele-Alarm-System in jedem
Zimmer kann nachts schnelle
Hilfe herbeigerufen werden. In
einem angrenzenden Pavillon ist
eine Tagesstätte untergebracht:
Dort können zum Beispiel
Demenzkranke tagsüber beauf-
sichtigt werden - eine große Ent-
lastung für den womöglich
gesunden und rüstigen Partner.

In Bascharage wird eine ähnliche
Residenz gebaut werden. Dort
sollen auch Wohnungen zum Ver-
kauf angeboten werden. „Der
Luxemburger mag traditionell das
Wohneigentum“, erklärte François
Thoma. „Sein Eigenheim zu ver-
lassen, um woanders zur Miete
einzuziehen, fällt ihm doppelt
schwer.“ Nur müsse gewährleistet
bleiben, dass die Wohnung auch
nach dem Tod des Besitzers als
Altenwohnung benutzt werde.

Die Mitglieder des familienpolitischen Ausschusses mit den SERVIOR-
Verantwortlichen vor der Ulflinger Residenz.

➤ Parlamentarische Versammlung des Europarates

Immigration aus Afrika
und Abtreibung

Die Parlamentarische Versamm-
lung des Europarates fordert die
Mitgliedsstaaten auf, einen Zu-
gang „zur legalen und risikolosen
Abtreibung“ zu gewährleisten.
„Die Entscheidungsfreiheit der
Frau muss gewährleistet sein“,
heißt es in einer Mitte April ver-
abschiedeten Entschließung. Es
gehe nicht darum, den
Schwangerschaftsabbruch zu för-
dern, sondern Bedingungen zu
schaffen, die den Frauen eine freie
und durchdachte Wahl ließen. 

Lydie Err, die Vorsitzende der
luxemburgischen Delegation bei
der parlamentarischen Versamm-
lung des Europarates, warf in ihrer
Rede die Frage auf, „weshalb nur
Frauen (bei einer Abtreibung) ge-
richtlich belangt werden, wenn
keine Schwangerschaft ohne
männliche Mitwirkung entstehen
kann?“. Politik und religiöse An-
schauung dürften in diesem Punkt
nicht vermischt werden, meinte
Lydie Err. „In den Niederlanden
werden regelmäßig Abtreibungen
an in Luxemburg wohnhaften
Frauen vorgenommen. Weshalb?
Weil die Niederlande eine gute
Gesetzgebung haben - und: die
niedrigste Abtreibungsrate!“ Die
luxemburgische Vertreterin be-
mängelte zudem „eine unzuläng-
liche Erziehung zu Partnerschaft

und Sexualität sowie eine unange-
messene Verhütungspolitik und
eine ungeeignete  Rückerstattung
der Verhütungsmittel“ in ihrem
Land.

Im Rahmen ihrer Frühjahrssitzung
vom 14. bis zum 18. April befasste
sich die Parlamentarische Ver-
sammlung auch mit dem Thema
„Immigration aus Afrika“. Charles
Goerens wies in seiner Rede
darauf hin, dass der weitaus größte
Teil (nämlich 90%) der jungen afri-
kanischen Auswanderer innerhalb
der Grenzen des afrikanischen
Kontinents emigrierten, und nur
10% nach Amerika und Europa
auswanderten. Ein weiterer Irrtum
sei es anzunehmen, nur Mittellose
würden Afrika verlassen. In Wahr-
heit habe der Durchschnittsaus-
wanderer Abitur, sei Familienober-
haupt, aber ohne Perspektive im
eigenen Land. Charles Goerens
rief dazu auf, Afrika durch eine
gezielte Entwicklungspolitik zu
helfen, seine Möglichkeiten besser
auszuschöpfen.

Weitere Höhepunkte der Sitzungs-
woche waren Reden der
deutschen Bundeskanzlerin An-
gela Merkel, der ukrainischen
Premierministerin Julia Timo-
chenko und des französischen
Aussen- und Europaministers
Bernard Kouchner.

➤ Op Besuch 
an der Chamber

Viru kuerzem huet de Chambers-
president Lucien Weiler de Pre-
sident vun der Lëtzebuerger Land-
jugend empfaang.

Bei dëser Entrevue hunn déi zwee
Presidenten iwwert déi aktuell
Projeten diskutéiert, fir déi
d’Lëtzebuerger Landjugend sech
engagéiert. D’Lëtzebuerger Land-
jugend ass 1970 aus dem
Mouvement vun de Lëtzebuerger

Jongbaueren a Jongwënzer ervir-
gaangen. Si regruppéiert Jonker
aus dem ländleche Milieu, déi
keng landwirtschaftlech Aktivitéit
ausüben, a bitt hinnen e Kader, an
deem si Fräizäitaktivitéiten orga-
niséieren a sech fir Projeten en-
gagéiere kënnen, déi mat der Ver-
besserung vun der Liewens-
qualitéit um Duerf ze dinn hunn.

Die luxemburgische Delegation bei der parlamentarischen Versammlung
des Europarates: (von links nach rechts) Anne Brasseur, Jean Huss, Lydie
Err, Marcel Glesener und Charles Goerens.

De Chamberspresident huet dem Här Remy Harpes a senger ganzer
Equipe félicitéiert a Merci gesot fir hiert Engagement am Déngscht vun
der Landjugend.
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➤ Konferenz über 
Menschenhandel in Riga

Anlässlich einer Konferenz in Riga
am 25. April 2008 beschäftigten
sich Mitglieder der Baltischen Ver-
sammlung, des Nordischen Rates
und des Benelux-Parlaments, zu-
sammen mit Sachverständigen aus
verschiedenen Ländern, mit den
Fortschritten im Kampf gegen den
Menschenhandel und den
Möglichkeiten einer verstärkten
Zusammenarbeit der betroffenen
Länder auf diesem Gebiet.

Die Teilnehmer bemühten sich in
ihren tiefgründigen Beiträgen, eine
allgemein anerkannte Be-
zeichnung des Menschenhandels
als kriminellen Akt zu erreichen
und ihn in allen Ländern des
Schengenraumes als solchen zu
bestrafen, die Hintermänner zu
verfolgen und die Opfer, größten-

teils Frauen und Kinder, zu be-
treuen.

Der Kampf gegen den Menschen-
handel ist national und interna-
tional ein sehr ernst zu nehmendes
Thema, besonders was die öffent-
liche Wahrnehmung betrifft.
Menschenhandel ist ein tiefer Ein-
griff in die Würde des Menschen
und in die ihm zustehenden
Rechte und Freiheiten.

Die Bekämpfung des Menschen-
handels und der sexuellen Aus-
beutung ist nicht Sache eines
einzelnen Landes, sondern kann
nur erfolgreich sein, wenn alle be-
troffenen Nationen sich zu-
sammentun und gemeinsam ver-
suchen, ihre Gesetzgebung den
Umständen anzupassen und durch
eine verstärkte Zusammenarbeit

alle Hindernisse aus dem Weg zu
schaffen.

Hierbei müssen besonders die
gesellschaftlich schwachen
Schichten in Schutz genommen
werden und alles getan werden,
damit der sexuellen Erniedrigung
von Frauen und Kindern ein Riegel
vorgeschoben wird.

Marcel Oberweis (CSV), der bei
dieser äußerst interessanten Kon-
ferenz im Namen des Präsidiums
des Benelux-Parlaments das Wort
ergriff, betonte in seiner An-
sprache, dass dieser Themenkom-
plex sehr vielschichtig sei. Vor
allem müsse anerkannt werden,
dass die Menschenrechte für alle
gelten und versucht werden, den
gesetzlichen Rahmen im Kampf
gegen das organisierte Verbrechen
aufzuspannen.

Damit die Menschen ihre an-
gestammte Heimat nicht verlassen
müssen und in ihrer Armut den
Verlockungen der skrupellosen
Menschenhändler erliegen, sollen
die reichen Länder alles in ihrer
Macht Stehende unternehmen,
den Wohlstand in den Dritt-
ländern zu verbessern.

Als besonders verabscheuungs-
würdig bezeichnete der Redner
den Sexhandel mit Kindern.
Tausende Kinder würden aus
Afrika, Asien und Lateinamerika
verschleppt und im Sexgeschäft
eingesetzt. Die Riga-Konferenz
sollte des Weiteren einen Appell
an die Weltgemeinschaft richten,
damit anlässlich der 60. Wieder-
kehr der Verkündung der
Menschenrechte am 10. De-
zember 2008 insbesondere dem
traurigen Schicksal der aus-
gebeuteten Frauen und Kinder be-
sondere Bedeutung geschenkt
werde.

Marcel Oberweis mit dem Vorsitzenden der Baltischen Versammlung
Trimi Velliste.

➤ Bayrische Landtagsabgeordnete
im Parlament

Am 7. April 2008 empfing Par-
lamentspräsident Lucien Weiler
eine Reihe Abgeordneter des
Bayrischen Landtages. Sie dis-
kutierten gemeinsam über ganz
verschiedenartige Themen, so zum
Beispiel über die Perspektiven und

Bedingungen einer einheitlichen
europäischen Ausländer- und
Asylpolitik sowie die steigenden
Energie- und Lebensmittelpreise
und die wirtschaftliche Entwick-
lung im Allgemeinen. An-
schließend fanden Gespräche mit

dem Vorsitzenden des Ausschusses
für Inneres und Landesplanung
Marco Schank und dem Vor-
sitzenden des Ausschusses für
Justiz Patrick Santer statt.

➤ Girls’ Day 
an der Chamber

Och 2008 huet d’Chamber sech
nees um „Girls’ Day - Boys’ Day“
bedeelegt. Et war déi 5. Par-
ticipatioun vum Parlament un där
Initiativ vum Cid-femmes, där
hiert Uleies et ass, Meedercher
sougenannt Männerberuffer virze-
stellen, a Jonge fir Aarbechten ze
sensibiliséieren, déi gemenger-
hand éischter vu Frae gemaach
ginn.

D’Chamber huet sech deen Dag
just u Meedercher adresséiert. Zu
hirer eelef hu si de Moie vum 22.
Abrëll um Krautmaart verbruecht.
No enger Aféierung an de
Fonctionnement vun der par-

lamentarescher Institutioun, hate
si während enger Stonn Gelee-
ënheet, sech mat Politikerinnen
iwwert d’Participatioun vu Fraen
an der Politik, iwwert de Beruff
vun der Deputéierter an iwwer ak-
tuell Sujeten - nët nëmmen, mä
och am Zesummenhang mat der
Chancëgläichheet tëschent Mann
a Fra - auszetauschen. Mat enger
Visite vum Chambersgebai - be-
sonnesch der Plénière an den
techneschen Installatioune vu
Chamber TV - ass de „Girls’ Day -
Boys’ Day“, deen an der Chamber
e renge „Girls’ Day“ war, op en
Enn gaang.

Chamber TV
weist all öffentlech Sëtzung live an integral
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Institut de la
normalisation, de
l’accréditation, de la
sécurité et de la qualité
des produits et services
5516 - Projet de loi

- relatif à la création d’un Institut
luxembourgeois de la normalisation,
de l’accréditation, de la sécurité et
qualité des produits et services et à
la création d’un cadre général pour
la surveillance du marché dans le
contexte de la commercialisation
des produits,

- modifiant

* la loi modifiée du 17 mai 1882 sur
les poids et mesures,

* la loi modifiée du 17 avril 1964 por-
tant réorganisation de l’adminis-
tration des contributions directes et
accises,

* la loi modifiée du 14 août 2000 re-
lative au commerce électronique, et

* la loi du 31 juillet 2006 relative à la
sécurité générale des produits, et

- abrogeant la loi du 22 mars 2000
relative à la création d’un Registre
national d’accréditation, d’un
Conseil national d’accréditation, de
certification, de normalisation et de
promotion de la qualité et d’un orga-
nisme luxembourgeois de normalisa-
tion, modifiant la loi du 14 décembre
1967 portant institution d’un poste
de Commissaire du Gouvernement,
portant création d’un Service de
l’énergie de l’État, et concernant
l’exploitation des centrales hydro-
électriques d’Esch-sur-Sûre et de
Rosport

Le projet de loi sous examen vise à regrou-
per pour des raisons de complémentarité,
d’efficacité et de simplification adminis-
trative, dans une seule administration, des
missions qui sont jusqu’à présent dans les
attributions de plusieurs structures pu-
bliques:

- la normalisation, la surveillance du marché
dans le domaine des équipements élec-
triques et de télécommunication, la gestion
des concessions pour électriciens (autori-
sations dans le nouveau projet) ainsi que
l’exécution de la procédure d’information
dans le domaine des normes et règles tech-
niques et des règles relatives aux services
de la société de l’information sont actuelle-
ment dans les attributions du Service de
l’Énergie de l’État;

- la surveillance du marché des jouets est
réalisée par l’Inspection du Travail et des
Mines;

- l’accréditation et la sécurité générale des
produits sont dans les attributions du Mi-
nistère de l’Économie et du Commerce ex-
térieur;

- la métrologie légale est un service de l’Ad-
ministration des Contributions directes;

- la notification d’organismes au sens de la
législation luxembourgeoise transposant les
directives communautaires élaborées selon
la technique législative dite «de la nouvelle
approche» est répartie entre le Ministère de
l’Économie et du Commerce extérieur, le
Ministère de la Santé, le Ministère du Travail
et de l’Emploi et le Ministère des Transports.

Le projet de loi réorganise également la
surveillance du marché au sens de la légis-
lation luxembourgeoise transposant les
directives communautaires élaborées selon
la technique législative dite «de la nouvelle
approche» en attribuant à l’Institut un rôle de
coordination au niveau national et en créant
un cadre général de la surveillance du
marché des produits commercialisés au
Luxembourg.

Dans la même optique l’Institut va coor-
donner la vérification des bonnes pratiques
de laboratoire attribuée à l’Administration de
l’Environnement, au Laboratoire national de
santé, à l’Inspection du Travail et des Mines
et à l’Administration des Services techniques
de l’agriculture.

Le projet vise également à adapter le droit
national au règlement du Parlement euro-
péen et du Conseil fixant les prescriptions re-
latives à l’accréditation et à la surveillance du
marché dans le contexte de la commercia-
lisation des produits.

Dépôt par M. Jeannot Krecké, Ministre de l’Économie et du Commerce extérieur,
le 16.11.2005

Rapporteur: M. John Castegnaro

Travaux de la Commission de l’Économie, de l’Énergie, des Postes et des Sports

(Président: M. Alex Bodry):

26.01.2007 Désignation d’un rapporteur

Examen du projet de loi et de l’avis du Conseil d’État

15.03.2007 Examen des propositions d’amendements

22.03.2007 idem

19.04.2007 Adoption des propositions d’amendements

08.11.2007 Examen de l’avis complémentaire du Conseil d’État

15.11.2007 Continuation de l’examen de l’avis complémentaire du Conseil d’État

29.11.2007 Élaboration d’une série d’amendements

28.02.2008 Examen du deuxième avis complémentaire du Conseil d’État

20.03.2008 Présentation et adoption d’un projet de rapport

Vote en séance publique: 24.04.2008

Protection des
biens culturels
en cas de conflit armé
5550 - Projet de loi portant adap-
tation du droit interne aux dispo-
sitions du Deuxième Protocole re-
latif à la Convention de La Haye de
1954 pour la protection des biens
culturels en cas de conflit armé,
signé à La Haye, le 26 mars 1999

Le projet de loi sous rubrique a comme objet
l’adaptation du droit pénal luxembourgeois
aux dispositions du Deuxième Protocole re-

latif à la Convention de La Haye de 1954
pour la protection des biens culturels en cas
de conflit armé, signé à La Haye le 26 mars
1999.

Le droit pénal luxembourgeois sanctionnera
désormais le fait de s’attaquer dans le cadre
d’un conflit armé à un bien culturel sous pro-
tection renforcée au sens de la Convention
ou encore de l’utiliser à l’appui d’une action
militaire, de détruire sur une grande échelle
des biens culturels protégés par la Conven-
tion, de commettre un vol, un pillage ou un
détournement de biens culturels protégés
par la Convention, de commettre des actes
de vandalisme dirigés contre les biens en
question, etc.

Dépôt par M. Luc Frieden, Ministre de la Justice, le 09.03.2006

Rapporteur: M. Fred Sunnen

Travaux de la Commission de l’Enseignement supérieur, de la Recherche
et de la Culture

(Président: M. Fred Sunnen):

06.12.2006 Désignation d’un rapporteur

Examen du projet de loi et de l’avis du Conseil d’État

16.01.2008 Présentation et adoption d’un projet de rapport

Vote en séance publique: 24.04.2008

Contrôle des voyageurs
dans les établissements
d’hébergement
5585 - Projet de loi ayant pour objet
le contrôle des voyageurs dans les
établissements d’hébergement

Le projet de loi a pour but, d’une part, de
doter notre pays d’un système efficace,
adapté aux nouvelles technologies, pour le
contrôle de sécurité des voyageurs, et,
d’autre part, d’introduire les moyens d’une
statistique valable des arrivées et des
nuitées dans les établissements d’héber-
gement touristique, tels que les hôtels,
campings, auberges de jeunesse, gîtes
ruraux et autres. Par ces nouvelles dispo-
sitions, la loi du 16 août 1975 sur le contrôle
des voyageurs dans les établissements
d’hébergement est abrogée.

Dans l’optique d’une simplification adminis-
trative pour les tenanciers d’établissements
d’hébergement, ainsi que d’un renforcement
du contrôle de sécurité, le projet de loi
innove en introduisant l’obligation pour les
établissements d’une certaine envergure,

respectivement la possibilité pour les établis-
sements de taille modeste, d’une saisie et
d’une transmission électronique des don-
nées à la fois vers la Police grand-ducale et
vers le STATEC.

Une autre innovation introduite par la loi sous
avis consiste en la réintroduction de l’inscrip-
tion des membres d’un groupe sur une fiche
commune, disposition qui avait été introduite
en 1968 et révoquée en 1975 (voir lois des
28 mai 1968 et 16 août 1975 sur le contrôle
des voyageurs dans les établissements
d’hébergement). Les auteurs du projet de loi
estiment que les effets négatifs de cette
formule qui avaient été constatés entre 1968
et 1975 devraient pouvoir être enrayés
aujourd’hui grâce aux nouvelles techno-
logies.

En outre, le projet de loi sous avis s’inscrit
dans la lignée de la directive 95/57/CE
concernant la collecte de données statis-
tiques dans le domaine du tourisme dont
l’article 13 obligeait les États membres à
prendre «les dispositions législatives, régle-
mentaires et administratives nécessaires
pour (s’y conformer) avant le 23 novembre
1996».

Dépôt par M. Fernand Boden, Ministre des Classes moyennes, du Tourisme
et du Logement, le 12.06.2006

Rapporteur: Mme Françoise Hetto-Gaasch

Travaux de la Commission des Classes moyennes, du Tourisme et du Logement

(Président: M. Norbert Haupert):

18.10.2007 Désignation d’un rapporteur

Examen du projet de loi et de l’avis du Conseil d’État

17.01.2008 Examen de l’avis complémentaire du Conseil d’État

30.01.2008 Examen et adoption du projet de rapport

20.03.2008 Examen du deuxième avis complémentaire du Conseil d’État

09.04.2008 Examen et adoption du projet de rapport

Vote en séance publique: 24.04.2008

Garantie internationale
portant sur les biens
aéronautiques,
le matériel roulant
ferroviaire et le matériel
d’équipement spatial
5698A - Projet de loi portant ap-
probation de la Convention du Cap
du 16 novembre 2001 relative aux
garanties internationales portant
sur des matériels d’équipement
mobiles et de son Protocole portant
sur les questions spécifiques aux
matériels d’équipement aéronau-
tiques

Le projet de loi 5698 comporte deux volets.
Le premier volet a pour objet d’autoriser
l’adhésion du Luxembourg à la Convention
du Cap relative aux garanties internationales
portant sur des matériels d’équipement mo-
biles ainsi qu’à son Protocole portant sur les
questions spécifiques aux biens d’équi-
pements aéronautiques. Le deuxième volet
modifie la loi du 29 mars 1978 concernant la
reconnaissance des droits sur aéronef pour

certaines catégories de biens aéronau-
tiques.

Il a été décidé de donner suite à l’avis du
Conseil d’État du 19 février 2008 qui propose
de scinder le projet de loi en deux parties.

Le projet de loi 5698A vise l’approbation de
la Convention du Cap et du Protocole aéro-
nautique. Le principal objectif de la Conven-
tion est de poser des règles efficaces pour
faciliter le financement des matériels d’équi-
pements mobiles. Le Protocole applique ces
dispositions aux biens aéronautiques (cel-
lules d’aéronefs, moteurs d’avion et héli-
coptères). La Convention et le Protocole
créent une «garantie internationale» pour
assurer l’exercice de mesures d’exécution
adaptées et propres à ne pas rompre la
continuité d’exploitation du bien, son immo-
bilisation dans le cadre des procédures
d’exécution habituellement employées étant
en dernière analyse préjudiciable pour l’en-
semble des parties impliquées.

L’adhésion à la Convention et au Protocole
permet une modernisation de la législation et
l’établissement d’un meilleur équilibre entre
les intérêts des établissements de crédit qui
financent les aéronefs et les intérêts des
compagnies aériennes nationales, qui
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ensemble avec les dispositions concernant
l’information et la consultation dans le cadre
des comités d’entreprise européens et du
Statut de la Société européenne. Il y a donc
désormais en droit communautaire du travail
un système cohérent.

La démarche du projet de loi 5788 est la
suivante:

- les compétences prévues par la directive
en matière d’information et certaines compé-
tences prévues en matière de consultation
sont ajoutées aux attributions des délé-
gations existantes dans les entreprises de 15
salariés au moins à 150 salariés au plus;

- les compétences spécifiques des direc-
tives prévues en matière de consultation des
salariés seront instituées auprès des comités
mixtes fonctionnant dans les entreprises
occupant 150 salariés au moins.

Le projet prévoit également les conditions
aux termes desquelles l’obligation de con-
fidentialité peut être attachée aux infor-
mations que le chef d’entreprise doit en prin-

cipe divulguer et une procédure en cas de
désaccord. De la même manière, une pro-
cédure est prévue au cas où le chef d’en-
treprise estime que la divulgation d’infor-
mations ou la durée de la procédure sont
préjudiciables à l’entreprise ou compro-
mettent une opération projetée. Le texte
prévoit encore qu’en cas de litige sur ce
point, le directeur de l’Inspection du travail et
des mines est saisi et que sa décision est
susceptible d’un recours devant le Tribunal
administratif.

Le projet met fin à une situation discrimi-
natoire - déclarée par ailleurs inconstitu-
tionnelle par un arrêt de la Cour constitu-
tionnelle du 18 juin 2004 - consistant dans le
fait que les employés privés au service d’un
employeur du secteur public ne sont actuel-
lement pas autorisés à participer, ni acti-
vement, ni passivement aux élections des
délégations du personnel. Pour les expli-
cations très techniques y relatives, il est ren-
voyé aux développements détaillés figurant
dans l’exposé des motifs.

COMPTE RENDU N°11 • 2007-2008NOUVELLES LOISNOUVELLES LOIS
peuvent faire des économies substantielles
dans leurs programmes d’acquisition d’aéro-
nefs, notamment par la possibilité d’assurer

un financement en de bonnes conditions
auprès d’organismes spécialisés.

Dépôt par M. Jean Asselborn, Ministre des Affaires étrangères et de l’Immigration,
le 13.03.2008

Rapporteur: M. Marc Angel

Travaux de la Commission des Affaires étrangères et européennes, de la Défense,
de la Coopération et de l’Immigration

(Président: M. Ben Fayot):

25.02.2008 Désignation d’un rapporteur

10.03.1008 Examen du projet de loi et de l’avis du Conseil d’État

14.04.2008 Présentation et adoption d’un projet de rapport

Vote en séance publique: 24.04.2008

Benelux: Protocole
dans le domaine
de la coopération
administrative et
judiciaire et concernant
les impôts
5751 - Projet de loi portant appro-
bation du Protocole, modifiant le
Protocole additionnel relatif aux
impôts annexé à la Convention
concernant la coopération adminis-
trative et judiciaire dans le domaine
des réglementations se rapportant à
la réalisation des objectifs de
l’Union économique Benelux, signé
à La Haye, le 29 avril 1969 et de la
Déclaration des trois Gouver-
nements, signés à Bruxelles, le 17
avril 2007

Le projet de loi a pour objet l’approbation
d’un Protocole modifiant le Protocole addi-
tionnel relatif aux impôts signé à La Haye, le
29 avril 1969. Ledit Protocole est annexé à la

Convention concernant la coopération ad-
ministrative et judiciaire dans le domaine des
réglementations se rapportant à la réalisation
des objectifs de l’Union économique
Benelux.

Le but est de mettre à la disposition des ad-
ministrations fiscales des pays du Benelux
un instrument commun supplémentaire de
lutte contre la fraude fiscale transfrontalière.
La modification étend le champ d’application
du régime de responsabilité solidaire du
pays où la TVA est due aux deux autres
pays. Cette extension permettra au pays où
la TVA est due d’invoquer la responsabilité
solidaire d’une personne physique ou morale
partie à la transaction et domiciliée ou établie
dans un autre pays partenaire selon les
règles en vigueur dans le premier pays. Ceci
implique la reconnaissance des dispositions
relatives à la responsabilité solidaire en
vigueur dans le pays où la TVA est due par
les deux autres pays ainsi que la possibilité
pour la personne incriminée de contester
dans le pays où la TVA est due la redevabilité
de la taxe et l’application de la responsabilité
solidaire.

Dépôt par M. Jean Asselborn, Ministre des Affaires étrangères et de l’Immigration,
le 10.08.2007

Rapporteur: M. Marc Angel

Travaux de la Commission des Affaires étrangères et européennes, de la Défense,
de la Coopération et de l’Immigration

(Président: M. Ben Fayot):

25.02.2008 Désignation d’un rapporteur

Examen du projet de loi et de l’avis du Conseil d’État

07.04.2008 Présentation et adoption d’un projet de rapport

Vote en séance publique: 24.04.2008

Information et
consultation des
travailleurs dans
la Communauté
européenne
5788 - Projet de loi portant: 1. mo-
dification du chapitre IV du titre
premier du livre IV du code du
travail; 2. transposition de la direc-
tive 2002/14/CE du Parlement Euro-
péen et du Conseil établissant un
cadre général relatif à l’information
et la consultation des travailleurs
dans la Communauté européenne

Le projet de loi transpose en droit luxem-
bourgeois la Directive 2002/14/CE éta-
blissant un cadre général relatif à l’infor-
mation et la consultation des travailleurs
dans la Communauté européenne. Il se limite
à cette finalité, alors que les discussions sur
une réforme globale du dialogue social à
l’intérieur des entreprises sont reportées. En
effet, dans le paquet global retenu par la
tripartite dans ses conclusions du 28 avril

2006, la priorité a été mise sur l’introduction
d’un statut unique du salarié de droit privé.
Cette introduction comprendra une harmo-
nisation en matière de délégations et de
comités mixtes. Dès lors il est logique que la
réforme fondamentale qualitative du dia-
logue social interne aux entreprises ne
puisse être entamée que par la suite.

La Directive fixe un cadre commun relatif à
l’information et à la consultation des tra-
vailleurs. Elle vise plus particulièrement l’in-
formation et la consultation sur des situations
et des décisions d’ordre économique ayant
des incidences sur la vie et le fonction-
nement de l’entreprise. En effet, le texte de la
proposition de Directive était élaboré sous
l’impression de l’affaire dite Vilvoorde,
concernant la restructuration d’une grande
usine automobile ayant eu lieu sans véritable
information et consultation - en temps utile -
des représentants du personnel. Il s’agit
donc de fixer des standards européens
minima de dialogue social en matière éco-
nomique. Ceux-ci doivent notamment s’ap-
pliquer, et c’était un des objectifs principaux
de la Directive, en cas de restructuration.
Cette Directive doit par ailleurs être vue

Dépôt par M. François Biltgen, Ministre du Travail et de l’Emploi, le 04.10.2007

Rapporteur: M. Marc Spautz

Travaux de la Commission du Travail et de l’Emploi

(Président: M. Marcel Glesener):

13.11.2007 Désignation d’un rapporteur

Présentation du projet de loi par M. le Ministre du Travail
et de l’Emploi François Biltgen

Échange de vues général

12.02.2008 Examen du projet de loi et de l’avis du Conseil d’État

08.04.2008 Présentation et adoption d’un projet de rapport

Vote en séance publique: 29.04.2008

5820 - Projet de loi relative à la
transformation et à la rénovation du
Centre Marienthal

Les origines du monastère de Marienthal
remontent à 1232 dont la dernière desti-
nation avant de devenir la propriété de l’État
en 1974 était de servir de centre de for-
mation pour jeunes missionnaires.

En 1999, l’État a également acquis la ferme
adjacente.

En 2002, le site de Marienthal a été classé
monument national.

Depuis l’acquisition du site par l’État, il a été
réservé aux activités du Service national de
la jeunesse, qui a dû le libérer en 1999 en
vue de pouvoir y accueillir les réfugiés ayant
fui le Kosovo, à l’époque théâtre d’un conflit
militaire. Depuis que les besoins de loge-
ment d’immigrés ont diminué, le Service
national de la jeunesse a récupéré les lieux,
et les travaux prévus sont destinés à adapter
le site aux besoins d’un centre de logement,

de formation et de loisirs pour jeunes, géré
par ledit Service national de la jeunesse.

En cela, le projet fait suite à une motion de la
Chambre des députés de fin 1995 dans
laquelle celle-ci avait invité le Gouvernement
«à accélérer les travaux de transformation,
de modernisation et d’extension des trois
centres d’Eisenborn, de Marienthal et de
Hollenfels».

Il permet l’organisation de stages pour des
classes de l’enseignement secondaire, de
l’enseignement secondaire technique et de
l’enseignement primaire, l’accueil de
groupes entendant utiliser le Centre comme
base pour des activités de loisirs, l’offre de
stages de formation pour animateurs et édu-
cateurs, la réalisation de travaux d’intégra-
tion sociale et d’insertion professionnelle.

À cet effet, il est prévu de rénover et de mo-
derniser les infrastructures du site en vue de
mieux les adapter aux exigences de la pa-
lette des activités offertes par le site.

Dépôt par M. Claude Wiseler, Ministre des Travaux publics, le 12.12.2007

Rapportrice: Mme Sylvie Andrich-Duval

Travaux de la Commission des Travaux publics

(Président: M. Lucien Clement):

15.01.2008 Désignation du rapporteur

28.02.2008 Examen du projet de loi et de l’avis du Conseil d’État

18.03.2008 Examen et adoption d’un projet de rapport

Vote en séance publique: 24.04.2008
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❱❱❱ M. le Président.- Dir Dammen an Dir
Hären, d’Sitzung ass op.

Ech wëll d’Regierung, déi vertrueden ass
duerch den Här Innenminister Jean-Marie
Halsdorf, froen, ob si eis eng Matdeelung ze
maachen huet?

❱❱❱ M. Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement du
Territoire.-

Neen, Här President.

1. Communications

❱❱❱ M. le Président.- Ech hunn der
Chamber folgend Kommunikatiounen ze
maachen:

1. La liste des questions au Gouvernement
ainsi que des réponses à des questions est
déposée sur le bureau.

Les questions et les réponses sont publiées
au compte rendu.

Här Spautz?

❱❱❱ M. Marc Spautz (CSV).- Här Pre-
sident, ech wollt froen: Do si Question-
parlementairen derbäi u Regierungs-
memberen, déi schonn iwwer 30 respektiv
60 Deeg erausginn, déi nach ëmmer net
dorop geäntwert hunn. Déi Regierungs-
membere sinn awer och elo net hei. Dofir
ass meng Fro, wéini mer dann déi Änt-
werten awer géife kréien.

❱❱❱ M. le Président.- Ech kann Iech just
versécheren, Här Spautz, dass vun der Ver-
waltung vun der Chamber d’Regierung
permanent opgefuerdert gëtt a rappeléiert
gëtt, déi parlamentaresch Ufroen, déi nach
net beäntwert sinn, endlech ze beänt-
werten. D’Madame Flesch huet d’Wuert.

❱❱❱ Mme Colette Flesch (DP).- Här
President, vu dass den Här Spautz déi Fro
gestallt huet, wollt ech wann ech gelift zum
Ordre du jour froen, geméiss dem Artikel 80,
Paragraph 5 vun onsem Reglement, dass
ech meng Fro 2371, déi op Ärer Lëscht vum
17. Abrëll steet, wou den Délai schonn
iwwerschratt ass, kéint elo en session pu-
blique un de Minister, un den Här Lux,
stellen. Ech froen also domat eng Modifi-
katioun vum Ordre du jour.

❱❱❱ Une voix.- Déi gëtt accordéiert.

❱❱❱ M. le Président.- Madame Flesch, wa
mer bis beim Ordre du jour ukomm sinn, dann
décidéiere mer och iwwer Är Demande, 
fir den Ordre du jour ze modifizéieren. Elo
kucke mir emol fir d’éischt wéi eng Kommu-
nikatiounen nach ze maache sinn:

2. Les projets de loi suivants ont été dépo-
sés au Greffe de la Chambre des Députés:

1) 5856 - Projet de loi relatif à l’hospitali-
sation sans leur consentement de per-
sonnes atteintes de troubles mentaux et mo-
difiant la loi modifiée du 31 mai 1999 sur la
Police et l’Inspection générale de la Police

Dépôt: Monsieur Mars Di Bartolomeo, Mi-
nistre de la Santé, Monsieur Mars Di
Bartolomeo, Ministre de la Sécurité sociale,
le 07.03.2008

2) 5858 - Projet de loi portant modification
de la loi communale modifiée du 13 dé-
cembre 1988

Dépôt: Monsieur Jean-Marie Halsdorf,
Ministre de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire, le 25.03.2008

3) 5859 - Projet de loi portant modification
de la loi électorale modifiée du 18 février
2003

Dépôt: Monsieur Jean-Marie Halsdorf,
Ministre de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire, le 25.03.2008

4) 5860 - Projet de loi relatif à la traite des
êtres humains, (1) portant approbation: (a)
du Protocole additionnel à la Convention
des Nations Unies contre la criminalité
transnationale organisée visant à prévenir,
réprimer et punir la traite des personnes, en
particulier des femmes et des enfants,
ouvert à la signature du 12 au 15 décembre
2000 à Palerme, et (b) de la Convention du
Conseil de l’Europe sur la lutte contre la
traite des êtres humains, signée à Varsovie
le 16 mai 2005; (2) modifiant le Code pénal;
et (3) modifiant le Code d’instruction cri-
minelle

Dépôt: Monsieur Luc Frieden, Ministre de la
Justice, le 26.03.2008

5) 5861 - Projet de loi portant approbation
de l’Amendement de la Convention portant
création d’un Conseil de coopération doua-
nière, adopté lors des 109e et 110e sessions
du Conseil de coopération douanière le 30
juin 2007

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn, Ministre
des Affaires étrangères et de l’Immigration,
le 04.04.2008

6) 5862 - Projet de loi portant approbation
de la Convention entre le Grand-Duché de
Luxembourg et la Région administrative
spéciale de Hong Kong de la République
Populaire de Chine tendant à éviter les
doubles impositions et à prévenir la fraude
fiscale en matière d’impôts sur le revenu et
sur la fortune, signée à Hong Kong, le 2
novembre 2007

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn, Ministre
des Affaires étrangères et de l’Immigration,
le 04.04.2008

7) 5863 - Proposition de modification du
Règlement de la Chambre des Députés
relative au débat suite à une déclaration
gouvernementale selon l’article 80 de la
Constitution

Dépôt: Monsieur Gast Gibéryen, le
08.04.2008

8) 5864 - Proposition de modification du
Règlement de la Chambre des Députés
relative aux propositions de loi

Dépôt: Monsieur Gast Gibéryen, le
08.04.2008

9) 5865 - Projet de loi portant approbation
de l’Accord de coopération entre le Gouver-
nement du Grand-Duché de Luxembourg et
le Gouvernement de la République démo-
cratique populaire Lao dans les domaines
de la culture, de l’enseignement supérieur
et de la recherche, signé à Vientiane, le 16
octobre 2007

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn, Ministre
des Affaires étrangères et de l’Immigration,
le 09.04.2008

10) 5866 - Projet de loi portant approbation
de la Convention de l’Institut forestier eu-
ropéen, faite à Joensuu, le 28 août 2003

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn, Ministre
des Affaires étrangères et de l’Immigration,
le 09.04.2008

11) 5867 - Projet de loi relatif à la respon-
sabilité parentale

Dépôt: Monsieur Luc Frieden, Ministre de la
Justice, le 11.04.2008

12) 5868 - Projet de règlement grand-ducal
relatif à la participation du Luxembourg à la
mission «État de droit» menée par l’Union
européenne au Kosovo (EULEX KOSOVO)

Dépôt: Monsieur Jean Asselborn, Ministre
des Affaires étrangères et de l’Immigration,
le 11.04.2008

13) 5869 - Projet de règlement grand-ducal
modifiant le règlement grand-ducal modifié
du 9 mai 2003 concernant la participation
du Luxembourg à la Force Internationale
d’Assistance à la Sécurité en Afghanistan
(ISAF) sous l’égide des Nations Unies

Dépôt: Monsieur Jean-Louis Schiltz, Mi-
nistre de la Défense, le 16.04.2008

14) 5870 - Projet de loi portant création de
l’Administration des Services médicaux du
Secteur public

Dépôt: Monsieur Claude Wiseler, Ministre
de la Fonction publique et de la Réforme
administrative, le 17.04.2008

15) 5871 - Projet de règlement grand-ducal
modifiant le règlement grand-ducal modifié
du 13 septembre 2006 concernant la par-
ticipation du Luxembourg au renforcement
de la Force Intérimaire des Nations Unies au
Liban (FINUL)

Dépôt: Monsieur Jean-Louis Schiltz, Mi-
nistre de la Défense, le 18.04.2008

16) 5872 - Projet de loi relative à la pro-
fession de l’audit et: - portant transposition
de la directive 2006/43/CE du Parlement
européen et du Conseil du 17 mai 2006
concernant les contrôles légaux des
comptes annuels et des comptes conso-
lidés et modifiant les directives 78/660/CEE
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Question N°269 du 21 avril 2008 de M. Jacques-Yves Henckes relative
aux récents jets de pierre de ponts autoroutiers, adressée à M. le
Ministre de la Justice
- M. Jacques-Yves Henckes - M. Luc Frieden, Ministre de la Justice

Question N°270 du 21 avril 2008 de M. Roger Negri relative à une
proposition de directive de la Commission européenne augmentant le
taux du biofuel à 10% en tant qu'additif dans l'essence et le diesel
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- M. Roger Negri - M. Lucien Lux, Ministre de l'Environnement
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et 83/349/CEE du Conseil, et abrogeant la
directive 84/253/CEE du Conseil, - portant
organisation de la profession de l’audit; -
modifiant certaines autres dispositions
légales, et - portant abrogation de la loi
modifiée du 28 juin 1984 portant organi-
sation de la profession de réviseur d’en-
treprises

Dépôt: Monsieur Luc Frieden, Ministre de la
Justice, le 21.04.2008

17) 5873 - Projet de loi portant sur le ren-
forcement des effectifs de la Police et modi-
fiant la loi modifiée du 31 mai 1999 sur la
Police et l’Inspection générale de la Police

Dépôt: Monsieur Luc Frieden, Ministre de la
Justice, le 21.04.2008

3. Par lettre du 21 avril 2008 Monsieur le
Député Ben Fayot a informé le Président de
la Chambre qu’il désire interpeller le
Gouvernement au sujet de la Bibliothèque
nationale.

4. En date du 24 au 27 mars 2008 se sont
tenues des réunions de la Commission sur
la dimension civile de la sécurité de
l’Assemblée parlementaire de l’OTAN (APO)
à Istanbul et à Ankara (Turquie). La
Chambre des Députés y était représentée
par M. Marc Angel, Vice-Président de la
délégation luxembourgeoise auprès de
l’Assemblée parlementaire de l’OTAN, et
par Mme Lydia Mutsch, Membre de la délé-
gation luxembourgeoise.

À l’ordre du jour figuraient notamment le
processus d’adhésion de la Turquie à l’UE,
l’ambition de la Turquie de devenir une
plate-forme énergétique et son rôle dans la
sécurité énergétique de l’Europe, la con-
troverse suscitée par une décision de lever
l’interdit sur le port du voile à l’université, le
recours juridique visant à interdire l’AKP, la
situation de la population kurde, la récente
intervention militaire de la Turquie contre le
PKK dans le nord de l’Irak ainsi que la lutte
contre le terrorisme.

5. En date du 27 au 28 mars 2008 s’est
tenue la 4e session annuelle de l’Assemblée
parlementaire euro-méditerranéenne (APEM)
à Athènes.

La Chambre des Députés y était repré-
sentée par Mme Lydie Err, Présidente de la
délégation luxembourgeoise auprès de
l’APEM, Mme Martine Stein-Mergen, Vice-
Présidente et M. Xavier Bettel, Membre de
la délégation luxembourgeoise.

À l’ordre du jour figuraient notamment des
discours de M. Kostas Karamanlis, Premier
Ministre de la République hellénique, M.
José Manuel Barroso, Président de la Com-
mission européenne, M. Stavros Dimas,
Commissaire européen pour l’Environ-
nement et M. Hans-Gert Pöttering, Président
du Parlement européen.

Mme Err a participé aux travaux de la com-
mission politique, de sécurité et des droits
de l’Homme ainsi qu’aux travaux de la com-
mission ad hoc sur les droits de la femme
dans les pays euro-méditerranéens.

Mme Martine Stein-Mergen a assisté aux tra-
vaux de la commission pour la promotion de
la qualité de la vie, les échanges humains et
de la culture ainsi qu’à une réunion infor-
melle du groupe de travail des experts sur
les questions d’énergie et d’environnement.

M. Xavier Bettel a représenté la Chambre
des Députés à la commission des affaires
économiques, financières, des affaires
sociales et de l’éducation.

Lors de l’élection des bureaux des com-
missions parlementaires, Mme Lydie Err a
été élue Vice-Présidente de la nouvelle
commission des droits de la femme dans
les pays euro-méditerranéens et M. Xavier
Bettel Vice-Président de la commission des
affaires économiques, financières, des
affaires sociales et de l’éducation.

6. En date du 28 au 30 mars 2008 s’est
tenue une réunion de la Commission Per-
manente de l’Assemblée parlementaire de
l’OTAN (APO) à La Haye (Pays-Bas). La
Chambre des Députés y était représentée
par M. Marc Spautz, Président de la dé-
légation luxembourgeoise auprès de
l’Assemblée parlementaire de l’OTAN.

À l’ordre du jour figuraient notamment les
relations avec la Fédération de Russie, le
statut des délégations non membres et l’in-
tégration de nouveaux pays.

2. Retraits du rôle des
affaires

Zwee Projete goufe vum Rôle vun den
Affäre gestrach: de Projet de loi 5778, eng
Ofännerung vum Postgesetz, an de Projet
de règlement grand-ducal 5688, eng Di-
rektiv iwwert d’Gemengewahlen.

3. 5857 - Proposition de loi
sur la prostitution

Déclaration de recevabilité

An hirer Réunioun vum 17 Abrëll huet
d’Presidentekonferenz virgeschloen, dass
d’Proposition de loi 5857 iwwert d’Prosti-
tutioun fir recevabel erkläert wär.

❱❱❱ Une voix.- Oh, neen!

❱❱❱ M. le Président.- Dës Proposition de
loi gouf den 19. Mäerz vun der Madame Err,
dem Här Angel, dem Här Castegnaro an der
Madame Dall’Agnol déposéiert.

Ass d’Chamber domat averstanen?

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert.

4. 5595 - Proposition de ré-
vision de l’article 10 de la
Constitution

5672 - Proposition de révision
de l’article 9, alinéa 1er de la
Constitution, Article 63 du
Règlement

Ech wéilt d’Chamber froen, ob si sech fir
d’Prise en considération ausschwätzt vun
zwee Virschléi iwwer eng Verfassungs-
ännerung: d’Propositioun 5595 iwwert den
Artikel 10 an d’Propositioun 5672 iwwert
den Artikel 9, 1. Alinea. Et handelt sech
heibäi ëm eng Décisioun, déi noutwendeg
ass opgrond vun enger Dispositioun aus
dem Chamberreglement.

Ass d’Chamber d’accord domat?

(Assentiment)

Dann ass et och do esou décidéiert.

5. Composition des com-
missions parlementaires

Wat d’Zesummesetzung vun der Com-
mission de la Santé an der Sécurité sociale
ubelaangt, huet d’CSV-Fraktioun virge-
schloen, dass bei der Instruktioun vum
Projet de loi iwwert d’Palliativmedezin an
der Proposition de loi iwwert d’Recht an Di-
gnitéit ze stierwen déi Damme Marie-Josée
Frank an Nancy Arendt ersat ginn duerch
déi Häre Jean-Paul Schaaf a Patrick Santer.

Ass d’Chamber och domat averstanen?

(Assentiment)

❱❱❱ Une voix.- Neen!

❱❱❱ M. le Président.- Dann ass et esou
décidéiert.

(Hilarité)

6. Ordre du jour

Wat déi parlamentaresch Aarbechte fir dës
Woch ubelaangt - Madame Flesch, mir
kommen elo zum Ordre du jour, deen Dir
virdru schonn ugesprach hat -, gouf fol-
genden Ordre du jour virgeschloen: haut de
Mëtteg eng Froestonn un d’Regierung, eng
Aktualitéitsstonn op Ufro vun der CSV-Frak-
tioun iwwert d’Organspenden an eng Orien-
téierungsdebatt iwwert de Rapport d’ac-
tivité vum Médiateur. Den Ordre du jour gëtt
evakuéiert, och wann d’Sitzung iwwer
hallwer siwen erausgeet.

Muer um hallwer dräi steet op eisem Ordre
du jour: d’Deklaratioun vum Här Koope-
ratiounsminister Jean-Louis Schiltz iwwert
d’Entwécklungshëllef mat uschléissender
Debatt, de Projet de loi 5516 iwwert d’Scha-
fung vun engem Institut luxembourgeois de
normalisation an de Projet de loi 5585
iwwert d’Gestioun vun den Donnéeën am
Beräich vum Tourismus.

En Donneschdeg um dräi Auer - net um
hallwer dräi, mä um dräi - hu mer de Projet

de loi iwwert de Centre Mariendall, dann
d’Question avec débat vum Här Bettel
iwwert d’Presenz vun Observateuren am
Fall vun Ausweisungen an de Projet de loi
5698, eng Konventioun iwwer international
Garantië fir Matériels d’équipement mo-
biles. Dann nach de Projet de loi, wat eng
Konventioun ass, géint d’Fraude fiscale, a
schlussendlech eng Konventioun iwwert de
Schutz vu Kulturgidder. Um Enn vun där
Sitzung hu mer nach d’Naturalisatiounen.

Ass d’Chamber mat deem Ordre du jour
averstanen?

(Assentiment)

Sous réserve, dass d’Madame Flesch
eppes gefrot huet. Wann Der mir nach eng
Kéier wéilt rappeléieren, wourëms et geet.

❱❱❱ Mme Colette Flesch (DP).- Här Pre-
sident, et geet ëm meng Fro 2371 iwwert
den „General Aviation Terminal“ um Findel,
deen an Ärer Lëscht vum 17. Abrëll figu-
réiert, bei deene Froen, wou den Délai fir
d’Beäntwertung dervun dépasséiert ass.
Ech beruffe mech op den Artikel 80, Para-
graph 5 vun onsem Reglement, dat vir-
gesäit, dass, wann de Minister am Délai vun
engem Mount net op eng Fro geäntwert
huet, se an der éischter Séance publique
de la semaine suivant l’expiration du délai
de réponse gestallt ka ginn.

Ech hunn de Moien an elo nach de Mëtteg
bei der Chamber vérifiéiert, ob d’Äntwert
ukomm wär. Dat, ass mer gesot ginn, ass
net de Fall. Ech sinn der Wourecht awer
schëlleg, dass den Här Lux elo virdru bei
mech gelaf komm ass a gesot huet, hien
hätt d’Äntwert gëschter ënnerschriwwen.
Nach ass se anscheinend net hei agelaf,
duerfir géif ech gär meng Fro stellen.

❱❱❱ M. Ben Fayot (LSAP).- Dat ass déi
modern Technik.

❱❱❱ M. le Président.- Dir hutt elo esou
laang gewaart, Madame Flesch,...

(Hilarité)

...elo géif et vläicht och net méi op een Dag
ugoen. Mä wann Dir se awer wëllt stellen,
dann ass et laut dem Reglement Äert gutt
Recht. Wat seet den Här Minister Lux? Hie
ka vläicht seng schrëftlech Äntwert vir-
liesen.

❱❱❱ Mme Colette Flesch (DP).- Hien
huet se och net!

❱❱❱ M. Lucien Lux, Ministre des
Transports.- Ech hu se och net hei. Ech
wäert der Madame Colette Flesch nach bis
zum Enn vun der Heure de questions
d’Äntwert schrëftlech iwwerreechen.

❱❱❱ Une voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Très bien. Wann dat
gekläert ass, dann denken ech, wäert
d’Madame Flesch och zefridde gestallt sinn.

❱❱❱ Mme Colette Flesch (DP).- Ech ver-
zichten, Här President, op dat Recht, wat
d’Reglement mir zouerkennt.

❱❱❱ M. le Président.- Très bien. Dann ass
déi Fro vum Ordre du jour geléist.

Den Här Spautz freet d’Wuert. Här Spautz,
wann ech gelift.

❱❱❱ M. Marc Spautz (CSV).- Här Pre-
sident, bei där Fro, déi mäi Kolleeg Ali Kaes
an ech de 14. Februar gestallt hunn un de
Minister vun der Gesondheet betreffend de
Bilan vun enger Motioun, déi mer den 21.
Dezember 2004 an der Chamber geholl
hunn iwwert de Reclassement externe a
Reclassement interne, do waarde mer och
elo zënter dem 14. Februar op eng Äntwert.
Dat ass elo schonn e bëssche méi laang
hier.

De Minister ass awer elo net do. Do gëtt et
jo dann zwou Méiglechkeeten: Entweder
ass et en anere Regierungsmember, deen
drop äntwert, respektiv mir leeën et dann e
bësse méi spéit, während der Heure de
question. Ech weess et net, mä et wier och
wichteg, dass mer eng Äntwert kréien.

(Interruption)

❱❱❱ M. le Président.- Loosse mer elo hei
schéin der Rei no fueren. Här Spautz, Är Fro
war och vläicht e wéineg komplizéiert.
Duerfir soll een der Regierung och déi nout-
wendeg Zäit ginn.

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- Ech hunn
nach eng vum leschte Joer vum Här Frieden
net beäntwert kritt, Här President!

(Brouhaha)

❱❱❱ M. le Président.- Här Bettel, hutt Dir
d’Wuert gefrot?

(Hilarité)

Et ass Äert Recht, fir d’Wuert ze froen, mä
da maacht dat a geuerdneter Form!

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- Här Pre-
sident, just fir ze soen, et stëmmt, dass ver-
schidde Froen net beäntwert gi sinn. Et sinn
der ganz, ganz vill an deem leschte Relevé,
dee mer kritt hunn. Iwwer 30 Froe sinn net
beäntwert ginn an do och nach zwou vum
leschte Joer an do ass eng vu mir derbäi.
Ech wier awer frou, wann d’Regierung mer
iergendeng Kéier kéint eng Äntwert ginn.
Dat wier awer interessant an ech mengen
dat wier och héiflech vun der Regierung 
vis-à-vis vun der Chamber.

❱❱❱ M. le Président.- Gutt. Also de
Wonsch nach eng Kéier un d’Regierung, am
nächste Regierungsrot driwwer ze beroden,
wéi een et kéint maachen, fir och déi
komplizéiert Froe vun den Deputéierten an
tant soit peu räsonnabelen Délaië beäntwert
ze kréien.

Här Spautz, ech denken, dass mer Är
Demande elo emol zréckstellen a bei deem
bleiwen, wat mer hei hunn. Ech wëll
d’Chamber elo emol froen, ob se d’accord
ass mat deem Ordre du jour, deen ech
virdru virgedroen hunn?

(Assentiment)

Dann ass et esou décidéiert.

Mir kommen dann zu der Heure de
questions un d’Regierung. Dir wësst, wéi
ëmmer, d’Deputéierten hunn zwou Minutten
Zäit, d’Regierung véier Minutten Zäit, fir ze
äntwerten. Ier mer dozou kommen, ginn ech
der Madame Marie-Josée Jacobs, Famillje-
ministesch, d’Wuert fir den Dépôt vun
engem Projet de loi.

7. Dépôt d’un projet de loi

❱❱❱ Mme Marie-Josée Jacobs, Mi-
nistre de la Famille et de l’Intégration.-
Merci, Här President. De Grand-Duc huet
mer erlaabt, de Projet de loi ze déposéieren
iwwert d’Assistenz an d’Hëllef vun Affer, déi
aus dem Mënschenhandel kommen.

5874 - Projet de loi portant sur l’assistance
et la protection des victimes de la traite des
êtres humains modifiant le code de pro-
cédure civile

❱❱❱ M. le Président.- Ech ginn Iech Akt
vum Dépôt vun dësem Projet de loi, deen un
déi zoustänneg Chamberskommissioun
verwise gëtt. Den Här Gibéryen signaléiert
mer, dass hien och geschriwwen huet. Här
Gibéryen, Dir hutt d’Wuert.

8. Dépôt d’une proposition de
loi

❱❱❱ M. Gast Gibéryen (ADR).- Merci, Här
President. Et wier och fir den Dépôt vun
enger Proposition de loi ze maachen iwwert
d’Erëmaféiere vum integralen Indexsystem
hei zu Lëtzebuerg. Ech wier frou, wann déi
Proposition de loi géif ganz séier traitéiert
ginn, well d’Land, dat waart dorop.

5875 - Proposition de loi

a) réinstaurant l’automatisme d’indexation
des salaires, traitements, pensions et rentes

b) réinstaurant l’indexation des prestations
familiales et du forfait éducation et

c) instaurant l’indexation automatique du
boni pour enfant, et de ce fait

1) abrogeant les articles 1er et 3 de la loi du
27 juin 2006 adaptant certaines modalités
d’application de l’échelle mobile des
salaires et des traitements

2) modifiant

a) l’article 11 de la loi modifiée du 22 juin
1963 fixant le régime des traitements des
fonctionnaires de l’État, la loi modifiée du 27
mai 1975 portant généralisation de l’échelle
mobile des salaires et des traitements

b) l’article 10 de la loi modifiée du 20 juin
1977 ayant pour objet: 1) d’instituer le
contrôle médical systématique des femmes
enceintes et des enfants en bas âge

c) de modifier la législation existante en
matière d’allocations de naissance

d) l’article 4 de la loi modifiée du 30 avril
1980 portant création d’une allocation de
maternité

e) l’article 4 de la loi modifiée du 19 juin
1985 concernant les allocations familiales et
portant création de la caisse nationale des
prestations familiales440088 www.chd. lu
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f) l’article 3 de la loi modifiée du 14 juillet
1986 concernant la création d’une allo-
cation de rentrée scolaire

g) l’article 6 de la loi modifiée du 1er août
1988 portant création d’une allocation
d’éducation

h) l’article 8 de la loi du 12 février 1999
portant création d’un congé parental et d’un
congé pour raisons familiales

i) l’article 3 de la loi du 28 juin 2002 portant
création d’un forfait éducation

j) la loi du 21 décembre 2007 relative à la
bonification d’impôts pour enfants

❱❱❱ M. le Président.- Ech si frou, Här
Gibéryen, dass Dir drop renoncéiert hutt,
d’Proposition de loi elo hei ze presentéieren,
well dat eisem Reglement net entsprach
hätt.

9. Heure de questions au Gou-
vernement

Mir kommen dann un déi éischt Fro haut de
Mëtteg un d’Regierung. Et ass déi vum
honorabelen Här Roth un den Här Ëmwelt-
minister, eng Fro betreffend d’Wandmillen.
Här Roth, Dir hutt d’Wuert.

- Question N°264 du 22 avril 2008 de
M. Gilles Roth relative au cadre
réglementaire applicable à l’implan-
tation d’éoliennes, adressée à M. le
Ministre de l’Environnement

❱❱❱ M. Gilles Roth (CSV).- Här President,
laut dem Rapport d’activité vum Ëmwelt-
ministère ass am Joer 2007 een neie Wand-
park autoriséiert ginn. Am Ganze si bis haut
eelef Wandparken am Land genehmegt
ginn, woubäi der zwee net an d’Exploi-
tatioun gaang sinn, well den Délai vun der
Autorisatioun ofgelaf war.

Zu Lëtzebuerg gëtt et menges Wëssens
keng spezifesch Reglementatioun wat
d’Opstellung vu Wandmille betrëfft. Et ass
d’Kommodos-Gesetz aus dem Joer 1999,
wat och d’Fro vun de Wandparke regelt.
Dozou kënnt jee nodeem d’Gesetz iwwert
den Naturschutz.

Um Niveau vun de Verwaltungsgeriichter
gëtt et eng Rei vu Jurisprudenzen, déi de
Caractère d’utilité publique vun de Wand-
millen als Quell vun erneierbar Energien
zréckbehalen hunn. D’Fro vun der Legalitéit
vun engem graphesche Plang, dee ver-
schidde Zones de réserve fir Wandmille
feststellt, war do schonns méi ëmstridden.
An der Belsch, notamment an der Wallonie,
gëtt et fir d’Opriichte vu Wandmillen ee
sougenannte Cadre de référence.

An dësem Kontext wollt ech den Ëmwelt-
minister froen: Gedenkt d’Regierung och
eng spezifesch Reglementatioun fir d’Op-
stelle vu Wandmillen hei zu Lëtzebuerg aus-
zeschaffen? Wat fir ee Stellewäert miesst
d’Regierung der Wandenergie an Zukunft
bäi, besonnesch fir déi europäesch Virgab
a Saachen erneierbar Energie ze erfëllen,
déi seet, dass bis d’Joer 2020 11% vum
nationalen Energieverbrauch duerch er-
neierbar Energien ofgedeckt musse ginn?

Ech soen Iech Merci.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Roth.
Den zoustännege Minister huet d’Wuert.

❱❱❱ M. Lucien Lux, Ministre de l’Environ-
nement.- Här President, dem honorabele
Kolleeg Gilles Roth seng Fro betrëfft virun
allem de schwierege reglementaresche
Kader an deem mer eis befannen. Den
Innen- a Landesplanungsminister hat sech
virun enger Zäit proposéiert gehat, e Plan
sectoriel extra ze maache fir de Beräich vun
de Wandparken. Hien huet déi Iddi, well et
och eng schwéierfälleg Prozedur ass, fale
gelooss a gesäit am Moment éischter de
Wee fir am Rumm vun der Diskussioun
iwwerhaapt iwwert d’Kompetenz vun de
Gemengen am Beräich vun der Energie- an
der Klimaschutzpolitik op e Règlement-type
erauszegoen, am Zesummenhang mat de
Bautereglementer vun deenen eenzelne
Gemengen, fir also esou e Kader an Zesum-
menaarbecht mam Syvicol auszeschaffen
an domadder de Gemengen eng Méiglech-
keet ze ginn, op deem Kader ze schaffen.

Bleift, dass an deem reglementare Beräich
eng ganz Rei vun Autorisatiounen, och nach
ëmmer, wann dat do geléist ass, nach
wäerte spillen. Dat ass wouer natierlech fir
de Kommodos-Beräich, fir all déi Aspekter,
déi mat Kaméidi ze dinn hunn, och mat de
Schied ze dinn hunn, déi hei spillen, an och
Distanzen, déi ze respektéiere sinn. Dat ass
wouer och fir de Beräich vun der Aviation
civile, wou mer eng Rei vu Problemer haten
am Zesummenhang mat Trajectoiren, déi ze
respektéiere si fir de Beräich vun der

Aviatioun. An dat ass natierlech wouer fir
den Naturschutzberäich an all Dispositiou-
nen aus deem Gesetz.

Esou dass ech also géif mengen, an enger
éischter Phas soll een op déi do Fro d’Änt-
wert ginn, dass mer zesummen dee Rè-
glement-type ausschaffen, fir wéinstens déi
Fro um Niveau vun deem, wat d’Gemenge
betrëfft, geléist ze kréien.

Wat déi zweet Fro, de Stellewäert vun der
Wandenergie, ubelaangt, esou mécht se am
Moment an där Produktioun vum Stroum,
déi gemaach gëtt iwwer erneierbar Ener-
gien, ongeféier 10% aus. Largement un der
Spëtzt läit natierlech ëmmer d’Biomass, déi
eppes Klenges méi wéi d’Halschent aus-
mécht aus der Produktioun vun erneier-
baren Energien. Mä an deem, wat d’Effi-
kassitéit ubelaangt, par rapport zu deem,
wat d’Förderung ubelaangt, spillt d’Wand-
energie och fir déi nächst Joren eng grouss
Roll, wann ee weess, dass d’Capacitéiten
zum Beispill um Niveau vum Waasser prak-
tesch ausgenotzt sinn, ausser vläicht nach
kleng Projeten, an um Niveau vun der Foto-
voltaik ëmmer dee Problem bleift, dass dat
eis an eiser Klimaschutzbilanz direkt net vun
Notzen ass, mä trotzdeem awer nach
ëmmer gefördert gëtt, ech mengen Dir
wësst dat, souwuel iwwert de Beräich vun
enger Infrastruktursubventioun wéi och
iwwert déi Produktioun, déi geleescht gëtt.

Wat mer am Moment hunn, si 55,9 Mega-
watt, déi hiergestallt ginn. Wann ech d’Po-
tenzialstudië kucken, da sinn eng Rei vu
Projeten - Réiden, Käl, Suessem a Garnech
mat akalkuléiert - nach realiséiert ze ginn.
Dat wär nach eng zousätzlech Capacitéit
vun 28 Megawatt, déi géifen derbäi-
kommen. A wann ech kucken, dass an
deem Zäitraum duerno, vun 2010 bis 2020,
haaptsächlech dat gemaach gëtt, wat
genannt gëtt e Repowering vun deene be-
stehenden Anlagen, dass also do d’Capa-
citéiten erneiert ginn an och an d’Luucht
gesat ginn, wat nach eng Kéier 35 Mega-
watt ausmécht, an zousätzlech Anlagen an
där Period vun 31 Megawatt gerechent gi
sinn, wa mer déi bis 2020 fäerdeg bréngen,
da komme mer insgesamt op 150 Mega-
watt, wat also eng Verdräifachung wär vun
deem, wat mer haut hunn.

Dat heescht also, dass een de Cadre régle-
mentaire sécherlech muss besser ge-
stalten, harmoniséieren, och kucken, op déi
eenzel Opérateuren, déi Projete wëlles
hunn, wierklech zouzegoen, fir hei vläicht
Guichet unique ze maachen an derfir ze
suergen, dass dat aus engem Goss
zesumme geet. Wa mer dat fäerdeg
bréngen, da sinn dat doten déi Capaci-
téiten, déi mer an deenen nächste Jore
kéinte fäerdeg bréngen.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister.
Punkt op d’Sekonn hutt Der d’Zäit agehalen,
dat freet mech an och all déi aner heiban-
nen. Den Här Berger stellt dem Här Innen-
minister eng Fro iwwert d’Plans sectoriels.
Här Berger, Dir hutt d’Wuert.

- Question N°265 du 22 avril 2008 de
M. Eugène Berger relative à l’état
d’avancement des plans sectoriels,
adressée à M. le Ministre de I’ln-
térieur et de l’Aménagement du
Territoire

❱❱❱ M. Eugène Berger (DP).- Merci, Här
President. Am Juli 2005, méi prezis de 26.
Juli 2005 huet den Innenminister de Plan
sectoriel «Lycées» virgestallt. An deem
Kontext huet dunn den Innenminister och
gesot, datt e géif de Plan sectoriel
«Transports» an d’Plans sectoriels «Lo-
gement» an «Grands ensembles pay-
sagers» preparéieren. Ech zitéieren do och
vun der Internetsäit vun der Regierung vum
26. Juli 2005, wou steet: «Aux dires de
Jean-Marie Halsdorf, le projet de loi sur le
plan sectoriel ‚Transports? sera présenté
avant la fin de l’année 2006, alors que les
projets de loi Logement et Grands
ensembles paysagers seront prêts pour
2007.»

Här President, mëttlerweil si mer Abrëll
2008. Duerfir wollt ech froen, well déi Pläng
nach net virleien, wou déi Aarbechten dru
wieren, respektiv ob eis den Innenminister
ka méi prezis soen, wéini dann déi dräi ver-
schidde Plans sectoriels prett sinn, fir datt
se kënnen an d’Prozedur goen.

Merci.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Berger.
Den Här Jean-Marie Halsdorf, Innen-
minister, huet d’Wuert.

❱❱❱ M. Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement du
Territoire.- Här President, Dir Dammen an
Dir Hären, et ass richteg, dass ech am Juli
vum Joer 2005 déi Ausso do gemaach
hunn, mä ech muss feststellen, dass mer

déi Zäit ze vill optimistesch waren. Mir hu
wierklech gemengt, déi Plan-sectorielë
kéinten aus engem Goss ëmgesat ginn. Et
muss een awer feststellen, dass et déi
éischte Kéier ass, dass mer Plan-sectoriel-
primairë maachen.

Well dat ass dee ganz groussen Ënner-
scheed par rapport zu engem Plan sectoriel
«Lycées», wat e Plan sectoriel secondaire
ass. Do ass d’Matière vill méi komplex.
D’Envergure ass vill méi grouss. Et muss
méi am Detail gekuckt ginn. Déi Diskus-
siounen tëschent de Ministere musse méi
am Fong gemaach ginn.

Wa mer net esou gutt weiderkomm sinn,
dann ass et net, well déi eenzel Ministeren
net wollte matschaffen, mä dann ass et
éischter, well einfach den Däiwel och am
Detail ass: Wéi sinn déi verschidden
Optioune festzeleeën? Wéi sollte mer
plangen? Dat ass ee vun de Grënn, firwat
dass mer nach net méi wäit sinn, wéi mer
elo sinn.

Deen zweete wichtege Grond ass dee vun
de juristesche Froen, déi sech opwerfen am
Kader vun engem Plan sectoriel. Net méi
spéit wéi virun e puer Méint hu mer am
Kader vum POS Findel gesinn, wéi wichteg
déi juristesch Aspekter sinn. Déi sinn och
ganz komplex. Hei muss och wierklech bis
an de leschten Detail gekuckt ginn, fir
d’Risiken, fir dass eng Annullatioun ka statt-
fannen, ze minimiséieren.

Drëttens, dat ass och en Aspekt, deem mer
eis am Ausaarbechte bewosst si ginn. Mir
hu jo véier sougenannte Plan-sectoriel-
primairen: dee vum Logement, dee vun de
Zone-d’activité-économiquen, vun de
Grands ensembles paysagers a vum
Transport. Et geet drëm, déi véier mateneen
ze vernetzen. Juristesch géif ech bal soen,
an och wat déi technesch Aspekter ugeet:
Et ass eng integrativ Approche. Déi ass och
immens, immens komplex. Duerfir komme
mer och - loosse mer soen - nëmme „step
by step“ weider. Mir versichen elo déi véier
an engem gewëssene Parallellismus
fäerdeg ze kréien.

Doriwwer eraus hu mer nach en aneren
Aspekt, deen och opgetrueden ass, deen
awer gewosst ass. Dat ass déi souge-
nannten Direktiv 2001/42/CE vum 27. Juni
2001. Déi gesäit vir, dass mer mussen eng
strategesch Ëmweltprüfung maachen, eng
sougenannte SUP. Déi muss och nach fir
alleguerten déi Projete gemaach ginn.

Esou gesitt Der, dat ass net esou einfach,
well do hu mer och keng Valeur-de-réfé-
rencen. Aus deem Grond eraus wäert et elo
esou sinn, dass mer nach virum Summer de
Plan sectoriel «Transports» an de Plan
sectoriel «Grands ensembles paysagers»
wäerte presentéieren. Da gëtt duerno déi
sougenannte SUP op deene Projete
gemaach. An duerno wäerte mer dann déi
zwee aner Plan-sectorielen, dee vum Lo-
gement a vun de Zones d’activités éco-
nomiques, virleeën.

Merci.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister.
Den honorabelen Här Schreiner huet eng
Fro un de Minister vun der Fonction
publique an der Réforme administrative
iwwert d’Introduction d’une pension com-
plémentaire dans la Fonction publique. Här
Schreiner, wann ech gelift.

- Question N°266 du 21 avril 2008 de
M. Roland Schreiner relative à l’in-
troduction d’une pension complé-
mentaire dans la fonction publique,
adressée à M. le Ministre de la
Fonction publique et de la Réforme
administrative

❱❱❱ M. Roland Schreiner (LSAP).-
Merci, Här President. Dir Dammen an Dir
Hären, ech wollt dem Minister vun der
öffentlecher Fonctioun eng Fro stellen am
Zesummenhang mat der eventueller
Aféierung vun enger Zousazpensioun an
der Fonction publique, esou wéi et se am
Privatsecteur och scho gëtt.

An engem Communiqué huet d’CGFP -
d’Statsbeamtegewerkschaft - eis d’lescht
Woch wësse gelooss, dass eng Entrevue
beim Minister erginn hätt, dass d’Regierung
- ech zitéieren - „eng oflehnend Haltung“ an
dëser Fro ageholl hätt. Dat, obscho se sech
am Accord salarial vum 5. Juli 2007 en-
gagéiert hätt an och huet, d’Faisabilitéit vun
der Schafung vun engem Zousaz-
pensiounsregime - wéi et en am Privat-
secteur gëtt, ech hunn et gesot - ze
studéiere fir déi Leit, déi nom 31. Dezember
1998 beim Stat agestallt goufen oder nach
ginn. Entspriechend Konklusioune sollten
da virum Juli 2008 virleien. Dat ass de Wort-
laut vum Accord salarial.

Ouni elo d’Opportunitéit vun esou enger
Mesure hei bewäerten ze wëllen, wollt ech
de Minister froen, ob hien déi Aschätzung

vun der CGFP esou confirméiere kann. A wa
jo, wat respektiv wéi eng Elementer d’Re-
gierung dozou verleet hunn, dës oflehnend
Haltung, wéi d’CGFP et formuléiert huet,
anzehuelen. Ech erënneren och drun, dass
schonn am Joer 2000 an der Folleg vum
deemolege Gehälteraccord eng Kom-
missioun an d’Liewe geruff gouf, déi esou
eng Zousazpensiounsuerdnung fir den
öffentlechen Déngscht sollt ausschaffen.

Merci.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här
Schreiner. Den Här Minister Claude Wiseler
huet d’Wuert.

❱❱❱ M. Claude Wiseler, Ministre de la
Fonction publique et de la Réforme ad-
ministrative.- Merci, Här President. Ech
muss mat der Explikatioun vun deem, wat
elo gefrot ginn ass, zréckgoen op den Text
genau esou wéi en am Accord salarial
d’lescht Joer ofgemaach ginn ass. Den
Accord salarial seet, datt d’Regierung
bereet ass, d’Faisabilitéit ze studéieren op
Basis vu Propositiounen, déi vun der CGFP
erabruecht gi si vun der Kreatioun vun
engem Régime de pension complémentaire
an datt déi Konklusioune vun där Etüd solle
fir Juli 2008 disponibel sinn.

Déi Propositioun, déi vun der CGFP
erakomm ass, wëll ech elo net an all Detail
résuméieren. Mä déi huet grosso modo
doranner bestane fir ze soen, datt an esou
engem Régime de pension complémentaire
kéinten déi Statsbeamten, déi no ’98 an de
Statsdéngscht komm sinn, sur base volon-
taire eppes erabezuelen. Da géif de Stat e
Complément ginn op deenen, déi sur base
volontaire erabezuelen.

Déi Etüd, déi mer iwwert déi Propositioun
gemaach hunn, esou wéi se par ailleurs am
Accord salarial steet, ass eng Etüd
gewiescht, déi haaptsächlech d’juristesch
Basis dovunner gekuckt huet. Or, wann een
d’juristesch Basis kuckt, esou wéi se am
Gesetzestext vum Juni 1999 festgehalen
ass, ginn déi Pensiounssystemer an dräi
Pilieren agegliddert.

Dovun ass den zweete Pilier dee vun der
sougenannter Betribsrenteversécherung,
déi sech awer haaptsächlech doduerch
charakteriséiert, datt se op der Volonté
patronale baséiert an datt, wann eng Vo-
lontéit vum Patron do ass, fir eng privat oder
fir eng Pension complémentaire ze be-
zuelen, dann och d’Obligation légale do
ass, fir déi equivalent Kontributioune fir sief
dat dat sämtlecht Personal ze maachen, sief
dat spezifesch Kategorië vum Personal, mä
dann an der Globalitéit. D’Initiative pa-
tronale ass also, wann ee sech am zweete
Pilier befënnt, eng Obligatioun.

Dee System, deen hei vun der CGFP pro-
poséiert ginn ass, huet a sech dat ëm-
gedréint gemaach an huet eng Volontéit vun
deem Eenzelne virausgestallt, fir datt de
Patron soll nobezuelen. Dat ass also, esou
wéi et hei an där Propositioun definéiert ass,
mam Gesetz, dat mer iwwert d’Complé-
mentairepensiounen hunn, net méiglech, fir
dat am Cadre légal actuel ze maachen. Dat
ass dat, wat d’Regierung hei gesot huet.

Mir hunn och gekuckt: Wéi ass et am drëtte
Pilier? Jo, do ass et evident. Den drëtte
Pilier ass dee vun der Privatvorsorge, dat
heescht, wou just privat abezuelt gëtt, wat
jo natierlech jiddfereen - inklusiv d’Stats-
beamte selbstverständlech - ka maachen.
De Fait fir ze froen, datt dann de Patron en
Zousaz hannendru gëtt, dat ass am Fong
vun der Definitioun hier net konform mam
drëtte Pilier.

Dat géif eis automatesch schonn an den
zweete Pilier reklasséieren. A wa mer am
zweete Pilier sinn, dann ass d’gesetzlech
Logik eng ëmgedréint. Mir hunn also der
CGFP matgedeelt, esou wéi mer et gesot
hätten am Accord salarial, datt op Basis vun
där juristescher Faisabilitéit dee System,
esou wéi en elo virgeschloen ass, net méig-
lech war. Méi war och net an deem Accord
salarial ofgemaach ginn.

Merci.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister.
Déi nächst Fro ass déi vum honorabelen
Här Gira un den Här Innenminister iwwert
d’Noutdéngschter. Här Gira, Dir hutt
d’Wuert.
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- Question N°267 du 22 avril 2008 de
M. Camille Gira relative à l’organi-
sation des services de secours et
notamment des règlements grand-
ducaux à prendre en exécution de
la loi du 12 juin 2004, adressée à M.
le Ministre de I’lntérieur et de
l’Aménagement du Territoire

❱❱❱ M. Camille Gira (DÉI GRÉNG).-
Merci, Här President. Ganz kuerz: Ech wollt
den Innenminister froen, wou mer dru si mat
de Règlements grand-ducaux als Exe-
kutioun vum Gesetz vum 12. Juni 2004
iwwert d’Services-de-secours-s-Ausféie-
rungsbestëmmungen, ob déi dobausse mat
Schmäerzen, souwuel bei de Pompjeeë wéi
bei der Protection civile, gemaach ginn.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Gira.
Kuerz Fro. Kuerz Äntwert vum Här Innen-
minister.

❱❱❱ M. Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement du
Territoire.- Här President, Dir Dammen an
Dir Hären, ganz esou kuerz kréien ech et
vläicht net hin. Mä d’Situatioun ass folgend:
Un deene Gesetzer si mer scho méinte-
laang amgaang ze dokteren an ze schaffen
an ze finaliséieren. Si wären och elo schonn
- dat géif ech Iech garantéieren - an der
Prozedur. Mir hate leider e Stierffall am
Ministère an deem Service. Doduerch hu
mer nach eng Kéier missen eng Ronn
dréinen. Ech wollt se am Fong geholl dëst
Joer am Januar déposéieren.

Mir hunn eng lescht Ronn gedréint mat
deene Concernéierten, dat heescht mam
Comité des Sages, mat den Inspekteren
zesummen, natierlech mat eiser Verwaltung
an och mat der Federatioun. Ech ginn also
dovun aus, dass et eminent ass, dass se
déposéiert ginn.

Wat gëtt déposéiert? Et gi sechs Rè-
glements grand-ducaux déposéiert: een
iwwert d’Formatioun; een iwwert d’Pro-
tection civile; een iwwert de Service d’in-
cendie, wéi déi sollen organiséiert sinn; een
iwwert de sougenannte Congé sapeur; een
iwwert de Contrôle médical, an nach een
iwwert de Conseil supérieur des services de
secours. Déi sechs sinn déi, déi wäerten
deemnächst déposéiert ginn.

Da bleiwen nach zwee anerer, déi mer och
mussen duerno déposéieren. Een iwwert
déi sougenannte privat Ambulanzen. Do hat
ech och scho Gespréicher mat deene Leit
vum Terrain. Ech ginn dovunner aus, dass
mer dat Enn des Joers hikréien. An nach e
Leschten iwwert déi sougenannte Kleedun-
gen am Rettungswiesen, iwwert d’Insignien
an esou weider. Also deemnächst gëtt dat
eppes, Här Gira.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister
Halsdorf. Déi nächst Fro ass déi vum hono-
rabelen Här Kaes un den Här Gesondheets-
minister. Et geet hei ëm d’Impfung géint
d’HPV-Infektiounen.

- Question N°268 du 22 avril 2008 de
M. Ali Kaes relative au rembour-
sement du vaccin contre les in-
fections à HPV (Human Papilloma
Virus), adressée à M. le Ministre de
la Santé et de la Sécurité sociale

❱❱❱ M. Ali Kaes (CSV).- Här President, léif
Kolleeginnen a Kolleegen, erlaabt mer eng
Fro un de Minister vun der Gesondheet ze
stellen am Kontext vun der Impf-Campagne
géint de Gebärmutterhalskriibs bei de jonke
Meedercher. Den 1. Mäerz 2008 ass d’Cam-
pagne ugelaf, fir d’Meedercher am Alter vun
11 bis 12 an dann och nach vun 13 bis 18
Joer dozou opzeruffen, sech géint d’HP-
Viren impfen ze loossen, déi a sech allge-
meng als Ursaach vu ville Gebärmutterhals-
kriibse gëllen. Déi Meedercher, déi a Fro
kommen, kënne sech elo zënter dem lesch-
ten 1. Mäerz gratis impfe loossen, wa se e
Rezept vun engem Dokter hunn. Dës Cam-
pagne ass ganz kloer eng Preventivmooss-
nam, déi ganz sécher ze begréissen ass.

Et gëtt awer eng Rei Leit, Här Minister, déi
net gewaart hunn, bis d’Sensibiliséierung
ugelaf ass, an déi hir Kanner schonn am Laf
vum leschte Joer impfe gelooss hunn. Dat
och, well soss d’Kanner den entsprie-
chenden Alter dépasséiert hätten.

Vu dass dëst jo am Sënn vun der preven-
tiver Medezin ass, misst et jo och méiglech

sinn, dass déi Leit an de Genoss vun
engem Remboursement vun de Fraisen an
Héicht vun zirka 130 Euro kommen.

Meng Fro ass also, Här Minister: Gëtt et eng
Méiglechkeet, fir dass och dës Leit vun
engem Remboursement kënne profitéieren?

Dës Leit hu jo u sech näischt aneschters
gemaach wéi dat, wat elo vum Gesond-
heetsministère propagéiert gëtt. Dowéinst
solle se also net dorënner leiden, dass si a
sech méi schnell gehandelt hunn.

Ech soen Iech Merci.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Kaes.
Den Här Mars Di Bartolomeo, Gesondheets-
minister, huet d’Wuert.

❱❱❱ M. Mars Di Bartolomeo, Ministre de
la Santé et de la Sécurité sociale.- Här
President, Dir Dammen an Dir Hären,
selbstverständlech kléngt déi Propositioun
vum Deputéierten Ali Kaes op den éischte
Bléck ganz attraktiv. Et ass allerdéngs esou,
dass bei där Impfung, déi den Ali Kaes
uschwätzt, Lëtzebuerg souwisou zu deene
Länner gehéiert, déi de Remboursement am
schnellsten agefouert hunn, an am Géi-
gesaz zu villen anere Länner de Rembour-
sement zu 100%.

Ech däerf just drun erënneren, dass d’Com-
mercialiséierung vun deem Vaccin, deen
extrem deier ass an deen d’Industrie mat
extreme Pressioune versicht huet, vis-à-vis
vun alle Länner duerchzesetzen, extrem
rezent ass. Dat ass e gutt Joer hier, an Dir
wäert och verstoen, dass, ier mer esou eng
Impfung op eise Programm setzen an e
Programm mat de Keese maachen - e
Programm, deen de Statsbudget ganz
staark belaascht -, mer eis Assurancë
wëllen huelen.

Mir hunn duerfir ofgewaart, bis dass mer
den Avis vum Conseil Supérieur d’Hygiène
haten. Mir hunn ofgewaart, bis dass mer
d’Recommandatiounen hate vun dem euro-
päeschen Zentrum fir ustiechend Krank-
heeten. Mir hunn ofgewaart, wéi vergläich-
bar organiséiert Nopeschlänner sech dozou
positionéiert hunn.

Eréischt wéi all déi dote Parameteren op
gréng stoungen, hu mer d’Négociatiounen,
d’Diskussioune mat de Krankekeesen op-
geholl, selbstverständlech och um Regie-
rungsniveau, a mir hunn dunn och uge-
kënnegt, am Laf vun deenen Diskus-
siounen, dass eng Prise en charge vum
Vaccin virun der Dier géif stoen.

Elo ass et esou, dass eng Rei vu Familljen,
well se och sensibiliséiert gi si vun den
Doktere respektiv vun där Diskussioun, déi
dobausse war, dat gemaach hunn, ier de
Programm effektiv war, an net nëmmen 
130, mä bal 400 Euro ausginn hunn am
Intérêt vun hire Kanner. Dat ass ganz
verständlech.

Ech muss Iech awer soen, dass mer dee
Programm hei agefouert hunn, bei deem
Käschtepunkt vum Vaccin, fir dass jiddferee
sech dat hei zu Lëtzebuerg ka leeschten,
deen dat wëllt, ouni Ënnerscheed vu
sengem Revenu, well wa mer et gemaach
hätte wéi an Nopeschlänner, mat enger
relativ héijer Participatioun, da wär dat
zimlech exklusiv gewiescht vis-à-vis vun
deene Familljen, déi keen anstännege
Revenu hunn.

Duerfir als Konklusioun zu der Fro vum Ali
Kaes: Mir hu misse beim Remboursement
vun deem Vaccin eng Rei vu Limiten
asetzen, zum Beispill wéini dass et uleeft a
bis wat fir een Alter dass et geet. Well wa
mer et esou géife maachen, wéi den Ali
Kaes proposéiert, da géife mer net nëmme
retroaktiv déi rembourséieren, déi et virdru
gemaach hunn, mä mir missten och soen,
wann d’Virbedéngungen erfëllt sinn - an hei
gëtt jo kloer gesot, dass dee Vaccin am
wierksaamsten ass, wann nach kee Ge-
schlechtsverkéier war -, majo déi, déi iwwert
deen Alter, dee mer elo festgeluecht hunn,
eraus sinn an déi dote Konditiounen er-
fëllen, déi kréien dat och rembourséiert.

Duerfir komme mer op dee Punkt, dee mer
ëmmer musse setze bei enger Campagne:
Mir musse Limitë setzen. Déi hu mer gesat,
an ech wëll soen, dass éischtens mer keng
Budgetskreditter am Moment hunn, fir dat
retroaktiv kënnen ze finanzéieren, well et
iwwert de Statsbudget finanzéiert gëtt, an
och d’UCM net virgesäit,...

(Coups de cloche de la Présidence)

...fir dat dote retroaktiv ze rembourséieren,
esou dass et mer leed deet, mä mir mussen
déi Deadlinë respektéieren, déi mer eis an
deem heite grousszügege Programm ginn
hunn.

Merci, Här President.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister,
fir Är Äntwert. Den honorabelen Här

Henckes huet eng Fro un den Här Justiz-
minister iwwert déi Tëschefäll, bei deene
mat Steng op d’Autobunne geworf gouf. Här
Henckes, Dir hutt d’Wuert.

- Question N°269 du 21 avril 2008 de
M. Jacques-Yves Henckes relative
aux récents jets de pierre de ponts
autoroutiers, adressée à M. le
Ministre de la Justice

❱❱❱ M. Jacques-Yves Henckes (ADR).-
Här President, an de leschte Woche sinn e
puermol vu Brécke Steng op Autoe geworf
ginn. Et sinn e puer Persounen do blesséiert
ginn. Am Ausland huet ee gesinn, datt dat
schonn eng Zäitchen och floréiert, datt e
puer esou Incidentë komm sinn, an et ass
mer op jidde Fall ee Fall an Däitschland
bekannt, wou eng jonk Fra op Basis vun
esou engem Steeworf gestuerwen ass.

Duerfir sinn och d’Bierger hei ängschtlech a
froe sech: Wat ass do lass? Wat kann een
dergéint maachen?

Meng zwou Froen: Wat huet d’Regierung
wëlles, fir um Gebitt vun den Enquêten ze
maachen? Wat kann do gemaach ginn?

Zweetens, wat ass d’Méiglechkeet fir
preventiv ze schaffen? Wat gesäit d’Re-
gierung do vir, fir eventuell verschidde
Preventiounsmoossnamen oder -instal-
latioune virzehuelen?

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här
Henckes. Den Här Minister Luc Frieden huet
d’Wuert.

❱❱❱ M. Luc Frieden, Ministre de la
Justice.- Här President, d’Regierung veruer-
teelt schäerfstens dat absolut inakzeptabelt
Verhale vun deenen, déi vun Autobunns-
brécken erof Steng op Autoe geheien!

Dat ass net eppes, wat een als Spaass ka
verstoen. Dat si schlëmm kriminell Doten,
well, esou wéi den Här Henckes zu Recht
gesot huet, et si scho Leit blesséiert ginn. Et
riskéiere Leit Accidenter ze hunn, et
riskéiere Leit leien ze bleiwen, an duerfir ass
dat schäerfstens ze veruerteelen.

D’Police huet opgrond vun deenen Inci-
denten - et si fir de Moment eng zéng esou
Incidentë bekannt - verstäerkt Patrouillë
gemaach. Mir hu gefrot, datt dat soll mat
alle Mëttelen an op verschidde Façone
verstäerkt ginn, verschidden Observatioune
vun esou Brécke solle gemaach ginn, fir
datt mat alle Mëttele versicht gëtt, am
preventive Beräich Leit, déi déi do Saache
wëlle maachen, ze empêchéieren, se
kënnen ze maachen.

Et muss een allerdéngs wëssen, datt mer zu
Lëtzebuerg eng ronn 100 Stroossen an
Eisebunnsbrécken iwwer Autobunnen hunn.
Dat ass also net näischt. Dat heescht, et
kann een net permanent op all Bréck Leit
stoen hunn, déi do oppassen. Mä et ass eis
Intentioun, fir déi Patrouillen do verstäerkt
virunzeféieren, a selbstverständlech si mer
och zesumme mam Bauteminister amgaang
ze kucken, ob et méiglech ass, op där
enger oder anerer Plaz vläicht och aner
Moossname baulecher Natur bäize-
maachen. Mä dat geet selbstverständlech
net bei alle Brécken am Land.

Derbäi kënnt, datt et noutwendeg ass, datt
een och nach eng Kéier deen Appel un
d’Leit rappeléiert, datt, wa se Leit, déi sech
komesch behuelen, op Brécke gesinn, se
der Police dat mellen, datt déi kann, wa se
schonn an der Géigend ass, och schnell
agräifen. Mir hoffen, datt et der Police
geléngt, deen een oder deen aneren Täter
ze kréien an datt dee vun engem Geriicht zu
enger strenger Strof veruerteelt gëtt. Och
dat géif dozou bäidroen, datt anerer, sollten
et der e puer sinn, net op déi nämlecht
schrecklech Iddië kommen.

Ech hoffen, datt d’Leit, déi och am
Erzéiungsberäich aktiv sinn, och ëmmer
erëm déi, déi vläicht méi op esou Domm-
heeten an Iddië kommen, warne virun de
schreckleche Konsequenzen, déi esou
Saache kënnen no sech zéien. Ech weess
net, wat fir eng Alterskategorie déi dote
sinn. Heiansdo am Ausland waren et
Jugendlecher, déi wollten e Spaass
maachen. Et sinn awer och heiansdo Ee-
lerer gewiescht. Et weess een also net, mat
wiem een et hei ze dinn huet. Mä jiddferee
soll och hei säin éducativë Rôle mat
gebrauchen, fir drop hinzeweisen, datt dat
hei net e Kavaléiersdelikt ass, mä eng
schlëmm kriminell Dot.

Merci.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister
Frieden. Déi lescht Fro ass déi vum honora-
belen Här Negri un den Här Ëmweltminister
iwwert de Biodiesel.

- Question N°270 du 21 avril 2008 de
M. Roger Negri relative à une pro-
position de directive de la Com-
mission européenne augmentant le
taux du biofuel à 10% en tant qu’ad-
ditif dans l’essence et le diesel
jusqu’à l’an 2020, adressée à M. le
Ministre de l’Environnement

❱❱❱ M. Roger Negri (LSAP).- Här Presi-
dent, Dir Dammen an Dir Hären, d’Propo-
sitioun vun der EU-Kommissioun vum 23.
Januar 2008, fir den Undeel vum Biosprit
bis zum Joer 2020 op 10% ze erhéijen,
stéisst op ëmmer méi Widderstand an
Onverständnis. Mat dëser Virgab gëtt
d’Ernährungssécherheet, déi en interna-
tional unerkannt fundamentaalt Mënsche-
recht ass, dramatesch a Fro gestallt an ass
kontradiktoresch zu dem Millenniumszil, fir
d’Aarmut weltwäit bis 2015 ëm d’Halschent
erofzesetzen.

Mat dem verstäerkten Ubau vun Agro-
kraaftstoffer wéi Raps a Mais an aner
Zorten, fir doraus Biosprit ze fabrizéieren,
gëtt Raubbau un der Natur gemaach. Wann
op de Felder Agrofuelplantagen entstinn, fir
dass een Deel vun der Mënschheet weider
esou mam Auto fuere kann an doduerch
deen aneren Deel vun der Mënschheet
aarm gëtt oder aarm bleift an an Hongers-
nout geréit, da schafe mer sozial Ongerech-
tegkeeten, déi d’Mënschheet a katastrophal
Konflikter féiere wäerten.

Déi éischt Revolte si schonn a Mexiko an an
Haiti ausgebrach. Duerch déi elo scho
weltwäit Verdeierung vun den Ernährungs-
mëttel hu sech 16 Lëtzebuerger ONG-Orga-
nisatiounen zesummegedoen an den 11.
Abrëll Bréiwer u verschidde Ministeren a
Kommissiounspresidente verschéckt, fir
dës Problematik verstäerkt ze themati-
séieren.

An deem Sënn organiséiere mir als Ëmwelt-
kommissioun zesumme mat der Agrar-
kommissioun den 20. Mee en Échange de
vues mat de Vertrieder vun den ONGen.
Heifir wollt ech den Ëmweltminister froen,
wéi d’Regierung gedenkt mat der Propo-
sitioun vun der EU-Kommissioun vun 10%
Biospritundeel bis 2020 ëmzegoen.

Ech soen Iech Merci fir Är Äntwert.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Negri.
D’Wuert huet elo den Här Ëmweltminister
Lucien Lux.

❱❱❱ M. Lucien Lux, Ministre de l’Envi-
ronnement.- Här President, ech hunn net
méi spéit wéi haut de Moien eng Stellung-
nahm zu dem Pabeier vun deenen Organi-
satiounen aus dem kierchleche Beräich,
awer och vun den Ëmwelt- an Entwéck-
lungsorganisatiounen erausginn, déi ech
och den Deputéierten zoukomme gelooss
hunn, well ech mengen, dass dat och e Be-
standdeel wäert si vun där Debatt, déi muer
de Mëtteg hei wäert stattfannen zu der Koo-
peratioun. Ech hunn och haut de Moie
gesinn, dass déi liberal Fraktioun eng
Aktualitéitsstonn ugefrot huet zu därsel-
wechter Problematik, déi da wuel d’nächst
Woch, wann den Ordre du jour dat
zouléisst, och hei an der Chamber kéint dis-
kutéiert ginn.

Ech mengen, dass dat eng wesentlech Fro
ass, fir och keng Vermëschung ze kréie vun
de Responsabilitéiten, wéi se am Moment
kéint stattfannen. Duerfir muss een un
éischter Stell soen, dass an alle Fäll gëllt,
dass d’Lutte géint de Klimawandel ee Stéck
vum Mosaik ass vun enger wierksamer a
konsequenter Bekämpfung vun der Aarmut
an der Ënnerentwécklung op der Welt. Dass
hei Antagonismen amgaange sinn ze ent-
stoen, dat musse mer relativ schnell kucken
aus dem Débat public erauszekréien, awer
och natierlech um sachleche Plang dis-
kutéieren.

Datselwecht gëllt, wat Der och hei gesot
hutt, dass et jo scho bal eng moralesch-
ethesch Fro ass, dass an der Fro vum
Klimawandel wéi der Ënnerentwécklung
virun allem déi Länner an déi Populatiounen
un alleréischter Stell betraff sinn, haut scho
betraff sinn, déi am mannsten, fir net ze
soen am allermannste responsabel si fir dee
Klimawandel, dee stattfënnt, deen duerch
déi Dreifhausgasen entsteet, déi virun allem
mir an eisen industriellen éischter Wuel-
standsdeeler vun dëser Welt an deene
leschte Jore produzéiert hunn. Duerfir ass
déi Solidaritéit vis-à-vis vun deene Popu-
latiounen an där enger wéi an där anerer
Lutte vun enger grousser Bedeitung.

Ech komme vläicht drop zréck fir ze soen,
wat d’Positioun vun der Regierung ass. Ech
selwer hunn déi drëtt Woch Januar, wéi de
Paquet vun der Kommissioun virgestallt441100 www.chd. lu
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ginn ass, an enger éischter Kommen-
téierung kloergemaach, dass mir eng
éischter skeptesch Attitüd hätte vis-à-vis
vun där 10%teger Bäimëschung vum
Biosprit.

An den 11. Mäerz, wéi mer hei an der
Chamber driwwer diskutéiert hunn, hunn
ech mer dat nach eng Kéier ugekuckt an
nach eng Kéier ganz kloer gesot, dass
d’Lëtzebuerger Regierung „ganz skeptesch
ass“, ech zitéieren, „fir net ze soen negativ
par rapport zu deem Zil vun deenen 10%“ a
weider och drop higewisen, dass een déi -
ech zitéieren nach eng Kéier - „néfaste
Effeten, déi dat op nei Monokulturen, op
d’Nahrungsketten an op d’Entwécklung vun
de Präisser op deem Gebitt huet“, muss
kucken an och vläicht gezwonge gëtt, fir
ganz kräfteg op d’Brems ze drécken.

Dat heescht also, déi Positioun, déi haut vu
villen ageholl gëtt, war eng Positioun, déi
d’Regierung vun Ufank u gesinn huet. Mir
hunn net méi spéit wéi e Freideg am Regie-
rungsrot nach eng Kéier iwwert déi Fro dis-
kutéiert a sinn eis och ënner alle betraffenen
- ech betounen: alle betraffenen - Ministeren
eens ginn. An dat hunn ech e Sonndeg och
gemaach, fir eis Représentanten an der
Représentation permanente zu Bréissel un-
zestellen, vun dëser Woch un nach méi wéi
virdrun eis Skepsis, fir net ze soen eis ne-
gativ Haltung duerzeleeën, souwuel wat
d’Fro vun de Kritären ugeet - well et gëtt jo
vun der Kommissioun elo ofgeschoben un
d’Fro fir déi 10% ze hänken un ökologesch
respektiv u sozial Kritären, wat enorm
schwiereg ass, besonnesch déi sozial Kri-
tären.

Mir mengen awer virun allem, dass et och
eng Fro iwwert déi 10% selwer soll ginn, en
sachant bien, dass dat och kéint bedeiten,
dass mer eis Zilsetzung am Zesummen-
hang mat den erneierbaren Energien, déi
mer operluecht kritt hunn zu Bréissel, och
mussen a Fro stellen.

Well wa mer aus reng egoistescher Siicht
dat Ganzt géife kucken, da géife mer net
nëmmen 10% Bäimëschung froen, mä da
géife mer der 20 froen, well dat fir Lët-
zebuerg heescht, dass dat, duerch de Fait,
dass 50% vun eisen Emissiounen aus dem
Dreifstoff kommen, automatesch d’Hal-
schent all Kéier fir eis um Undeel vun
erneierbaren Energien duerstellt. Dat
heescht, 10% Bäimëschung heescht 5%
Undeel vu Lëtzebuerg un erneierbaren
Energien.

(Coups de cloche de la Présidence)

Obwuel dat esou ass, si mer der Meenung,
dass déi skeptesch Froen, déi mer ze
stellen hunn, wann net souguer d’Afro-
stellung vun deenen 10% d’Positioun vun
der Regierung an deenen nächste Wochen
zu Bréissel wäert sinn.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister
Lux. Domat ass d’Froestonn un d’Regierung
ofgeschloss.

Mir kommen zum nächste Punkt vun eisem
Ordre du jour, dat ass d’Aktualitéitsstonn,
déi ugefrot ginn ass vun der CSV-Fraktioun
iwwert d’Organspenden. Laut eisem Re-
glement huet déi Fraktioun, déi d’Aktuali-
téitsstonn ugefrot huet, zéng Minutten Zäit,
déi aner Fraktioune jeeweils fënnef Mi-
nutten, d’Sensibilité politique zwou Minutten
an d’Regierung eng Véirelstonn. Et si bis elo
ageschriwwen: déi Häre Krieps, Angel,
Huss an Henckes. D’Wuert huet elo
d’Madame Martine Stein-Mergen vun der
CSV-Fraktioun.

10. Heure d’actualité de-
mandée par le groupe CSV au
sujet du don d’organes

❱❱❱ Mme Martine Stein-Mergen
(CSV).- Merci, Här President. Dir Dammen
an Dir Hären, wa jiddferee sech géif als
potenzielle Receveur d’organes betruech-
ten, amplaz als potenziellen Donneur, da
wier dësen Débat d’actualité zwar nach
ëmmer néideg, well et an dësem Thema
och iwwer Ännerung vun engem Gesetz an
deenen entspriechende Règlement-grand-
ducalë geet, mä d’Diskussioun wier wesent-
lech manner dramatesch.

Et ass elo e Joer hier, dass mer hei op Ufro
vu mengem Confrère Krieps iwwert d’Trans-
plantatioun zu Lëtzebuerg diskutéiert hunn.
Mir waren ons eens an enger ganzer Rei vu
Punkten, dass et eng Pénurie de greffons
gëtt, dass mer eng negativ Entwécklung
vun der Disponibilitéit vun dëse Greffonen
de Moment matmaachen, dass et dréngend
noutwendeg wier, ons Situatioun ze än-
neren, well mer mussen e vollwäertege
Partner vun Eurotransplant kënne bleiwen,
engem formidabelen Instrument wat d’Dis-

ponibilitéit vun Organen an Europa ugeet en
vue vun hirer Kompatibilitéit mat de Rece-
veuren.

D’Regierung war dee Moment en attente
vun engem Avis vum nationalen Ethiksrot.
Dësen Avis ass entre-temps gelant. En ass
op den 30. Januar 2008 datéiert an en
handelt iwwert d’Diagnosstellung vum Doud
am Zesummenhang mat der Organspend.
Si hu bal zwee Joer dru geschafft an eraus-
komm ass en exzellent Dokument, an
Zesummenaarbecht iwwregens mat deene
betraffene Servicer an Organer - also Or-
ganer am abstrakte Sënn gemengt.

Et geet ënner anerem ëm dee méi tech-
neschen Deel, deen iwwer medezinesch
Kritäre vun der Feststellung vum Doud
natierlech, an awer och den Zoustand vun
dem Transplantatiounsdomän hei zu Lëtze-
buerg.

D’Definitioun vum Doud ass also duerch déi
technesch a medezinesch Fortschrëtter
évolutif.

Allgemeng war an ass gülteg, dass den
Doud dann agetraff ass, wann d’Gehir op-
gehalen huet ze fonctionnéieren, woubäi an
dësem Fall Häerzaktioun an Ootmung mat
Maschinne kënnen oprechterhale ginn. Mir
schwätze vun engem Coma dépassé.

Et ass net méi üblech, wat ëmmer nach
fälschlecherweis gebraucht gëtt, hei vun
Häerzdoud oder Gehirdoud ze schwätzen,
well dës Begrëffer Netfachleit kënnen duer-
jenanermaachen. De Patient kann nach
d’Impressioun ginn, net dout ze sinn, well
d’Maschinnen nach weider fonctionnéieren.

Dëse Coma-dépassé-s-Begrëff ass dann an
ons Gesetzgebung an haaptsächlech och
an e Règlement grand-ducal vun 1983
iwwerholl ginn - mä dozou nach eng Kéier
spéider.

Wann den Doud festgestallt ass, da kënnt et
zum Don d’organes. Selbstverständlech ass
dat gratis an dat muss et och bleiwen.

Een oder e puer Organer gi prélevéiert an
engem gëeegnete Kranken transplantéiert.
Dës Technike sinn och selbstverständlech
amgaange verbessert ze ginn. D’Zuel vun
den Organer an Zellen, déi sënnvoll kënnen
transplantéiert ginn, hëlt dauernd zou.
Domadder hëlt awer och d’Hoffnung zou vu
ville Kranken, dass si kënne mat engem
friemen Organ weiderliewen.

Et gëtt also engersäits doduerjer eng
Steigerung vun der Demande, mä leider
och eng ëmmer méi kleng Zuel vun
Donneuren, déi net nëmme bei ons am
Land, mä an engem besonnesch drama-
teschen Ausmooss an onsem Land zu
enger Diskrepanz féiert tëschent der Zuel
vun den Organer, déi disponibel si fir
d’Tansplantatioun, an dem Besoin.

Domat kënne mer also nëmme méi op eng
méi limitéiert Indikatioun zréckgräife bei
potenzielle Receveuren, méi laang Listes
d’attente an domadder och méi Doudesfäll
op dëse Listes d’attente.

Den nationalen Ethikscomité huet d’Ur-
saach vun dëser spezieller lëtzebuer-
gescher Situatioun probéiert ze cernéieren.
Si stelle fest, dass bei onser Populatioun
dës Prozeduren op wéineg Akzeptanz
stoussen, dass bei ons am Land keng
Transplantatiounskultur besteet.

Si hunn och erausfonnt, dass et, well ent-
spriechend Protokollen an de Spideeler
vum Land feelen, an domat dréngend
néideg Kommunikatioun, ebe just dozou
féiert, dass déi néideg Zesummenaarbecht
an der Praxis net kann esou duerchgezu
ginn, wéi dat misst sinn, wéi wann ee géif
effektiv wëlle schaffen.

Et sinn och déi Equipen, déi sech ëm
d’Koordinatioun vun den Transplantatioune
bekëmmeren, dramatesch ënnerbesat. Dës
Feststellung wäert dës Leit, déi hir Aarbecht
mat engem immensen Engagement
maachen, awer ënner zimlech prekären
Ëmstänn, natierlech an Hoffnung versetzen,
dass déi Equipen opgestockt ginn an dass
hir Situatioun verbessert gëtt.

Ech mengen och, dass mer hei misste
mentionnéieren - an dat hat ech schonn
d’lescht Joer gesot -, dass ee sech muss op
e Generatiounswiessel vun dësen Equipë
preparéieren an dass dat, wann een déi
Perséinlechkeete kennt, déi déi Aarbecht
de Moment maachen, net esou einfach
wäert sinn.

Ech wéilt elo zu deem kommen, wou mer
schonns d’lescht Joer diskutéiert hunn, an
dat ass d’Inklusioun vun den „non heart
beating donors“ an de Krees vun den
Donneuren. Dëst misst iwwer eng Ännerung
vum Gesetz geschéien.

Ech wëll net an all Detail op d’Klassifi-
katioune vu Maastricht agoen, mä am
Prinzip geet et hei ëm déi Persounen, déi
opgrond vun enger Krankheet oder engem

Accident am Arrêt cardiaque sinn, entweder
ouni Reanimatioun virdrun oder no Rea-
nimatioun ouni Erfolleg.

Dës Leit haut ze prélevéieren ass net no -
onsem Gesetz méiglech, well mer am Para-
graph 11, Absatz 2 stoen hunn: «La mort
ayant eu lieu, le prélèvement peut être
effectué même si les fonctions de certains
organes autres que le cerveau sont main-
tenues artificiellement»; wat an dëse Fäll
eben net de Fall ass an duerfir misst dëst
Gesetz, onser Meenung no, dréngend
geännert ginn.

Parallell dozou missten eng Rei aner
Mesurë getraff ginn, seet den nationalen
Ethiksrot, déi dozou géife féieren, dass
d’Méfiance, déi ëmmerhin 20 bis 30% vun
de Famillje vun de Verscheeten dozou
bréngt, op e Prélèvement net anzewëllegen,
aus dem Wee geraumt gëtt.

Dozou gehéiere rigouréis Protokollen, eng
besser Zesummenaarbecht an e Réseau
tëschent de Spideeler an - ganz wichteg -
eben d’Sensibiliséierung vun onse Bierger.

Et ass Iech sécher all opgefall, dass
schonns éier den Avis vum nationalen
Ethiksrot eraus war eng Publicitéits-
campagne ugelaf ass vun der Regierung, fir
dës Sensibiliséierung ze erreechen. Déi
Campagne u sech fannen ech net falsch, au
contraire fannen ech se relativ originell. Ech
fanne just den Zäitpunkt relativ onglécklech,
well bis elo deen eigentlechen Débat,
nämlech ob a wéini dëst Gesetz soll ge-
ännert ginn a wéi wäit dass d’Dier op-
gemaach gëtt fir „non heart beating
donors“, net gefouert ginn ass.

D’Campagne proposéiert, d’Leit dozou ze
bewegen, Donneur ze ginn, an ignoréiert
eigentlech de Fait, dass jiddferee vun ons
potenziell Donneur ass, wann e sech net
géigendeeleg ausgedréckt huet.

Et ass richteg, dass mer haut eng soft Inter-
pretatioun vum Consentement présumé an
der Praxis uwenden, an et ass och gradesou
richteg, dass iwwert dës Campagne eng
ganz Rei vu Leit an onsem Land déi Or-
ganspenderkäertchen erëm bei sech droen;
ech hat nach déi al Versioun an der Täsch.

Si mer bereet, d’Prélèvementer opgrond vun
de Käertercher, och wann d’Famill dergéint
ass, ze maachen? A wéi wäit wëlle mer esou
d’Selbstbestëmmung vum Donneur respek-
téieren, esou wéi dat am Protocole addi-
tionnel vun der Konventioun vun Oviedo vir-
gesinn ass?

Ech wëll dann zum Schluss nach e Wuert
soen iwwert déi dréngend noutwendeg
Ännerung vum Règlement grand-ducal vun
1983 iwwert d’Feststellung vum Doud.

D’Fachleit sinn der Meenung, dass déi
fënneft Konditioun an dësem Règlement
grand-ducal, nämlech déi vun enger nega-
tiver Artériographie cérébrale oder en nega-
tiv-kontrast-IRM vum Gehir, kéint zu enger
Erhéijung vun den Donneuren ëm 30%
féieren; et ass och esou, wéi et an onsen
Nopeschlänner duerchgeféiert gëtt.

Wier et net denkbar, Kolleegen a Kolleeg-
innen, Här Minister, an enger éischter Phas
de Règlement grand-ducal an deem Sënn
ze änneren an dann awer och esou schnell
wéi méiglech iwwer eng Neierung vum
Prélèvementsgesetz ze diskutéieren, an
zwar am Sënn vum Avis vum nationalen
Ethikscomité, dee verlaangt, dass hei och
iwwert d’Konditiounen, déi un Intervenantë
gestallt ginn, iwwert de Constat vum Assen-
timent vum Patient oder senger Famill an
iwwer e Procès-verbal diskutéiert gëtt an
dës Punkten am Gesetz sollte verankert
ginn?

Ech huelen un, dass Der Är Käertchen alle-
guerte bei Iech hutt - ech hu se bei mer. Ech
wëll zum Schluss just nach d’Bemierkung
maachen, dass et menger Meenung no méi
wichteg wier, dass, wa mer dann déi Carte
à puces kréien, déi all Patient soll an der
Täsch droen, dat och eppes wier, wat misst
dorobber vermierkt sinn an dass dat an der
Praxis vill méi wäert wier wéi d’Käertercher,
déi ee jo awer da vläicht am Noutfall net do
an da fënnt, wann ee se brauch.

Ech soen Iech Merci.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Madame
Stein. Den éischte Riedner ass den hono-
rabelen Här Alexandre Krieps. Här Krieps,
Dir hutt d’Wuert.

Débat

❱❱❱ M. Alexandre Krieps (DP).- Merci,
Här President. Ech soen der Madame Stein-
Mergen Merci, dass se dee Sujet do hei an
der Chamber nach eng Kéier relancéiert
huet. Et ass e Sujet, deen och an der Lite-
ratur vun der Medezin permanent weltwäit,
speziell säit zwee Joer opgegraff gëtt.

Hei si mer elo, wat d’Donneuren ubelaangt,
bei meeschtens Leit, déi an de Reanima-
tioune leien, gewéinlech niewent deene Leit,
déi Receveure vun deenen Organer sinn, an
dat stellt schonn heiansdo e Problem duer.
Duerfir wär et schonn aganks wënschens-
wäert, dass net déi nämlecht Leit sech drëm
bekëmmere géifen an doudsécher net déi
Leit, déi an der Transplantatiounsmedezin
aktiv sinn. Dat géif scho verschidde Be-
denken ausraumen.

Et geet also hei drëm: Behandelt een d’Or-
ganer, déi ee wëllt prélevéieren, oder be-
handelt een de Patient, deen amgaang ass
ze stierwen, bis zum Schluss?

Dat ass oft eng ganz schwiereg Décisioun.
D’lescht Joer war a Kalifornien e schwéiere
Skandal, wou zwee Transplantatiouns-
chirurge versicht hunn, den Doud vun
engem Patient ze accéléréieren, fir kënnen
Organer ze prélevéieren, an trotz Morphine
a Berouegungsmëttel ass dat hinnen net
gelongen an huet ebe mat sech bruecht,
dass den FBI hinnen e Bonjour matbruecht
huet.

Esou Dérivë muss een op alle Fall ver-
meiden!

D’Madame Stein huet zu Recht gesot, mir
brauchen national Protokoller, mir brauchen
national Standarden. D’Gesetz steet nach
ëmmer iwwert den Ausféierungsbe-
stëmmungen. Duerfir muss en Deel vum
Gesetz vun 1982 och verbessert ginn. Et
geet net duer fir nëmmen e Règlement
grand-ducal, dee vun 1983 staamt, ze face-
liften. Dat geet net duer!

Op der Donneurskaart muss de Patient och
kënne seng Prioritéit ausspriechen, ob en
Donneur ass oder ob en „end-of-life care“
wëllt hunn, ob e wëllt Soins palliatifs hunn.

Nodréiglech elo, wou ech dat do nach eng
Kéier gekuckt hunn, war ech verwonnert,
dass mer an der Santéskommissioun, wéi
mer d’Soins palliatifs diskutéiert hunn,
iwwert deen do Aspect guer net geschwat
hunn. Esou dass et ganz wichteg ass, well a
verschiddenen nordamerikanesche Staten
oder an nördleche Länner an Europa, wann
de Patient säin Donneurswëllen aus-
gedréckt huet, gëtt en an där Optik behan-
delt. An dat ass eppes, wat ganz wichteg
ass ze séparéieren.

Wat och sécher ass a wou ech ganz
d’Meenung vum Conseil national d’éthique
deelen, dat ass, dass déi „dead donor rule“
agehale muss ginn. Ech kommen herno
kuerz dorobber zréck.

De Patient, deen nach lieft, muss also ge-
schützt ginn. Mir sollen och net vergiessen,
dass, wéi d’Madame Stein et gesot huet, de
Grand public e grousst Mësstrauen huet.

D’Positioun vun de Familljen ass schwiereg,
well Dir wësst jo, dass no dem Moment, wou
décidéiert gëtt, de Patient net méi mat der
Assistance cardiorespiratoire iwwer
Waasser ze halen, et ganz séier geet, bis
den Doud erkläert gëtt a bis d’Organer
prélevéiert ginn. Oft fänkt dat no zwou bis
fënnef Minutten un. Dat muss ee sech also
virstellen. Da muss een och nach un
d’Famill komme kënnen. Et ass also ganz
wichteg, dass een déi Délaië respektéiert.

Gewéinlech an Nordamerika, wann een eng
Donneurskaart huet, kann d’Famill och de
Wëlle vum Donneur net réckgängeg
maachen. Dat sinn och Considératiounen,
déi ee muss am A behalen.

Déi Organspenderkaart geséich ech gären
ersat duerch e Vermierk am Führerschäin
oder an der Carte d’identité. D’Leit lafe scho
mat 36 Kreditkaarten duerch d’Géigend.
Duerfir géif ech net wëllen, dass nach eng
Kaart derbäikéim. Mä an der Carte d’iden-
tité oder am Führerschäin misst dat mar-
kéiert ginn.

D’Santé wier gutt beroden, fir en offizielle
Web ze maachen iwwert d’Organspenden,
fir d’Leit iwwert d’Konditiounen ze infor-
méieren, ënnert déi se fale géifen. An der
Schoul misst dat an der Éducation sanitaire
integréiert ginn. Mat iwwer 40% aus-
lännesche Résidentë misst dat och a ver-
schiddene Sprooche verfaasst sinn. Déi
amerikanesch Regierung huet och en
Donor-Site, do kënnt Der liesen, wéi vill Leit
deen Dag transplantéiert gi sinn.

Déi technesch Saache wëll ech Iech net elo
hei virliesen.
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D’Famillje ginn och ënner Drock gesat, fir
dass d’Leit hir Organer ginn. Dat muss een
och iergendwéi kënne reduzéieren - deen
Drock op d’Familljen.

Wat sécher ass: Jiddfereen ënnerstëtzt
d’Anonymat, ass géint den Trafic an ass
dofir, dass den Don gratis ass.

Et ass scho virkomm, dass Leit, déi Organer
kritt hunn, d’Prélèvementer hu misse be-
zuelen. D’Formatioun vum Personnel an den
héije Standard professionnel si wichteg.

Ech muss leider an dësem wichtegen Débat
- et wieren nach esou vill Saachen ze soen -
no fënnef Minutten elo ophalen. Här Pre-
sident, déi heite Fro wär eng Kéier eng
laang Debatt wäert.

(Interruption)

Ech mengen, ier de Progrès médical an déi
sozial a gesetzlech Wiesselen, déi elo nach
kommen, Fait-nouveauë bréngen, musse
mer refuséieren, dass mer d’Definitioun vun
der Mort cérébrale méi breet maachen. Dat
musse mer fir de Moment refuséieren, a mir
musse refuséieren, dass manifestement
Netdoudeger hir Organer geholl kréien...

(Coups de cloche de la Présidence)

...am Syndrome chronique apallique, an
engem vegetativen Zoustand oder bei mini-
maler Conscience.

❱❱❱ M. le Président.- Här Krieps!

❱❱❱ M. Alexandre Krieps (DP).- Jo, Här
President.

Als leschte Saz wollt ech Iech da soen, dass
ech den CNE-Rapport gutt gelies hunn, an
déi en Intérêt hu fir d’Cellule-souchen - an
ech froen Iech domadder eng Interpel-
latioun iwwert d’Stammzellen un, well dat
ass och vu Virdeel fir d’Transplantatiouns-
medezin.

Mä loosse mer d’Konklusioun hei net ver-
giessen: Och de Mënsch, dee stierft, bleift
e Mënsch.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Krieps.
Nächste Riedner ass den honorabelen Här
Angel. Här Angel, Dir hutt d’Wuert.

❱❱❱ M. Marc Angel (LSAP).- Här Pre-
sident, Dir Dammen an Dir Hären, och wann
ech absolut der Meenung sinn, dass deen
étofféierten Avis vun der nationaler Ethiks-
kommissioun et verdéngt huet, ënnert
d’Lupp geholl ze ginn, bedaueren ech, dass
esou e wichtegt Thema wéi d’Organ-
spenden an all déi medezinesch, mënsch-
lech an ethesch Facetten, déi domadder ze-
summenhänken, an esou engem isoléierten
an zäitlech begrenzte Kader wéi deem vun
enger Aktualitéitsstonn zur Sprooch kënnt.

Ech erënneren drun, dass deen Avis am
Abrëll 2006 vum Gesondheetsminister op
konkrete Punkten, nämlech d’Upassunge
vun de Kritären zu der Mort cérébrale an
d’Upassung vum 83er Reglement, ugefrot
ginn ass, an dass mer entre-temps awer am
Juli - meng Virriedner hunn dat jo uge-
schwat - d’lescht Joer eng ganz aus-
féierlech Interpellatioun hei am Haus haten,
wou och eng Rei vun deene Konklusioune
festgehale goufen, déi mer elo am Avis
erëmfannen.

Niewent eenzelne Propositiounen, déi déi
eenzel Spriecher d’lescht Joer am Kader
vun där Debatt gemaach hunn, huet och
meng Kolleegin Lydia Mutsch sech an hirer
Qualitéit als Presidentin vun der Santés-
kommissioun engagéiert, spéitstens wa mer
d’Oviedo-Konventioun an hir Zousazpro-
tokoller ëmsetzen, d’Thematik vun den
Organspenden an den Transplantatiounen
nach eng Kéier intensiv op de Leescht ze
huelen, an zwar och am Dialog mat deene
betraffene Milieuen an Organisatiounen.

Zum Fong e klenge Rappel vun deene wich-
tegste Constaten, déi mer am Juli scho ge-
maach hunn: Lëtzebuerg bilt an der Euro-
päescher Unioun d’Schlussliicht, wat d’Or-
ganspenden ugeet. No Aussoe vum Trans-
plantatiounskoordinator vu Luxembourg-
Transplant stinn ongeféier 20 Leit vu Lëtze-
buerg op der Waardelëscht vun der Euro-
transplant-Datebank. Am Ganze sinn et an
där Eurotransplant-Datebank ongeféier
16.000 Leit, woubäi dat net déi eenzeg
Datebank ass, déi et gëtt. An der Euro-
päescher Unioun waarde souguer 60.000
Leit op e liewensrettend Organ. Dat si vill

eenzel Schicksaler, mä dat weist op Hand-
lungsbedarf hin, och hei zu Lëtzebuerg.

D’Enquête Eurobarometer vum Mee 2007
huet gewisen, dass vu 500 gefrotene Leit
hei zu Lëtzebuerg zwar ronn 73% fir d’Aus-
stellung vun engem Spender-Pass sinn,
dass awer just knapps 14% och tatsächlech
een hunn. Doniewent hu mer awer e Gesetz
vun 1982, dat allgemeng als gutt an oppen
emfonnt gëtt, well de Législateur vun dee-
mools de Choix gemaach huet, keng Awël-
legung fir e Prélèvement virauszesetzen.
Dat heescht, dass een hei am Land net viru
sengem Doud den Accord muss ginn hunn,
dass däerf prélevéiert ginn, mä et muss een
en Désaccord manifestéieren, wann een net
wëllt, dass Organer entholl ginn.

D’Ursaache vun där Kluft si vill an intensiv
hei an der Chamber diskutéiert ginn an eng
Rei Riedner hunn dat ugedeit, wat mer och
an de Konklusioune vun der nationaler
Ethikskommissioun erëmfannen: Mir mussen
d’Definitioun vun der sougenannter Mort
cérébrale un d’medezinesch Erkenntnisser
vun deene leschten 20 Joer upassen. Mir
mussen also kucken, wat mer net nëmmen
am Gesetz, mä och un de Règlements
d’exécution a méi prezis um Règlement
grand-ducal vum 10. August 1983 mussen
änneren a beschtefalls um europäesche
Plang mussen harmoniséieren. Ech si
sécher, de Gesondheetsminister kann
d’Chamber doriwwer opklären, awéiwäit
hien amgaang ass un engem Projet de loi
an deem Sënn ze schaffen.

Den Eurobarometer huet ënner anerem
awer och gewisen, dass eleng déi Tatsaach,
dass ee mat senger Famill a senge Prochen
iwwert d’Organspende schwätzt, sech po-
sitiv op déi individuell Entscheedung aus-
wierkt. Dorauser kann ee schléissen, dass
bei eis am Land net genuch iwwert de Sujet
geschwat gëtt oder geschwat ginn ass.

De Gesondheetsminister huet - wéi mer et
vun him kennen - schnell reagéiert an net
méi spéit wéi de 25. Februar dëst Joer eng
breet gefächert Sensibiliséierungs-
campagne duerchféiere gelooss ënnert
dem Motto: «Il y a une vie après la mort -
Don d’organes, don de vie».

Ech erënneren drun, dass dat och eng Fuer-
derung war vun den Debatten am Juli
d’lescht Joer an och eng Fuerderung vun
der nationaler Ethikskommissioun. Vläicht
kënne mer beim Ëmsetze vun der Oviedo-
Konventioun och schonn en éischte Bilan
vun dëse Moossnamen zéien.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
d’Organspend kann d’Liewensqualitéit vu
schwéier kranke Patiente verbesseren, si ka
Liewe verlängeren a si ka Liewe retten.
Natierlech kann d’LSAP-Fraktioun d’Am-
bitioun, eng „Culture du don d’organes“ ze
schafen - wéi déi national Ethikskom-
missioun dat schreift -, voll ënnerstëtzen.

Mir halen och un der Gratuitéit vun den
Organspenden an um Anonymat vun de
Spender fest, a mir wäerten all eis Efforten
dorop konzentréieren, fir jeeglechen Organ-
handel ze ënnerbannen. Ech si sécher,
dass mer ënnert deene Viraussetzungen an
en vue vun engem weideren Débat iwwert
dee Sujet hei an der Chamber et kënne
fäerdeg bréngen, esou eng Organspender-
kultur hei a Lëtzebuerg ze erreechen.

Ech soen Iech Merci fir Är Opmierksamkeet.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Angel.
Dann huet d’Wuert den honorabelen Här
Huss.

❱❱❱ M. Jean Huss (DÉI GRÉNG).- Merci,
Här President. Mir haten d’lescht Joer jo
schonn eng Debatt iwwert déi Problematik.
Et ass däitlech ginn aus deene bisherege
Bäiträg, datt et am Fong tëschent eis hei
keng gréisser Kontrovers an dëser Fro
schéngt ze ginn. Ech ka praktesch allem,
wat d’Madame Stein gesot huet, zou-
stëmmen.

Den Avis vun der Commission nationale
d’éthique ass kloer. E weist op eng Rei vu
Problemen hin.

Wann et esou ass, wéi den Här Angel elo
gesot huet, datt no enger Statistik just
nëmme 14% vun de Leit géifen iwwer e
Spender-Pass verfügen, dann ass dat awer
scho relativ bedenkenswäert.

Hei ass esou e Spender-Pass. Ech hu mäin
eegenen derbäi. Do steet dann och drop,
wann ech géif stierwen, datt meng Organer
alleguerten, wa se nach gutt wieren, selbst-
verständlech verwennt ginn, déi nach sënn-
voll wieren. Et ass nach deen alen, mä ech
mengen deen zielt - meng Ënnerschrëft ass
drop - nach ëmmer.

Dat Eenzegt, wat een am Fong am pro-
blemateschste ka gesinn am Kontext vun
Transplantatiounen a vu Spenden, ass jo a
sech net dat, wat hei am Land passéiert.

Do wou een eventuell e puer kritesch Be-
mierkunge ka maachen, dat ass dat wat an
enger Rëtsch vun äermere Länner, beson-
nesch och Tiers-Monde-s-Länner, wat a
Brasilien oder Rumänien geschitt, wou
carrément e kriminellen Handel gemaach
gëtt, wou Leit praktesch gewaltsam Nieren
oder aner Organer erausgeholl kréien, fir a
räich Länner transportéiert ze ginn.

Dat ass zum Deel och dorop zréckze-
féieren, well an deene räiche Länner net
genuch Organspenden do sinn, well soss
bräichten esou Saachen iwwerhaapt net ze
sinn an da bräicht och keen esou en Handel
doriwwer ze sinn. Kloer ass op jiddfer Fall,
dass mir als Gréng och déi Campagne vum
Ministère vun der Santé ënnerstëtzen, fir
eng besser Organspendekultur och hei am
Land ze schafen.

Eent vun deene wichtegsten Elementer an
esou enger Campagne, déi mer a mengen
Ae gemeinsam virun der Chamber misste
féieren, ass, fir d’Leit wierklech drop op-
mierksam ze maachen, datt jiddfereen do-
baussen an all Moment kann ugewise ginn
op eng Organspend, sief dat duerch eng
Krankheet, déi een op eng Kéier kritt, sief et
duerch en Autosaccident oder en aneren
Accident. Et ka jiddfereen eng Kéier an der
verzweifelter Situatioun sinn, datt e géif
biedelen drëm fir wann ech gelift en neit
Organ ze kréien, wat em hëlleft ze iwwer-
liewen.

Et soll ee beispillsweis op esou Fäll op-
mierksam maachen, wou Leit op de Waar-
delëschte sinn, fir op en Organ ze waarden,
a finalement keen Organ kritt hunn, well der
net genuch do waren, an da selwer
stierwen, well se keen Organ zur Zäit
spendéiert kritt hunn. Et sinn esou méi emo-
tional Messagen, déi mer och an d’Bevöl-
kerung solle lancéieren, fir datt méi eng
grouss Spendekultur kann entstoen.

Ech gesi perséinlech - ech schwätzen awer
elo just fir mech selwer - kee Problem do-
ranner; wann ech dout sinn, da sinn ech
dout, a wa meng Organer dann nach ier-
gendengem kënnen nëtzen, ech mengen,
tant mieux. Dann hunn ech wierklech nach
eppes gemaach, wann ech gestuerwe sinn,
dann hunn ech dach wierklech eppes
gemaach fir engem anere säi Liewen ze
erliichteren.

Et sinn am Fong déi méi einfach, simpel an
emotional Messagen, déi mer an der Bevöl-
kerung solle verankeren, fir datt deen Taux
vu méigleche Spenden an d’Luucht geet.

Merci.

❱❱❱ Une voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Huss.
Als leschte Riedner ass den honorabelen
Här Henckes agedroen.

❱❱❱ M. Jacques-Yves Henckes (ADR).-
Här President, Dir Dammen an Dir Hären, an
der EU gëtt et eng 50.000 Leit, déi op Or-
ganspende waarden. 15 bis 30% vun deene
Leit stierwen, well keen Organ disponibel
war.

An Europa hunn 80% vun de Leit en Or-
ganspenderpass, zu Lëtzebuerg nure 14%.
Mä bei därselwechter Enquête, déi euro-
pawäit gemaach ginn ass, ass awer och
erauskomm, datt zu Lëtzebuerg 73% vun de
Lëtzebuerger déi Iddi vun engem Organ-
spenderpass gutt fannen. An 62% si bereet,
selwer Organspender ze ginn.

Duerfir ass et wichteg, Här Minister, datt
d’Regierung higeet a si mécht eng Informa-
tiounscampagne, déi et wierklech derwäert
ass a bei d’Bevölkerung geet.

Ech weess, datt Der heiansdo esou Saache
maacht, mä dat kënnt net wäit. Ech hu
selwer hei nach esou en Ziedel vum Or-
ganspenderpass, mä deen datéiert vun
Anno Tubak, an anscheinend gëtt et nei
Saachen, mä et ass just keen, deen et
weess. An et ass dat, wat muss besser an
der Bevölkerung erauskommen.

Dat anert, wat och geschitt ass gëschter,
dat ass, datt d’Europaparlament sech aus-
geschwat huet, datt soll eng nei Direktiv,
datt soll eng Direktiv iwwerhaapt op deem
Gebitt do kommen.

Duerfir wollt ech froen, wéi d’Regierung
sech prinzipiell zu esou enger Initiativ stellt.
Well ech mengen et wier net schlecht, wann
déi eenzel Législatiounen um europäesche
Gebitt sech géife méi no kommen, datt se
méi eens wieren an datt och deen Ablack
déi Organspenden europawäit méi liicht
kéinte goen.

Fir de Rescht ass d’ADR der Meenung, datt
d’Regierung mat deene Recommanda-
tiounen, déi vun der nationaler Ethiks-
kommissioun gemaach gi sinn an hirem
Avis vum Januar dëses Joers, déi néideg
Reforme soll iwwert d’Gesetz ausschaffen
an dem Parlament virleeën.

❱❱❱ Une voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här
Henckes. D’Wuert huet elo d’Regierung,
den Här Gesondheetsminister Mars Di
Bartolomeo.

❱❱❱ M. Mars Di Bartolomeo, Ministre de
la Santé et de la Sécurité sociale.- Här
President, Dir Dammen an Dir Hären,
d’Wichtegkeet vum Thema Organspende
gëtt doduerch ënnerstrach, dass mer inner-
halb vun e puer Méint eng ganz Rei vu
gudde Geleeënheeten haten, fir ze themati-
séieren an ze diskutéieren.

Et ass ugaang mat der Interpellatioun vum
Alexandre Krieps am Juli vum leschte Joer,
et ass weidergaang mat der Campagne, déi
mir initiéiert hunn, et ass weidergaang mat
dem Avis vum CNE, an haut fir d’véierte
Kéier e grousse Rendez-vous zu deem
Thema, dat eis interesséiert.

Ech sinn all deenen dankbar, déi dozou
bäidroen, fir den Intérêt vun der Trans-
plantatioun a vum Don d’organes ervirze-
hiewen, well et an der Zwëschenzäit eng
exzellent, sécher Therapie ass, déi fir vill
Liewensqualitéit bei deene garantéiert, déi
se kréien, an dozou bäidréit, dass, wann ee
stierft, een doduerch Liewe ka retten. Bon,
ech mengen et ass e moeren Trouscht, mä
et ass heiansdo en Trouscht fir d’Famill,
wann nom Doud nach eppes weidergeet.

Ech sinn e bëssen erstaunt, dass déi
Diskussiounen net sollte bei de Leit ukomm
sinn wéi ee Virriedner gemengt huet. Ech si
ganz frou doriwwer, dass eng Rei vun Orga-
nismen, dass eng ganz Rei vu Gemenge
sech zu Multiplicateure gemaach hu vun
där Aktioun, déi mer am Rumm vun der
Campagne gemaach hunn, fir d’Leit ze
encouragéiere fir e Spenderpass ze huelen,
dass se matgemaach hunn. Dee Mou-
vement geet och weider. Ech kann och all
déi berouegen, déi en ale Spenderpass
hunn; deen ass nach wie vor gülteg an et
kommen eben neier derbäi.

Mir hu selwer am Ministère dem CNE den
Optrag ginn, fir deen Avis hei ze maachen,
well mer an deene leschte Jore festgestallt
hunn, dass mer ëmmer méi zu der Lanterne
rouge am europäeschen Zuch gi sinn, an
dass mer zwar gutt placéiert ware bei den
Transplantatiounen, mä lues awer sécher
ofgehaange gi si bei den Dons d’organes.

Dat heescht also, mir hu relativ fréi
reagéiert, wéi mer d’Problemer gesinn
hunn, och bei Geleeënheete wéi d’40-Joer-
Feier vun Eurotransplant, wou mer derbäi
sinn, fir dat Ganzt ze relancéieren, well mer
fest dovun iwwerzeegt sinn, dass dat hei
eng gutt Therapie ass.

Selbstverständlech kann een driwwer dis-
kutéieren, ob een net dat eent oder dat
anert hätt vir misse maachen. Mä ech hunn
Iech gesot, mir hunn den Avis virun zwee
Joer gefrot a mir wossten net genee, wéini
dass e géif kommen.

Eng Campagne preparéiert een och net vun
enger Woch op déi aner. Déi Campagne
ass preparéiert gi mam Terrain, a wéi se
prett war, hu mer se lancéiert. Well mer der
Meenung sinn, dass Diskussiounen iwwer
Reglementer, iwwer Gesetzer eis net drun
hënneren, fir d’Leit dobaussen ze sensibi-
liséiere fir d’Thematik, well wann eis Ge-
setzer respektiv eis Reglementsännerunge
prett sinn, da sinn d’Leit och prett.

Et ass jo net esou, dass dat eng Evolutioun
vun haut op muer kënnt. Wann ee sech haut
déclaréiert, dass een Organspender ass,
am gënschtegste Fall trëtt de Fall jo ni an. A
wann en antrëtt, da kann dat an e puer Joer
antrieden, esou dass déi Sensibiliséie-
rungsaktioun op jiddfer Fall e Sënn ergëtt.

Ech wëll och soen, dass den Avis vum CNE
eng ganz Rei vu gudde Pisten enthält, vun
deenen der eng Rei am Laf vun deene
leschten zwee Joer schonn zum Deel rea-
liséiert sinn, well mer eben och gesinn hunn,
wou en Handlungsbedarf géif bestoen.

Fir d’éischt zu där Informatiounscampagne,
wouzou ech nëmmen dat ka widderhuelen,
wat meng Virriedner gesot hunn. Och wa mer
e Gesetz hunn, dat op enger Widder-
sprochsregelung baséiert - dat heescht,
dass am Prinzip jiddfereen, deen net Nee ge-
sot huet, e potenziellen Donateur ass -, ass
et wichteg, dass ee sech als solchen aus-
weist, well d’Praxis an eise Spideeler an och
vun de Koordinatoren ass, dass een zwar
vun der Widdersprochsregelung ausgeet,
mä dass ee sech awer réckverséchert a Ge-
spréicher mat der Famill, an do ass en Dona-
teur-Pass extrem wichteg, well een dann net
laangwiereg Recherchë muss maachen.

Maacht et also esou wéi ëmmer méi vun eis:
Gitt Iech dee Pass sichen oder schreift
d’Santé un, da kritt Dir een. Et sinn der
genuch do.441122 www.chd. lu
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Dann ass richteg gesot ginn, dass dee
Réseau vun de Koordinatoren hei zu Lët-
zebuerg bis dato relativ kleng gesponne war
a mer net déi Norme méi erfëllt hunn, déi um
europäesche Plang virgesi sinn, dat
heescht, zwee Koordinatoren op d’Millioun
Awunner. Mir haten en hallwen, deen a
Véierel opgedeelt war. Mam Budget 2008
huet d’Chamber och de Feu vert ginn, fir déi
Zuel ze verduebelen. Dat heescht, an
Zukunft wäerte mer fir all déi grouss Zentren,
wou och Organentnahme gemaach kënne
ginn, am Prinzip ee Koordinator zur Ver-
fügung stoen hunn, wou d’Relatioun da mat
den Haiser, mat den Equipen och verbessert
ka ginn, wat extrem wichteg ass.

An deenen Diskussiounen, déi mer haten,
an och am Avis vum CNE, ass ëmmer drop
higewise ginn, dass déi Relatiounen
tëschent deene verschiddenen Equipë
misste verbessert ginn. Och do hu mer
gehandelt. De 5. Mee komme mer mat de
Koordinatoren, mat de Spideeler, mat den
Dokteschverbänn zesummen, fir ze kucken,
wou et dann heiansdo nach klemmt a wat
mer kënne maachen, fir dass, wann eng po-
tenziell Organentnahm ka gemaach ginn,
déi och ka realiséiert ginn. Also, och do si
mer amgaang ze reagéieren.

Da geet aus dem Avis vun der Commission
nationale d’éthique ervir, dass entweder
Gesetz- oder Reglements- oder awer
Gesetz- a Reglementsännerungen nout-
wendeg wären.

Et ass esou, dass eng verschidde Liesweis
besteet vun dem Artikel 11, deen och d’Ma-
dame Stein ugeschwat huet. Déi eng liesen
en, dass dat net esou restriktiv ass. D’Com-
mission nationale d’éthique liest en e bësse
méi restriktiv. Et ass u sech net gutt bei
engem Gesetz, dass et verschidde Lies-
weisen zouléisst. Ech sinn och der
Meenung, dass, wann een eng Prezisioun
dozou ka bréngen, een dat bei passender
Geleeënheet op jidde Fall soll maachen.
Där Geleeënheete wäerte mer an nächster
Zäit bei aneren Diskussioune kréien.

Wat awer och richteg ass, dat ass, dass mer
net onbedéngt solle waarden, bis dass mer
d’Gesetzännerung hunn, fir eng Upassung
vun der Reglementatioun unzegoen, de Re-
glement unzegoen, mä dat soll een esou
schnell wéi méiglech maachen. Mä et soll
een dat awer mat Bedacht maachen, well
sech do net nëmmen eng Rei vu juristesche
Froe stellen, mä medezinesch Froen, a
wann ee mat zwee esou komplexe Ge-
bidder ze dinn huet wéi der Juristerei an der
Medezin, dann huet een Intérêt, dass ee
mat deene Richtege schwätzt.

Ech wëll awer soen, dass do och schonn
eng ganz Rei vu gudde Propositiounen an
der Zwëschenzäit um Dësch leien. D’Com-
mission nationale d’éthique, zesumme mat
deene Responsabele vun Eurotransplant,
zesummen och mat der Société de neuro-
logie, huet konkret Propositiounen op den
Dësch geluecht. Mir wäerten eis Méi ginn,
déi zesumme mat de Responsabele vun der
Justiz a mat de Leit vum Terrain esou
schnell wéi méiglech an d’Praxis ëmze-
setzen.

Ech mengen, op där Sich no engem natio-
nale Konsens si mer an deene leschte Méint
erëm e gutt Stéck virukomm, well wann ee
sech während enger gewëssener Zuel vu
Joren net esou intensiv ëm eppes bekëm-
mert, vun deem een ausgeet, dass et jo
misst rullen, well mer e Gesetz hunn, dat
ëmmer zu deenen oppensten iwwerhaapt
gehéiert huet, da geet et ebe just net domat
duer, dass een der Meenung ass, dass d’Vi-
raussetzunge geschaf sinn, mä et muss ee
sech dorëm bekëmmeren, a just dat si mer
am Moment amgaang ze maachen.

Mir sinn och amgaang eis ëmzekucken, wat
d’Sensibiliséierung vun de Leit dobaussen
ugeet, wat eigentlech déi „best practices“
sinn. Well do gëtt et eenzel Regiounen, een-
zel Länner an Europa, déi an därselwechter
Situatioun ware wéi mir, an déi duerch eng
massiv Sensibiliséierungsinitiativ et fäerdeg
bruecht hunn, fir elo am Spëtzepeloton
erëm ze sinn.

Do geet et net dorëm, fir elo d’Konditiounen
onverantwortlecherweis esou labber ze
maachen, dass eigentlech jiddferee géif
drënner falen. Dat wär irresponsabel an dat
wëlle mer mat Sécherheet net maachen, mä
kloer Konditioune schafen an dann déi
Étapes-clés kucken, wou een un d’Leit
erukënnt. An do gëtt et där Étapes-clés eng
Rei, a mir sinn amgaang a Partnerschaft
mat anere Kolleegen ze kucken, wou déi
Étapes-clés sinn. Zum Beispill bei der
Sécurité sociale, wou een net onbedéngt
muss op d’Kaart markéieren, dass een
Donneur ass, mä wou een awer, wann ee
sech umellt, ka vun der Geleeënheet pro-
fitéieren, fir d’Leit mat där doter Problematik
ze konfrontéieren.

Et gëtt aner Geleeënheeten, wou een en
administrative Gang mécht oder muss maa-
chen, wou een dat heite kann themati-
séieren. Ouni dass et op eng Carte d’iden-
tité oder op e Pass soll kommen, sinn dat
awer Geleeënheeten, wou, wann d’Leit
Informatioune virfannen iwwert d’Dons d’or-
ganes, iwwert d’Transplantatiounen, se
sech domat auserneesetzen.

Ech wollt zum Ofschloss der Chamber e
ganz häerzleche Merci dofir soen, dass se
déi Bestriewungen ënnerstëtzt, fir an deem
heite Beräich weiderzekommen, op eng
ganz nuancéiert Aart a Weis an - mengen
ech - mat deem noutwendege Gespier dofir,
ëm wat dass et hei geet.

Mir wäerten op där doter Lancée weider-
fueren an hoffentlech schnell a mat der Ze-
summenaarbecht vun der Chamber kënnen
déi reglementaresch an, wann noutwendeg,
och legislativ Ännerunge maachen. Ech si
ganz frou, dass an der Chamber och d’Mee-
nung breet gedeelt gëtt, dass mer dat, wat
am einfachsten ass, fir d’éischt solle
maachen.

Ech soen Iech Merci.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister.
Domat ass och dëse Punkt vun eisem Ordre
du jour ofgeschloss a mir kommen zum
nächste Punkt. Dat ass d’Orientéierungs-
debatt iwwert de Rapport d’activité vum
Médiateur. Et si bis elo ageschriwwen: déi
Häre Santer, Bettel, Schneider, Mehlen an
d’Madame Err. D’Wuert huet elo den hono-
rabelen Här Camille Gira als Rapporteur.

11. 5804 - Débat d’orientation
sur le rapport d’activité du
Médiateur (2006-2007)

Rapport de la Commission du Règlement

❱❱❱ M. Camille Gira (DÉI GRÉNG),
rapporteur.- Här President, Dir Dammen an
Dir Hären, et kënnt net all Dag vir, dass e
Land sech eng nei Institutioun gëtt. Wann
dat dann de Fall ass, dann ass et wichteg,
dass een no enger gewësser Zäit déi Ins-
titutioun evaluéiert, kuckt, ob déi Ziler, déi
ee mat dëser Institutioun wollt erreechen,
och erreecht si ginn, an analyséiert, ob dës
Institutioun déi Hoffnungen, déi a si gesat si
ginn, erfëllt.

D’Chamber huet de 16. Juli 2003 déi nei
Institutioun Médiateur agesat, an duerfir ass
et gutt, dass d’Chamber haut eng éischt
Evaluatioun vun der Institutioun Médiateur
mécht.

Déi Debatt vun haut ass an der Petitiouns-
kommissioun preparéiert ginn, an ech däerf
Iech als Rapporteur d’Resultat vun deenen
Aarbechten elo hei virdroen.

Ech wéilt och direkt am Ufank e ganz häerz-
leche Merci soen, un éischter Stell de
Memberen aus der Petitiounskommissioun
fir hir konstruktiv Mataarbecht an hir per-
tinent Bäiträg zu dësem Rapport, Iech all fir
déi jeeweileg Kontributiounen an deenen
anere Kommissiounen, Avisen, déi och age-
floss sinn an dësen Débat d’orientation,
dem Här Fischbach a senge Servicer fir déi
gutt Kollaboratioun a schlussendlech der
Madame Moris vum Greffe fir hir effikass
Mataarbecht beim Ausschaffe vun dësem
Pabeier.

Ech wéilt vläicht, fir unzefänken, e bëssen
no hannen den allgemengen Historique vun
der Institutioun Médiateur kucken. Si geet
zréck op eng Schafung vum Justitieom-
budsmann a Schweden 1809. Duerno huet
et iwwer 100 Joer gedauert bis en anert
Land - nämlech Finnland - eng ähnlech Ins-
titutioun an d’Welt gesat huet. Mä et ass
eigentlech eréischt an der zweeter
Halschent vum 20. Jorhonnert, wou se lues
a lues an anere Länner opkomm ass: Dä-
nemark 1955; Norwegen ‘62; England ‘67;
Frankräich ‘73; Holland ‘81; Belsch ‘95.

Zu Lëtzebuerg ass eigentlech d’Institutioun
vun engem Médiateur mat enger allge-
menger Kompetenz précédéiert gi vun der
Kreatioun vun enger Mediatioun mat méi
Partikularcharakter, nämlech duerch d’Ge-
setz vum 25. Juli 2002 iwwert den Ombuds-
comité fir d’Rechter vum Kand. Virdru war
awer schonn eng Kéier zu Lëtzebuerg eng
Initiativ geholl ginn, fir eng Institutioun ze
schafen, nämlech 1976 mat dem Dépôt vun
engem Projet de loi iwwert d’Institutioun vun
engem Commissaire général au contrôle de
la gestion administrative de l’État et des
communes. Dee Projet ass awer ni iergend-
wou bei engem Zil ukomm.

Eng zweet Initiativ ass du komm duerch eng
Proposition de loi vun der Kolleegin
Madame Lydie Err iwwert d’Instauratioun

vun enger Ombudspersoun, déposéiert hei
den 9. Mee 2001, e puer Méint virum Dépôt
vum Projet de loi 4832, dee schlussendlech
de Médiateur agesat huet.

Ab dësem Moment ass et vläicht gutt op
den Ënnerscheed opmierksam ze maachen
tëschent den Notioune vun „Médiateur“ an
„Ombudspersoun“. Währenddeem de Mé-
diateur eigentlech nëmme Reklamatiounen
unhëlt vu Bierger a Biergerinnen, wat de
Fonctionnement vu staatlechen a kom-
munale Verwaltungen ubelaangt an den
Affären, wou Bierger sech ongerecht be-
handelt fillen, geet d’Aktioun vun der Om-
budspersoun e gudde Krack méi wäit, well
se sech dernieft och asetzt fir d’allgemeng
Verdeedege vun de Grondrechter a Fräi-
heete vun de Leit, wéi se duerch eis Ver-
fassung, mä och duerch international
Traitéen assuréiert sinn.

Esou dass eigentlech, och wann deen Term
sech ëmmer méi abiergert dobaussen, am
Public besonnesch, de korrekten Term fir
déi Lëtzebuerger Institutioun éischter déi
vun „Médiateur“ ass. Well d’Regierung hat
Positioun bezunn opgrond vun der Propo-
sition de loi vun der Madame Err de 24.
Oktober 2002 an huet gesot, dass se léiwer
zu Lëtzebuerg e Médiateur hätt, wéi eng
Ombudspersoun.

Am Kontext vum Projet de loi ass zu Lëtze-
buerg natierlech iwwert déi generell Oppor-
tunitéit vun esou enger Institutioun dis-
kutéiert ginn. Den Exposé des motifs vum
Document parlementaire seet: An engem
Rechtsstat misst een - ech zitéieren - «créer
les conditions permettant à chacun de jouir
des droits universels et des libertés fonda-
mentales». Et misst een deemno op neutral
Mediatiounsinstanzen zréckgräifen.

Sécherlech hat Lëtzebuerg schonn ‘78
d’Procédure administrative non conten-
tieuse agefouert, a virun allem ‘95 déi admi-
nistrativ Juridictioune mat engem Double
degré de juridiction, mä d’allgemeng
Meenung war awer, dass dës Prozeduren a
Geriichtsinstanzen net géifen duergoen, fir
de Leit an alle Fäll Satisfaktioun ze ginn.

Mir wëssen alleguerten, dass vun enger Säit
deemools ganz grouss Skepsis ugemellt gi
war, nämlech d’Chambre des Fonc-
tionnaires et Employés publics huet fonnt,
dass et net néideg wier, zu Lëtzebuerg esou
eng Institutioun anzeféieren, well mer esou
e klengt Land wieren a well jo hei jiddferee
jiddferee géif kennen an deement-
spriechend och onkomplizéiert zu sengem
Recht géif kommen.

De Conseil d’État huet dat awer och ganz
anescht gesinn a war der Meenung, dass
esou eng Institutioun absolut justifiéiert wier,
well, och wa mer e klengt Land wieren,
d’Prozeduren dofir awer net manner kom-
plizéiert wieren, wéi a grousse Länner, an
dass och an enger klenger Verwaltung
kéinten Iertëmmer virkommen.

Als Zweet wéilt ech dann e bëssen de
Médiateur a Relatioun mat deenen aneren
Institutioune kuerz beliichten. Wat de Mé-
diateur prägt, dat ass, dass hien eng
onofhängeg Autoritéit ass, neutral ass,
deem seng Missioun dra besteet, individuell
Reklamatiounen opzehuelen, wat de Fonc-
tionnement vun öffentleche Verwaltungen
ubelaangt, a Solutiounen ze proposéieren,
ouni dass se obligatoresch sinn, am
Respekt natierlech vun de Gesetzer an de
Reglementer.

Och wann de Médiateur vum Grand-Duc op
Propositioun vun der Chamber nominéiert
gëtt, esou steet hien ënner kenger anerer
Autoritéit. Dat ass wierklech dat, wat hien
auszeechent an och ënnerscheet vun
aneren Administratiounen a Servicer. Seng
Onofhängegkeet ass dat, wat hien aus-
zeechent. Hien huet vu kenger anerer Auto-
ritéit iergendwellech Uerderen ze emp-
fänken.

De Médiateur huet natierlech ganz speziell
Relatioune mat der Chamber. Op déi wäert
ech méi spéit nach eng Kéier zréck-
kommen.

Eigentlech huet hie keng direkt Relatioun
mat der Regierung oder mat de Verwal-
tungen. Natierlech kann hie se awer zu all
Moment abordéieren, fir Léisungen ze
sichen, wann hie Reklamatiounen iwwert déi
jeeweileg Ministèren oder Verwaltunge kritt
huet.

De Médiateur ass och kee Riichter, dee
Konflikter léist, andeem hie Recht walte
léisst. Hie ka seng Missioun ausüben an
Affären, wou eng geriichtlech Léisung méig-
lech ass, awer och an Affären, wou esou
eng Léisung net oder net méi méiglech ass.
Am Géigesaz zum Riichter proposéiert de
Médiateur eng Léisung. An deem Sënn ginn
d’Pouvoirë vum Médiateur eigentlech méi
wäit wéi déi vum Riichter, well hien och
Reklamatioune kann opgräifen, déi sech net
op juristesch Argumenter baséieren.

Natierlech kann de Médiateur net a lafend
Prozesser agräifen. An och e Geriichtsuer-
teel kann hie selbstverständlech net a Fro
stellen. Hie kann trotz allem awer nach
saiséiert ginn, souguer wann all Rechts-
weeër virum Riichter épuiséiert sinn.

Hie kann awer och - an och dat ass inte-
ressant - am Fall vum Netausféiere vun
engem Geriichtsuerteel déi betraffen Ins-
tanz opfuerderen, dat Uerteel an engem
Délai auszeféieren, deen de Médiateur
selwer ka festleeën. Wann dann nach
ëmmer keng Reaktioun kënnt, da kann hien
e Rapport spécial un d’Chamber riichten an
am Mémorial publizéieren. Allgemeng
ënnerbrécht d’Saisine vum Médiateur net
d’Délaië virun de Geriichter; och dëst na-
tierlech e fundamentalen Ënnerscheed mat
engem Recours juridictionnel.

All déi elo grad zitéiert Dispositioune sinn
natierlech vun der Suerg gedroen, fir eng
kloer Trennung ze maachen tëschent de
Pouvoirë vum Médiateur an deene vum
Riichter. De Médiateur kann an däerf sech
net an d’Kompetenze vun de Riichteren
amëschen.

Mir hunn zu engem gewësse Moment an
der Petitiounskommissioun och driwwer
geschwat an diskutéiert, ob mer dann elo
sollten de Médiateur an d’Lëtzebuerger
Verfassung aféieren. Do waren ënner-
schiddlech Meenungen. Mir sinn awer ins-
gesamt zur Konklusioun komm, dass, well
de Médiateur en Organ vun der Chamber
ass, et awer net néideg wier, hie spezifesch
an der Verfassung ze erwähnen.

Ech kéim dann zu deene méi spezielle Re-
latiounen an intensive Relatiounen tëschent
dem Médiateur an eiser Chamber. Déi Re-
latioune si relativ kloer am Gesetz vum 22.
August 2003 festgeluecht, wat d’Nomi-
natioun an d’Révocatioun ubelaangt, och
d’Saisine vun de Reklamatiounen, d’Publi-
katioun vum Rapport an de Recomman-
datiounen en relation mat Modifikatiounen
am gesetzleche Beräich.

An deem Zesummenhang ass et och vläicht
interessant ze erwähnen, dass am Projet de
loi eng eigentlech enk Relatioun tëschent
dem Médiateur an der Petitiounskom-
missioun virgesi war. Mä do huet de Statsrot
sech formell opposéiert, well hie gesot huet:
Dat geet net, well d’Kompetenze vun der
Petitiounskommissioun an d’Aart a Weis wéi
se Petitiounen entgéintzehuelen huet an och
nach wéi eng Petitiounen entgéintzehuele si
sinn am Artikel 67 vun der Verfassung fest-
geluecht. An dat, wat Dir hei wëllt maachen,
dat ass net konform zu deem, wat an deem
Artikel steet.

Dat ass du gestrach ginn. A vläicht - dat ass
e bëssen eng perséinlech Interpretatioun -
ass dat, well dunn net kloer gesot gi war, wéi
dann, wann de Médiateur bis seng Aar-
becht ugefaangen hätt, elo déi konkret
Zesummenaarbecht tëschent him an der
Chamber ze sinn hätt. Duerfir huet et och e
bëssen Zäit gebraucht, ier mer e Modus
vivendi fonnt haten tëschent deenen zwou
Institutiounen. Gehollef huet no engem
gewëssen Hin an Hier e positiven Aus-
tausch tëschent dem Médiateur an der
Conférence des Présidents de 16. Abrëll
2007.

No där Entrevue sinn eng Rei Lignes direc-
trices festgehale ginn, wou mer gesot hunn:
Kommt, mir probéieren déi emol e Joer,
annerhalleft Joer. A wann déi sech da con-
firméieren, wann ee gesäit, dass dat Sënn
mécht wéi mer virginn, dann ass d’Iwwer-
leeung do, fir déi Fonctionnementsaart a 
-weisen och an engem Reglement vun der
Chamber definitiv festzehalen.

Dat geet u mat der Presentatioun vum
Rapport vum Médiateur. Do hu mer déi-
selwecht Prozedur gewielt wéi déi wann de
Budget déposéiert gëtt. Dat heescht, et ass
wuel eng öffentlech Veranstaltung, mä et
ass keng öffentlech Sitzung. D’Press gëtt
invitéiert an de Médiateur presentéiert säi
Rapport an dësem Raum.

De Suivi vum Rapport huet d’Conférence
des Présidents un d’Petitiounskommissioun
delegéiert, déi soll en Débat d’orientation
iwwert de Rapport veranstalten. Dat ass dat
wat mer haut maachen.

Mä et ass natierlech kloer, dass déi Aar-
becht nëmme ka gemaach ginn an enker
Zesummenaarbecht mat deenen anere
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Kommissiounen. Datselwecht geschitt mat
deenen eenzelne Recommandatiounen, déi
de Médiateur esou séier wéi méiglech soll
der Chamber zoukomme loossen. De Pre-
sident gëtt se weider un d’Petitiouns-
kommissioun. Mir analyséiere se. Wa mir
der Meenung sinn, dass mir selwer eppes
kéinten domat maachen oder derfir
suergen, dass se ëmgesat ginn, da be-
këmmere mir eis selwer drëm. Wann net, an
dat ass ganz oft de Fall, gi mer se weider un
eng sektoriell Kommissioun.

(M. Jos Scheuer prend la Présidence)

De Budget vum Médiateur ass am Stats-
budget festgesat. D’Interpretatioun vun der
Chamber ass awer folgend, dass eigentlech
dee Volet vum Statsbudget virdru misst vum
Büro vun der Chamber approuvéiert ginn,
an och d’Konte vum Médiateur gi vun der
Chamber kontrolléiert an apuréiert.

Mir hu mat Freed festgestallt, dass de
Médiateur sech souwuel qualitativ wéi
quantitativ zefridde stellt mat sengem
Personal. Wann een och d’Vitesse kuckt mat
där e Reklamatiounen traitéiert, mengen
ech, muss ee feststellen, dass déi Aarbecht
ganz schnell erledegt gëtt, esou dass et de
Moment op jidde Fall net ausgesäit wéi
wann do Personalmangel wier.

Och wa mir eis als Petitiounskommissioun
géife virdrun hidden, an d’Rekrutements-
politik vun dem Médiateur anzegräifen,
esou war awer d’Meenung opkomm, a mir
wollte vläicht dem Médiateur de Message
ginn, ob nieft deene ville Juristen, déi en
huet, déi en natierlech brauch, et net awer
utile wier, an Zukunft vläicht driwwer noze-
denken, ob net och aner Beruffsbiller, wéi
zum Beispill Soziologen, Psychologen, a
senger Equipe kéinte vertruede sinn. Dat
géif där ganzer Aarbecht sécherlech och
nach kënnen dénglech sinn.

Mir hunn do gemengt als Petitiounskom-
missioun, et wier gutt eng Évaluation quanti-
tative vun de Reklamatiounen an de Re-
klamanten ze maachen. Ech ginn net an
den Detail vun deene Chifferen an. Dir fannt
déi am schrëftleche Rapport. Et kann ee
mengen ech no e puer Joer soen, dass
d’Zuel vun de Reklamatioune sech méi oder
wéineger bei 900 apendelt.

Wat awer interessant ass, wann een emol
de Bilan vun engem Joer kuckt, da wëll ech
eppes ervirhiewen, wat vläicht net dacks an
der Diskussioun zum Virschäi kënnt: Wann
een d’Zuele vun de Réclamations non fon-
dées, Désistement du réclamant, De-
mandes irrecevables a Refus d’examiner
zesummenzielt, dann ass ee bal op 50%
vun de Reklamatiounen. Fir awer och ze
soen, dass ganz vill Leit, déi bei de Média-
teur ginn, eigentlech onberechtegt Kritiken
un der Verwaltung hunn. Vläicht ass den
Effet, dass déi Leit dat Gefill hunn, vun
enger neutraler Stell gesot ze kréien, dass
se Onrecht hunn, gradesou wichteg, wéi de
Fait, dass de Médiateur a Fäll, wou d’Leit
wierklech Recht hunn, eng Léisung ze
fannen huet. Et soll een deen hei Aspekt vun
deene ganzen Démarchen net ënner-
schätzen.

Mir wieren als Petitiounskommissioun frou
gewiescht, wa mer e bëssen eng Analys
hätte kënne maachen iwwert d’Kategorië
vun de Leit, déi Reklamatioune maachen:
d’Nationalitéit, d’Geschlecht, den Alter an
d’Qualitéit. Mir hunn awer du misse fest-
stellen, dass bis op Weideres op jiddfer Fall
de Médiateur net systematesch all déi
Qualitéiten enregistréiert.

Mir hunn em proposéiert, dat an Zukunft
vläicht ze maachen; natierlech ënner vollem
Respekt vum Dateschutz an dem Anony-
mat.

Wat een awer ka soen, ass, dass vu ronn
3.700 Reklamatiounen der 3.200 ronn vu
Résidents aus dem Land gemaach si ginn
an ëmmerhin awer praktesch 500 vu Leit,
déi net hei wunnen. Et kann een dovun aus-
goen, dass dat virun allem Grenzgänger
sinn.

Wat awer interessant och nach ass, dat ass
d’Klassifikatioun vun der Qualitéit vum Re-
klamant. Et ass nämlech esou, dass vu ronn
3.700 Reklamatiounen der 3.500 ronn vu
Particulieren déposéiert si ginn, véier
eigentlech nëmme vun Deputéierten an 158
si vu Personnes morales déposéiert ginn. E
bëssen erstaunlech ass dat schonn, dass

net méi Deputéierten dës Institutioun ewell
notze fir hir Roll als Médiateur, déi se dach
awer oft dobausse maachen, dass déi Roll
net méi oft geholl gëtt, well si ass ausdréck-
lech am Gesetz virgesinn.

Ech kann de Kolleeginnen a Kolleege wierk-
lech dee Paragraph vun deem Gesetz
nëmme recommandéieren an aus eegener
Erfahrung soen, dass domadder ganz
schnell eng Rei Saache kënnen evakuéiert
ginn.

Natierlech hu mer och eng qualitativ Evalua-
tioun vun de Reklamatioune gemaach a mir
waren der Meenung, dass een déi vill Re-
klamatiounen, déi iwwert déi Jore komm
sinn, a siwe grouss Kategorië kann aklas-
séieren.

Déi éischt ass de schlechte Fonctionnement
vun de Verwaltungen. Hei reechen d’Rekla-
matioune vun Neterreechbarkeet um Të-
lefon bis zu kenger Äntwert an dem Ver-
léiere vun Dossieren.

Déi zweet Kategorie ass de Mangel u Kolla-
boratioun tëschent eenzelne Ministèren a
Verwaltungen. Hei kënnt dat klassescht
Ping-pong-Spillen tëschent de Verwal-
tungen zum Virschäin.

Drëtte Punkt: Mangel u Personal bei een-
zelne Verwaltungen. Als Beispill kann een
hei erwähnen: d’Caisse nationale des Pres-
tations familiales, den Enregistrement beim
Erëmbezuele vun der TVA um Logement.
Hei kënnt eppes zum Virschäin, dass mir hei
- et muss ee fairerweis soen, op Instigatioun
vun der Regierung - ganz oft Gesetzer
stëmmen, déi dobausse bei de Wieler a
Wielerinne ganz oft ganz gutt ukommen, mä
mer eis net oft genuch Froe stellen, ob dann
déi jeeweileg Verwaltung, déi mam Aus-
féiere vun deem Gesetz a ganz oft be-
sonnesch vum Ausbezuele vu Primë
concernéiert ass, och deementspriechend
déi néideg Leit kritt huet.

Also wann do Verwaltungen heiansdo an e
schlecht Liicht kommen, ech mengen, da
misste mir an d’Regierung als Alleréischt
sech ganz oft selwer mat der Nues huelen.

Véiert Kategorie, dat sinn déi spezifesch
Problemer, déi spezifesch Kategorien aus
eiser Populatioun begéinen. Esou hunn ech
scho gesot, dass eng ganz Rei Reklama-
tiounen awer vu Grenzgänger a Grenz-
gängerinne kommen. Natierlech hunn déi
an eenzelnen Dossiere ganz spezifesch
Problemer. Et konnt een awer och fest-
stellen, dass eng net negligeabel Pro-
portioun vu Reklamatioune vun Deman-
deurs d’asile erakomm sinn.

Déi fënneft Kategorie wéilte mer nennen:
„d’Evolutioun mat der Gesellschaft“.
Bannent där Kategorie gesi mer zwou Zorte
vu Problemer, déi optauchen. Engersäits
huet een d’Gefill, dass eis Législatioun net
ëmmer mat der gesellschaftlecher Realitéit
an der Mentalitéit dobausse Schratt hält. An
dat Zweet ass, dass Reklamatioune
kommen, déi mat Schwieregkeeten ze dinn
hunn, wéi eng Rei Gesetzer a Reglementer
op nei Situatiounen an der Gesellschaft
applicabel sinn. Ech denken hei u Schee-
dungsfäll an och u Ménages recomposés
wou ee feststellt, dass e groussen Deel vun
eiser Législatioun nach relativ ausgeriicht
ass op déi klassesch Famill an nach net
onbedéngt alle Situatiounen, vu Familles
recomposées zum Beispill, Rechnung dréit.

Sechst Kategorie: Hei stelle mer fest, dass,
och wann dat nëmme punktuell ass, dat
eent oder anert Lëtzebuerger Gesetz net
oder nach net konform ass zu internationale
Konventiounen. Mir denken hei un den Droit
de vote vu Veruerteelter oder den ano-
nymen Accouchement.

A schlussendlech, lescht Kategorie: Pro-
blemer, déi mam Fonctionnement vun de
Geriichter ze dinn hunn, haaptsächlech wat
d’Lenteur procédurale ubelaangt.

Mir hunn dunn och am Detail déi eenzel Re-
commandatiounen natierlech analyséiert,
an Zesummenaarbecht mat deenen anere
Kommissiounen. Ech wëll drun erënneren,
dass de Médiateur bis op den Dag vun haut
31 Recommandatioune veröffentlecht huet.
An eisem Rapport hu mir der 28 behandelt.
Déi aner dräi sinn duerno komm. Mir hunn
natierlech déi Recommandatiounen an déi
eenzel sektoriell Kommissioune geschéckt
an déi Avisen ageholl. Déi eenzel an de-
tailléiert Avisë kënnt Der an der Annex vum
schrëftleche Rapport fannen.

Ech muss Iech awer gestoen, dass mer
absolut positiv iwwerrascht waren a mat
grousser Zefriddenheet festgestallt hunn,
wéi séier an och wéi pertinent d’Avisë vun
deenen eenzelne Kommissiounen erakomm
sinn. Ech hu schonn ähnlech Prozeduren
hei erlieft, déi net esou séier ofgeschloss
waren a wou ee sechs Rappelen huet misse
schreiwen, bis dann déi féierend Kom-
missioun sämtlech Avisen zesummen hat.

Ech mengen net, dass dat do en Zoufall
ass. Fir eis war dat do de Bewäis derfir,
dass an Tëschenzäit mir alleguerten hei als
Deputéierten de Sënn vun dëser Institutioun
agesinn hunn an all Kommissioun sech am
Detail mat deene Recommandatiounen
auserneegesat huet.

Och déi Recommandatiounen hu mer a
Kategorien aklasséiert an et ass natierlech
kee Wonner, dass een e gewëssene Paral-
lellismus tëschent de Recommandatiounen
an de Reklamante fënnt. Et ass jo och kloer,
dass de Médiateur probéiert d’Reklama-
tiounen ze sammelen an dann, wann en der
genuch an enger Kategorie zesummen
huet, eng Recommandatioun erauszeginn.
Mir hunn awer hei eng Kategorie weider. Mir
hunn hei aacht Kategorië gemaach.

Fënnef Recommandatioune géife mer an
déi éischt Kategorie astufen, wat d’Ver-
besserungsvirschléi vun eenzelnen Admi-
nistratiounen ubelaangt.

Zwou Recommandatiounen an déi zweet
Kategorie: Dat betrëfft éischter d’Koordi-
natioun vun eenzelne Ministèrë respektiv
Verwaltungen.

Fënnef Recommandatiounen an déi drëtt
Kategorie: Dat ass eng Opstockung vum
Personal an enger Rei spezifesche Verwal-
tungen.

Sechs Recommandatiounen an déi véiert
Kategorie: Dat si Verbesserungen an Än-
nerunge vun eenzelne Gesetzestexter, fir se
un d’Realitéit vum 21. Jorhonnert an och un
d’Mentalitéit an d’Gebräich vun dobaussen
unzepassen.

Dräi Recommandatiounen an déi fënneft
Kategorie. Do geet et e bëssen ëm d’Flexi-
bilitéit an d’Empathie vun de Verwaltungen
am Sënn vun enger Besserung vum
Verständnis vun de Bierger a Biergerinnen,
fir dass d’Bierger an d’Biergerinnen e bësse
méi verstinn, firwat dann eenzel administra-
tiv Décisiounen an eng gewësse Richtung
geholl ginn.

Dräi Recommandatiounen an déi sechst
Kategorie. Do geet et wierklech ëm d’Adap-
tatioun vun eenzelne Gesetzer un interna-
tional Konventiounen. Dat sinn der net
schrecklech vill, mä gutt, dat muss een awer
och eng Kéier maachen.

Fënnef Recommandatiounen an déi siwent
Kategorie. Do geet et ëm d’Verbesserung
vum Fonctionnement vun de Geriichter.

Sechs Recommandatiounen an déi aacht
Kategorie: e bessere Respekt vun de
Rechter vun de Biergerinnen a Bierger.

Am nächste Kapitel hu mir da probéiert, den
Impakt vun de Recommandatioune bei hirer
Transpositioun ze analyséieren. Et muss een
ëmmerhi feststellen, dass vun deenen 28
Recommandatiounen, déi mir analyséiert
hunn, der zéng schonn total bis haut ëm-
gesat sinn. Et muss ee ganz kloer soen,
dass d’Regierung insgesamt ganz séier a
ganz positiv op déi Recommandatioune
reagéiert huet.

Mir hunn eis jo och duerfir net laang op-
gehalen am Rapport mat deene Recom-
mandatiounen, déi schonn ëmgesat sinn.
Mir wëllen natierlech als Petitiounskom-
missioun virun allem hannert deene
bleiwen, déi nach net ëmgesat sinn, res-
pektiv wou nach Divergenzen tëschent de
Vuë vum Médiateur a vun der Regierung
sinn.

Ech kommen dann zu deene Recomman-
datiounen, déi bis haut nach net oder net
ganz ëmgesat sinn. Mir wäerten eis och
hidden, iwwerall als Petitiounskommissioun
iwwert de Fong vun deene Recomman-
datioune Remarquen ze maachen, mä ech
mengen, dass mir awer konnte feststellen
an der och e puer konnten erausschielen,
wou mir der Meenung sinn, dass awer en
nationalen Débat néideg ass.

Mir denken do certes virun allem un eenzel
Blocagë par rapport zu Recommandatioune
vum Médiateur am Kontext vum Fonction-
nement vun de Geriichter. Mir sinn hei ganz
virsiichteg, mir wëssen, dass mer eis hei op
dënnem Äis bewegen, well mir natierlech
déi Lescht wëlle sinn, déi d’Séparation des
pouvoirs net wéilte respektéieren; mä
näischt verhënnert awer, dass do ganz kloer
Defiziter sinn. Duerfir muss een awer och
doriwwer diskutéiere kënnen.

Mir stellen awer och fest, dass, wann am
Ufank de Médiateur a senger Aarbecht
ganz vill Schwieregkeeten hat, fir do ee
Feedback vun de Geriichter ze kréien, hien
a sengem leschte Rapport schreift, dass
d’Situatioun sech awer schonn e bësse ver-
bessert huet.

D’Membere vun de Kommissiounen hunn
d’Vuë vum Médiateur akzeptéiert, mat Aus-
nahm vun eenzelnen Avisë vläicht - ech
denken do un d’Commission du Travail et
de l’Emploi, déi vläicht am skepteschste war

vis-à-vis vun där enger oder anerer Recom-
mandatioun vum Médiateur.

Et kann een awer feststellen, dass duerch
d’Bank déi parlamentaresch Kommis-
siounen d’Meenungen an d’Kritike vum
Médiateur gedeelt hunn. An - wat ganz flott
ass - eenzel Kommissioune si souguer bei
der Analys vun de Recommandatioune méi
wäit gaangen an hu selwer eigentlech nach
zousätzlech Virschléi op dat geluecht, wat
de Médiateur eigentlech scho gemaach
huet. Sou kann ech als Beispill d’Com-
mission juridique zitéieren, déi selwer och
eng Rei Virschléi gemaach huet, fir d’Ge-
riichtsprozeduren, besonnesch d’Instruk-
tiounen, méi séier ze maachen.

Mir zéien doraus d’Konklusioun, dass de
Médiateur wierklech de Fanger an d’Wonn
geluecht huet vun enger Rei wichtege Pro-
blemer a mer feststelle kënnen, dass hien
duerch d’Bank vun der Chamber suivéiert
gëtt, an dass déi eenzel Chamberskom-
missioune sech ganz kloer engagéiert hunn,
fir an deenen nächste Méint a Joren do, wou
mir gefuerdert sinn, fir eventuell eng Rei
legislativ Upassungen ze maachen, och
eng Hand mat unzepaken.

Da kommen ech zu deene Recomman-
datiounen, déi nach net ganz ëmgesat sinn,
mä bei deenen awer eigentlech e Con-
sensus politique besteet. Dat sinn der 14. Et
géif wierklech ze wäit féieren, fir hei an den
Detail ze goen. Natierlech wäerte mir als
Petitiounskommissioun grad déi Recom-
mandatiounen am A behalen a bei de
jeeweilege Regierungsmembere respektiv
Chamberskommissiounen nohaken, fir dass
se net am Sand verlafen.

Da schlussendlech déi Recommanda-
tiounen, wou zumindest bis haut nach kee
Konsens fonnt ginn ass. Dat sinn der bis elo
nëmme véier. A wann ech soe kee Konsens,
dann heescht dat och net, dass d’Re-
gierung oder d’Chamber d’Pertinenz net
agesinn hätt, mä éischter, dass nach Diffe-
renzen iwwert de Wee bestinn, wéi een
dann dem Médiateur sengen Empfehlunge
ka Rechnung droen.

Bei zwou Recommandatioune geet et ëm
deen ëmmer erëm optauchende Problem
vun der Dauer vun de Geriichtsprozesser an
ëm d’Roll vun den Untersuchungsriichter.
Eng aner handelt vun de Moyenen, déi
d’Police gebraucht, bei Ausweisungen, an
deene Mineurë concernéiert sinn. An déi
lescht huet mat de Geriichtsexperten ze
dinn, woubäi ee fairerweis muss soen, dass
déi Recommandatioun relativ rezent ass,
sou dass de Justizminister nach wéineg Zäit
hat, ze reagéieren.

Fir dass och all déi Recommandatiounen,
besonnesch déi, déi nach net ganz ëmgesat
sinn, net a Vergiessenheet geroden, géif ech
mir erlaben, am Numm vun der Petitiouns-
kommissioun an och ënnerschriwwe vun alle
Fraktiounen a Gruppéierungen, eng Motioun
eranzereechen, fir dass d’Regierung och net
vergësst, dass do eng Rei Recommanda-
tiounen ëmzesetze sinn.

Motion

La Chambre des Députés,

- considérant la loi du 22 août 2003 ins-
tituant un Médiateur, adoptée à l’unanimité
en date du 16 juillet 2003;

- considérant que le Médiateur a débuté ses
travaux au printemps 2004 et qu’il a, depuis
lors, transmis chaque année un rapport
d’activité à la Chambre des Députés;

- considérant que le Médiateur a par ailleurs
publié vingt-neuf recommandations;

- considérant que les problèmes mis en
exergue par le Médiateur dans ses rapports
et dans ses recommandations sont des
problèmes réels et font, pour la plupart, res-
sortir que certains groupes sociaux mino-
ritaires au sein de la société luxem-
bourgeoise ont plus de difficultés que
d’autres à faire valoir leurs intérêts;

- considérant qu’un nombre important de
recommandations ont d’ores et déjà été
transposées dans la pratique par voie régle-
mentaire ou législative;

- considérant qu’un consensus politique a
été trouvé en vue de la transposition de la
plupart des autres recommandations, mais
qu’elles n’ont à ce jour pas encore été
entièrement transposées;

- considérant qu’aucun consensus n’a
encore pu être trouvé pour d’autres recom-
mandations;

invite le Gouvernement

- à prendre les mesures nécessaires afin de
transposer, dans les meilleurs délais, les
recommandations N°6, N°7, N°8, N°11,
N°14, N°17, N°18, N°20, N°21, N°22, N°23,
N°24, N°25 et N°26;

- à se concentrer plus particulièrement sur
les problèmes manifestes dans le fonction-441144 www.chd. lu
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nement de l’administration judiciaire et, par-
tant, à reconsidérer les recommandations
N°9, N°16, N°27 et N°28 dans le but d’une
mise en œuvre concrète des solutions pré-
conisées par le Médiateur.

(s.) Camille Gira, Xavier Bettel, Lydie Err,
Robert Mehlen, Patrick Santer.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
ech kommen zu menge Konklusiounen.
D’Petitiounskommissioun war der Meenung,
et sollt ee vun der Geleeënheet vun dësem
Débat iwwert de Rapport vum Médiateur
profitéieren, fir en éischte Bilan iwwert den
Notze vun dëser neier Institutioun ze zéien.
Mir waren iwwerzeegt, dass véier Joer nom
Start vun den Aarbechte vum Médiateur
deen néidege Recul do wier, fir dat ze
maachen.

E Bilan mécht een am einfachsten, hu mir
eis geduecht, andeem ee kuckt, wéi eng
Ziler sech da gesat gi waren. Am Exposé
des motifs vum Projet de loi vun deemools
fënnt een der haaptsächlech dräi.

Éischtens, d’Asetze vun enger neutraler
Instanz tëschent der Verwaltung an de
Biergerinnen a Bierger.

Hei stellt d’Petitiounskommissioun mat
Satisfaktioun fest, dass de Médiateur ville
Leit konnt hëllefen, déi eng Décisioun vun
der Verwaltung contestéiert hunn. Et ass
een Dialog entstan tëschent de Verwal-
tungen an de Leit, an domat ass de Stat an
eisen Aen erëm méi no bei d’Biergerinnen
an d’Bierger bruecht ginn.

Et kann een och ganz kloer feststellen, dass
de Médiateur d’Ulafstell, jo deelweis
souguer d’Sproochrouer ginn ass vun enger
Rei spezifesche Gruppen, déi éischter zu
de Minoritéiten am Land gehéieren, déi
vläicht kee kennen, deen ee kennt. Ech
denken do zum Beispill un d’Demandeurs
d’asile, un d’Prisonnéier, un d’Frontalieren a
nach aner Kategorien an eiser Gesellschaft.

Zweeten Objektiv, dee sech deemools ge-
sat gi war: d’Realisatioun vun engem méi
effikasse Petitiounsrecht. Och wann de Mé-
diateur aner Missiounen a Kompetenzen
huet wéi mir als Petitiounskommissioun, sou
hu mir dach festgestallt, dass seng Aar-
becht eis eegen Aktioune ka verstäerken.

Ech ginn Iech e ganz gutt Beispill: Dat ass
d’Reform vum Règlement grand-ducal vum
16. November 1998 iwwert d’Berechnunge
vum Loyer an de Sozialwunnengen.

Hei ware mir als Petitiounskommissioun be-
faasst mat enger Petitioun an de Médiateur
mat enger Reklamatioun iwwert dee-
selwechte Sujet. Ech menge kënnen ze
soen, dass mir duerch eng concertéiert Vir-
gehensweis vun der Petitiounskom-
missioun, vun der Commission des Classes
moyennes a vum Médiateur schlussendlech
et fäerdeg bruecht hunn, dass dee respon-
sabele Minister, deen - ouni elo hei meng
neutral Roll als Rapporteur ze verloossen -
mengen ech net esou ganz begeeschtert
war, un dee Reglement änneren ze goen,
dach awer agesinn huet, dass eng Rei
Verbesserungen an Ännerungen néideg
wieren. A mir hu mat Satisfaktioun fest-
gestallt, dass viru kuerzem am Mémorial en
neie Règlement grand-ducal publizéiert
ginn ass.

Ech mengen och kënnen ze soen, dass et
keen Zoufall ass, dass zënter dass de Mé-
diateur do ass d’Zuel vun de Petitiounen,
déi bei eis an der Petitiounskommissioun
agereecht ginn, sensibel zréckgaangen
ass.

Ech menge kënnen ze soen, dass virdru
Leit, déi eigentlech eng eenzel Doléance
mat eenzelne Verwaltungen haten, sech zu
e puer zesummegedoen hunn, fir dass si
iwwerhaapt d’Méiglechkeet haten, eng Pe-
titioun un d’Chamber ze riichten. Et ka keen
Zoufall sinn no véier, fënnef Joer, dass mer
där Petitiounen, déi an d’Chamber era-
gereecht ginn an déi awer och besonnesch
mat Problemer an de Verwaltungen ze dinn
hunn, bal keng méi hunn. Dass déi Zuel vun
deene Petitiounen esou zréckgaangen ass,
ass keen Zoufall. Och dat ass e positiivt
Resultat.

A schlussendlech drëtt Zil: d’Stäerkung vun
der Demokratie an d’Entwécklung vun
enger partizipativer Gesellschaft. Den Ex-
posé des motifs ass vum Prinzip ausgaang,
dass an enger Demokratie déi öffentlech
Verwaltungen de Rechtsregelen ënnerworf
sinn, an dass e moderne Stat seng Bier-
gerinnen a Bierger misst u sengen Déci-
siounen deelhuele loossen.

Well awer festgestallt ginn ass, dass dat
üblecht Zréckgräifen op de Contrôle ju-
diciaire et net erlaabt, séier an effikass op
all Aspekter vum Fonctionnement vun den
öffentleche Verwaltungen ze reagéieren,
wollten d’Auteure vum Gesetz eng neutral
Mediatioun asetzen, fir tëschent den
heiansdo ënnerschiddlechen Interesse vun

de Verwaltungen an de Verwalteten ze
schlichten.

Hei stelle mir als Petitiounskommissioun
fest, dass d’Institutioun vum Médiateur et de
Leit erlaabt huet, vill méi einfach, méi séier,
méi bëlleg a méi flexibel Mechanismen ze
benotzen, wéi wa si hiert Recht op de Ge-
riichter missten akloe goen.

Ausserdeem ass de Médiateur, ech hunn et
scho gesot, e Sproochrouer gi vun de Leit
an e Moyen, méi aktiv un den Décisiounen,
déi si betreffen, deelzehuelen, also novoll-
zéien ze kënnen.

Doriwwer eraus stellt d’Petitiounskom-
missioun mat grousser Zefriddenheet fest,
dass de Médiateur dobaussen eng grouss
Glafwierdegkeet genéisst, well d’Bevöl-
kerung verstanen huet an appréciéiert, dass
hien iwwer alle politesche Clivagë steet an
de Fonctionnement vum Stat an aller Objek-
tivitéit beuerteelt.

Och stelle mer fest, dass déi Kritiken an déi
Ängschten, déi virun allem vun der Cham-
bre des Fonctionnaires publics geäussert gi
sinn, onberechtegt waren. Am Géigendeel,
Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
kann ee feststellen, dass dem Médiateur
seng Aarbecht éischter derzou bäidréit, vun
enger allgemenger „Staatsbeamtenschelte“
ewechzekommen. Amplaz weist hien op déi
punktuell Problemer hin, déi an eenzelne
Verwaltungen existéieren.

A wann hien dat mécht, da gëtt ganz oft
kloer, dass déi Mëssstänn net un eenzelne
Beamten oder Beamtinnen hänken, mä
éischter un enger schlechter Organisatioun
vun der Verwaltung oder dem Service res-
pektiv dass kloer Instruktioune vun uewe
feelen. Jo, de Médiateur huet sech an enger
ganzer Rei Fäll kloer op d’Säit vun der Ver-
waltung gestallt, andeem hien drop hige-
wisen huet, dass en akute Personalmangel
herrscht.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
d’Petitiounskommissioun wëllt awer trotz-
deem drop hiweisen, dass trotz enger Rei
Fortschrëtter, déi de Médiateur an där
kuerzer Zäit bruecht huet, säi Wierke
schlussendlech un de Suitë gemooss wäert
ginn, déi seng Recommandatiounen no
sech zéien. Well eleng kann de Médiateur
näischt bewierken. Hien ass op d’Asiicht an
de gudde Wëlle vun der Regierung an op
d’Ënnerstëtzung vun der Chamber uge-
wisen.

Et ass un eis, léif Kolleeginnen a Kolleegen,
an eiser Kontrollfunktioun vun der Regie-
rung, déi verschidde Recommandatioune
vum Médiateur ze ënnerstëtzen. Och wann
eng ganz Rei Recommandatioune schonn
ëmgesat sinn oder nach amgaang sinn ze
ginn, wëlle mir als Petitiounskommissioun
ofschléissend op e puer Punkten hiweisen,
déi eis ganz besonnesch um Häerz leien an
déi esou séier wéi méiglech solle Suitë
kréien.

Dat Éischt ass d’Asetze vun engem Conseil
supérieur de la Justice. Mir maachen en
Appel un d’Regierung, esou séier wéi méig-
lech e Projet de loi an deem Kontext aus-
zeschaffen. Mir maachen awer och en
Appel un eis als Chamber selwer, fir sech
eege Gedanken an deem Kontext ze maa-
chen an déi Gedanke vläicht der Regierung
zoukommen ze loossen. Duerfir hu mer eng
Resolutioun ausgeschafft, déi an deem
Sënn soll wierken.

Résolution

La Chambre des Députés,

- considérant que le Médiateur a publié la
recommandation N°21, dans laquelle il
recommande à la Chambre des Députés et
au Gouvernement I’institution d’un Conseil
supérieur de la Justice;

- constatant que la Commission juridique
s’est d’ores et déjà exprimée en faveur de
I’institution d’un Conseil supérieur de la Jus-
tice dans le rapport qu’elle a établi dans le
cadre du débat d’orientation sur la sécurité
intérieure au Luxembourg;

- constatant que la Commission des Insti-
tutions et de la Révision constitutionnelle
marque un grand intérêt pour la proposition
du Médiateur et se rallie aux dévelop-
pements contenus dans le rapport de la
Commission juridique sur la sécurité inté-
rieure au Luxembourg;

- prenant acte du fait qu’un consensus poli-
tique a été trouvé en vue de la transposition
de cette recommandation. En effet, par
courrier du 30 avril 2007, le Ministre de la
Justice a informé le Médiateur que le Gou-
vernement continue sa réflexion sur I’insti-
tution d’un Conseil supérieur de la Justice.
Par ailleurs, dans la déclaration du Gouver-
nement sur la situation économique, sociale
et financière du pays du 9 mai 2007, le
Premier Ministre a confirmé que le Ministre
de la Justice veut, dans le dialogue avec

tous les acteurs de la justice, promouvoir
l’idée d’un Conseil supérieur de la Magis-
trature;

- constatant cependant qu’à ce jour ladite
recommandation n’a pas encore été trans-
posée;

invite la/les commission(s) parlementaire(s)
compétente(s):

- à mener une réflexion approfondie sur l’in-
troduction au Luxembourg d’un Conseil
supérieur de la Justice, afin d’assurer un
contrôle externe de I’administration ju-
diciaire, un contrôle de la sélection des
candidats à la magistrature et des pro-
motions des magistrats ainsi que l’exercice
du pouvoir disciplinaire au sein de l’admi-
nistration judiciaire, tout en veillant à éviter
d’instaurer un contrôle politique sur celle-ci
et de remettre en question les principes
constitutionnels de l’indépendance des
juges et de la séparation des pouvoirs;

- à se pencher sur les grandes lignes à fixer
en vue de l’institution éventuelle d’un
Conseil supérieur de la Justice, et ceci dans
le but de guider le Gouvernement dans
l’élaboration d’un projet de loi fixant no-
tamment la composition, les compétences
et les modalités de fonctionnement de ce
conseil.

(s.) Camille Gira, Xavier Bettel, Lydie Err,
Robert Mehlen, Patrick Santer.

Den zweete Punkt ass wierklech d’Op-
stocke vum Personal vun der Caisse na-
tionale des Prestations familiales, dat
eigentlech ëmmer proportional zu den
Zuele vun de Bénéficiairë misst an d’Luucht
goen.

An drëttens a spéitstens wa mer erëm
héieren, wat eis zu Stroossbuerg eventuell
bevirsteet am Kontext mam Luxairs-
Accident, da gëtt et wierklech héich, héich
Zäit, dass mer eis Gedanke maachen iwwer
lafend Affäre viru Geriicht; haaptsächlech
iwwert d’Beschleunegung vun den Instruk-
tioune vun esou Prozesser.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
ofschléissend wëll ech soen, dass d’Com-
mission des Pétitions déi positiv Dynamik,
déi d’Institutioun vum Médiateur zënter hirer
Mise en place bewierkt huet, begréisst. Dës
Dynamik kënnt schlussendlech souwuel de
Bierger a Biergerinne wéi och dem Stat
selwer zegutt. Well eng vun den Haaptkon-
klusiounen, déi mir wëllen ervirhiewen, ass
d’Tatsaach, dass déi eenzel Institutiounen
am Land méi a besser zesummeschaffen, fir
zesumme Konflikter ze léisen.

Ofschléissend, an dat ass net dat Mannst,
stelle mer fest, dass de Médiateur sech a
kuerzer Zäit eng grouss Kredibilitéit
erschafft huet a seng Plaz am institutionelle
Gefüge vu Lëtzebuerg fonnt huet. Dernie-
went dréit hien, wa mir, léif Kolleeginnen a
Kolleegen, wëllen, zur Emanzipatioun vun
der Chamber vis-à-vis vun der Regierung
bäi.

An engem Saz, wéi an allem: Wann et de
Médiateur net géif ginn, da misste mer en
erfannen!

Merci villmools.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Gira.
Den éischten ageschriwwene Riedner ass
den Här Patrick Santer. Här Santer, Dir hutt
d’Wuert.

Débat

❱❱❱ M. Patrick Santer (CSV).- Här Pre-
sident, Dir Dammen an Dir Hären, fir
d’éischt wéilt ech dem Rapporteur, dem Här
Gira, fir seng ausféierlech schrëftlech a
mëndlech Rapporte félicitéieren. Déi Be-
richter gi kloer d’Diskussiounen, déi an der
Petitiounskommissioun stattfonnt hunn, an
d’Aarbechte vun därselwechter a vun de
Fachkommissiounen erëm. Erlaabt mer an
deem Kontext e puer Ausféierungen zu der
Ausaarbechtung vun dëser Debatt.

Well et fir d’éischt ass, wou mer esou eng
Debatt virzebereeden haten, hu mer eis an
der Petitiounskommissioun och zur Pro-
zedur Gedanke gemaach, wéi mer de
Rapport vum Médiateur an dës Debatt sollte
preparéieren. Mir hunn do eng éischter
pragmatesch Léisung fonnt. Mir hunn déi
parlamentaresch Kommissiounen zu Rot
gezunn an deenen déi Recommandatioune
vum Médiateur geschéckt, déi an hir res-
pektiv Kompetenze falen.

Aus den Äntwerte vun de Fachkommis-
siounen - a si hu sech all un déi Délaië
gehalen, déi mer hinne ginn haten - hu mer
an der Petitiounskommissioun d’Schluss-
folgerunge gezunn, wéi et da mat enger
eventueller Ëmsetzung vun deene ver-
schiddene Recommandatioune wier. Et ass,
wéi gesot, eng pragmatesch Léisung, déi
och bei deenen nächsten Debatten iwwert

d’Rapporte vum Médiateur soll weider-
gefouert ginn.

Duerch e Gesetz vum 22. August 2003 hu
mer d’Institutioun vum Médiateur geschaf.
Et ass also eng zimlech rezent Institutioun,
déi, och wann dat Gesetz unanime an
dësem Plenum ugeholl ginn ass, net ouni
Retizenze vu verschiddene Säiten ugesi
war.

Besonnesch huet deemools d’Chambre des
Fonctionnaires et Employés publics d’Nout-
wendegkeet vun dëser Institutioun net age-
sinn. Esou huet déi Chambre an hirem Avis
geschriwwen: «La Chambre n’est toujours
pas convaincue de la nécessité de la mise
en place d’un Médiateur dans notre pays,
dont les structures ne sont pas du tout com-
parables à celles de nos voisins du fait que
l’exiguïté du territoire et l’envergure relati-
vement peu importante de sa fonction
publique sont à la base de circuits adminis-
tratifs extrêmement réduits.»

De Médiateur war ni - an d’Praxis huet dat
och bestätegt - geduecht, fir der Verwaltung
eng Scholdzouweisung ze maachen oder
Mësstraue géigeniwwer der Verwaltung
auszedrécken. Am Contraire. Et goung
drëms, fir de Bierger der Verwaltung méi
nozebréngen an ëmgedréint; fir déi Re-
latiounen ze vereinfachen an ze verbes-
seren. D’Prozedure sinn heiansdo extrem
komplex, d’Gesetzgebung och, an et ka
virkommen, datt d’Bierger sech net einfach
esou doran erëmfannen.

Dobäi kann een d’Gefill hunn, datt d’Verwal-
tung mat de Kenntnisser, déi se gesammelt
huet, an der Praxis, déi se opgebaut huet,
als déi méi staark Partei - well ebe méi Er-
fahrung - optrëtt an datt eng neutral Instanz
muss geschafe ginn, fir als Vermëttler të-
schent Verwaltung a Bierger ze fungéieren;
zemools well d’Affären, déi un de Médiateur
erugedroe ginn, net noutwendegerweis zu
enger Geriichtsprozedur Ulass ginn.

Et muss een net all Affär, wou ee mat der
Verwaltung net eens ass oder wou een
d’Positioun vun der Verwaltung net als
richteg ugesäit oder nach wou ee sech vun
der Verwaltung benodeelegt fillt, direkt op
d’Geriicht huelen. De Médiateur bilt déi
neutral alternativ Ulafstell, wou déi zwou
Säiten - de Bierger an d’Verwaltung -
kënnen hir Positioun duerleeën a wou se
ugehéiert ginn, fir eng Léisung erbäize-
féieren.

Datt d’Délaien, fir eng administrativ Dé-
cisioun um administrative Geriichtswee ze
huelen, net duerch d’Saisine vum Médiateur
ënnerbrach ginn, hätt kënnen d’Gefor mat
sech bréngen, datt d’Bierger dës Délaië
kéinte vergiessen an net méi anhale kéinten,
wa se de Médiateur bis saiséiert hunn. Dës
Gefor schéngt sech awer net realiséiert ze
hunn.

Mä net nëmmen hat d’Institutioun vum Mé-
diateur am Ufank mat enger gewëssener
Skepsis ze rechnen. Och de Médiateur, den
Här Fischbach, hat am Ufank mat op
d’mannst dräi Zorte vu Problemer eens ze
ginn.

Éischtens, deen Term „Organisatioun“. Wéi
den Här Fischbach genannt ginn ass, huet
hie missen eng Organisatioun opbauen,
intern Prozeduren opstellen an dat néidegt
Personal sichen. Och wann hien hei op
Erfahrunge vun anere Médiateuren oder
similären Institutiounen am In- oder Ausland
konnt zréckgräifen, war et bestëmmt net
einfach, dës éischt Schrëtt ze huelen, fir
souzesoen d’Institutioun mat Liewen ze
fëllen.

Dat huet hien och gutt gemaach. Ech sinn
erfreet, datt de Médiateur souwuel qualitativ
wéi quantitativ mat senger Equipe zefridden
ass. Et soll een et dem Médiateur an him
eleng iwwerloossen, wéi hie sech ze organi-
séieren huet. Dat huet hien och mat enger
gewëssener Retenue gemaach.

Den zweete Problem - vläicht een, déi méi
wéidoe kann - war de Choix, den Här
Fischbach als Médiateur ze nennen. Dee
Choix war vu verschiddene Säite kritiséiert
an den Här Fischbach attackéiert ginn. Et
ass gesot ginn, hien hätt keng spezifesch
Ausbildung, hien hätt keng Kompetenz an
dëser Matière, seng Nominatioun wär
skandaléis an et wär e schlechten Ufank fir
d’Institutioun vum Médiateur an dësem
Land.
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Esou Attacke sinn och net ëmmer perséin-
lech gutt ze verkraaften. Si loossen engem
emol net Zäit, fir op seng Aktioun jugéiert ze
ginn. Hei huet och den Här Fischbach mat
senger Aarbecht an deene leschte fënnef
Joer déi Lige gestrooft, déi hie perséinlech
net fir déi Fonctioun adaptéiert gesinn hunn.
Et soll een am Fong geholl d’Leit beuer-
teelen op dat, wat se schaffen, an net esou
en Délit de sale gueule oder de sale appar-
tenance politique schafen.

Kann ee behaapten, datt den Här
Fischbach mat senger Aarbecht der Insti-
tutioun vum Médiateur e schlechten
Déngscht erwisen hätt? Kann ee behaap-
ten, datt den Här Fischbach an deene
leschte fënnef Joer senger Missioun net
gerecht gi wier oder datt hien dës Insti-
tutioun an e schlecht Liicht gefouert hätt?
Op all dës Froen ass d’Äntwert ganz kloer:
Neen! De Médiateur huet seng Aarbecht
esou verriicht, wéi d’Chamber sech 2003
déi Institutioun virgestallt huet.

Dee leschte Problem - an net där mannster
- ass deen, wéi de Médiateur sech géigen-
iwwer der Verwaltung a besonnesch de
Justizautoritéiten ze positionéieren huet.

De Rapport vum Médiateur a seng Recom-
mandatiounen, op déi ech nach wäert
zréckkommen, beweisen, datt de Médiateur
eng realistesch a pragmatesch Approche
mat der Verwaltung hat. Et ass him wierk-
lech net drëms gaangen, d’Verwaltung ze
attackéieren, mä am Contraire eng Léisung
ze sichen, déi am Aklang mat de Gesetzer
ass an och eng équitabel Léisung fir all Par-
teien duerstellt.

Am Ufank hat de Médiateur och méi Pro-
blemer mat de Justizautoritéiten, an dat,
mengen ech, aus guddem Grond. D’Justiz
ass net eng Verwaltung wéi eng aner. D’Jus-
tiz ass onofhängeg an et gëtt de Prinzip vun
der Gewaltentrennung. Dëse Prinzip appli-
zéiert sech och un de Médiateur.

Dem Gesetz no kann en net a Prozesser
agräifen a kann nëmme bei der Ausféierung
vun Uerteeler géigeniwwer der Verwaltung
e Rapport spécial schreiwen, wat en awer
bis elo nach net gemaach huet. Mä d’Justiz-
autoritéite sinn net am Gesetz vun 2003
ausgeschloss ginn. Esou hunn d’Justizau-
toritéiten an de Médiateur missen eng
Léisung fannen, fir op där enger Säit dem
Prinzip vun der Gewaltentrennung Rech-
nung ze droen an op där anerer Säit zur sel-
wechter Zäit d’Aarbecht vum Médiateur mat
anzebannen.

Aller Anfang ist schwer. An esou huet de
Médiateur sech des Öftere missen iwwert
de Mangel u Kollaboratioun vu Säite vun de
Justizautoritéite bekloen, an d’Justizauto-
ritéiten hunn och beklot, datt de Médiateur
sech ze vill an hir Affäre géif amëschen.

A sengem leschte Rapport huet awer de
Médiateur ënnerstrach, datt d’Relatioune
sech verbessert hunn. An ech hoffen, wa
mer bis endlech eng Gesetzgebung iwwert
den Afferschutz hunn - déi sougenannt
Arlésienne vun der Commission juridique,
déi nach ëmmer op en Avis vum Statsrot
waart -, datt d’Aarbecht vum Médiateur
sech da wäert wesentlech vereinfachen,
well do Plainten, déi bei der Justiz dé-
poséiert ginn, och anescht wäerten traitéiert
ginn an d’Aarbecht vun der Justiz sech och
verbessere wäert.

(M. Lucien Weiler reprend la Présidence)

Wa mer iwwert d’Justizautoritéite schwät-
zen, wéilt ech awer e klenge Bémol bei der
Aarbecht vum Rapporteur an dëser Debatt
afléisse loossen. De Médiateur huet zwou
Recommandatioune gemaach iwwer lafend
Geriichtsaffäre strofrechtlecher Natur. Déi
géifen, sot de Médiateur, ze laang daueren.
Et kann een dat eventuell verstoen, mä et
ass weder un der Chamber nach un der
Regierung, sech mat Recommandatiounen
auserneenzesetzen, déi mat lafende
Geriichtsaffären ze dinn hunn. Eng generell
Recommandatioun, déi u keng spezifesch
Geriichtsaffär geknëppt wier an déi net géif
Elementer vun esou Affären opgräifen, wier
hei méi ubruecht gewiescht.

Fir de Rescht ass et um Riichter, d’Längt
vun der Prozedur mat a Kaf ze huelen, an et
gëtt nach ëmmer de Wee op Stroossbuerg.
Duerfir hu mer och an der Commission
juridique generell Remarquë gemaach a
wollten eis net mat dësen zwou Geriichts-

affäre beschäftegen. Dat wäert an dat muss
och esou bleiwen. Duerfir ginn ech vun hei
aus dem Médiateur mat op de Wee, datt e
keng Recommandatioun méi soll maachen
iwwer lafend Geriichtsprozeduren.

Här President, wat d’Reklamatiounen ugeet,
esou muss ee feststellen, datt an der Period
vum 1. Oktober 2006 bis den 30. Septem-
ber 2007 790 Dossiere vum Médiateur ofge-
schloss goufen, dovunner méi wéi d’Hal-
schent entweder vum Médiateur verworf
goufen, als irrecevabel agestuuft goufen
oder wou de Plaignant sech désistéiert
huet.

An 180 Fäll huet de Médiateur eng Léisung
fonnt, a 45 Fäll huet en eng Deelléisung
fonnt an an nëmme 64 Dossiere koum et zu
kenger Eenegung mat der Verwaltung.

Dat ass vun deene Fäll, déi de Médiateur
als recevabel ugesinn huet a wou de
Plaignant seng Reklamatioun bäibehalen
huet, nëmmen e klenge Prozentsaz, wat
d’Effikassitéit vun der Aarbecht vum Mé-
diateur a gläichzäiteg och seng Noutwen-
degkeet ënnersträicht.

Ech wëll elo net zu alle Recommanda-
tiounen, déi de Médiateur agereecht huet,
Stellung huelen. Déi eenzel Fachkom-
missiounen hu sech schonn dozou ausge-
schwat. Festzestellen ass, datt och eng
ganz Rëtsch vun de Recommandatioune vu
Säite vun der Regierung ënnersicht an
ëmgesat goufe respektiv amgaange sinn
ëmgesat ze ginn.

Ech wëll mech nëmme mat zwou Recom-
mandatioune befaassen: déi eng, déi vun
der Commission de la Fonction publique an
déi aner, déi vun der Institutiounskom-
missioun an da béid vun der juristescher
Kommissioun analyséiert goufen.

Déi éischt ass eng, a mengen Aen, fun-
damental: Wéi sinn d’Relatiounen tëschent
de Bierger an hire Verwaltungen ze verbes-
seren? Dat ass jo eng vun den Haaptauf-
gaben, wann net iwwerhaapt déi wesent-
lech Missioun vum Médiateur.

D’Recommandatioun N°18 ass hei beson-
nesch wichteg. D’Membere vun der Cham-
ber, déi méi dacks mat der Verwaltung ze
dinn hunn, sollte sech déi Recomman-
datioun och op d’Long huelen an duerno
d’Stellungnahm vun der Commission de la
Fonction publique liesen: extern iwwer-
préifte Verwaltungsprozeduren; uginn, wien
um Dossier schafft, mat den Tëlefons-
nummeren; besseren telefoneschen Accès
bei verschidde Verwaltungen; Ariichtung
bei verschidde Verwaltungen - der Sécurité
sociale oder der Immigratioun - vun engem
zentraliséierte Bureau d’accueil, och wann
de Guichet unique net ëmmer einfach an-
zesetzen ass wéinst der Komplexitéit vum
Dossier; sech Délaië ginn, an deenen den
Dossier soll verschafft ginn; e bessere
mënschleche Kontakt, an dat och mat an
d’Formatioun abannen; e Guide des
meilleures pratiques administratives an och
e Code de déontologie ausschaffen.

Dat sinn all d’Iwwerleeungen, déi de Mé-
diateur proposéiert huet an déi och vun der
Commission de la Fonction publique iwwer-
holl gi sinn.

D’Verwaltunge solle sech och selwer eva-
luéieren, fir erauszefanne wou et hapert, wat
ka verbessert ginn. Wou kann dem Bierger
besser gehollef ginn? Wat brauch eng Ver-
waltung? Wéi kann d’Verwaltung sech un
d’Besoinë vun de Bierger upassen? Wat
kann ee vereinfachen oder duerch e méi
groussen Zougrëff op d’Informatik, am
largste Sënn vum Wuert, verbesseren?

Dat si Pisten, déi sollen, déi mussen iwwer-
duecht ginn an déi och vun der Regierung
an Ugrëff geholl gi sinn. E Service public
muss sech senger Zäit upassen. D’Bierger
och. Mä an enger Zäit vun der Evolutioun a
ganz ville Beräicher ka weder de Bierger
nach d’Verwaltung sech op Prozedure be-
haapten, déi vläicht virun 20 Joer gülteg
waren. Eng modern Verwaltung fir e mo-
derne Stat, dorëms geet et.

Ech wollt och nach op eng aner Recom-
mandatioun zréckkommen.

D’Recommandatioun N°21 iwwert de
Conseil supérieur de la Justice ass eng ex-
trem wichteg Recommandatioun, well et
geet ëm d’Verwaltung vun der Justiz. Datt
d’Justiz onofhängeg ass a mat där
Onofhängegkeet muss weider hir Aarbecht
verriichten, ass evident a soll a kann net a
Fro gestallt ginn. Et ass ee vun deene wich-
tegste Prinzipien an engem Rechtsstat.

D’Fro ass awer, wéi d’Justiz sech soll intern
organiséieren. Soll dat de Justizministère
maachen? Soll dat de Procureur général
d’État maachen? All dës Léisungen hunn hir
Nodeeler. Duerfir huet de Médiateur de
Conseil supérieur de la Justice vir-
geschloen, deen zum Deel aus Riichteren,
zum Deel aus Netriichtere bestoe soll. De

Conseil supérieur de la Justice wier
zoustänneg ënner anerem fir d’Nomina-
tiounen, d’Astellung, d’Promotioune vu
Riichteren ze iwwerpréiwen a fir d’Plaintë
vum Bierger zum Fonctionnement vun der
Justiz entgéintzehuelen.

Hei huet de Médiateur sech beim belsche
Modell, deen an der Folleg vun der Dutroux-
Affär opgesat gouf, inspiréiert. Natierlech
gëtt et och aner Modeller. De Conseil su-
périeur de la Magistrature zum Beispill a
Frankräich: Wann do nëmmen ee Wuert
ännert, Magistratur amplaz Justiz, ass a
Frankräich dee Gremium nëmme mat Riich-
tere besat an un der Spëtzt, wéi wier et och
anescht, de President vun der Republik.

Et gëtt och nach aner Modeller. A Schwe-
den, an Holland an an England gëtt et eng
eege Verwaltung mat engem eegene Bud-
get fir d’Justiz. Also d’Justiz administréiert
sech selwer, sief dat finanziell, materiell,
personaltechnesch, an huet och derfir riicht-
zestoen.

Et gëtt also en déif gräifenden Ënnerscheed
tëschent dem belsche Conseil supérieur de
la Justice an dem franséische Conseil supé-
rieur de la Magistrature.

An der Debatt iwwert d’Sécurité intérieure,
déi mer am Juli 2007 haten, huet sech déi
juristesch Kommissioun fir de belsche
Modell, also dem Médiateur seng Propos
ausgeschwat. Natierlech misst een do nach
e puer kleng Korrekture maachen. Wéi zum
Beispill de Pouvoir de nomination, deen de
Médiateur der Chamber an dem Statsrot
gëtt. Dat wier menger Meenung no net ganz
mat der Onofhängegkeet vun der Justiz
kompatibel. Mä dat sinn nëmmen Detailer,
déi näischt mam Prinzip ze dinn hunn.

Et kann ee sech och d’Fro stellen, an déi
muss natierlech gekläert sinn: wéi vill
Netriichteren? Wéi ass d’Proportioun
tëschent den Netriichteren an de Riichteren
an deem Conseil supérieur de la Justice?
Oder ob déi Membere vun deem Conseil,
déi net an der Magistratur sinn, op alle Froe
wierklech e Stëmmrecht hunn, oder ob een
d’Stëmmrecht ka jee no Fäll adaptéieren.

Dat sinn awer nëmmen Detailer, wéi ech sot.
An d’Commission juridique souwéi d’Com-
mission des Institutions souwéi elo zum
Schluss d’Commission des Pétitions hu
sech fir de Prinzip vum Conseil supérieur de
la Justice ausgeschwat.

Den Här Justizminister, deen amgaangen
ass, dës Problematik an der Conférence
nationale de la Justice mat Riichteren an
anere Justizberuffer ze diskutéieren, kennt
d’Positioun vun der Chamber, well mer och
dee Conseil supérieur de la Justice an
enger Motioun am Juli 2007 stoen haten.

Duerch dëse Conseil soll d’Onofhän-
gegkeet vun der Justiz gestäerkt ginn. Et
geet bestëmmt net dorëms, d’Justiz ënner-
dréckt ze kréien. D’Geriichter bleiwen
onofhängeg. Eng Mise au pas ass duerch
dëse Conseil supérieur de la Justice net
ersehnt an d’Alternativ vun engem Conseil
supérieur de la Magistrature bréngt d’Zil-
setzung hei zu Lëtzebuerg net weider. Et
sief dann, datt dëse Conseil supérieur de la
Magistrature och déi intern Verwaltung
personal-, finanziell- an immobilientech-
nesch iwwerhëlt, wat eise Gepflogenheete
vun öffentleche Finanzen an och soss net
entsprécht, entgéint deene vun anere
Länner, zum Beispill vun den angelsäch-
seschen oder nordesche Staten.

Duerfir soll an der Chamber a besonnesch
och an de Fachkommissiounen, sief dat déi
vun den Institutiounen oder d’Commission
juridique, eng méi déif gräifend Reflexioun
gefouert ginn, wéi esou e Conseil supérieur
de la Justice - oder mir kënnen en och
anescht nennen - soll ausgesinn.

Duerfir hunn ech och déi Resolutioun, déi
den Här Gira elo grad deponéiert huet,
ënnerschriwwen.

Här President, d’Recommandatioune vum
Médiateur sinn an där Hisiicht wichteg, well
de Médiateur virschléit, wéi een d’Ver-
waltung ka besser gestalten, fir hiren
Déngscht um Bierger méi effizient kënnen
ze verriichten. Et ginn och Fuerderunge
gemaach, fir eis Gesetzgebung unze-
passen, do wou et néideg ass, fir den inter-
nationale Verflichtunge besonnesch hisiicht-
lech de Mënscherechter Rechnung ze
droen.

Et muss een net op allem Punkt mam
Médiateur eens sinn - ob dat Detailer sinn
oder ob et sech ëm méi fundamental
Saachen handelt. Mä wichteg ass awer, datt
vu Säite vun der Regierung a vu Säite vun
dëser Chamber dem Médiateur seng
Recommandatiounen analyséiert ginn. Dat
maache mir hei an der Chamber am Kader
vun dëser Debatt. Dat soll och d’Regierung
weiderhi maachen an eng öffentlech Po-
sitioun huelen, wat d’Recommandatiounen

ugeet, déi bis elo net ëmgesat goufen. Dat
ass och Zil an Zweck vun der Motioun, déi
mer hei déposéiert hunn an och wäerten
ofstëmmen.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären, no
bal fënnef Joer, zënter deenen et dës Ins-
titutioun zu Lëtzebuerg gëtt, kann ee vun
engem Succès schwätzen. De Médiateur
gehéiert net nëmmen zu eiser Verwaltungs-
an Institutiounslandschaft, hien ass e we-
sentleche Bestanddeel vun eiser Demo-
kratie. Duerfir begréissen ech schlussend-
lech, datt de Médiateur weider Kompetenze
kritt.

Säit engem gudde Joer ass hie schonn an
Zesummenaarbecht mam Här Justiz-
minister an dem Direkter vum Prisong vu
Schraasseg och am Prisong present, well et
muss een och wëssen, datt am Prisong
Bierger sinn an datt een net, well een age-
spaart ass, seng Qualitéit vu Bierger ver-
léiert.

Am Projet de loi 5849, deen den 13. Mäerz
2008 deponéiert gouf an deen de Protocole
facultatif zur UNO-Konventioun géint d’Tor-
ture ëmsetzt, gëtt de Médiateur als Kontroll-
instanz vum Strofvollzuch agesat.

Dat kann een nëmme begréissen an dat
steet och, Här President, an der Motioun an
an deem Rapport iwwert d’Sécurité inté-
rieure, dee mer am Juli gestëmmt hunn a
wou och nach ganz aner flott Saachen dra-
stinn.

Schlussendlech Merci villmools fir Är
Gedold, Merci villmools dem Médiateur fir
seng Aarbecht an datt hien esou weiderfiert
- et ass et wäert.

Ech soen Iech Merci.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Santer.
D’Wuert huet elo déi honorabel Madame
Lydie Err. Entschëllegt, den honorabelen
Här Bettel ass nach Riedner virun der
Madame Err. Här Bettel, Dir hutt d’Wuert.

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- Merci, Här
President. Ech wëll och fir d’éischt hei dem
Rapporteur Merci soe fir säi schrëftlechen a
säi mëndleche Rapport.

Wat ass den Zweck an de Sënn vun dësem
Exercice vun haut? Et geet jo dorëms, den
Aktivitéitsbericht 2006/07 ënnert d’Lupp ze
huelen, dat heescht och dem Médiateur
seng Recommandatiounen, déi hien an där
Period formuléiert huet, ze analyséieren a le
cas échéant Konklusiounen dorauser ze
zéien.

D’Recommandatioune si jo schonn an
deene meeschte Kommissiounen dis-
kutéiert, debattéiert ginn, a jee no Beräich si
jo och Konklusioune gezu ginn.

Dësen Débat ass d’Resultat vun der Dis-
kussioun iwwert d’Relatioun tëschent der
Chamber an dem Médiateur, enger Re-
latioun, déi ufanks net ganz kloer war.
D’Conférence des Présidents hat schliess-
lech zréckbehalen, spéitstens sechs Méint
no der Veröffentlechung vum Rapport esou
en Débat an der öffentlecher Sitzung ofze-
halen.

D’Chamber, un déi de Médiateur jo dem
Gesetz no rattachéiert ass an op déi de Mé-
diateur...

❱❱❱ M. le Président.- Ech bieden ëm e
bëssen Opmierksamkeet fir de Riedner!

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- Merci, Här
President.

…ugewisen ass, fir eppes beweegt ze
kréien, notzt dës Geleeënheet awer och, fir
eng Synthèse ze maachen an och eng Aart
Bilan no véier Joer Institutioun Médiateur ze
zéien.

Et gëtt gekuckt, ob d’Ziler, déi mat der
Aféierung vum Médiateur ugestrieft goufen,
erreecht sinn, ob d’Kritiken, déi am Virfeld
geäussert goufen, nach relevant sinn oder
sech als iwwerdriwwen erwisen hunn, an ob
sech entre-temps och schonn eppes be-
weegt huet um Niveau vun enger verbes-
serter Relatioun tëschent de Bierger an der
Verwaltung, a wat op dem Terrain nach ze
maache bleift. Et soll och gekuckt ginn, wéi
d’Fonctioun vum Médiateur eventuell an der
Zukunft misst evoluéieren.

Ier een op déi verschidde Recomman-
datiounen ageet, kann een en Tëschebilan
zéien, ouni am Detail op de ganzen His-
torique vum Schafe vum Médiateur wëllen
anzegoen. Et kann een dorun erënneren,
dass de Médiateur ënnert där leschter
CSV/DP-Majoritéit agefouert gouf an an der
Chamber hei och eestëmmeg den Accord
kritt huet.

D’Zil war et dozou bäizedroen, d’Rela-
tiounen tëschent dem Bierger - dem Admi-
nistré - an der Verwaltung ze verbesseren.441166 www.chd. lu
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Ouni ze ënnerstellen, dass dës fundamental
schlecht waren, ass awer gewosst, dass op
deem Gebitt Verbesserungspotenzial be-
steet, och nach haut.

Et soll e Moyen geschafe ginn, fir et dem
Bierger ze erlaben, op méi eng einfach
Manéier zu sengem Recht ze kommen, ouni
dass hie muss op d’Geriichter goen. Duerch
d’Analys vun deene verschiddenste
Plainten, déi beim Médiateur agereecht
ginn, sollt och gekuckt ginn, wou allgemeng
de Schong dréckt a wéi een deem kéint ent-
géintwierken.

Finalement soll och eng nei Philosophie ent-
stoen, déi ënnert dem Drock vum Média-
teur, och wann dat begrenzt ass, soll dozou
féieren, dass d’Verwaltungen, awer och
d’Gemenge méi en oppent Ouer fir
d’Bierger kréien.

D’Aféierung vum Médiateur kann een
deemno och als e Baustee vun der Réforme
administrative considéréieren.

Ech mengen, haut kann ee feststellen, dass
an där kuerzer Zäit de Médiateur villes be-
wierkt huet, zum Positiven, versteet sech, an
dass d’Skepsis notamment vun der Beamte-
kummer sech als iwwerdriwwen erwisen
huet.

Et ass net dorëms gaangen, fir de Verwal-
tungen an de Beamte stänneg de Prozess
ze maachen, si géifen iergendeppes falsch
maachen, mä et soll och dozou bäidroen,
hir Aarbecht kënnen ze verbesseren an och
vläicht ze erliichteren. Esou stellt de Mé-
diateur fest, dass eng ganz Rëtsch vu
Retarden oder soss Schwieregkeeten an
der Kommunikatioun mat de Bierger op ze
mann Personal an deene verschiddene
Servicer hindeiten, sief dat an der Steier-
verwaltung oder bei der ADEM zum Beispill,
wat d’DP jo schonn zënter ganz laang
uprangert. Andeems d’Politik op esou Pro-
blemer hiweist, ka si dozou bäidroen, d’Aar-
bechtskonditioune vun deene Beamten an
Employéen ze amélioréieren.

E Médiateur kann een also als eng Aart
Arbitter gesinn, deen heiansdo eng Giel
Kaart weist, ouni awer kënnen ee vum
Terrain ze geheien. Hien ass op de po-
litesche Wëlle vun deene Responsabelen
ugewisen. Leider huelen dann awer och
duerno déi politesch Responsabel sech
dem Médiateur seng Remarquen net deem-
entspriechend zu Häerz.

Ech schwätzen zum Beispill vun der ADEM,
wou den Här Minister Biltgen nach weess,
dass ganz vill Aarbecht ass. A wann een
d’Recommandatioune vum Médiateur liest,
dann huet den Här Biltgen nach op jidde
Fall genuch Aarbecht an deem Beräich.

De Médiateur weist och op eng mangelnd
Kooperatioun tëschent deene verschiddene
Servicer, Verwaltungen a Ministèren hin.

❱❱❱ M. le Président.- Här Bettel, den Här
Minister wëllt Iech eng Fro stellen.

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- Hie wollt
keng Fro stellen.

❱❱❱ M. François Biltgen, Ministre du
Travail et de l’Emploi.- Ech wollt just eppes
feststellen. Ech hunn de Rapport vun der
Chamber gelies, an dass do festgestallt
ginn ass, dass mer zu all deene Recom-
mandatioune vum Médiateur eng Äntwert
ginn hunn, andeem mer entweder tel quel
dat gemaach hunn, wat de Médiateur gesot
huet, oder op där anerer Säit eng Äntwert
ginn hunn, vun där d’Chamber gesot huet,
dat dote wär eng adequat Äntwert.

Dat wëllt net soen, dass mer net nach an
Zukunft Aarbecht hunn, an ech sinn och
iwwerzeegt, dass de Médiateur eis nach an
Zukunft Recommandatioune gëtt. Mä op déi
Recommandatiounen, déi de Médiateur
ginn huet iwwert d’ADEM, hu mer reagéiert,
an esou huet de Bericht vun der Chamber
dat och festgehalen.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister.
Ech wollt Iech soen, Dir hutt herno Zäit, fir
d’Wuert ze ergräifen.

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- Mir gesi just,
Här President, dass, wann ee bei der ADEM
eppes wëllt froen, déi dann ëmmer ze vill
Aarbecht hu fir déi wéineg Leit, déi do
schaffen, an et nach ëmmer net duergeet.
Ech mengen, dat war eng vun den De-
manden, eng vun den Haaptdemandë vun
de Recommandatiounen.

Den Här Minister Biltgen kann net beim Här
Budgetsminister Frieden vläicht ze vill
zéien, fir méi Moyenen ze kréien, mä et wier
flott, wa se an der Regierung kéinten eens
ginn, well d’ADEM awer eng Institutioun ass,
an déi d’Leit ginn, déi net ëmmer agréabel
ass, vun där déi Leit awer wierklech Hëllef
brauchen. Wann déi iwwerlaascht sinn,
dann ass dat net am Sënn, fir kënnen de
Chômage hei zu Lëtzebuerg op déi eng

oder op déi aner Manéier ze bekämpfen, op
jidde Fall de Leit ze hëllefen, déi am Chô-
mage sinn, fir eng nei Aarbecht ze fannen.

De Médiateur weist och op eng mangelnd
Kooperatioun tëschent deene verschiddene
Servicer, Verwaltungen a Ministèren hin, eng
Kritik, déi d’Demokratesch Partei och
schonn an hirem 33-Punkte-Programm
formuléiert hat. Ech zitéieren:

„Verwaltungsreform sorgt für mehr Effizienz.
Die DP ist der Meinung, dass eine Straffung
der Organisation und prozeduralen Abläufe
innerhalb der Regierung und Verwaltungen
geboten ist. Besonders die Verwaltungs-
bereiche, die zwar unterschiedlichen Mi-
nisterien unterstehen, in Wirklichkeit aber
einen Bereich gemeinsam abdecken,
müssen besser zusammenarbeiten, sich
gegenseitig zuarbeiten indem bestehende
Prozeduren und die Organisation überdacht
werden. Hier ist beispielsweise an die
Zusammenarbeit bei Betriebsgenehmigun-
gen zu denken. Daneben drängen sich
weitere Fragen in diesem Zusammenhang
auf: Warum brauchen wir ein Wirtschafts-
ministerium und ein Mittelstandsminis-
terium? Warum brauchen wir mehrere
Steuerverwaltungen? Ein Ministerium für
Soziale Sicherheit und eins für die Nationale
Solidarität? Warum haben wir keine klarere
Kompetenzabgrenzung zwischen Staat,
Gemeinden und dem konventionierten
Sektor, wo oft mehrere Anbieter mittels ver-
schiedener Finanzierungswege sich gegen-
seitig konkurrenzieren?“

Den Här Angel wollt eppes soen, Här Pre-
sident.

❱❱❱ M. Marc Angel (LSAP).- Vu wat
schwätzt Der?

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- Ech hunn
eisen 33-Punkte-Programm, deen d’Demo-
kratesch Partei presentéiert huet, zitéiert.
Do hutt Der elo matkritt, dass, wa mer deen
hätte kënnen duerchkréien, op jidde Fall
d’Situatioun haut scho besser wär.

(Interruption)

Net nëmmen a senger Fonctioun als Knou-
termann, mä och als Berodungsservice:
informer, conseiller, réorienter; dat ass dem
Médiateur a sengem Service seng Devise.
Hei fënnt de Bierger, dee sech am Re-
glementendschungel verluer fillt, en oppent
Ouer fir seng Problemer. Schonn eleng
dowéinst ass d’Existenz vum Médiateur a
sengem Service méi wéi berechtegt.

Et wär allerdéngs begréissenswäert, wann
déi eenzel Verwaltunge kéinten hiren
eegene Berodungsservice aféieren an
d’Bierger, déi e Problem oder soss Froen
hunn, an hirem Service empfänken an hinne
Ried an Äntwert stoen. D’Gemeng Lët-
zebuerg geet mat hire wöchentleche
Spriechstonnen dënschdes moies vun
aacht bis néng fir d’Bierger hei mam gudde
Beispill vir.

(Interruption)

Neen, neen. Här President, den Här Fayot
huet vum City Breakfast geschwat. Mir hunn
dat all dënschdes vun aacht bis néng. Da
steet de ganze Schäfferot mam Buerger-
meeschter de Bierger zur Verfügung wa se
iergendeng Fro hunn. Dat ass och wat een
nennt: Dialog mam Bierger an direkt Kom-
munikatioun.

(Interruption)

Leider, Här President, sinn eis Verwaltungen
nach ze vill hermetesch zou. Et kéint ee
sech wënschen hei verschidden Diere méi
grouss opzemaachen.

Wat de Choix vun der Persoun, déi d’Fonc-
tioun vum Médiateur verkierpert, betrëfft,
esou sinn déi Leit, déi un der néideger poli-
tescher Impartialitéit vun dëser Persoun
gezweifelt hunn, berouegt. Anerer, déi
gehofft haten, si hätten et hei mat engem
relativ bequeme Partner ze dinn, si mëttler-
weil vläicht manner roueg ginn.

Et ass e Fait, dass hien, och wann déi
Persoun aus de Reie vun där stäerkster
Partei kënnt a selwer laang an der Re-
gierung war, also an deem Camp, deen hien
elo soll ënnert d’Lupp huelen, net zéckt,
haart an däitlech ze soen, wou d’Kromm an
der Heck läit. Fir verschidde Leit ze kloer a
souguer ze däitlech. D’Fro bleift op, ob
eventuell e politesch méi onbefaangene
Médiateur nach méi onbequem wär.

Ouni elo dem Médiateur eng Zensur wëllen
auszestellen, kann een awer soen, dass
seng Aarbecht bis elo positiv ze bewäerten
ass, woubäi een awer och muss eng Rei
Remarquë formuléieren.

De Médiateur huet dem Gesetz no d’Flicht,
doduerch, dass hien un d’Chamber ratta-
chéiert ass, dës prioritairement ze infor-
méieren an hir - méi genau der Petitiouns-
kommissioun - seng Recommandatiounen

zoukommen ze loossen. Ouni wëllen dem
Médiateur seng Liberté d’expression a Fro
ze stellen, mengen ech awer, dass een als
Médiateur en enke Lien mat der Chamber
net soll a Fro stellen an een net soll fir
d’éischt emol an d’Press an an d’Medië
goen an dann eréischt d’Chamber infor-
méieren. De Médiateur soll nëmmen net zu
engem Nol-op-de-Kapp-bis ginn.

Dem Médiateur seng Prärogative si per
Gesetz kloer festgeluecht, wou et no-
tamment heescht, dass de Médiateur sech
weder kann an e lafende Prozess amëschen
nach eng Décision juridictionnelle a Fro
stellen. Hien ass kee Riichter. An dowéinst,
wann een haut d’„Luxemburger Wort“ liest,
kann ee liesen, dass an där Affär vun deem
Ongléck mat der Luxairs-Maschinn de
Médiateur jo reagéiert hat. Ech verstinn,
dass een op där enger Säit, wann ee
saiséiert gëtt vun Demandë vu Leit, do och
wëllt reagéieren, mä et ass wierklech net
dem Médiateur seng Roll, fir an oppene
Prozesser Commentairen ze maachen
iwwer Aarbechte vu Riichteren. Ech wäert
nach zum Schluss dorobber zréckkommen.

Wann een de Rapport 2006/07 kuckt, wéi
eng Verwaltunge vu Reklamatioune betraff
waren, gesäit een, dass d’Sécurité sociale
mat 130 Affären op „Number one“ war; virun
der Fiskalitéit op der Nummer zwee mat
122; der Immigratioun - mam Permis de
travail, Visaen, Pass - mat 105 Affären;
d’Gemengen insgesamt mat 75 Affären;
d’Caisse nationale des Prestations fa-
miliales mat 67 Affären, an d’ADEM mat 50
Affären.

Ech weess net, wat ee vun enger detail-
léierter Kategorisatioun vun de Récla-
manten no Geschlecht, Nationalitéit, Alter a
Qualitéit soll halen. Ech war net begeesch-
tert; ech hat dat och schonn an der Kom-
missioun gesot.

Wann een d’Reklamatioune kuckt, esou
kann een och feststellen, dass oft eng
gewëssen Inadaptatioun vun eiser Gesetz-
gebung par rapport zur Evolutioun vun eiser
Gesellschaft besteet, notamment wat
d’gläich Rechter fir aner Forme vun Zesum-
meliewe betrëfft, wat nei Familljereforme
betrëfft an esou weider. Hei mécht sech e
Besoin no enger neier Gesellschaftspolitik
däitlech. En Terrain, wou d’Chrëschtlech-
Sozial Vollekspartei sech bekanntlech
schwéierdeet.

(Interruption)

Concernant le Conseil supérieur de la Jus-
tice an de la Magistrature, schléissen ech
mech de Wierder vum Här Santer un: Et wier
wichteg, dass een an der Magistratur kéint
en Organ hunn, fir kënne Sanktiounen ze
huelen, wann iergendeppes net geet oder
fir en Uerder ze ginn. Mä wéi gesot, dat ass
net d’Roll vum Médiateur.

Här President, d’Regierung huet 2001 an
hirem Gesetzesprojet fir de Médiateur e
bewosste Choix gemaach. De Médiateur
soll ebe keen Ombudsmann, wéi e virun
allem an de skandinavesche Länner be-
steet, ginn. D’Madame Err hat eng Propo-
sition de loi gemaach, déi an déi Richtung
vum Ombudsmann gaangen ass. D’Cham-
ber huet déi deemools jo net ugeholl. An der
Prise de position vun der Regierung zur
Positioun vun der honorabeler Madame Err
huet d’Regierung deemools argumentéiert,
dass dës Fonctioun scho vun der Com-
mission consultative des droits de l’Homme
garantéiert géif.

Mä net nëmme wat de Champ d’action vum
Médiateur betrëfft, ënnerscheet dëse sech
vum Ombudsmann, mä och vu senge
Rechter. Am Géigesaz zum skandina-
veschen Ombudsmann kann de lëtzebuer-
gesche Médiateur sech net selwer sai-
séieren an hie ka keng contraignant Me-
suren ergräifen. An trotzdeem gi béid Be-
grëffer permanent matenee verwiesselt,
wouzou eise momentane Médiateur net
onwesentlech bäidréit. Geet een zum Bei-
spill op den Internet www.Mediateur.lu
kucken, kritt een eng Feelermeldung. Dës
Säit gëtt et net. De richtegen URL ass
nämlech www.Ombudsmann.lu. Wann Der
et dréckt, hutt Der och Ombudsmann als
Titel: Le médiateur au service des citoyens.

Dëst wier jo nach alles net der Ried wäert,
wann een net den Androck géif kréien, dass
och inhaltlech béid Konzepter no an no
géife matenee vermëscht ginn. Mam Geset-
zesprojet 5849 soll nämlech d’Aufgabe-
gebitt vum Médiateur ausgedehnt ginn. Mat
der Ratifikatioun vum Protocole facultatif à
la Convention contre la torture et autres
peines ou traitements cruels, inhumains ou
dégradants soll de Médiateur elo alle-
guerten d’Lieux de détention iwwerpréiwen.
Dat heescht, d’Prisongen, de Centre de
rétention, d’Établissements psychiatriques,
d’Cellule d’arrêt an de Centre socio-édu-
catif. D’Zil vu senger Missioun wier «d’as-
surer le respect des droits fondamentaux

dont les personnes privées de liberté
demeurent titulaires».

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
mir mussen eis ee fir allemol eens ginn, wat
mer wëllen. Wëlle mer den Ombudsmann
oder e Médiateur? Wëlle mer e Vermëttler
bei administrative Reklamatiounen oder
wëlle mer eng Institutioun, déi d’Anhale vun
eise grondleeënde Mënscherechter iwwer-
waacht? Déi schlechtste Léisung wier, wann
deen een d’Aufgabe vun deem anere misst
assuréieren.

Här President, et entbehrt net enger ge-
wësser Komik, dass am Team vum Mé-
diateur haut och keen eenzegen diplo-
méierte Médiateur ass; wou et déi For-
matioun jo awer och gëtt. Et handelt sech
ausschliesslech ëm Juristen. Wann et bei
der Aarbecht vum Médiateur prioritär ëm
administrativ Virgäng geet, ass dat jo och
kee Problem. Soll de Médiateur awer an
Zukunft och fir d’Anhale vun de Mënsche-
rechter an de Centres de détention zou-
stänneg ginn, bräicht een dann net och e
Psycholog, e Médiateur oder en Dokter an
deem Team?

Här President, wann een de Gesetzesprojet
5849 vun der Regierung duerchliest, kritt
een den Androck, dass se net genau
wëssen, wat do op de Médiateur wäert zou-
kommen un Aarbecht. Dëst wäert net ouni
weider finanziell a personell Opstockung
goen.

Mä net nëmmen um Niveau vum Médiateur
deet sech eppes. Den Ombudscomité fir
d’Rechter vum Kand weist säit Méint zu
Recht op seng prekär finanziell Situatioun
hin. Si hunn hire Wonsch zum Ausdrock
bruecht, fir eng ähnlech Struktur ze kréie
wéi de Médiateur. Mir haten eng Dis-
kussioun an der Commission de la Famille,
wou den Här Adam och eng Propositioun
gemaach huet, wou mer awer och nees eng
Kéier gespuert hunn, dass déi gréisste
Partei hei an deem Parlament e bësse
frileux wär vis-à-vis vun enger Locatioun
direkt elo. Fir dass den ORK kéint
selbststänneg fonctionnéieren, wier et
nämlech opportun, esou e Comité an
engem Familljeministère ze integréieren, fir
eng Indépendance kënnen ze garantéieren.
Ech zweifelen drun.

D’Commission consultative des droits de
l’Homme huet och hire Wonsch zum Aus-
drock bruecht, fir eng legal Basis ze kréien
an domadder endlech dem Principe de
Paris entspriechen ze kënnen, deen d’UN
‘93 festgeluecht huet fir déi national
Mënscherechtsgremien.

Här President, dëst weist, wéi néideg mer
eng kohärent Approche am Beräich vum
Schutz vun den individuelle Rechter vun de
Bierger bräichten. Dëst weist och, wéi
wichteg eng enk Kollaboratioun vun dësen
Instanze wier. Dëst weist och, wéi wichteg
et wier, e gemeinsame Pool vu Kompeten-
zen opzebauen. Engem Kand, dat zu
Schraasseg sëtzt, ass et egal, ob seng
Rechter vum Médiateur oder vum Ombuds-
comité vertruede ginn. Mir musse just ga-
rantéieren, dass esou gutt wéi méiglech
seng Rechter garantéiert ginn. Et ass him
egal, wie sech dorëms këmmert.

D’DP huet den allergréisste Respekt virun
den Aarbechten, déi bis elo an dëse Gremië
geleescht goufen. Ech wëll just erënneren
un déi exzellent Avisë vun der Commission
consultative zum Centre de rétention oder
vum Ombudscomité zum Office national de
l’enfant. Grad duerfir ënnerstëtze mir
d’Fuerderung no enger klorer legislativer
Basis, no enger absoluter Onofhängegkeet
an enger approuvéierter finanzieller a per-
soneller Ausstattung fir dës Gremien.

Mir sinn awer och der Meenung, dass am
Intérêt vun de Bierger eng effizient Kolla-
boratioun tëschent deenen Institutioune
muss stattfannen an e gemeinsame Pool u
Kompetenz muss opgebaut ginn.

Här President, ech wëll ofschléisse mat
enger Remarque zur Positioun vum Mé-
diateur an der politescher Diskussioun. An
der Prise de position vun der Regierung am
Joer 2002 gëtt de Médiateur als Conciliateur
neutre bezeechent. Bei senger Fonctioun
ass et och wichteg, dass déi neutral soll
bleiwen.

No all deem Luef, dat ech awer elo vis-à-vis
vum Médiateur hat, muss ech eng Kritik
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äusseren. Déi Kritik baséiert sech op d’Affär
Bommeleeër. Um Datum vum 31. Januar
2008 war nämlech ze liesen um „wort.lu“:
„Fischbach kritisiert Vorgehen der Staats-
anwaltschaft. Ombudsmann Marc
Fischbach hat in der ‚Bommeleeër-Affäre’
für mehr Sorgfalt und Augenmaß bei den
Ermittlungen plädiert.“

Ech zitéieren den Här Fischbach: „‚Es
beängstigt mich, dass Politiker wie
Henckes, Bettel und Co. die Ermittlung füh-
ren’, sagte der ehemalige Justizminister am
Donnerstag im Wort-Gespräch.“

(Interruptions diverses)

Déi eng kënnen hei soen: Wou hie Recht
huet, huet hie Recht.

(Interruptions diverses et hilarité)

❱❱❱ Une voix.- Den Här Colling, dee sot
dat.

(Interruptions, hilarité et coups de
cloche de la Présidence)

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- Ech soen elo
net, wat den Här Colling gesot huet, mä an
den CSV-Reien ass vill Onrou oder op jidde
Fall vill Diskussioun an deem Dossier.

Ech fanne just, Här President, wann ee
selwer Justizminister war au moment des
faits, wann ee selwer haut Ombudsmann
ass a sech net soll an d’Justiz amëschen,
wann ee selwer jo awer net soll d’Aarbecht
vun den Deputéierten an d’parlamentaresch
Aarbecht kritiséieren, well dat och net seng
Roll ass, firwat huet en Ombudsmann an
enger Zeitung, am „Wort“, also um „wort.lu“,
um Datum vum 31. Januar 2008 esou en
Interview ginn?

Ech muss Iech soen, et war en Interview
rapide oder éclair. Net rapide, well et séier
geschriwwe ginn ass, mä et war net laang
do. Et war nämlech mëttes ze liesen um
Internet, a wéi ech dat gesinn hunn, sot ech:
Ma dat dote geet jo awer net, dat doten ass
jo awer net d’Roll vum Médiateur, dat ka jo
net sinn! Dunn hunn ech eisem Chambers-
president e Bréif geschriwwen, an deem
ech gesot hunn: Här President, dat dote
geet net! Wat ass do lass? Den Här
Fischbach huet sech do net anzemëschen.
Den Här Fischbach huet do net de Pro-
cureur ze kritiséieren.

Den Här Fischbach huet och net ze soen:
„‚Unmöglich’, findet es Fischbach, wenn
Staatsanwalt Biever bereits am Samstag-
abend eine Pressekonferenz für den fol-
genden Sonntag einberuft, als die Verhöre
der zwei Verdächtigen noch liefen.“

Jiddferee kann eng Meenung hunn. Mä als
Médiateur maachen ech keen Interview,
wou ech selwer net an de Prozess soll
agräifen iwwert deen dote Fall, wou ech
selwer jo awer Justizminister war. Dat geet
net!

Duerfir hunn ech dunn dem Här Chambers-
president e Bréif geschriwwen.

(Hilarité)

Dunn huet missen iergendeppes geschéie
bei „wort.lu“. Well nämlech um Site - ech hat
et Gott sei Dank geprint - war den Artikel
fort.

An dunn hunn ech mer geduecht: Wat ass
dann elo lass? Dat dote ka jo awer net sinn.
An en plus hunn déi aner Presseorganer wéi
RTL dunn och gesot: Wat ass bei „wort.lu“
lass?

(Hilarité)

Den Artikel war drop an op eng Kéier war en
net méi drop. Dunn owes, um hallwer néng,
war en neien Artikel iwwert den Artikel do.

(Hilarité)

Deen Artikel iwwert den Artikel huet gesot,
dass den Här Fischbach dat „record off“ ge-
sot hat. Dat war esou e Smalltalk-Gespréich,
awer net geduecht, fir gedréckt ze ginn.

Smalltalk hier, Smalltalk her, et ass mir egal,
Här President, ech hu fonnt, dass dat doten
op jidde Fall e Faux pas war. A bei all deem
Luef, dat ech fir den Här Fischbach awer elo
während bal 17 Minutten hat, war ech elo
zwou Minutte vläicht manner fein mat him an
hunn dat dote missen zitéieren.

Ech si frou, dass d’Conférence des Pré-
sidents, de Chambersbüro sech där Affär
och ugeholl huet a gesot huet, dass de

Médiateur an Zukunft vläicht eng gewësse
Retenue bei Entretien-publicë misst hunn, fir
dass op jidde Fall net méi esou Fäll kënne
geschéien. Ech soen Iech Merci, well dat
confortéiert mech awer a menger Positioun,
dass en Ombudsmann sech net soll an
esou Fäll amëschen.

❱❱❱ M. le Président.- Här Bettel, ech wëll
Iech allerdéngs soen, dass d’Positioun vun
der Conférence des Présidents respektiv
vum Büro e wéineg méi nuancéiert war wéi
dat, wat Dir elo gesot hutt.

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- Dir hat e
Kompromëss. Bon, ech wëll do net insis-
téieren,...

❱❱❱ M. le Président.- Dat ass och besser
esou.

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- ...mä de
Rapport seet kloer: «Monsieur le Président
suggère aux membres du Bureau d’aborder
la question des déclarations susmen-
tionnées lors d’une prochaine entrevue
avec le Médiateur et de le prier entre-temps
de faire preuve d’une certaine retenue lors
d’entretiens publics.»

Dat kënnt ongeféier awer och eraus op dat,
wat ech gesot hunn.

Ech soen Iech Merci.

(Hilarité)

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Bettel.
Dann ass d’Wuert elo un der Madame Err, fir
zum Rapport Stellung ze huelen.

❱❱❱ Mme Lydie Err (LSAP).- Här Pre-
sident, Här Médiateur, Dir Dammen an Dir
Hären, et gëtt schwéier nom Xavier hei
unzetrieden an ze probéieren, erëm op de
Buedem vun den Texter a vun de Realitéiten
zréckzekommen. Déi si bedeitend manner
amüsant wéi déi Geschichten, déi hien eis
hei erzielt huet.

Ech wëll am Fong ufänken, andeem ech
géif e puer Grondgedanken zur Médiatioun
an deene leschte véier Joer maachen a
probéieren, Saachen ze soen, déi - an dat
kënnt mer net oft vir - een als fënnefte
Riedner ka soen, ouni dass se schonn
dräimol virdru gesot gi sinn.

Duerfir probéieren ech dann elo déi
Saachen erauszehuelen, a wann dat dann
net méi esou ganz beienee klappt, wéi dat
geplangt war, dann huet dat den Avantage,
dass et duerfir och méi kuerz ass.

De Médiateur ass ouni Zweifel en Ins-
trument oder eng Institutioun, déi et
nëmmen an enger Demokratie gëtt a si
berout natierlech op der Gewaltentrennung
an dem Respekt vun de Grondrechter vun
de Bierger.

D'Geriichter sinn zoustänneg, fir Gesetzer
ze interpretéieren am Intérêt vun de Rechter
an de Flichten, déi d'Bierger vun dëse Ge-
setzer kréien. Mä wat passéiert, wann ee
vun de Pouvoiren aus dem Stat selwer ze
kritiséieren ass? U wie wennt ee sech, wann
ee Problemer huet mam Fonctionnement
vun aneren Institutiounen, mat Verwal-
tungen, mat soss Organisatiounen, déi dem
Stat bei der Exekutioun vu senge Mis-
siounen hëllefen?

Dass et do net ëmmer op de Geriichter läit
an dass dat net ëmmer dee beschtméig-
leche Wee ass, ass eng vun den Ur-
saachen, firwat d'Iddi vum Médiateur ge-
bueren ass.

Et ass an deem Fall, dass haut de Bierger
also en matière administrative net nëmmen
de Choix huet, op e speziellen Tribunal ze
goen, fir sech ze beschwéieren iwwer Pro-
zeduren, déi net a sengem Sënn gehandelt
gi sinn, mä hien huet en anere Wee, méi en
einfachen, méi en onkomplizéierten, méi e
bëllegen - op jidde Fall fir dee Betreffenden
- a vläicht och heiansdo méi en effikassen,
wéi dat um Geriicht de Fall ass.

Duerfir ass et och logesch, dass an enger
Demokratie, an enger moderner Demokratie
op jidde Fall, de Médiateur en onëmgäng-
lechen Acteur am Zesummespill vun den
Institutioune ginn ass. Well et muss ee
wëssen, an de President oder de Rap-
porteur vun haut, dee weess dat: Och wann
et an der Chamber eng Petitiounskom-
missioun gëtt, dann ass et kloer, dass déi
nëmme ka kollektiv Demanden traitéieren
an dass d'Pouvoire vun der Petitiouns-
kommissioun zwar um Pabeier relativ ex-
tensiv sinn, an der Praxis et awer bal net
erlaben, sech wierklech an zur Zefridden-
heet vun de Leit, déi eng Petitioun ofginn,
domadder kënnen auserneenzesetzen.

Schonn eleng duerfir, well d'Chambers-
reglement seet, dass ëmmer dann, wann
eng aner Chamberskommissioun, eng
Spezialkommissioun sech mat engem
Thema befaasst oder e Gesetz ënnerwee
ass, d'Commission des Pétitions muss déi
Petitioun an déi Spezialkommissioun wei-
derginn.

Et ass duerfir kloer, dass net nëmmen
duerch d'Existenz vum Médiateur, mä och
duerch d'Gesetzgebung an d'Reglement
iwwert d'Petitioun, d'Aarbecht vun der Pe-
titiounskommissioun erofgaangen ass.

Aneschters wéi de Riichter, dee kuckt, wie
Recht huet par rapport zu engem Gesetz an
engem Konfliktfall, huet de Médiateur als
Schlichtungspersoun eng Léisung net
nëmmen en droit, mä en équité ze fannen.
Ech mengen, dass dat den Haaptavantage
ass an der Virgehensweis vum Médiateur
par rapport zu de Geriichter, ausserhalb
dem Fait natierlech, dass et eng Prozedur
ass, déi méi einfach ass.

Gesetzer, dat wësse mer alleguerten, sinn
net ëmmer ideal, mä e Riichter ass dru ge-
halen, Recht ze applizéieren, méi oder man-
ner extensiv ze interpretéieren, mä hie ka
seelen eppes an e Gesetz eraninterpre-
téieren, wat net dran ass. De Médiateur
kann dat och net, mä hie kann interpre-
téieren, dass e Gesetz en équité misst zu
engem anere Resultat féieren, wéi dat an
der Justiz de Fall wier, an dat ass, denken
ech, e groussen Avantage fir d’Léit.

Et gëtt - an déi Fro ass am Fong hei op-
geworf ginn engersäits vun eisem Rap-
porteur an anerersäits vu mengem Vir-
riedner - en Ënnerscheed zwëschent
engem Médiateur an engem Ombudsmann.
Ech wëll hei net op déi Polemik vun der
Dénominatioun agoen. D'Ënnerscheeder
sinn hei scho vum Rapporteur gemaach
ginn.

Et ass awer interessant, wéi ee par rapport
zum Gesetz a vun der Praxis gesäit, wat
dann d'Roll an d'Aarbecht vum Här
Fischbach zu Lëtzebuerg sinn a wéi ee se
soll korrekt betitelen.

Den Term „Ombudsmann“, dat ass gesot
ginn, kënnt aus dem Schwedeschen. Et ass
de Vertrieder vum Vollek, deen agefouert
ginn ass, fir dem Kinnek seng Pouvoiren
zwëschent de Parlamentssitzungen ze be-
schneiden an derfir ze suergen, dass
d'Rechter vun de Bierger net kënne vum
Kinnek, deen dee Moment allmächteg war,
violéiert ginn.

Haut gi mer vun enger anerer Praxis, enger
constitutionneller Monarchie aus. Et bleift,
dass an der Traditioun vun den Om-
budspersounen a Skandinavien déi Leit, déi
déi Chargen hunn, méi Pouvoiren hu wéi
déi, déi bei eis am Gesetz iwwert dem
Médiateur stinn. Dat kënnt ganz einfach aus
der Tatsaach, dass déi historesch gewuess
sinn an engem Kader vun enger Demo-
kratie, déi net där gläicht, déi mir haut hunn.

De Médiateur - contrairement zum Ombuds-
mann - ass do, fir Reklamatioune vun de
Bierger entgéintzehuelen, déi de gudde
Fonctionnement vun de Statsadministra-
tiounen, Gemengen an och vun den Établis-
sements publics ubelaangen oder déi déi a
Fro stellen. De Médiateur ass en neutrale
Mëttelsmann a Saachen - kéint ee soen -
„mal-administration“.

Ech mengen, dass no deem, wat mer elo no
véier Joer feststellen, kee kann ofstreiden,
dass hien déi Fonctioun assuméiert, an dat
generell zur Zefriddenheet vun de Leit, déi
sech un hie wenden.

Eng Ombudspersoun awer ass net nëmmen
do, fir d'Rechter vun de Bierger par rapport
zu den Administratiounen ze kontrolléieren,
mä e verdeedegt doriwwer eraus de Res-
pekt vun de Grondrechter an de Mënsche-
rechter. Eng Ombudspersoun hëlt Partei fir
d'Leit souzesoen als Affekot vun de Bierger
oder als Volksanwalt, wéi en a Spuenien an
an Éisträich heescht.

E Médiateur ass net kompetent, fir a
Sträitfäll zwëschent Fonctionnairen an Ad-
ministratiounen ze intervenéieren. Dat ass
beim Ombudsmann de Fall. De Médiateur
intervenéiert op speziell a perséinlech Ufro
vun engem Bierger. Hie ka sech also net
selwer befaasse mat enger Administratioun,
déi net richteg fonctionnéiert. Eise Mé-
diateur huet keen Droit d'autosaisine, och
wa mer wëssen, dass hien iwwer eist
Gesetz, par personne interposée, iwwer en
Deputéierten dëse Manktum kompenséiere
kann.

Eng Ombudspersoun an de skandi-
navesche Länner kann - an ech mengen,
dat ass e groussen Ënnerscheed par
rapport zu eisem Gesetz - en Avis ginn
iwwer eng Geriichtsentscheedung a kann
an enger Affär enquêtéieren, déi gläich-

zäiteg och vun engem Tribunal traitéiert
gëtt, wat bei eisem Médiateur onvirstellbar
ass.

Wat ass dann elo genee déi Aarbecht, déi
den Här Fischbach ënnert dem Numm vum
Médiateur respektiv vum Ombudsmann
mécht? Ass hien dat eent oder ass hien dat
anert? Den Numm ass a sech relativ irre-
levant, méi wéi eng Spillerei. Mä et muss ee
wëssen, dass deen Numm, deen am Gesetz
stoung, e Médiateur heescht, dass dat en
Titel ass, deen handelt vun der Médiatioun.

Wat ass d'Médiatioun? Dat ass e Moyen
alternatif de résolution des conflits (MARC),
an ech géif Iech bieden Iech dee Begrëff ze
mierken, well mir bräichten deen no deenen
Erfahrungen, déi mer elo mam Médiateur
respektiv mam Ombudsmann hunn, sécher-
lech och nach op anere Plazen.

E Moyen alternatif de résolution des conflits,
dat ass engersäits d'Médiatioun, mä net
nëmmen. Dat ass och Conciliatioun, Trans-
actioun, Négociatioun, Arbitrage, an et kéint
een och nach soe Verhandlung a Strof-
saachen an Ähnleches.

Mat Médiatioun kann een op eng Léisung
vun engem Konflikt hischaffen. Mä net
nëmmen. Eng Médiatioun am Sens strict du
terme hëlleft och, an dat ass dat Interessant
derbäi, Konflikter ze prévenéieren.

D'Kritäre vun der Médiatioun si ganz spe-
zieller. Et muss een ëmmer, wann zwou Par-
teien e Problem hunn, wéinstens zu dräi si
mat engem neutralen Drëtten. Deen neu-
tralen Drëtten, dee Médiateur ass, muss
komplett onofhängech an neutral sinn. Déi
Kritären si bei eisem Médiateur erfëllt. Ee
Médiateur däerf och kee Pouvoir de dé-
cision hunn. Och dat stëmmt bei eisem
Médiateur, esou wéi och d’Confidentialitéit
vun der Aktioun. Mä da kënnt, dass eng
Médiatioun e Processus propre soll hunn,
deen an der Médiatioun soll ugewannt ginn.
Bei eis ass dat Element an der Praxis net
erëmzefannen.

De Médiateur bei eis fonctionnéiert also no
véier Kritäre vun der Médiatioun vun deene
fënnef, déi an der Médiatioun existéiren, mä
dee Kritär vum Processus propre ass
sécherlech net erfëllt. Dat ergëtt sech
engersäits aus senger Aarbechtsweis an
anerersäits och aus der Kompositioun vu
senger Equipe.

Et ass kloer - an de Xavier Bettel huet et
ugeschwat an aneren Termen, déi net onbe-
déngt mam Begrëff eppes ze dinn hunn -,
dass eng pluridisziplinär Approche zu de
Problemer, déi him ënnerbreet ginn, sécher-
lech géif dozou bäidroen, dass seng Ak-
tiounen a seng Resultater net onbedéngt
méi wäit géife goen, mä besser verstane
géife ginn.

Ech hu gëschter déi Artikelen nogelies, déi
an der Press iwwert d’Fäll vum Médiateur
publizéiert gi sinn. A wéi bei de Recom-
mandatioune muss ee sech heiansdo ganz
staark konzentréieren, well ganz vill Juris-
terei an deene Schrëften ass.

De Médiateur schafft haaptsächlech
schrëftlech, während bei enger richteger
Médiatioun normalerweis probéiert gëtt
d'Leit un een Dësch ze setzen an als
neutralen Drëtte ze probéieren, déi Leit an
där Problematik, déi se hunn, selwer dozou
ze bréngen, Léisunge fir hir Problemer ze
fannen. Dat ass eng passiv Haltung vun
deem Drëtten.

De Médiateur an dësem Fall kritt vun eisem
Gesetz a vun de Kommentare vum Gesetz
souzesoen d'Missioun, fir méi aktiv Propo-
sitiounen ze maachen, fir zu engem Resultat
ze kommen. Dat féiert natierlech zu engem
Prozess, dee vill méi effikass gëtt wéi wann
d’Leit selwer sech mussen de Kapp zer-
briechen, wéi se kéinte mat hirem Problem
eens ginn. Dat géif méi laang daueren, wéi
wann de Médiateur Propositioune bei Hand
huet, déi d'Leit kënnen unhuele wéi hir
eegen.

Et bleift awer, dass am Fong bei där
Manéier fir ze schaffen eppes verluer geet,
an zwar déi Fonctioun vum Lien social,
deen ouni Zweifel duerch d'Resultater
erreecht gëtt, mä duerch déi Manéier, wéi
déi Resultater zustane kommen, sécherlech
net.

Zum Beispill iergeren ech mech heiansdo
iwwer Klengegkeeten. Wéi zum Beispill
d'Tatsaach, dass ech heiansdo mol ver-
giessen, während enger Woch meng Steier-
avancen op den Dag genee ze bezuelen,
well ech fort war, a se da bezuele mat där
nächster Avance zesummen. Dat empê-
chéiert net, dass ech dann eng Woch
duerno vun der Steierverwaltung ge-
schriwwe kréien, ech misst elo Zënse be-
zuelen op deem Montant, deen ech eng
Woch ze spéit bezuelt hunn, ouni awer drun
ze denken, déi ze kompenséiere mat
deenen Zënsen, déi ech normalerweis441188 www.chd. lu
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zegutt hätt, wann ech meng Avancen am
Viraus bezuelen. Esou e Fall wéi vill anerer
sinn eng Saach vu Versteesdemech oder
Kommunikation. Da géif ee kënne pro-
béieren, direkt ze communiquéieren.

Ech sinn iwwerzeegt, dass wann een de
Médiateur géif befaassen, géif hien och op
seng Manéier eng Léisung kënnen do
fannen. Mä eigentlech geet et net nëmmen
dorëm, dass d'Resultat geännert gëtt.
Eigentlech geet et dorëm, dass deejéi-
negen, dee mat an deem Konflikt oder an
där Schwieregkeet dran ass, agesäit, dass
een esou net soll mat Leit ëmgoen, dass
een am Gespréich zesumme mat Mëttels-
mann probéiert drunzegoen, dass een
d’Leit net anescht an der Administratioun
behandelt, wéi een an engem Privatbetrib
ee Client géif behandelen.

Ech mengen, da si mer och schonn um
Kärstéck vun de Resultater, déi aus de Be-
richter ervirkommen. Ganz oft ass et den
Accueil oder de Versteesdemech, den
Emgang an eise Verwaltungen, deen ze
wënschen iwwreg léisst. Et ass d'Haltung,
déi wichteg ass, an et ass eben déi Haltung,
déi sech - fäerten ech - an den Adminis-
tratiounen net ännert, wann de Médiateur
net probéiert dee Versteesdemech oder dat
Emfanne vun de Bierger oder vun den
Administréen eriwwerzekréien.

Et wier eng ganz aner Saach, wann een als
Betraffene selwer kéint mat de Leit aus de
Verwaltungen a mat engem neutralen
Drëtten zesummekommen, fir ze probéieren
e Problem aus der Siicht vum Betraffenen ze
gesinn.

Vläicht ass dat ee vun de Punkten, déi beim
Médiateur, wéi en an eisem Gesetz steet,
net zefridde stellend behandelt ginn, well
dee Lien social, dat heescht d‘Verstees-
demech net onbedéngt eriwwerkënnt.

Dat ännert fir d'Leit net d'Welt. Dat ännert
awer an der Konzeptioun vun de Beamten,
mat deenen e verhandelt, sécherlech
eppes. Duerfir géif ech et perséinlech
begréissen, dass Dir, Här Médiateur, bei
Saachen, déi récurrent erëmkommen, géift
probéieren, geleeëntlech mat de Leit un
engem Dësch zesummen ze schwätzen, fir
dat Versteesdemech vum Administrateur
par rapport zum Administré erbäizeruffen.

Da komme mer zu de Kompetenzen.
D'Kompetenzen am Projet de loi vum 3.
September 2003 ware relativ knapps be-
mooss par rapport zu deenen, déi ech a
menger Proposition de loi zur Ombuds-
persoun kritt hunn. Mä seht und schreibt,
déi Kompetenze sinn net am Kader vun
dësem Gesetz, mä am Kader vun engem
anere Gesetz ausgeweit ginn - dat ass
schonn hei ugeklongen -: de Projet 5849,
d'Convention contre la torture et autres
peines ou traitements inhumains ou cruels
vun der UNO, déi 2002 ënnerzeechent ginn
ass.

Bref, de Médiateur, gëtt dësem Gesetz no
mat der externer Kontroll vun de Prisonge
souwéi vum Centre de rétention chargéiert -
dat ass bis elo nach net ugeklongen -, a
vum Centre neuropsychiatrique.

Dat si Mënscherechter, Dir Dammen an Dir
Hären. An dat si Kompetenze vun engem
Ombudsmann respektiv vun enger Om-
budspersoun. Duerfir gëtt déi Diskussioun,
déi elo hei ugefouert ginn ass vu mengem
Virriedner an och vum Rapporteur, am Fong
duerch d'Praxis net méi einfach. Sou dass,
wann ech mir oder him d'Fro stellen, wat
mer dann elo hu mat der Roll vum Här
Fischbach, e Médiateur oder eng Ombuds-
persoun, ee soe kann: Mir hunn e bësse vun
deem engen an e bësse vun deem aneren.

Vläicht kéint de Kompromëss dra bestoen
andeem ee géif vun haut un déi Aarbecht
an déi Roll, déi do gespillt gëtt, Ombuds-
médiateur nennen. Well ganz oft ginn op
institutionelle Plazen déi zwee Begrëffer
matenee kombinéiert, well se ganz oft
eppes vun deem engen a vun deem aneren
hunn.

Eise Médiateur huet ouni Zweifel d'Pouvoire
vun engem Ombudsmann iwwert de Wee
vun de Mënscherechter. Ech begréissen dat
formell. Well besonnesch déi Randgruppe
vun der Gesellschaft - wéi d'Asylanten, wéi
d'Prisonnéier, wéi déi Leit, déi internéiert
sinn aus gesondheetleche Grënn - Leit sinn,
bei deenen d'Mënscherechter riskéieren am
meeschten ze leiden.

Wa mer wëssen, dass de Médiateur elo
schonns 46 Reklamatioune vu Prisonnéier
entgéintgeholl huet, dass hien eng komplett
Reorganisatioun vun eisem Système péni-
tentiaire a ganz punktuell Reforme freet, wéi
zum Beispill déi iwwert den Droit de vote
vun de Prisonnéier, déi eng Verfassungs-
ännerung viraussetzt an eng Ofännerung
vum Wahlgesetz, da wësse mer, dass do
eng Lawin lassgetrueden ass, wou d'Enn
nach net ofzegesinn ass.

De Statut vum Juge d'instruction ass och in-
direkt ugeschwat duerch déi Tatsaach, dass
eis Procédures d'instruction ze vill laang
daueren. Och d'Introductioun vum Juge de
l'application des peines ass e waarmt
Eisen, wat zu Lëtzebuerg bis elo nach keen
opgeworf huet, wat ouni Zweifel derwäert
ass diskutéiert ze ginn, well et géif erlaben
och d'Exekutioun vun de Peinë kontradik-
toresch ze diskutéieren, Recoursen an-
zereechen an och ze kucken, dass dee-
jéinegen, dee bestrooft gëtt, wierklech
gehéiert gëtt, wann et ëm d'Exekutioun vun
hirer Strof geet. Well dat ass jo am Fong dat
Frustrantst. Net nëmme muss hien eng Strof
ofsëtzen, mä ëmmer dann, wann iergendee
Problem an der Exekutioun virkënnt, gëtt
zwar iwwer säi Problem diskutéiert, mä net
a senger Presenz. Eigentlech ass dat net
annehmbar.

Ech géif am Fong deene Suggestioune vum
Médiateur nach wëllen eppes dropsetzen,
an zwar eng Charte des droits des détenus.
Eppes, wat mer zu Lëtzebuerg nach net
hunn a wat absolut noutwendeg wier. Ech
hoffen, dass och dee Punkt mat kann op de
Wee geholl ginn.

Wou si mer dru mat der Zäit?

❱❱❱ M. le Président.- Dir hutt nach Zäit.

❱❱❱ Mme Lydie Err (LSAP).- Jo, mä et
kënnt nach en Zweeten.

❱❱❱ M. le Président.- Jo, mä Dir hutt nach
30 Minutten.

❱❱❱ Mme Lydie Err (LSAP).- D'accord.
Dann e bësse manner kuerz.

Zum éischte Rapport; während véier Joer
Praxissinn. Dee beweist eis och d'Zifferen.
Dee beweist och, wat fir eng Administra-
tiounen, wat fir eng Institutiounen am Stat
am meeschte betraff sinn. Et ass ganz kloer,
dass, wat de Stat ubelaangt, d'Fiskalitéit,
d'Immigratioun, d'Justiz an de Logement un
der Spëtzt sinn. Wat d'Gemengen ugeet:
Urbanismus, dat wonnert och keen. A wat
d'Établissements publics ubelaangt:
d'Sécurité sociale, d'ADEM, d'Kannergeld,
d'Krankekeess an de Fonds national de
Solidarité. Déi stinn un der Spëtzt.

Ech wëll Iech direkt soen, dass ech et ganz
wichteg fannen, wat zu deene leschte
Recommandatiounen ze soen ass. Mä
doriwwer wäert mä Fraktiounskolleeg, de
Romain Schneider, schwätzen.

D'Problèmes généralisés ou récurrents sinn
ugeschriwwe ginn a sinn och schonn hei
ugeschwat ginn.

D'Formation à l'accueil. Dat ass e récurrentë
Problem, dee mer an eise Verwaltungen
hunn. Eng Administratioun um Tëlefon ze
erreechen ass heiansdo eng Performance.
Et wier eigentlech normal, dass awer do wéi
an engem normale Betrib Stonne géife fest-
gesat ginn, wou ee wierklech kann un e
responsabele Gestionnaire komme res-
pektiv eng Mailadress oder eng Fax-
nummer, wou ee ka kommunizéieren ouni
musse stonnelaang um Tëlefon ze hänken.
Dat ass eng Zoumuddung an ass an engem
demokratesche Stat eigentlech net méi
akzeptabel.

Et kéint een natierlech och iwwer e Bureau
d'accueil, wéi et elo vill an de Gemenge
fonctionnéiert, beim Stat nodenken, och wa
mer wëssen, dass d'Äntwerten op déi Froen
do schwiereg sinn. Mä Délaien, déi con-
traignant wieren, dat wier de Minimum,
deen ee misst maachen, fir d'Leit e bësse
méi zefridden ze stellen.

Och ee Guide des bonnes pratiques, deen
et an anere Länner an an aneren Admi-
nistratioune gëtt, wier eng gutt Saach. Den
Haaptproblem ass deen, dass mer zu
Lëtzebuerg, an zwar net nëmmen an den
Administratiounen, mä en général, keng
Culture d'évaluation externe hunn. Heians-
do gëtt et eng Administratioun, déi sech
fräiwëlleg enger Evaluatioun ënnerzitt, mä
ee vu menge Fraktiounskolleegen, dee
laang an der Regierung war, sot ëmmer: So
mir, wien den Expert chargéiert huet, an da
soen ech Dir, wat herno erauskënnt.

Esou kann et natierlech net sinn. Duerfir
denken ech, dass mer misste kucken an
eisem Stat eng Evaluatiounscellule ze
kréien,...

(Interruption)

Du waars et net, Alex.

...fir generell déi Administratiounen, wou
Problemer sinn, ze expertiséieren, d'Saache
virzeschloe fir eng Verbesserung an dann
eben och regelméisseg ze kucken, ob déi
Verbesserungen, déi virgeschloe gi sinn,
och ëmgesat ginn. Well mir hunn zu Lëtze-

buerg och keng Evaluatioun iwwer eis
Gesetzer. Ausnahmsweis gëtt et eng Eva-
luation externe, déi natierlech en Heede
Geld kascht huet, iwwert d'Gesetz iwwert
d'Violence domestique. Do stoungen herno
Konklusiounen dran, wat ee misst an eisem
Gesetz änneren. Mä déi Evaluatioun läit
schonn dräi Joer um Dësch an et huet nach
ëmmer näischt geännert.

Duerfir bréngt et näischt, nëmmen ze eva-
luéieren. Mir mussen evaluéieren enger-
säits. Mir mussen en Échéancier opstelle
vun deene Saachen, déi an de Kon-
klusioune vun der Evaluatioun drastinn. A
mir mussen eis selwer an d'Flicht huelen,
och déi Saachen herno ëmzesetzen.

Munches, wat ech elo wollt soen, ass scho
vu menge Virriedner gesot ginn, esou dass
ech nach ganz kuerz zu e puer Recom-
mandatioune wëll iwwergoen.

Éischtens, d'Procédure de déclaration de
naissance misst geännert ginn, well do
Saachen eragedicht gi sinn, déi eigentlech
net am Text stinn an déi souwisou inappli-
cabel wieren, wann eng Naissance net
doheem an net mat engem Gynäkolog oder
mat enger Hiewann kënnt. Et ass also kloer,
dass mer mussen deen Artikel do änneren.

Den Droit de vote vun deene Leit, déi am
Prisong sëtzen, hunn ech schonn ernimmt.
Ech mengen, dass et ganz wichteg ass, och
déi Rechter ze wahre vun deene Leit, déi
schonn dem Haaptrecht, dat heescht dem
Recht op eng - wéi soll ech soen - Be-
wegungsfräiheet, enthuewe sinn, dass een
déi wéinstens hirer Dignité humaine an
hirem Wahlrecht net muttwëlleg enthieft.

D'Lenteure vun der Instructioun sinn uge-
schwat ginn. Ech perséinlech muss soen,
dass ech kee Problem domadder hat, dass
d'Affär vum Fokker 50 mentionnéiert ginn
ass. Well dat ass keng Amëschung an
d'Justiz, dat ass am Fong just d'Zitatioun
vun engem Beispill, wat illustréiere soll,
dass eis Instructiounen ze lues sinn. Vum
Prinzip hier ka sécherlech kee Mënsch
heibannen oder dobaussen dat contes-
téieren. Wann een dat einfach an d'Welt
setzt ouni e Beispill ze soen, dann ass et
vläicht net esou kloer, wéi dat hei de Fall
ass. Esou muss een oppassen, dass een
net Saachen um Fong mat formellen As-
pekter vermëscht.

Wat vill méi wichteg ass, dat ass, dass de
Médiateur Saache festgestallt huet, wou mir
mat eiser Législatioun net konform sinn zu
der Europäescher Konventioun vun de
Mënscherechter, eng Ursaach, fir sech ze
schummen. De Fait, dass mir esou laang
Prozeduren hunn, dass mir esou laang
Ënnersuchungshaft hu fir Leit, déi hir Fräi-
heet scho provisoresch net méi hunn, do
muss ee wierklech kucken, dass een dem
Usproch vun enger moderner Demokratie
gerecht gëtt, mä och dass een déi Insti-
tutiounen, déi ee sech selwer ginn huet, an
déi Aarbecht, déi déi dozou bäidroen,
wierklech dann och respektéiert.

Well et geet net duer, dass mir hei soen: Jo,
et sinn elo hei gutt Saache proposéiert ginn,
et ass genial, dass mir dat gemaach hunn.
Et déngt nëmmen eppes, wann all dat, wat
gesot ginn ass a wou mir all hannendru
stinn, och ëmgesat gëtt. Dat ass de Moment
nach net de Fall, och wann ee muss soen,
dass villes schonn an d'Rei gaangen ass an
dass een dat och nëmme ka begréissen.

E Punkt, wou mir net an Aklang si mat der
Europäescher Konventioun vun de Mën-
scherechter, dat ass den Accouchement
anonyme. Do ass eng Situatioun, wou am
Fong de Wonsch vun der Mamm, déi hiert
Kand net wëllt halen, wat se op d'Welt setzt,
an de Wonsch vum Kand, wat der Kanner-
konventioun no d'Recht huet ze wëssen,
wou et hierkënnt, openeestoussen. Wa mir
an esou enger Situatioun sinn, da musse
mer kucken, dass mer mat där euro-
päescher Jurisprudenz, déi mir elo hunn, an
Aklang sinn, an da musse mer déi zwee
Rechter, déi openeestoussen, op eng Wo
leeën a kucken, wat fir eent méi wichteg
ass.

Ech hu keng Hésitatioun fir ze soen, dass an
deem Fall den Intérêt supérieur vum Kand
misst iwwert den och logeschen Intérêt vun
der Mamm, fir anonym ze bleiwen, iwwer-
weien, well wéi Kanner sollen eens ginn, wa
si sech hiert Liewe laang mussen d'Fro
stellen, wou si hierkommen, ouni dass si
dorop kënnen eng Äntwert kréien, ass
sécherlech méi schwiereg, wéi déi Si-
tuatioun mat där eng Mamm, déi accou-
chéiert huet, obscho se d'Kand net selwer
wollt grousszillen, ka konfrontéiert ginn.

D'Indépendance vun den Experts judi-
ciaires ass ugeschwat ginn an enger
Recommandatioun 28. Vläicht misst ee
sech do effektiv Prozeduren afale loossen,
déi net nëmmen - loosse mer soen - méi
schaarf ginn, wat d'Presenz vun engem

Expert op enger Lëscht ugeet, awer och
Prozeduren, wéi een esou en Expert, deen
net zefridde stellend schafft, erëm vun esou
enger Lëscht erofkritt.

Ech mengen och, dass eng Assermen-
tatioun an e Cours de déontologie fir
Experte gutt Déngschter kéinte leeschten,
an an där Hisiicht ass och déi Recomman-
datioun ouni Zweifel eng wichteg.

Ech kommen awer dann zu där wichtegster
Recommandatioun, déi iwwert de Conseil
supérieur de la Justice, an dozou wollt ech
e puer Saache soen, obschonn der hei
schonn ugeklonge sinn, iwwert wéi en
ëmmer hei genannt gëtt. Ech géif fannen,
dass „Conseil national de la Justice“ besser
géif kléngen. Well mir bis elo kee Conseil
tout court hunn, gesinn ech net an, firwat et
elo soll „supérieur“ sinn.

Wa mer wëssen, dass immens vill Plainten
iwwert d'Justiz beim Médiateur ukomm sinn.
Wa mer wëssen, dass mer hei zu Lëtze-
buerg keen Organ hunn, wat sech an aller
Onofhängegkeet mat Problemer iwwert
d’Justice auserneesetzt. Wa mer wëssen,
dass dem Médiateur seng Rotschléi net
ëmmer duergi fir Mësstänn ze änneren, well
seng Rotschléi net ëmgesat ginn, da
mengen ech musse mer eis dozou op-
rappen, e Conseil national de la Justice ze
schafen.

Éischtens ass et net normal, dass 2004 120
Affäre vu Wirtschafts- a Finanzkriminalitéit
verjähre gelooss gi sinn. Et ass och net
normal, dass ëmmer méi Affären op d'Ge-
riicht kommen, well ëmmer méi Assurancen
eng Assurance recours virgesinn, ouni dass
d’Geriichter proportionnel verstäerkt ginn.
Et ass och net normal, dass et d’Assistance
gratuite fir d'Affekote gëtt, mä dass op Alter-
nativen zu enger Fräiheetsstrof oder zu
enger Geldstrof, wéi zum Beispill Travaux
dans l'intérêt général, net genuch zréck-
gegraff gëtt.

Dat ass och de Fall fir d'Médiation pénale,
déi onbedéngt misst reforméiert ginn. Mir
gesi wéi vill Affären iwwer Médiatioun
traitéiert ginn, déi net op d'Geriichter ginn
an doduerch eis Riichteren entlaaschten. Et
ass evident, wann eist Gesetz iwwert d'Mé-
diation pénale besser wier, dass dee Stau,
dee mer op eise Strofgeriichter hunn, och
kéint erofgedréckt ginn. Dat ass am Intérêt
net nëmme vun der Justiz, mä och am In-
térêt vun de Justiciablen. Duerfir denken
ech misste mer onbedingt eist Gesetz iwwer
Médiation pénale ëmänneren.

D'Proximitéit an d'Rapiditéit, de Fait, dass
Médiation manner kascht wéi e Prozess,
alles dat sinn Ursaachen déi erklären, dass
d’Médiatioun, iwwregens net nëmmen am
Strofberäich verbessert an ausgebaut misst
ginn.

Wéi soll dee Conseil national de la Justice
ausgesinn? - Ech schwätzen elo am Numm
vu menger Fraktioun, well d’Chambers-
kommissioun sech net esou wäit an Detailer
ausgedréckt huet.

Et muss vu vir era kloer sinn, dass net kann
un der Onofhängegkeet vum Drëtte Pouvoir
geréckelt ginn. Et ass och kloer, dass dee
Conseil national de la Justice sech misst
kënnen autosaiséiere vun alle Froen, déi
mat dem Fonctionnement vun eiser Justiz
ze dinn hunn, well eng onofhängeg Justiz
ass net nëmmen eng Saach vum Prinzip an
enger Demokratie, mä och eng Fro, déi mat
der Gläichheet vun de Bierger virum Gesetz
a virun de Geriichter ze dinn huet. Et ass
also äusserst wichteg, dass dat respektéiert
gëtt.

Et ass och esou, dass den CNJ muss
kënnen Avisë ginn iwwert alles, wat de Re-
krutement, d'Promotiounen, d'Formatioun,
d'Discipline an d'Déontologie an esou
weider ubelaangt.

Da komme mer zu der Kompositioun, an do
gëtt et manner evident. Ech hunn d‘Propo-
sitioune vum Médiateur mat engem Grupp
vu Juristen diskutéiert, an zwar engem
Grupp, wou Juristen aus der Fonction
publique, vum Barreau, vum Parquet a vun
de Geriicher derbäi waren. Eppes, wat do
kloer ze si schéngt, dat ass, dass den CNJ
vun de Riichtere selwer nëmmen dann
akzeptéiert gëtt, wann an deem Conseil eng
Majoritéit vu Riichteren dran ass.

Et ass och ganz wichteg fir d'Magistraten -
well déi musse finalement deen CNJ fonc-
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tionnéieren doen -, dass déi Leit, déi Mem-
beren an den CNJ nenne kënnen, keng
Politique politicienne domat maachen.

Et wier schwiereg, wann d'Chamber den
CNJ géif ernennen. Et kéint ee sech awer
virstellen, datt de Barreau seng Leit géif
nennen, wat déi parteipolitesch Onof-
hängegkeet géif garantéieren - och wann
net eng Konditioun ka sinn, dass een net
däerf an enger Partei sinn, fir an dee
Conseil eranzekommen.

D'Commission consultative des droits de
l'Homme kéint och als Propositiounsorgan a
Fro kommen. Ech bieden elo den Här Paul-
Henri Meyers ëm seng geschätzten Op-
mierksamkeet: D’Membere vum CNJ
kéinten och vum Grand-Duc genannt ginn -
wéi de Médiateur selwer -, op Propositioun
vun enger Lëscht, déi an der Chamber just
enregistréiert ginn. Esou wier kee Problem
wat d’Gewaltentrennung ugeet.

Et ass evident, dass et wichteg ass, wien
den CNJ géif presidéieren. A verschiddene
Länner ass dat de Chef d'État, woubäi mir
da wëssen, dass et éischter eng Position
honorifique ass. Eng aner wichteg Fro ass
déi, ob de Justizminister am CNJ soll sinn
oder net.

Perséinlech mengen ech, dass et fir d'Ak-
zeptanz besser wier, wann de Justizminister
net dra wier.

Wat ass d'Roll vum Parlament bei der Nomi-
nation à la majorité, eventuell oder och net?
Dat bleift ze fixéieren. Ech wëll - well jo kee
mir ofhëlt, dass ech ganz onbefaangen an
där Fro wier - mech do zréckhalen an eben
déi Froen oploossen.

Et bleiwen och nach Froen ze kläre wéi: Wéi
laang soll de Mandat vun de Memberen
vum CNJ sinn? Solle pensionéiert Riichteren
an Affekoten derbäi si kënnen? Menger
Meenung no ass een eenzege Mandat
ëmmer besser als Garant vun der Indé-
pendance, oder wéinstens vun der Ap-
parence vun der Indépendance. Menger
Meenung no wiere pensionéiert Juriste gutt
an deem Gremium, well si eng grouss Er-
fahrung a vill Zäit hunn.

Inkompatibilitéite bleiwe festzeleeën. Wa mir
keng politesch Nominatioune wëllen, kann
och kee Politiker an den CNJ erakommen.
Ech mengen also keng Leit aus der
Chamber, keng aus dem Conseil d'État an
och net aus der Regierung.

Suppléantë wiere gutt, fir dass de Gremium
och ka fonctionnéieren, wann deen een
oder deen aneren empêchéiert ass.

Dat wichtegst vum CNJ si seng Kompe-
tenzen: Gestion budgétaire et adminis-
trative a Personalverwaltung.

Et wier sécherlech och gutt, wann den CNJ
eng gewëssen Autonomie financière hätt, fir
net vum Bon vouloir vun engem Minister
ofzehänken. Et kann awer net sinn, dass de
Conseil sech géif ëm d'Gestion journalière,
zum Beispill de Park vun den Ordinateuren
oder den Ënnerhalt vum Gebäi, këmmeren.

Wat evident ass, betreffend de Pouvoir
disciplinaire vum CNJ - ech sinn an zwou
Minutte fäerdeg -, ass, dass déi Plainten,
déi beim CNJ erakommen, misste vun
engem Conseil de discipline vun exclusiv
Magistraten traitéiert ginn, an zwar an
éischter Instanz vun dräi an am Appel vu
fënnef Riichteren. Déi Disziplinorgane
wieren och kompetent fir de Greffe an
d’Fonctionnairë vum Parquet.

De Rekrutement leeft de Moment an-
scheinend gutt. D'Promotioune lafen
eenegermoossen, mä komplett ontrans-
parent. Et ass net normal, dass een net
weess, no wat fir enge Kritären d'Riichtere
genannt ginn, well ebe kee Reglement be-
steet a well eben déi Formatioun an déi For-
mation continue net dat sinn, wat se solle
sinn.

Et ass evident, dass mer e Règlement in-
terne transparent bräichten, an ech mengen
och, dass d'Magistratur an d'Justiz drun ze
gewannen hätten, wann déi jonk Magis-
traten e Mentor géife kréien, wann de Men-
toring géif agefouert ginn, wat iwwregens
och op anere Plaze vu Virdeel kéint sinn.
Dee wier responsabel zesumme mam
Ministère fir d'Formation continue an d'For-
mation initiale. Dann hätte mer e Gremium,
dat voll ausbeschäftegt wier.

Ech kommen zum Schluss, dat ass meng
Konklusioun, Dir Dammen an Dir Hären:
Och d'Mënscherechter vun den Erwues-
senen - well en Ombudscomité fir d'Rechter
vun de Kanner hu mer schonn -, also och
d'Gläichheet an d'Netdiskriminatioun misste
vum Stat eigentlech gläich behandelt gi wéi
d'Mal-administratioun, fir déi mer e Mé-
diateur agesat hunn.

Duerfir ass meng Recommandatioun zum
Schluss, Iech ze soen, mir sollen den ORK
oder besser seng Presidentin an de Centre
de l'égalité de traitement, de l'égalité et de
la non-discrimination dem Ombudsmédia-
teur uglidderen, fir dass si zesumme jidd-
feree sech kéinten ëm verschidde Sparte
këmmeren, wou Diskriminatiounen an
Inégalitéite kënne virkommen. Dat wier
éischtens eng rationell Démarche, well mer
eng Plaz hätten, ee Staff hätten an ee Spe-
zialist jee no Domän, déi kéinten zesumme-
schaffen an déi natierlech missten dee
groussen Avantage hunn, deen eise Mé-
diateur huet, an zwar deen, dass hie keng
Instruktioun vu kengem ka kréien iwwert déi
Aart a Weis, wéi hie seng Aarbecht aus-
féiert.

Dat ass eng kapital Dispositioun, déi wahr-
scheinlech net zoufälleg vergiess ginn ass
beim ORK an och beim Centre de l'égalité
de traitement, déi soumadder am Fong
natierlech ni kënnen dee Prestige an déi
Effikassitéit vun der Aktioun vum Médiateur
kréien. Eigentlech ass dat schued, well
d'Mënscherechter si menger Meenung no
nach méi wichteg wéi d'Rechter vun den
Administréen.

Merci.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Madame Err.
D’Wuert huet elo den honorabelen Här
Mehlen.

❱❱❱ M. Robert Mehlen (ADR).- Merci,
Här President. Ech wëll och ufänke mat
engem Merci un de Rapporteur, dee sech
vill Aarbecht gemaach huet, fir déi ganz
vast Problematik an engem dach awer gutt
liesbaren Dokument zesummenzefaassen.

Här President, d’Relatioun tëschent Adminis-
tratioun an Administré ass scho problema-
tesch, soulaang et Administratioune gëtt.
Ech hunn emol eng Kéier gelies, datt schonn
am Altertum ënnert dem Kinnek Hammurabi,
dat war am 17. Jorhonnert viru Christus, Re-
volten ënnert de Leit waren, well d’Adminis-
tratioun se ze vill gepéngegt huet oder sech
net esou vis-à-vis vun hinne beholl huet, wéi
d’Leit sech dat gewënscht hätten.

Selbstverständlech ass och dat haut an hei
zu Lëtzebuerg e Problem. Vill Leit sinn
opbruecht iwwert d’Aart a Weis, wéi si a ver-
schiddenen Affäre vum Stat behandelt ginn,
an erwaarde sech zu Recht vun eis, datt
mer, esou wäit wéi et méiglech ass, do
Remedur schafen.

Dat hei war historesch meeschtens d’Auf-
gab, eng dankbar Aufgab, vun den Depu-
téierten, fir sech esou Dossieren unze-
huelen, fir ze kucken: Ech këmmere mech
ëm deng Affären a kucken, dass se an d’Rei
ginn. Dat war eng dankbar Saach, dat
erkläert och vläicht, woufir datt et hei zu Lët-
zebuerg e bësse méi laang gedauert huet,
bis den Ombudsmann hei eng gesetzlech
Basis kritt huet.

Elo war awer virun allem dee System onge-
recht an ondemokratesch. Ongerecht, well
am Prinzip nëmmen déi, déi déi richteg
Relatiounen haten, hir Problemer och geléist
kritt hunn. Et war och nach ondemokratesch
derbäi, well jo déi, déi an der Majoritéit
waren, aner Hiewelen haten, fir Problemer
ze léisen, wéi déijéineg, déi an der Oppo-
sitioun waren.

Wichteg ass fir eis, datt jiddfereen, egal wat
säin ethneschen, juristeschen oder soziale
Status ass, dee gläichen Zougang zu Hëllef
huet, wann e Problemer mat der Verwaltung
huet. Dat muss och total onofhängeg vun
enger Parteikaart sinn, well de Contraire wär
Gëft fir eisen demokratesche System.

Här President, mir maachen haut en éischte
Bilan a mir formuléieren och Recomman-
datiounen an deem ganze Kontext vum
Rapport vum Ombudsmann.

D’ADR deelt grosso modo d’Meenung, datt
d’Schafung vun der Institutioun vum Mé-
diateur hei am Land eng noutwendeg a gutt
Saach war. Dat geet aus deene ville Fäll
ervir, déi konnten iwwert de Wee vun der
Médiatioun geléist ginn. Mir gesinn am
Rapport, datt der 180 am ofgelafene Joer
konnte ganz a 45 deelweis geléist ginn.

Dat ass an eisen Ae ganz positiv, wann ee
bedenkt, wann déi Leit, wann et da méig-
lech gewiescht wier, iwwert d’Geriicht ge-
fuer wären, wéi vill Geriichtsaffären do
évitéiert gi sinn a wéi vill Entlaaschtung vun

de Geriichter do geschitt ass; wann een och
bedenkt, datt net jiddferee sech en deiere
Prozess ka leeschten, och net all Affär
vläicht esou eng Envergure huet, datt se en
deiere Prozess géif rechtfertegen, da wären
déi Leit iergendwéi op hirem Problem sëtze
bliwwen. Och dat ass en Aspekt vu Gläich-
behandlung, a virun allem ass dobäi dee
ganz wichtegen Aspekt vun engem
enormen Zäitgewënn, wann ee gesäit, wéi
laang d’Prozesser kënnen daueren, be-
sonnesch wa se dann och nach an déi
zweet oder drëtt Instanz ginn.

Wa mer déi Fäll vun 2006/07 examinéieren,
da gesi mer, datt dat, wat de Stat als solch,
d’Justiz an d’Steierverwaltungen ubelaangt,
277 Fäll waren. Bei de Gemengen eigent-
lech nëmmen - ech betounen dat: nëmmen
- 114. A bei den Établissements publics - do
geet et ëm d’Arbeitsamt, Emploi, Sécurité
sociale, Fonds national de Solidarité a
Caisse nationale des Prestations familiales -,
do sinn et der 264. Mir gesinn also, datt de
Gros vun de Fäll beim Stat oder bei staat-
lechen Administratioune läit.

Ech wollt e puer vun deenen Aktiounsfelder,
déi hei beliicht si ginn am Rapport, e
bëssen och aus eiser Siicht beliichten. Fir
d’alleréischt - an ech mengen, dat ass dat,
wat de Leit mat am meeschten uewe läit -
de villfach schlechte Fonctionnement vun
den Administratiounen. Et geet ëm
d’Erreechbarkeet um Tëlefon, d’Frëndlech-
keet an d’Entgéintkommen, wann een e Pro-
blem huet, Äntwerten iwwerhaapt an Änt-
werten am Délai op Ufroen. An da kann ee
sech jo nëmme wonneren, wann een héiert,
datt et souguer ëm de Verloscht vun
Dossiere geet, déi eragereecht si ginn, wat
méi wéi déplorabel ass, wann ee weess, wéi
vill Aarbecht dodra stécht heiansdo, fir esou
Dossieren zesummenzestellen. Dat weist e
Manktum u Respekt vun der Verwaltung vis-
à-vis vum Bierger.

Do stellt sech natierlech prioritär d’Fro: Wéi
kënnt een deem bäi?

Et ginn eng Partie Recommandatioune
formuléiert, déi ee kann a muss ënner-
stëtzen. Ech zielen der e puer op, e puer
nëtzlech Ureegungen:

- Datt an all Dossier den Numm an den
direkten Tëlefonsnummer vun deem
Beamten, dee fir den Dossier zoustänneg
ass, soll mat kommunizéiert ginn;

- datt an all Verwaltung fest Plagë vu Stonne
sollen agefouert ginn, wéini déi Leit erreech-
bar sinn; datt se dann och wierklech er-
reechbar sinn, soit um Tëlefon, soit direkt,
wann een dohinner geet;

- e Bureau d’accueil centralisé, wou de
Bierger, deen eng Demande oder eng
Démarche wëllt maachen, eng Berodung
kritt, fir datt hie sech korrekt uleet, kee
Feeler mécht a senger Démarche a fir datt
hien och weess, u wien hie sech do ze
wenden huet;

- en Audit externe, fir déi Verwaltungen a
Servicer ze detektéieren, déi einfach ze
laang Délaien hunn, wou mat deenen Audite
selbstverständlech Ursaachefuerschung
bedriwwe gëtt a wou sech aus där Ur-
saachefuerschung dann och déi néideg
Mesuren dégagéieren, déi ee muss
aféieren, fir kënne Remedur ze schafen;

- Ausaarbechtung vun engem Guide des
meilleures pratiques, déi dann natierlech
och iwwerall applizéiert musse ginn.

Mä den Akzent soll leien op dem Sens des
relations humaines. Dat heescht, de Bierger
muss wéi am Privatsecteur gesi ginn als
Client an net als lästege Bittsteller. Et kënnt
ee sech net virstellen, datt een am Privat-
secteur bei enger Firma urifft an eng Com-
mande wëllt opginn an datt een do onfrënd-
lech géif behandelt ginn oder datt iwwer-
haapt kee géif ophiewen. Dat kënne mer eis
iwwerhaapt net virstellen.

(Interruption)

An esou misst och d’öffentlech Verwaltung
fonctionnéieren. Dat ass en allgemenge
Problem vum Service public, net iwwerall -
Gott sei dank -, awer op ville Plazen.

D’Fro, déi sech stellt, ass: Huet d’Re-
gierung, huet den eenzelne Minister en
Afloss dorop?

Mir hu viru Joren Debatten hei gehat. Dee-
mools huet de Minister vun der Fonction pu-
blique, den Här Fischbach, mer geäntwert,
dat wär alles en eise Gesetzer an an eise
Reglementer enthalen. D’Regierung misst
just de Courage hunn, fir déi ze appli-
zéieren. Net laang duerno hate mer e ganz
passionéierten an interessanten Débat hei,
den 2.4.1998. Do huet eisen Här Statsmi-
nister sech wierklech ganz batter heiriwwer
beklot, datt hie keng Emprise op Leit hätt a
sengen eegene Ministèren, déi einfach net
esou wéilte schaffen, wéi hien et gären hätt.
Dat heescht, do hu mer vun zwee Re-

gierungsmemberen aus där Epoch zwou
diametral géintiwwergesate Meenunge ge-
hat.

Et war dat eng ganz passionéiert Debatt
iwwer e Statut vum Fonctionnaire oder
Beamten. E Statut, deen hie soll virun
Abusen an Iwwergrëff vun der Politik
schützen op där enger Säit. E Statut, deen
awer och net däerf derzou mëssbraucht
ginn, fir egal wat däerfen oder net däerfen
ze maachen.

Den Här Statsminister Juncker - an et ass
net fir d’éischt, wou ech et hei soen - huet
deemools als Regierungschef ganz kloer e
Ministergesetz gefuerdert, wou ganz kloer
d’Kompetenze vum Minister vis-à-vis vu
senge Beamte vu sengem Ministère, vu
senge Verwaltunge géife festgeschriwwe
ginn, fir datt de Minister net ëmmer dosteet
als deen, dee muss d’Streech astiechen an
dee leschtenenns awer näischt ka
maachen.

Här President, mir stellen alt erëm eng Kéier
fest, an och mat deem groussen Usaz an
der leschter Regierung fir eng Réforme
administrative anzeféieren, wou besser
Organisatiounsstrukturen an der Fonction
publique an an de Verwaltunge sollten age-
fouert ginn, datt bis haut praktesch näischt
geschitt ass an datt jiddefalls dat Minister-
gesetz ëmmer nach op sech waarde léisst.

Och an dësem Beräich ass d’Politik gefuer-
dert, well déi schéinste Gesetzer a
schéinste Reglementer kënnen näischt
hëllefen, wa mer et net fäerdeg bréngen, un
d’Spëtzte vun de Verwaltungen a vun de
Ministèrë Leit ze setzen, déi virun allem
duerch hir Kompetenz an duerch hiren
Engagement ervirstiechen, an net wou en
Automatismus vläicht en Avancement
generéiert, deen ënner Ëmstänn net ganz
glécklech ass. Oder wat nach vill méi
schlëmm ass, wann d’Faarf vun der Nues fir
d’Nominatioun ausschlaggebend ass. Da
brauch ee sech net ze wonneren, wann déi
falsch Leit un der Spëtzt vun de Ver-
waltunge sinn a wann et dann och net esou
fonctionnéiert, wéi et soll sinn.

En anere Punkt, deen ugeschnidde ginn
ass, ass de Manktum u Personal, no-
tamment bei der Kannergeldkeess, also
den Allocations familiales, der TVA, dem
Logement, beim Arbeitsamt. Mir kennen
alleguer déi Problemer. Mir wëssen, datt
sech dobausse vill doriwwer beklot gëtt. Et
ass fir eis kloer, och wann d’ADR net on-
bedéngt déijéineg ass, déi eng Opleeung
vum Statsapparat verlaangt, datt, wa Ver-
waltungen esou vill Aarbecht hunn - an hei
gëtt effektiv vun enger chronescher Iwwer-
laaschtung vun deene verschiddene Ser-
vicer geschwat -, se dann och mussen dat
Personal kréien, wat se brauchen, fir kënnen
uerdentlech ze fonctionnéieren. Dat anert
ass der Populatioun dobaussen net zou-
muttbar.

Och mussen déi modern Kommuni-
katiounsmëttel - d’Informatik - optimal ge-
notzt ginn, fir d’Charge vun der Aarbecht a
vun de Paperassen esou wäit wéi méiglech
ze reduzéieren. Mä - an do si mir als Légis-
lateur gefuerdert, an d’Regierung och - mir
mussen d’Gesetzer an d’Reglementer méig-
lechst kloer an einfach an der Handhabung
gestalten, datt mer effektiv mat esou wéineg
wéi méiglech Personal auskommen.

En anere Punkt, deen ugeschnidde ginn
ass, ass dee vun der Zesummenaarbecht
tëschent eenzelne Ministèren a Verwaltun-
gen. Mir stelle mat Satisfaktioun fest, datt
d’Regierung dorop reagéiert huet, datt emol
op d’mannst am Finanzberäich e Projet
virläit, deen hoffentlech zum gudden Of-
schloss kënnt, wou effektiv dann déi Verwal-
tungen an Zukunft méi enk zesumme-
schaffen.

Dann - an dat ass jo haut e bëssen de
Schwéierpunkt vun der Debatt gewiescht -:
d’Justiz, de Justizapparat. Dat ass delikat.
Dat wësse mer allerguer, well mer alleguerte
bestrieft sinn de Prinzip vun der Séparation
des pouvoirs ze respektéieren. D’Politik soll
sech net an d’Justiz amëschen dann, wann
et ëm d’Affäre geet.

Mä d’Politik ass awer zoustänneg derfir, fir
datt d’Justiz fonctionnéiert. An do kann een
net aus falscher Zurückhaltung, Beschei-
denheet - oder wéi soll ech et nennen? -,
aus Angscht déi Demarkatiounslinn do
iwwerschreiden, dann et u Courage an un
Determinatioun feele loossen, fir déi Dé-
faillancen, déi mer awer alleguer feststellen
a bedaueren, ofzeschafen.

Et ass ganz kloer eng Noutwendegkeet, fir
am administrative Fonctionnement an och
am Behuele vun der Justiz villes ze ver-
besseren. Et gëtt sech beklot iwwert
d’Lenteur procédurale, ënner anerem ass jo
deen ee wierklech déplorabele Fall vum
Luxair-Accident och elo erëm an der Ak-
tualitéit. Dat ass eigentlech net ze be-442200 www.chd. lu
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gräifen, wann ee weess, datt de Rapport
technique praktesch no sechs Méint vir-
louch.

Et gëtt sech scho laang, soulaang wéi ech
mech kann zréckerënneren, driwwer geier-
gert, datt d’Fonctioun vum Untersuchungs-
riichter net déi Bedeitung hei hätt, déi se
misst hunn. Mir gesinn dat elo emol vum
Personellen hier. Duerch virun allem jonk
Leit, déi nach keng oder net vill Erfahrung
hunn an als Untersuchungsriichter dé-
butéieren, schleefe ganz dacks Dossieren,
komme se net richteg vun der Plaz oder et
ginn och nach Prozedurfeeler gemaach. Et
wär sech wierklech ze iwwerleeën, datt
d’Fonctioun vum Untersuchungsriichter méi
géif opgewäert ginn an datt dat wierklech
eng Filière wär, wou dann och virun allem
Leit mat laangjähreger Erfahrung hiren
Déngscht géife maachen.

❱❱❱ M. le Président.- Här Mehlen, erlaabt
Der eng Zwëschefro vum Här Minister
Frieden?

❱❱❱ M. Robert Mehlen (ADR).- Selbst-
verständlech.

❱❱❱ M. Luc Frieden, Ministre de la
Justice.- Ech wollt just der Chamber rap-
peléieren, datt mer dat virun e puer Wochen
heibanne gemaach hunn. Well ech déi
Meenung do deelen, hu mer d’Fonctioun
vum Untersuchungsriichter a senger
Carrière gehéicht, esou datt och e Vize-
president vum Tribunal kann Unter-
suchungsriichter ginn. Ebe just, well dat Leit
si mat méi Erfahrung. Nach mussen déi Leit
wëllen déi Fonctioun iwwerhuelen, well et
eng ganz schwiereg Aufgab ass.

Mä vun der Analys hier deelen ech dat.
Duerfir hu mer dat och direkt gemaach.

❱❱❱ M. Robert Mehlen (ADR).- Très bien.
Dann hoffe mer, datt et och gräift, wéi Dir
sot. Mä de Problem läit jo do, datt mer bis
elo d’Méiglechkeet haten, datt ee vun där
enger Säit op déi aner a vun där anerer Säit
op déi eng Säit konnt wiesselen. Wann dat
net de Fall wär, da géif dee Problem sech
wahrscheinlech net stellen.

Dann e Wuert iwwert d’Informatiouns-
freedegkeet. Do kann ee sech eigentlech
nëmme wonneren. Wann een d’däitsch
Televisioun kuckt, da gesäit een, datt an
Däitschland d’Justiz e ganz aneren Ëmgang
mat der Informatioun u Bierger an un déi
concernéiert Leit huet, wéi dat hei zu Lëtze-
buerg ass. Do ass op jidde Fall nach ganz
villes ze verbesseren.

D’Exécution des peines. Elo grad ass
geschwat gi vum Juge d’application des
peines. Dat ass eng Fuerderung, déi eis
Partei och scho ganz laang opgestallt huet
a wou ze hoffen ass, datt dat méiglechst
séier ëmgesat gëtt.

De Moment fokusséiere mer eis jo op
d’Schafung vun deem Conseil supérieur de
la Justice; wat sécher eng gutt Saach ass.
Dat gëtt och vun eis mat ënnerstëtzt. Nach
bleift ganz villes am Detail ze diskutéieren.
Et ass op jidde Fall ze hoffen, datt dat relativ
séier virugeet.

Aus der Approche eraus, datt et fir d’Politik
jo schrecklech delikat ass, fir sech a ver-
schidde Saachen anzemëschen, d’Politik
awer leschtenenns als Sënnebock dosteet,
wann et net fonctionnéiert. Duerfir ass et
absolut noutwendeg, datt eng Instanz do-
hinner kënnt, déi awer an absoluter Neutra-
litéit an Impartialitéit do ass, fir déi Saachen
ze riichten, déi net richteg fonctionnéieren.

E Wuert zu de Problemer, déi et am Environ-
nement gëtt. Ganz besonnesch mat den
Autorisations de construire en zones vertes.
Dat ass e Problem, dee mer elo kierzlech
nach diskutéiert hunn, wou den Här
Goerens eis rappeléiert huet, datt hien déi
lescht Zäit als Environnementsminister vill
Zäit domat verbruecht huet, fir just déi
Dossieren do ze traitéieren.

Ech liesen am Rapport vum Ombudsmann -
et ass jo net nëmmen dës Kéier, wou dat zur
Sprooch koum -, datt de Minister geäntwert
huet, datt et extrem schwéier ass, fir novoll-
zéibar Kritäre fir déi Autorisatiounen opze-
stellen. Mir sinn a bleiwen awer der Mee-
nung, datt een do e maximalen Effort muss
maachen, well d’Leit dobausse wierklech
d’Gefill hunn, datt se dem absoluten Ar-
bitraire vun enger Partie Leit do ausge-
liwwert sinn.

Ech verstinn och de Minister, wann dee
sech da schwéierdeet, sech heiansdo
iwwer Décisiounen oder Recomman-
datioune vu senge Beamten ewechze-
setzen, mä eng gutt Statsféierung zeechent
sech doduerch aus, datt d’Kritären esou
prezis wéi méiglech formuléiert sinn, och
wann et hei net einfach ass. Mä et kann net
sinn, datt an engem Fall een eppes refu-
séiert kritt, an da gesäit een op eng Kéier,

datt eppes aneschters autoriséiert gëtt, wou
jiddferee seet: Wéi ass dat doten da méig-
lech?, well dat stéiert eventuell méi an der
Landschaft, wéi dat, wat refuséiert ginn ass.

Här President, ech kéim domat esou lues
zur Konklusioun. Mir deelen d’Meenung,
datt de Bilan vun der Aktioun Ombudsmann
absolut als positiv unzegesinn ass. Hien
huet a ganz ville Fäll kënnen Hëllef leesch-
ten a ganz vill Fäll hëllefe léisen iwwert
d’Médiatioun.

E ganz positiven Aspekt ass och, datt mir
eng Partie Ureegunge regelméisseg kréien
a sengem Joresbericht, fir legislativ an
administrativ Verbesserungen duerchze-
féieren. Dat huet de Virdeel, datt déi Re-
commandatioune vun enger dach neutraler
a pragmatescher Approche hier kommen.

E weideren Avantage ass de béise Fanger,
deen a ville Fäll gemaach gëtt, dee sech
dann och bis leschtenenns bei d’Acteuren
an de Verwaltungen néierschléit. Well et
huet ee jo och net gär, wann een ëmmer
erëm eng Kéier bei den Ouere gezu gëtt.

Mir wëllen duerfir vun der ADR aus dem
Ombudsmann a senger Equipe ee Luef fir
seng Aarbecht ausspriechen. Mir wëssen,
datt hien als fréiere Regierungsmember an
enger net ganz einfacher Startpositioun war
- den Här Bettel hat dat kuerz uge-
schnidden; e bësse manner diplomatesch,
wéi ech dat elo hei maachen -,...

❱❱❱ Une voix.- Ooohhh!

❱❱❱ M. Robert Mehlen (ADR).- ...ganz
besonnesch vis-à-vis vun der Justiz an der
Fonction publique; wat Ressorte waren, déi
hie virdrun als Minister hat.

Mä hien huet seng Aarbecht a voller
Onofhängegkeet gemaach. Och do kann
een d’Feststellung maachen, datt eng laang
Mandatsdauer an esou engem Fall och vu
Virdeel ass, well een effektiv déi Ieleboufräi-
heet huet, déi ee brauch, wann ee wëllt
laangfristeg eppes bewegen. Mir droen
duerfir d’Motioun an d’Resolutioun mat. Mir
ginn eiser Hoffnung hei Ausdrock, datt virun
allem d’Asetze vum Conseil supérieur de la
Justice ka kuerzzäiteg op de Wee bruecht
ginn.

Mir als ADR wëllen an der Reform vun der
Justiz nach ee Schrack méi wäit goen. Mir
sinn aktuell amgaang dorun ze schaffen. Dat
betrëfft och d’Organisatioun an de Fonction-
nement vum Parquet. Ech hunn elo schonn
e bëssen drop higewisen, wou zum Beispill
d’Nominatioun vum Procureur d’État 1991
héich Welle geschloen huet, déi bis hei an
d’Parlament eriwwergeschwappt sinn.

Här President, mir hoffen ofschléissend, datt
d’Regierung och bereet ass, hir Verant-
wortung ze iwwerhuelen, well wann de
Rechtsstat - a virun allem d’Justiz - net
richteg fonctionnéiert, dann huet de Bierger
kee Vertraue méi an de Stat. Domat gëtt
d’Fëllement vum demokratesche Stats-
wiesen ënnergruewen.

Ech soen Iech Merci.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Mehlen.
Als leschte Riedner ass den honorabelen
Här Schneider agedroen. Här Schneider,
wann ech gelift.

❱❱❱ M. Romain Schneider (LSAP).- Här
President, Dir Dammen an Dir Hären, er-
laabt mer och nach e puer Gedanken e-
riwwerzeginn zum Rapport vum Médiateur.
Zwee Gedanken, déi virun allem eiser Frak-
tioun och nach méi no louchen. An et war
dat, wat d’Madame Err gesot huet. Et sinn
all déi Beräicher, déi d’Sécurité sociale an
den Emploi betreffen. Do ass aus deem
ganze Rapport d’Linn erausgaangen, datt
d’Leit virun allem un de Médiateur ginn - et
huet een et un den Zuelen, déi hei genannt
goufen, och säitens vum Här Bettel, gesinn
- an deem Moment, wou et un d’eegent
Fleesch - elo emol op Lëtzebuergesch
gesot - geet, wou et ëm d’Revenuë geet,
wou et ëm d’Indemnitéite geet, déi net oder
ze spéit ausbezuelt ginn, wou och ganz
einfach déi Berodung net klappt.

Hei wëll ech virun allem zwee Beräicher
erauspicken. Deen éischten ass dee vun
den Invalidepensiounen an deen zweeten
ass dee vum Fonctionnement vun der
ADEM, wou ech nach eng Kéier kuerz wëll
drop agoen. Do si selbstverständlech eng
ganz Rei vu Froen an der Commission du
Travail et de l’Emploi an derniewent och an
der Commission de la Santé et de la Sé-
curité sociale beäntwert ginn. Et sinn och an
der Tëschenzäit eng Rei Léisunge fonnt
ginn. Do bleiwen awer nach ëmmer eng Rei
Punkten op, wou och hautdësdags Leit
onzefridde sinn.

Et ass ganz kloer, datt, wann de Moment
zum Beispill d’ADEM iwwer 12.000 Leit age-

schriwwen huet, et selbstverständlech déi
méi grouss sinn, déi reklaméiere géint
Saachen, déi net klappen, wéi déi, deene
ka gehollef ginn. Dat ass evident. Dat läit op
der Hand. Dat wësse mir och zënter
Laangem.

Ech géif also kuerz op déi zwou Recom-
mandatiounen agoen. Déi éischt ass iwwert
d’Invalidepensiounen, wou éischtens emol
de Médiateur zu Recht d’Problematik op-
gehäit huet, datt deene Leit, déi d’Invalide-
pensioun entzu kruten, d’Recht geholl gouf,
datt se vun der Commission mixte be-
gutacht ginn. Si waren also net méi
affiliéiert. Si goufen eben net méi traitéiert,
well se keng Affiliatioun méi hate bei de
Pensiounsversécherungen.

Hei goufen zwou Léisunge fonnt. An enger
éischter Phas ass et esou, datt an der
Tëschenzäit d’Commission mixte erëm all
d’Demanden unhëlt vun dëse Persounen,
och wa si net an der Sécurité sociale am
Lëtzebuerger System gemellt waren. An
enger zweeter Phas ass an der Tëschenzäit
och d’Gesetz vum 1. Juli 2005 komm, wat
esou wäit geännert gouf, datt effektiv och
déi Persounen, déi eng Invalidepensioun
ofgeholl kruten, kënne vun engem Re-
classement externe profitéieren; och wann
dat hei selbstverständlech derzou gefouert
huet, datt dee sougenannten „strukturelle
Chômage“ domat an d’Luucht gaangen ass
par rapport zu virdrun.

Et muss ee sech politesch d’Fro stellen,
awéiwäit een dëse Gedanken net muss
erëmhuelen, well an der Tëschenzäit eng
ganz Rei vun deene Leit awer nach net fäeg
sinn, um éischten Aarbechtsmaart respektiv
um zweeten Aarbechtsmaart ze schaffen.
Eigentlech gouf déi Invalidepensioun
nëmmen erausgelagert an eng aner Ver-
waltung, esou datt och nach eng Kéier eng
Méibelaaschtung op d’Servicer vun der
ADEM koum. Hei ass et wichteg nach eng
Kéier grondleeënd iwwert déi dote méi
restriktiv Approche vun der Unerkennung
vun deenen eenzelnen Invalidepensiounen
nozedenken.

Dat huet och en anere Problem, dee weider
besteet. Et ass dee vun enger Persoun, déi
e Reclassement externe huet, där hire
Chômage souzesoen dann ofgelaf ass an
déi awer nach keng Aarbechtsplaz konnt
vermëttelt kréien iwwert de Reclassement
externe. Dee Moment kritt se jo déi sou-
genannten «indemnité d’attente», déi awer
net pensiounsverséchert ass. Do besteet de
Problem, datt déi Pensiounsjoren net viru-
lafen, fir spéider och eng flott, eng richteg
Pensioun kënnen ze kréien.

Hei ass e Problem, deen och vum Médiateur
zwar net opgehäit gouf, mä dee mir awer
ganz wichteg schéngt an dësem Kontext.
Deen ass genausou gutt, wéi dee Problem,
deen de Médiateur opgehäit hat an deem
mir elo probéieren am Statut unique - deen
hoffentlech d’nächst Woch mat breeder
Zoustëmmung wäert hei gestëmmt ginn -
Rechnung ze droen.

Dat och bei Härtefäll, déi ganz einfach bei
der Krankmeldung an enger Referenz-
period vun 104 Wochen 52 Woche Krank-
meldungen hunn. Hei wäert de Statut
unique virgesinn, datt an extreme Fäll dës
Referenzperiod kann adaptéiert ginn. Ech
denken hei u Krankmeldungen, duerno
Krankheeten, duerno eventuell een Aar-
bechtsunfall. Dat heiten ass eng gutt Léi-
sung fir Leit, déi effektiv an deenen dote Fäll
ënnert déi dote Bestëmmunge géife falen.
Et wär relativ einfach, wann een d’Referenz-
period vun 104 Woche géif verlängeren an
esou extreme Fäll.

Zum Schluss géif ech da virun allem och
nach eng Kéier op d’Problematik vun der
Recommandatioun agoen, déi de Médiateur
gemaach huet am Kader vum Fonction-
nement vun der ADEM. Do sinn eng ganz
Rei vu Saachen - an ech komme kuerz drop
zréck - an der Tëschenzäit geschitt. Et sinn
awer och nach eng Rei Saachen an der
Schwief a mussen an der Praxis ëmgesat
ginn.

Hei hate mir am Virfeld als Kommissioun ee
ganz flotten Débat zesumme mat der
Verwaltung an dem Médiateur, fir déi eenzel
Problemer, déi eenzel Recommandatiounen
a virun allem och déi eenzel Kritikpunkten
opzegräifen a probéieren ze behandelen.

D’Kritikpunkte vum Médiateur ware ganz
einfach op eng Rei Punkten ausgeriicht.
Deen éischte war dee bei der Luesheet vum
Ausbezuele vun deenen eenzelnen Indem-
nitéiten. Ech denken hei un d’Indemnité de
chômage, d’Indemnité de réemploi, och déi
vum Apprentissage an déi - wéi schonn
zitéiert - vun der Indemnité compensatoire
beim sougenannten «Reclassement ex-
terne». Do ass mat Sécherheet eng Lenteur,
mä et ass all Kéiers deeselwechte Fléau
hannendrun. Et ass deen, datt net genuch
Leit do sinn, fir déi Dossieren do ze trai-

téieren; dat fir och deene Leit, déi op hir Sue
waarden an déi kee finanziellt Lach kënne
kréien, esou séier wéi méiglech kënnen aus
de Bredouillen ze hëllefen.

Derniewent gouf ëmmer erëm dee persona-
liséierten Encadrement vun den Deman-
deuren ugeschwat. Hei huet de Projet 5611
eng gutt Geleeënheet gebueden, fir deem
entgéintzewierken. Dat gouf och gemaach.
Dee sougenannten «Suivi individualisé» ass
um Pabeier an an der Theorie ee ganz flott
Evénement, dat och op eenzelne Plaze
scho leeft, dat awer muss flächendeckend
ausgebaut ginn. Hei ass et wichteg, datt
virun allem och Gebailechkeete mussen
hierkommen, fir déi Servicer kënnen ze
leeschten. Derniewent muss och dat
néidegt qualifizéiert Personal bei der ADEM
agestallt ginn, fir dat doten ze maachen.

Ee vun de Punkten ass jo d’Recomman-
datioun, fir méi séier an de Prozedure virun-
zekommen. Et geet drëm en zweeten Aar-
bechtsdokter anzestellen. Dat ass jo och
scho realiséiert ginn. Och d’Recommanda-
tioune vum Médiateur goungen an d’Rich-
tung vun der Qualifikatioun vum Personal.
Dat mat enger ganzer Rei vun och wichtege
soziale Komponenten, déi déi nei Mat-
aarbechter vun der ADEM misste kréien.

Et geet net einfach nëmmen duer, dat iwwer
Schoulniveau ze maachen, mä et soll een
och virun allem d’sozial Komponente beim
Accompagnement vun den Demandeure
matspille loossen.

Déi Recommandatioun, op déi ech net esou
richteg aginn, ass déi, wou de Médiateur
sot, datt hien éischter e Rotatiounssystem
geséich ënnert deenen eenzelne Mataar-
bechter. Ech gesinn eigentlech schwéier,
wéi dat kéint goen. Eigentlech ass dat
nëmme méiglech an engem Service, deem
vum Placement, wou een effektiv mat
engem Front- a mat engem Backoffice
kënnt spillen, wou eng Wiesseluerdnung
kéint geschéien, fir effektiv deem Burn-out-
Phenomeen vun deenen eenzelne Leit
entgéintzewierken, déi all Dag konfrontéiert
si mat deene sëlleche Problemer a sëlleche
Léisunge musse fannen.

Och bei de Patronen ass et wichteg, datt
mer gutt Léisunge fonnt hunn, andeem och
si mat an d’Boot konnte kommen, fir dee
sougenannte Partenariat tëschent De-
mandeur d’emploi, tëschent Verwaltung a
Patronat ze fannen. Och hei ass an der
Tëschenzäit eng ganz gutt Kollaboratioun
entstanen.

De Problem, deen nach ëmmer net geléist
ass, och wann en ëmmer erëm opgehäit
gouf, och vum Médiateur an och säitens
enger ganzer Rei Lieserbréiwer, déi een
ëmmer erëm gesäit, ass dee vun deene
sougenannte Bréiwer, déi net ukommen. Et
gëtt souguer Recommandésbréiwer, déi net
géifen ukommen. Hei muss ee sech effektiv
d’Fro stellen, awéiwäit een ënnerstëtze
kann, datt dat richteg leeft.

Ech géif zum Schluss vu menger Ried, Här
President - ech mengen, ech hunn nach
zwou Minutten - probéieren, dräi Saachen
zréckzebehalen.

Déi éischt ass déi, datt een den Aarbechts-
minister misst ënnerstëtze bei sengen
Démarchë beim Finanzminister, fir him dat
néidegt Personal zur Verfügung ze stellen,
wat jo de Fall ass, mä et mussen elo am
Rekrutement och nach déi richteg Leit fonnt
ginn. Deen dote Prozess muss virulafen.

Zweetens, et muss schnell weidergoen am
Bau vun neie Gebaier. Virun allem hei am
Süden zu Esch ass geplangt, op de Frichen
en zentraalt, neit Gebai ze maachen. Esou
wéi ech héieren hunn, wäerten ab No-
vember Container dohinner stoe kommen,
mat deenen éischt Besoinë kënnen erfëllt
ginn. Och dat si Saachen, déi mer musse
schnellstens ënnerstëtzen.

Drëttens soll een da wierklech nach eng
Kéier nodenken iwwert de Sënn an Onsënn
vun deene regelméissege Suivien all 14
Deeg, déi mat engem gemaach ginn, vun
deenen ech mengen, datt ee ganz vill Zäit
an Energie kéint an aner Saachen inves-
téieren.

An deem Sënn soen ech Iech Merci. Merci
och, Här President, fir déi kleng Zäit, déi
ech méi geschwat hunn.

Ah, ech hat nach Zäit, gesitt Der!

SÉANCE 
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❱❱❱ M. le Président.- D’Sitzung ass op.

Huet d’Regierung der Chamber eppes mat-
zedeelen?

(Négation)

Mir kommen dann, Dir Dammen an Dir
Hären, direkt zum éischte Punkt vun eisem
Ordre du jour vun haut de Mëtteg. Dat ass
d’Deklaratioun vum Här Kooperatiounsmi-
nister Jean-Louis Schiltz iwwert d’Entwéck-
lungshëllef. Uschléissend féiere mer
d’Debatt iwwert dës Deklaratioun. Ech ginn
elo dem Här Minister Schiltz d’Wuert, fir
seng Deklaratioun virzedroen.

1. Déclaration sur la politique
de coopération et d’action
humanitaire présentée par M.
Jean-Louis Schiltz, Ministre
de la Coopération et de
l’Action humanitaire, suivie
d’un débat

❱❱❱ M. Jean-Louis Schiltz, Ministre de
la Coopération et de l’Action humanitaire.-
Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
ech wëll dëst Joer mat engem Zitat ufänken.

«Le puisatier hochait la tête (et disait): si
j’avais les financements, je multiplierais les
forages et pfuit, fini les problèmes... Mais le
Grand-Duché ne peut tout faire tout seul.

Pour lui faire plaisir et détendre l’atmo-
sphère, je lui donnais raison autant de fois
qu’il était nécessaire:

- Vous avez raison, Gilles, le Grand-Duché
ne peut pas tout faire.»

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
«le Grand-Duché ne peut pas tout faire»,

dat seet de franséischen Auteur Erik Or-
senna a sengem Buch «Madame Bâ», wou
hien am Mali an der Géigend vu Kidal
gesäit, wat d’Lëtzebuerger Kooperatioun do
fäerdeg bruecht huet. Op enger anerer Plaz
am Buch gëtt d’Aktioun vu Lëtzebuerg am
Mali ausdrécklech ervirgehuewen, an-
deems Lëtzebuerg zu deene gezielt gëtt,
«qui peuvent marcher le front haut». Zur
gläicher Zäit bemängelt den Auteur, datt déi
grouss europäesch Länner net genuch
maache fir d’Länner aus dem Süden. Si -
déi grouss Länner aus dem Norden - misste
sech eigentlech schummen, seet hien.
«Le Grand-Duché ne peut pas tout faire.»
Jo, Här President, dat ass richteg. Mir
kënnen net alles maachen. Richteg ass
awer och, datt mer villes kënne maachen,
an en fait och maachen. Mir maachen dat
mat Engagement an Tenacitéit. An och
duerchaus mat Resultater, déi sech weise
loossen. Positiv Resultater. Mir bewierken
esou munches, dat souwuel am Kader vun
eiser bilateraler Kooperatioun wéi doriwwer
eraus beispillsweis an der Europäescher
Unioun an an der UNO. Mir hunn dobäi d’Zil
vun der Aarmutsbekämpfung ëmmer fest
virun den Aen.
Selbstverständlech gëtt et ëmmer erëm
Réckschléi. Selbstverständlech gëtt et och
negativ Erfahrungen. Dat ass an der Koope-
ratioun alt net anescht, wéi an anere
Liewensberäicher. Mä et gëtt och Erfolleger
- vill Erfolleger - ze verzeechnen; där klenger
an där grousser, där visibeler an där manner
visibeler. Si weisen - dës Erfolleger -, datt et
der Méi wäert ass. Duerfir wëll ech och 
haut zu engem groussen Deel dovunner
schwätzen.
Mä fir d’éischt, Här President, Dir Dammen
an Dir Hären, e puer Wuert zum Kontext. Et
war am Joer 2000, wou iwwer 180 Stats- a
Regierungschefen d’Millenniumsentwéck-
lungsziler definéiert hunn. Vereinfacht gesot

(Interruption)

Elo hunn ech also nach eng Minutt vu
menger Zäit, Här President.

❱❱❱ M. le Président.- Dir kënnt nach
roueg eng Minutt schwätzen.

❱❱❱ M. Romain Schneider (LSAP).- Ech
kucken, ob ech elo näischt vergiess hunn.

Als Konklusioun mengen ech, ass et ganz
evident: Wa méi Leit do sinn, déi musse
betreit ginn, brauch een och méi Leit, fir dat
ze maachen.

Ech soe Merci fir d’Nolauschteren.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här
Schneider. Wëllt d’Regierung der Debatt
nach eppes bäifügen?

(Assentiment)

Den Här Minister Frieden freet d’Wuert.

❱❱❱ M. Luc Frieden, Ministre de la
Justice.- Här President, ech géif gären am
Numm vun der Regierung, vun all de Kol-
leegen aus der Regierung soen, datt mer
och opgrond vun deem Rapport vum
Médiateur an opgrond vun där Debatt vun
haut gesinn, datt déi Décisioun richteg war,

datt mer am Joer 2001 e Projet de loi an
d’Chamber bruecht hunn, fir esou eng Ins-
titutioun vun engem Médiateur anzeféieren.

Mir gesinn och haut, an ech mengen, dat
geet och aus der Debatt ervir, datt iwwert
déi eenzel Parteien eraus d’Meenung ver-
truede gëtt, datt d’Aarbecht vum Médiateur
a senger Equipe eng gutt Aarbecht ass, an
datt eng ganz Rei vu Recommandatioune
komm sinn, déi sécherlech derwäert sinn,
datt ee sech mat hinnen auserneesetzt.

Dat heescht net, datt ee mat all Recom-
mandatioun onbedéngt d’accord ass.
Heiansdo kënnt et mer vir, wann een déi
Recommandatioune liest an all regrup-
péiert, datt dat eng Zort neutrale Wahl-
programm ass, deen ee ka während fënnef
Joer ëmsetzen.

Ech mengen, datt eng ganz Rei vun deene
Remarquen, déi jo d’Resultat si vun Obser-
vatioun, déi de Médiateur mécht, wann hie
Problemer virgeluecht kritt vu Bierger aus
eisem Land, déi se hu mat der Verwaltung,
datt hien dann zu enger Konklusioun kënnt,
déi soll diskutéiert ginn. D’Regierung mengt
net, datt déi eenzeg Solutioun ka sinn an
deene Recommandatiounen, datt einfach
proposéiert gëtt, bei alles méi Leit anze-
stellen.

Et ass esou heiansdo eis Impressioun, datt,
wann ee méi Leit brauch, dann ass et gutt,
datt een eng Recommandatioun vum
Médiateur huet. Ech mengen, et muss een
ëmmer fir d’éischt kucken, Betriber ze reor-
ganiséieren, fir och op eng spuersam Aart a
Weis virzegoen - well et geet jo drëm, datt
mer och eise Stat am Grëff behalen, och wat
d’öffentlech Finanzen ubelaangt, dat hu mer

déi lescht Jore gemaach -, datt mer also fir
d’éischt kucken, wat déi Recommanda-
tioune sinn, déi ee kann ëmsetzen, ouni datt
se zu méi Personal an zu méi Käschte
féieren.

Grondsätzlech, wéi gesot, menge mer, datt
vun deene Recommandatiounen, déi komm
sinn, der eng ganz Rei derwäert sinn, datt
ee se ganz oder zum Deel ëmsetzt. Duerfir
mengen ech och, datt déi Diskussiounen,
déi déi eenzel parlamentaresch Kom-
missioune geféiert hunn, ganz gutt Dis-
kussioune waren. Dat si jo och Diskus-
siounen, déi zum Deel net ofgeschloss sinn.

Mir sinn alleguerten an der Regierung der
Meenung, datt et gutt ass, datt mer déi Ins-
titutioun hunn, datt mer eis solle kontrovers
domat auserneesetzen, datt et och net esou
soll sinn, datt all Recommandatioun vum
Médiateur als eng Kritik un deem engen
oder deem anere soll ugesi ginn, mä datt et
einfach eng Empfehlung ass, déi et
derwäert ass, an engem konstruktive
Geescht kënnen diskutéiert ze ginn. Ech
muss soen, de Mëtteg huet een dat ge-
spuert hei an der Chamber. Dat ass d’Basis
fir eng gutt Aarbecht an der Ëmsetzung vun
enger Rei vun deene Recommandatiounen.

Duerfir huet d’Regierung och keng weider
Observatiounen, weder zu där Motioun
nach zu där Resolutioun, déi Dir hei disku-
téiert hutt an zur Ofstëmmung haut wëllt
bréngen.

Merci.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister.
Dir Dammen an Dir Hären, mir kommen
dann zum Vote iwwert d’Motioun an d’Reso-

lutioun, déi déposéiert gi sinn am Kader vun
der Debatt vum Rapporteur.

Motion

Fir d’éischt d’Motioun. Si ass ënnerschriwwe
vun alle Fraktiounen, och vun der Sensi-
bilitéit vun der ADR. Da kënne mer, mengen
ech, par main levée ofstëmmen.

(Assentiment)

Vote

Wien d’accord ass mat där Motioun, ass ge-
bieden, d’Hand an d’Luucht ze hiewen.

Wien ass dergéint?

Ech gesinn, d’Motioun ass à l’unanimité
ugeholl ginn.

Résolution

Dann d’Resolutioun. Do ass et datselwecht,
si ass ënnerstëtzt vun allen, déi heibanne
vertruede sinn. Mir stëmmen of par main
levée.

Vote

Wie fir déi Resolutioun ass, ass gebieden,
d’Hand an d’Luucht ze hiewen.

Wien ass dergéint?

Och do gesinn ech, dass déi Resolutioun à
l’unanimité ugeholl ass.

Dir Dammen an Dir Hären, domat si mer um
Enn vun eisen Aarbechte vun haut. Déi
nächst Sitzung ass muer de Mëtteg um
hallwer dräi.

D’Sitzung ass opgehuewen.

(Fin de la séance publique à 18.58
heures)
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geet et dorëms, bis 2015 d’Aarmut op der
Welt ëm d’Halschent no ënnen ze drécken.
Anstatt datt bei ronn sechs Milliarde
Mënschen, déi haut op eisem Planéit lie-
wen, et der méi wéi eng Milliard ginn, déi
mat manner wéi engem Dollar den Dag
mussen iwwerliewen, wären et der dann -
wa mer déi Ziler da sollten erreechen - nach
500 Milliounen am Joer 2015; an dat nach
nëmme bei gläichbleiwender Demographie,
wat jo net de Fall ass.

Wëssend, datt et weder moralesch vertriet-
bar nach ekonomesch néideg ass, datt
iwwerhaapt nach een eenzege Mënsch op
der Welt muss mat manner wéi engem
Dollar den Dag iwwerliewen, ass eleng de
Fait, datt et hei nëmmen drëms geet, fir
d’Aarmut ze halbéieren, u sech schonn ee
Skandal, well et misst eigentlech drëm
goen, d’Aarmut ganz an definitiv ausze-
merzen, esou datt näischt méi géif do-
vunner iwwreg bleiwen. Näischt hätt ver-
hënnert, datt sech am Joer 2000 dozou
engagéiert gi wär. Näischt verhënnert am
Iwwregen, datt sech haut géif dozou enga-
géiert ginn.

An dach, wann ee kuckt wou mer haut dru
sinn, 2008, um hallwe Wee tëschent 2000
an 2015, da gesäit een, datt, wann d’Saa-
chen esou weiderginn an deenen nächste
Joren, wéi se bis elo gelaf sinn, mer
souguer op ville Plazen dat méi bescheident
Zil vun der Halbéierung vun der Aarmut net
wäerten erreechen.

Dat, Dir Dammen an Dir Hären, ass dat Bild,
wat ee gesäit, wann ee sech iwwer-
flächlech, flüchteg, séier a vu Wäitem un
d’Saachen eruntaascht. Wann ee sech awer
am Detail, seriö a genau mat de Saachen
ausenanersetzt, da gëtt dat Bild vill méi en
differenzéiert Bild. E Bild, wat zwar vill net
esou positiv Elementer beinhalt, mä awer
och e Bild, wou ee kloer Erfolleger kann
drop ausmaachen, där éischter relativer -
sougenannt «victoires d’étape» - , mä awer
och där méi zolitter, jo souguer Erfolleger
aus där definitiv nohalteger Kategorie.

Par rapport zu den Ziler, déi 2000 gesat gi
sinn, ginn haut 40 Millioune Kanner méi an
d’Schoul. D’Disparitéit tëschent Jongen a
Meedercher an de Schoulen ass ëm 60%
zréckgaang. Viru 15 Joer si weltwäit 40.000
Kanner den Dag u Krankheeten, déi heelbar
sinn, gestuerwen. Haut sinn et der nach
24.000. Dat sinn der 24.000 ze vill, mä dat
ass awer schonn en nettë Progrès.

Wann am Mali 1994 nach iwwer 74% vun de
Leit mat manner wéi engem Dollar hu
missen iwwerliewen, an et der ewell
nëmmen nach 36% sinn, da sinn dat der
sécher nach 36% ze vill, mä dann ass déi
Reduktioun - vu 74 op 36% iwwer zéng Joer
eraus - sécherlech och en Erfolleg. Eng
Victoire d’étape, zu där d’Lëtzebuerger
Kooperatioun als Partner vum Mali Hiert
dozou bäigedroen huet.

Wann am Niger 1995 nëmme 40% vun de
Kanner géint d’Riedele geimpft waren, an et
der am Joer 2005 83% sinn, da geet dat
sécher nach net duer, mä dann ass déi Ver-
besserung - vu 40 op 83% iwwer zéng Joer
eraus - sécherlech och en Erfolleg. Eng
Victoire d’étape, zu där d’Lëtzebuerger
Kooperatioun als Partner vum Niger Hiert
dozou bäigedroen huet.

Wann am Senegal d’Zuel vun den Doudes-
fäll vu Mamme bei der Gebuert vun engem
Kand ëm bal d’Halschent zréckgoung a
wann an deemselwechte Senegal d’sanitär
Bedéngunge sech zolidd verbessert hunn,
dann ass sécher haut nach net all Problem
an deene Beräicher geléist, mä da sinn déi
Progrèsen awer dach indéniabel Victoire-
d’étapen, an dann ass et och gradesou
indéniabel, datt d’Lëtzebuerger Koope-
ratioun, als Partner vum Senegal, Hiert do-
zou bäigedroen huet.

Kënne mer eis mat dëse relative Succèsen
zefridde ginn? D’Äntwert op déi Fro ass e
kloeren „Neen“. An da froen ech: Ass déi
richteg Fro an deem Zesummenhang net
déi, wéi ongedëlleg mer eigentlech dierfe
sinn, wa mer zesummen un enger nohal-
teger Verbesserung vun der Situatioun an
der Entwécklungswelt schaffen?

Wa mer dann, Här President, emol een
Ament laang d’Saachen net Secteur pro
Secteur an engem bestëmmte Land
kucken, mä wa mer se global - Land fir Land
- kucken, jo och da gesi mer Erfolleger; an
dacks souguer där definitiv nohalteger.

D’Afrikanesch Entwécklungsbank ass am
Summer d’lescht Joer zur Konklusioun
komm, datt elo scho kloer ofzegesi wär, datt
fënnef afrikanesch Länner géifen d’Zil vun
der Halbéierung vun der Aarmut erreechen.
Et sinn dat: de Botswana, Tunesien, d’Île
Maurice, de Burkina Faso an de Cap-Vert.

De Botswana erbréngt de kloere Bewäis,
datt grouss Naturschätz - an deem Fall hei
Diamanten - net onbedéngt e Fluch sinn an

Afrika, mä datt, wann d’Saachen uerdent-
lech ugepaakt ginn, Buedemschätz kënnen
de Schlëssel fir eng positiv Entwécklung
sinn. De Botswana ass esou dat flagrant
Géigebeispill zu Länner wéi dem Sudan an
dem Kongo, wou d’Sauereie monter weider-
ginn. Am Iwwrege sief drop higewisen, datt
allgemeng unerkannt gëtt, datt de Bots-
wana uerdentlech regéiert ass; esou vill hei
an deem Zesummenhang zur Fro vun der
Gouvernance an de Mënscherechter.

Tunesien an d’Île Maurice bréngen et och
fäerdeg, d’Aarmut massiv no ënnen ze
drécken. Dat sinn zwee Länner, mat deene
Lëtzebuerg jorelaang zesummegeschafft
huet. Hiren Erfolleg ass also och e bëssen
eisen Erfolleg. Tunesien an d’Île Maurice
stellen ënner Bewäis, datt d’Kooperatioun
eppes bréngt. Si weisen, datt d’Koope-
ratioun et bréngt.

Och de Cap-Vert an de Burkina Faso
bréngen et fäerdeg, d’Aarmut massiv no
ënnen ze drécken. Dat si säit Joren zwee
vun de Partnerlänner vun der Lëtzebuerger
Kooperatioun. Hiren Erfolleg ass also och e
bëssen eisen Erfolleg. De Cap-Vert an de
Burkina Faso stellen ënner Bewäis, datt
d’Kooperatioun eppes bréngt. Si weisen,
datt d’Kooperatioun et bréngt.

Véier vun deene fënnef Länner, déi vun der
Afrikanescher Développementsbank als
exemplaresch duergestallt ginn, sinn
deemno Länner, déi mat der Lëtzebuerger
Kooperatioun zesummeschaffen oder ze-
summegeschafft hunn. Dat léisst sech dach
weisen. Dat weist dach, datt d’Kooperatioun
et bréngt.

De Cap-Vert zum Beispill mécht noweislech
Progrèsen op alle Fronten, net zulescht
duerch säi Verhandlungsgeschéck mat der
Europäescher Unioun, mä och iwwert de
Wee vun den Investissementer vun enger
ëmmer méi staark implizéierter Diaspora.
Viru kuerzem huet dat Land de Sprong aus
dem Grupp vun deenen äermste Länner
eraus gepackt. Sécherlech Grond genuch,
fir sech mat eise kapverdianesche Frënn ze
freeën, mä sécher awer kee Grond fir d’Lët-
zebuerger Kooperatioun, sech elo aus dem
Cap-Vert zréckzezéien an ze soen: „Dat war
et. Äddi a Merci.“ Géife mer dat maachen,
wär dat e grousse Feeler. Et wär wéi wa mer
géifen engem Fliger, dee grad amgaang
ass ze starten, de Kerosin ofschneiden oder
de Krunn zoudréien. Duerfir wäert d’Lëtze-
buerger Kooperatioun wuel och déi Lescht
sinn, déi sech aus dem Cap-Vert wäert
zréckzéien.

D’Beispill vum Cap-Vert soll och en Encou-
ragement sinn, fir an anere Länner - trotz
verhältnisméisseg méi klengen Erfolleger -
d’Bengelen net bei d’Tromm ze geheien, mä
villméi op dës méi kleng Erfolleger opze-
bauen a mat neier Energie a vill Ausdauer
d’Saachen unzegoen.

De Burkina Faso, en anert Partnerland vun
der Lëtzebuerger Kooperatioun, gehéiert
och zu deene Länner, déi hir Ziler wäerten
erreechen. Den Detailtableau vum Burkina
Faso weist zum Beispill, datt et a) grad ee
laangjährege Programm vun der Lëtze-
buerger Kooperatioun ass, deen et deem
Land wäert erméiglechen, Blutttransfu-
siounen och an deene verschiddene
Regiounen, iwwert d’Haaptstad eraus, ze
realiséieren, datt et b) interessanterweis
grad dat Land ass, wat am wäitste fortge-
schratt ass, wann et ëm den Appui bud-
gétaire geet - à méditer -, mä awer och c)
de Burkina Faso leider eent vun deene
Länner ass, wou säit Wochen d’Präis-
deierecht am stäerksten ze spieren ass.

Wann een dann den afrikanesche Kontinent
als e Ganzt kuckt, da gëtt et och nieft deene
méi schlechten Noriichten där global posi-
tiver. Esou ass beispillsweis Afrika den
Ament a senger zoliddster Wuesstumsphas
säit 30 Joer; iwwer 6,5% dëst Joer. Wann
een da weess, datt déi international
Fauschtregel beseet, datt ee 7% Crois-
sance brauch, fir d’Aarmut laangfristeg
massiv no ënnen ze drécken, da si mer net
esou wäit dovunner ewech, wéi dacks
gemengt gëtt. Et ginn der souguer, déi
dovunner ausginn, datt d’Rahmebedén-
gungen haut esou gutt si wéi nach ni
virdrun. Dat setzt selbstverständlech viraus,
datt d’Zuel an d’Intensitéit vun de Konflikter
um afrikanesche Kontinent erofgeet, datt
d’Gouvernance-Facteurë sech weider
verbesseren, datt mer den Aids besser an
de Grëff kréien, datt mer et fäerdeg
bréngen, déi international Handelsbe-
déngungen nei ze gewiichten, datt mer
Progrèsë maachen, wat d’Waasserver-
suergung ubelaangt, datt mer d’Liewens-
mëttelpräisser kuerzfristeg an de Grëff
kréien, datt d’Landwirtschaft reorganiséiert
gëtt a villes méi. D’Lëscht vun den Eraus-
fuerderungen ass nach vill méi laang, mä
ech kann hei net alles opzielen an op alles
agoen.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,

schwiereg ass et sécherlech, onméiglech
ass et awer mat Sécherheet net.

An och wann et kloer ass, datt haut de Bilan,
global a graff gesinn, een duerchwues-
senen ass, an och wann trotz allen Erfol-
leger op ville Plazen d’Ziler, déi am Joer
2000 definéiert gi sinn, net wäerte kënnen
erreecht gi bis 2015 - esou datt d’Saachen
inévitablement op der Zäitschinn no hanne
rutschen -, dann ass et awer gradesou
kloer, datt et à terme ze packen ass, datt et
duerchaus machbar ass. Dat maachen ech
insbesondere dorunner fest, datt Progrèsen
net vun der Hand ze weise sinn an datt op
ville Plazen evident Succèsen um Rendez-
vous sinn.

Et ass mat der Kooperatioun e bësse wéi
beim Marathon. Déi eng packen et an zwou
Stonnen, déi aner a fënnef. Déi eng ginn
topfit un den Départ, déi aner kämpfe scho
virum Départ mat méi oder manner grousse
Boboen. Déi eng hunn op all Eck vum
Parcours e Kolleeg stoen, dee se encou-
ragéiert, déi aner net. Déi eng treffen ënner-
wee op eng gutt Séil, déi hinnen eppes ze
drénke reecht, déi aner kommen op de Ver-
fleegungsstänn un, wa schonn näischt méi
do ass, fir sech ze stäerken. Wichteg ass
awer, datt se am Endeffekt all - oder bal all -
ukommen. Déi eng ebe just méi spéit an déi
aner ebe méi fréi.

Natierlech bréngt ee beim Marathon - wéi
an der Kooperatioun - näischt fäerdeg ouni
Energie, ouni Engagement an ouni Determi-
natioun. D’Resultater vun der Kooperatioun,
vun deenen ech haut schwätzen, weisen
awer kloer de Wee. Si weisen, datt eis
Partner an der Kooperatioun et mat eiser
Hëllef fäerdeg brénge kënnen, an et ass
dat, wat zielt.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
d’Konsequenz, mat där iwwert déi lescht
Joren zu Lëtzebuerg d’Entwécklungsze-
summenaarbecht prioritiséiert, konzipéiert,
ausgefouert, suivéiert a kontrolléiert gëtt,
schléit däitlech mat méi grousser Presenz,
Visibilitéit a Glafwierdegkeet zu Buch. Dat
soen net ech; dat geet aus de préliminairen
Observatioune vun der OCDE ervir, déi
zënter November 2007 d’„peer review“ vun
der Lëtzebuerger Kooperatioun duerch-
féiert.

«Depuis la dernière revue - menée en 2003
- le Luxembourg présente à son actif de
sérieuses avancées», heescht et am préli-
minairë Rapport, dee fir de Juni wäert fina-
liséiert ginn. Weider heescht et an deem
préliminairë Rapport: «La coopération
luxembourgeoise est la démonstration
qu’en quelques années, avec des moyens
relativement économes et bien ciblés, un
dispositif d’intervention adapté et efficace,
elle a su capter l’appréciation des pays
partenaires du Sud, trouver une place
reconnue au sein des bailleurs de fonds,
rencontrer l’estime des citoyens. De ce
point de vue, la coopération luxembour-
geoise est une référence sur plusieurs
aspects: concentration, coordination multi-
bi, priorité aux Pays les moins avancés. Le
Luxembourg est aussi un exemple dont de
nouveaux bailleurs de fonds pourraient
s’inspirer.»

Alles dat huet selbstverständlech och vill
mat der Suergfalt, der Kompetenz an der
Begeeschterung ze dinn, mat där meng Leit
all Dag hir Aarbecht maachen an un déi eru-
ginn. Och dat sief emol eng Kéier vun dëser
Plaz aus gesot.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. Jean-Louis Schiltz, Ministre de
la Coopération et de l’Action humanitaire.-
Déiselwecht determinéiert Astellung ass
och déi, mat där d’Lëtzebuerger Koope-
ratioun déi zweet Generatioun vun de Pro-
grammes indicatifs de coopération mat hire
Partnerlänner ugaangen ass. D’Ausmer-
zung vun der Aarmut an déi nohalteg
Entwécklung stinn am Zentrum vun der Pro-
grammatioun iwwert déi nächst véier bis
fënnef Joer. Dës Programmer vun der
zweeter Generatioun bauen op eng resolut
partnerschaftlech Approche op. Si orien-
téiere sech kloer un de Prioritéite vum je-
weilege Partnerland an huelen esou de
Partner vun Ufank u mat an d’Verant-
wortung. Ech géif mer wënschen, datt mer
fir déi Programmer vun der drëtter Gene-
ratioun géifen e Mechanismus fannen, fir
d’Chamber nach méi staark mat anze-
bannen, wéi dat bei de Programmer vun der
zweeter Generatioun de Fall war.

Nieft der Method, bauen déi Programmer
vun der zweeter Generatioun, déi elo en
place sinn, awer virun allem op déi konkret
Erfolleger vun deene leschte Joren op. Ech
hu vun deenen Erfolleger am Grousse ge-
schwat. Déi Erfolleger am méi Grousse
setze sech zesummen aus villen Erfolleger,

déi all Dag am Klengen zum Droe kommen.
Ech ka se och net all hei opzielen, mä fir
d’Saachen ze veranschaulechen, hu mer
dëst Joer eng ganz konkret a praktesch
Approche gewielt. D’Resultat hutt Der
virleien. Et ass dat déi kleng Broschür, déi
Der ausgedeelt kritt hutt.

An där Broschür fannt Der 15 kleng Deelbio-
grafië vu Mënschen aus eise Partnerlänner,
mat deene mer zesummegeschafft hunn
oder weider zesummeschaffen. Si sti stell-
vertriedend fir all déi aner. Si sti stellvertrie-
dend fir dat, wat mer als Lëtzebuerger
Kooperatioun an deene leschte Joren ze-
summe mat eise Partner konnten erreechen.
Si weisen, wéi d’Liewe vun deene Männer a
Frae sech mat an duerch d’Kooperatioun
zum Positiven hi verännert huet. Si weisen,
datt d’Kooperatioun eppes ass, wat et eben
einfach bréngt. Si weisen, datt eng kleng
Hëllef, ee klengen Impuls villes bewege
kann.

D’Madame Sissoko Safiatou Sy vu Bamako
huet sech esou zum Beispill säit Jore fir hire
Wunnquartier agesat. Hiert Zil war et, dee
Quartier méi propper, méi sécher a méi
gesond ze maachen. Iwwert de Projet
«Appui aux initiatives locales de gestion de
l’environnement urbain à Bamako» goufe
Mëttel zur Verfügung gestallt, fir d’Aarbecht
vun der Madame Sy ze festegen an hiren
Engagement an dee vun hirer Associatioun
op aner Deeler vun der Haaptstad vum Mali
auszebreeden. Et goufen Aarbechtsplaze fir
déi Jonk geschaf, an d’Mënsche goufe fir
hiren eegene Quartier responsabiliséiert.

Här President, méi propper Stroossen, dat
heescht manner knaschteg Waasserpill.
Manner knaschteg Waasserpill, dat heescht
manner malariainfizéiert Mustiken. Manner
malariainfizéiert Mustiken, dat heescht
manner krank Mënschen. Manner krank
Mënschen, dat heescht méi Energie, fir
enger Aarbecht nozegoen a sech ëm
d’Famill ze këmmeren. An dat alles duerch
d’Ënnerstëtzung - den „empowerment“,
géifen d’Spezialiste soen -, déi enger Fra
zoukomm ass, déi virdemonstréiert huet,
wat muss geschéien, fir eppes konkret ze
änneren. D’Gemeng vu Bamako huet dat
am Iwwregen och verstanen an e Comité
agesat, fir de Suivi vum Projet ze garan-
téieren.

Um asiatesche Kontinent, am Laos, huet de
Phommasone, e Mann vun 39 Joer, net méi
misse souzesoe vun der Hand an de Mond
liewen, wéi en d’Chance kritt huet, sech an
en integréierte ländlechen Entwécklungs-
programm vun der Lëtzebuerger Koope-
ratioun aktiv mat anzebréngen. Elementar
Ausbildung an der Landwirtschaft, dat
néidegt Geschir an e Kredit, fir seng eege
Produktioun unzekuerbelen, hunn deem
Mann et erlaabt, e fest Haus fir sech a seng
Famill ze bauen, seng Kanner an d’Primär-
schoul ze schécken an d’Bioprodukter aus
senger eegener Produktioun ze vermaarten.
Des Weideren huet hie sech um Niveau vu
senger Communautéit engagéiert an ass
haut Vize-Chef vum Duerf.

Wat am Laos am Klenge geschitt, ass am
Vietnam amgaang am Groussen ze ge-
schéien. Wa mer nämlech am Vietnam haut
d’Zil-Linn vun der klassescher Kooperatioun
um Horizont 2015/2020 gesinn an deement-
spriechend iwwer e Réckzuch schwätzen,
dann ass dat un éischter Stell de Ver-
déngscht vun de Vietnamese selwer, mä
dann hunn awer och déi international
Partner vum Vietnam, an dorënner och Lët-
zebuerg, eppes domadder ze dinn. Och hei
ass hiren Erfolleg e bëssen eisen Erfolleg.
Wa mir de Vietnamesen haut soen „Déve-
loppement“ an „Kooperatioun“, an d’Viet-
namesen äntwerten eis „Secteur financier“
a „Satelliten“, dann ass dat dach eigentlech
e schéint Kompliment fir d’Kooperatioun; da
weist dat, datt et e Liewen no der Koope-
ratioun gëtt. Ech kann am Iwwregen d’Lët-
zebuerger Entreprisen nëmmen nach eng
Kéier encouragéieren, d’Opportunitéiten,
déi sech am Vietnam opdinn, och ze notzen.

Et ass op all dës positiv Resultater wou mer
kënnen, zesumme mat aneren, an deenen
nächste Joren drop opbauen.

Zesumme mat anere wäerte mer och dëst
Joer déi international Rendez-vousen
ugoen. 2008 huet nämlech de Potenzial fir e
grousst Joer fir den Développement ze
ginn. Et kann awer och, deemno wéi
d’Saache ginn, e ganz klengt Joer ginn. Déi
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grouss Rendez-vousen heeschen Accra an
Doha. Accra fir d’Qualitéit vun der Entwéck-
lungszesummenaarbecht, Doha fir d’Finan-
zéierung vun därselwechter.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
mir wëssen net eréischt säit gëschter, datt
mer méi Entwécklungsgelder brauchen,
datt méi Fonge fir d’Entwécklungsze-
summenaarbecht gebraucht ginn.

An do sinn d’Saachen an Europa den Ament
net esou, wéi se sollte sinn. Déi Zuele vun
2007, déi virun zwou Woche publizéiert gi
sinn, sinn net gutt. Och wa mir an anerer -
Beispill Schweden a Spuenien - eis un dat
halen, wat ofgemaach ass, oder souguer
méi maachen, dann ass dat nach laang net
fir jiddfereen de Fall. 2007 ass an deem
Sënn e schlecht Joer gewiescht. Wa mer
wëllen déi Ziler, déi mer eis gesat hunn, er-
reechen, wa mer zu eisem Wuert stinn, fir
kollektiv 0,7% am Joer 2015 ze erreechen,
da muss Europa sech um Rimm rappen.

Et ass déi Fro, déi den internationalen
Entwécklungsagenda wäert dëst Joer domi-
néieren, fir d’éischt am Mee an engem
éischter europäesche Kader, dann am
Hierscht an engem méi grousse Kader, bis
an den Dezember eran, wa mer zu Doha de
Point maachen, zesumme mat eise Partner
aus den Entwécklungslänner.

Et ass net ze spéit, mä eppes ass kloer:
D’Entwécklungslänner verfollegen zu Recht
mat grousser Erwaardung, ob d’EU um
Horizont 2010/2015 Wuert hält. Et geet hei
schlechthin ëm d’Glafwierdegkeet vun der
europäescher Aussepolitik géintiwwer vun
enger ganzer Rei Länner, géintiwwer vun
der Majoritéit vun den net europäesche
Länner. Mir sinn hinnen et schëlleg, datt mer
eis Engagementer halen. Mä mir sinn eis
selwer et och schëlleg, wa mer net wëllen
herno als déi dostoen, déi grouss Ver-
sprieche gemaach a se dann net agehalen
hunn, wa mer net wëllen als déi dostoen,
deenen hir Verspriechen net de Pabeier
wäert sinn, wou se drop stinn.

An deem Sënn hunn ech mech och op
massiv Aart a Manéier, als ee vun de Pappe
vum Accord vun 2005, um Ufank vum Mount
mam Louis Michel zu Wuert gemellt. Ech
wäert an deemselwechte Sënn - oder och
vläicht nach op e bësse méi eng kräfteg
Aart a Manéier - net midd ginn, an deenen
nächste Méint ëmmer erëm meng euro-
päesch Kolleegen do virun hir Verant-
wortung ze stellen, au risque d’ailleurs fir
mer nei Frënn ze maachen, mä dat ass
dann eben esou.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
d’Entwécklung gëtt net nëmme vun de
Regierungen aus dem Norde finanzéiert.
Och d’Regierungen aus dem Süde mussen
Hiert dozou bäidroen. Och dat huet
éminemment eppes mat Gouvernance ze
dinn. Ech hunn dat Thema vun der Gouver-
nance d’lescht Joer am Detail beliicht, ginn
also dëst Joer net weider drop an.

De Finanzement vun der Entwécklung limi-
téiert sech awer net op Finanzementer vu
Regierungssäit aus. Och den ONGe kënnt
hei eng zentral Roll zou; zentral Roll, déi
sech selbstverständlech net op deen
Aspekt beschränkt, well d’ONGen och eng
Roll als politeschen Impulsgeber spillen, an
ech ziele ganz staark op si dëst Joer am
Kader vun den Assisë vun der Koope-
ratioun, déi am September stattfannen.

Méi Gelder fir d’Entwécklung kann awer och
heeschen, en neie Kader ze setze fir alles
wat mat Philanthropie ze dinn huet. D’Re-
gierung ass determinéiert, dee Kader ze
vereinfachen, andeems hemmend Forma-
litéiten a Limitatiounen ofgeschaaft ginn. Si
ass och determinéiert, de Kader ze ver-
besseren, andeems beispillsweis d’Era-
brénge vu Gelder a Fondatiounen zu phil-
anthropeschen Zwecker steierlech net méi,
oder op d’mannst net méi esou staark wéi
bis elo, belaascht gëtt.

Och déi eenzel Initiativen am Beräich vun
der Mikrofinanz féieren dozou, datt der
Entwécklung méi Gelder zoukommen. Eis
Politik an deem Domän dréit haut hir
Friichten. Et muss ee wëssen an och
wëssen doen, datt haut eleng 25 zu Lëtze-
buerg domiciliéiert Investmentfonge ronn
1,2 Milliarden Euro a Mikrofinanzaktivitéiten
an der Entwécklungswelt investéieren,
Tendenz steigend. D’Lëtzbuerger Koope-
ratioun versteet hir Roll an deem Kontext als

déi vun engem Facilitateur an ënnerstëtzt
esou zum Beispill Efforten am Süden, déi
drop ausgeriicht sinn, fir souwuel Mikro-
finanzinstitutioune wéi och national Autori-
téiten an hirem Opbau ze stäerken an dat
adequat legaalt a reglementäert Ëmfeld ze
schafen.

Här President, ufanks September gëtt zu
Accra am Ghana iwwerpréift, a wéi engem
Mooss d’Signatairen den Engagementer
vun der Déclaration de Paris sur l’efficacité
de l’aide au développement nokomm sinn.
Méi Appropriatioun vun der Säit vun de
Partner war do gefuerdert ginn, méi Ali-
gnement op hir Prioritéiten, mä och méi har-
moniséiert Prozeduren an eng tëschent
Partner béidsäiteg gedeelte Responsabi-
litéit.

D’Lëtzebuerger Kooperatioun huet sech
dësen Erausfuerderunge gestallt. Si huet
och an dësem Beräich, vläicht éischter wéi
anerer, ugefaang hir Hausaufgaben ze
maachen an och schonn e gudden Deel
dovunner gemaach.

Den Ausbau vum Réseau vun de Koopera-
tiounsbüroen an Afrika an an Zentralamerika
huet sech an deem Zusammenhang be-
sonnesch bezuelt gemaach. Déi zweet
Generatioun vu Programmer mat eise
Partnerlänner huet heiduerjer u Gewiicht a
Gradlinegkeet gewonnen.

Fir d’Koordinatiounsmechanismen ze ver-
besseren, hu mer an deene leschten zwielef
Méint, ënner anerem, méi intensiv Kontakter
mat enger Rei vun europäesche Koope-
ratioune gehat, dorënner d’Belsch,
Finnland, Spuenien, d’Slowakei an d’Euro-
päesch Kommissioun, mol op eis Ufro hin,
mol op hir Ufro hin. Mat eise multilaterale
Partner, dat heescht d’UNOs-Agencen an
d’Internationaalt Rout Kräiz, fuere mer
weiderhin d’Schinn vun der Program-
matioun iwwer e puer Joer eraus, an och déi
Schinn vun de jährleche Consultatiounen,
déi et erlaben, op eis gemeinsam Pro-
grammer anzegoen, d’Saachen ze ajus-
téieren an d’Synergien, déi herno um Terrain
ëmgesat ginn, ze konzipéieren.

En anert zentraalt Thema vun der Paräiser
Deklaratioun, nämlech dat vun der Cohé-
rence des politiques, hu mer net eréischt
gëschter hei zu Lëtzebuerg entdeckt. An all
mengen Deklaratioune virun dëser
Chamber hunn ech an deene leschte Joren
dës Thematik vun där enger oder anerer
Säit aus beliicht.

A menger éischter Deklaratioun - 2004 -
hunn ech déi Fro analyséiert am Beräich
vun der Landwirtschaft. A menger zweeter
Deklaratioun - 2006 - sinn ech méi op
d’Aspekter vun de Migratiounen an och déi
vun der Interaktioun tëschent dem Militär an
dem Humanitär agaangen. D’lescht Joer
hunn ech mech mam Thema „internatio-
nalen Handel“ ausenanergesat.

Och op den Assisë vun der Kooperatioun
am Joer 2006 koum déi Thematik zur
Sprooch an datselwecht wäert dëst Joer am
Hierscht geschéien. Des Weidere stinn déi
Froen um Ordre du jour vun den Diskus-
siounen, net nëmmen an Europa an an der
UNO, mä och heiheem, ënner anerem am
Groupe de travail mat den ONGen, am
Comité interministériel an och an eise Rela-
tioune mat aneren.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,

d’Kohärenz vun de Politiken ass eng vun de
Moosslate vun eiser Politik a kënnt och an
där hirer Ëmsetzung zum Droen.

Aus deem Grond setze mer eis och, méi wéi
iergenden anert EU-Land d’ailleurs, derfir
an, datt d’Accorden tëschent der EU an den
AKP-Staten Développements-Accordë ginn,
an net blank Liberalisatiounsaccorden.

Aus deem Grond hu mer eis och - op
d’mannst säit 2004 - als Kooperatioun méi
no un d’Agrikultur erubeweegt, a wann ech
soen, datt all Kontinent muss d’Recht hunn,
seng Agrikultur esou ze organiséieren, wéi
en dat fir gutt fënnt, dann ass dat eng
Ausso, déi eent vun de Fëllementer vun
eiser Kooperatiounspolitik duerstellt, mä
dann ass dat virun allem och eng Ausso, déi
mäi Kolleeg Fernand Boden mat zwou Hänn
mat ënnerschreift.

Wa säit 2005-2006 Kooperatioun a Migra-
tioun sech méi no openeen zoubeweegt
hunn, dann ass dat net zulescht de
Benelux-Kooperatiounsministeren hire Ver-
déngscht, well si derfir gesuergt hunn, datt
d’Fro op EU-Niveau och op den Ordre du
jour vun den Développementsministere
komm ass, an net wéi bis dohin exklusiv vun
den Immigratiounsministeren ofgehandelt
gëtt - och wa sécherlech am Spannungsfeld
vu Migratioun an Développement nach
Progrèsen ze maache sinn.

Wann d’Lëtzebuerger Aussepolitik wéi
kaum eng aner déi „3 D“e vun Diplomatie,
Défense an Développement verinnerlecht

huet an och no bausse praktizéiert, dann
ass dat dee flagrantesten Ausdrock no
bausse vun deem, wat een eng kohärent
Politik nennt. Beispill Afghanistan. Beispill
Kosovo.

A wann ech vu Kohärenz hei schwätzen, da
wollt ech de Lëtzebuerger ONGen
éischtens Merci soe fir hir positiv Appré-
ciatioun iwwert d’Kooperatiounspolitik als
sollech, an zweetens och Merci soe fir déi
encourageant Wierder u meng Attentioun,
datt ech mech - a menger Eegeschaft als
Kooperatiounsminister - nach méi massiv
wéi bis elo an aner Politikfelder soll amë-
schen a mech an deeneselwechte soll
breetmaachen. Beispill Klimapolitik. Ech
hunn zwar net op dës Encouragementer vu
Säite vun den ONGe gewaart a mer se och
net erwaart, mä ech kann Iech awer soen,
datt se net op en daaft Ouer gestouss sinn.

À propos Kohärenz, Här President, Dir
Dammen an Dir Hären,

d’Liewensmëttelkris, déi säit e puer Wochen
am Mëttelpunkt vun der Aktualitéit steet, ass
eigentlech net méi an net manner wéi
d’Resultat vu jorelaangen Inkohärenzen.

D’Fro vun der Liewensmëttelsécherheet an
déi vun der Landwirtschaft an den Entwéck-
lungslänner si keng Froen, mat deene mer
eis eréischt säit gëschter beschäftegen.
Ech erënneren an deem Zusammenhang u
meng Ried vum leschte Joer, wou ech eng
Lanz gebrach hu fir méi Kohärenz vun den
Agrarpolitiken tëschend de Kontinenter. 

D’Präisser fir Liewensmëttel si generell ëm
83% gestiegen an deene leschten dräi Joer,
de Weess souguer ëm 181%. Säit Juni 2007
sinn d’Präisser fir Basisliewensmëttel welt-
wäit ëm 55% eropgaangen. An Ägypten
streide se sech fir e Stéck Brout, op Haiti
friesse se littéralement de Bulli, well et soss
näischt méi gëtt.

D’Grënn si bekannt: D’Offer ass erofgaang
duerch schlecht Récolten - hei ass een
evidente Lien mam Klimawiessel -, d’De-
mande ass eropgaang, Stéchwuert China,
Indien an anerer, d’Landwirtschaft ass
vernoléissegt ginn, et ass op Rohstoffer
spekuléiert ginn, d’Exportsubventioune
besti weider, d’Stocke sinn niddreg gehale
ginn, d’Pëtrolspräisser si geklommen, d’De-
mande no Agrarsprit ass eropgaang: Den
Tank vu Luxmaschinne gëtt gefëllt, anstatt
datt d’Landwirtschaft géif derfir suergen,
datt d’Mënschen eppes an den Bauch
kréien.

Eis Partnerlänner, besonnesch eis fënnef
westafrikanesch Partnerlänner, gehéieren
zu deenen, wou d’Saache riskéiere mat am
schlëmmsten ze ginn. Ech hunn duerfir och
décidéiert, an deene fënnef Länner eis Kon-
tributiounen, déi op Liewensmëttelhëllef
ausgeriicht sinn, dëst Joer iwwerall ëm
minimum 50% an d’Luucht ze setzen. 2007
waren dat global gesi ronn véier Milliounen;
dat wäerten 2008 méi wéi sechs Millioune
sinn, mat engem speziellen Akzent op Pro-
grammer, déi derfir suergen, datt d’Kanner
an de Schoulen eppes z’iesse kréien.

Dir wësst och, datt mer dem Programme
alimentaire mondial am Mäerz schonn eng
éischt Kontributioun vu 500.000 Euro zou-
komme gelooss hunn - wann all euro-
päescht Land datselwecht géif maachen,
nämlech een Euro pro Awunner vu sengem
eegene Land deem Programm zoukomme
loossen, da wär deen éischten Urgence-
Appel ganz couvréiert. En Appel, deen
iwwregens virgëschter schonns vu 500
Milliounen op 750 Milliounen Dollar erop-
gesat ginn ass; an deen Appel wäert mat
Sécherheet net dee leschte sinn. D’Kris ass
nämlech amgaang sech wéi een Tsunami
weider auszebreeden an d’Générositéit vun
der Äntwert däerf där vum Tsunami aus dem
Joer 2004 net bedeitend nostoen.

Och wa kuerzfristeg massiv Hëllef absolut
néideg ass, esou ass et domadder net
gedoen. Doriwwer eraus mussen eng ganz
Rei Saache geschéien.

Éischtens: D’Doha-Ronn muss zum Of-
schloss kommen, am Sënn vun der Ent-
wécklung. Et sief an deem Zesummenhang
drun erënnert, datt zu Hong Kong am De-
zember 2005 décidéiert gi war, d’Export-
subventioune bis 2013 ze eliminéieren. Do-
duerch datt déi ganz Doha-Ronn awer
duerno zum Stëllstand komm ass, sinn déi
Engagementer ni zum Droe komm. Dat
muss elo schnellstens geschéien. De
Prinzip, datt all Kontinent d’Recht huet, seng
Landwirtschaft esou ze organiséieren, wéi
en dat fir gutt fënnt, muss virrangeg
d’Resultat vun deene Verhandlunge prägen.

Zweetens: Alles wat mat Agrarspritpro-
duktioun ze dinn huet muss iwwerpréift, nei
gewiicht, nei organiséiert an no ënne gefuer
ginn. Dat huet d’Regierung leschte Freideg
op mäi Bedreiwen hin décidéiert. D’Ziler, déi
vun der Europäescher Kommissioun virgi
sinn, sinn ze héich. Si gehéieren no ënne

gedréckt, an am Zweifelsfall muss ëmmer
d’Fro vun der Ernährung Virrang hu par
rapport zu där vum Agrarsprit. Et kann
definitiv net méi sinn, datt déi eng Raps
oder Mais an den Tank geheien an déi aner
erhéngeren.

Drëttens: Virun allem muss awer konkret an
d’Landwirtschaft an den Entwécklungs-
länner investéiert ginn, an dat op eng multi-
funktionell an nohalteg Aart a Weis, wou och
der Biodiversitéit eng zentral Roll zoukënnt.
Mir brauchen, an a ronderëm déi interna-
tional Architektur, grondleeënd Reformen.

Et geet hei net ëm de sougenannten Agro-
business. Et geet drëms sécherzestellen,
datt ka produzéiert gi fir ze iessen an datt
dat ka giess gi wat produzéiert ginn ass. Am
Sënn vum Prinzip vun der „Souveraineté
alimentaire“. Et geet ëm eng Landwirtschaft,
déi et de Mënschen erlaabt, fir d’éischt fir
sech selwer ze suergen an doriwwer eraus
dann eng ekonomesch Aktivitéit opze-
bauen. Do wou d’Landwirtschaft ver-
schwonnen ass, muss se nees opgebaut
ginn. Do wou se ni bestanen huet, muss se
entwéckelt ginn.

Wann ech dann an deem Zesummenhang
kucken, wat d’Lëtzebuerger Kooperatioun
mécht, da sinn och do an deene leschte
Jore richteg Akzenter gesat ginn. Wann een
zum Beispill weess, datt am Mali eng vun
den Haaptkomponente vun eisem Pro-
gramm déi vum „développement local
intégré“ ass, gëschter an der Regioun vu
Ségou, haut an där vu Yorosso, a wann ee
weess, datt an deem Zesummenhang
d’Landwirtschaft eng essenziell Roll spillt,
da si mer do sécherlech zesumme mat eise
Partner aus dem Mali um gudde Wee - déi
Programmer maachen e groussen Deel vun
eiser Programmatioun am Mali aus.

Am Niger ass och eng vun den Haapt-
komponente vun eiser Programmatioun déi
vum „développement local intégré“, dat an
der Regioun vun Dosso.

Wat de Burkina Faso ubelaangt, esou ass
eng vun zwou Haaptkomponente vun eisem
Programm déi vun der Gestioun vun den
natierleche Ressourcen, an insbesondere
d’Verwaltung, d’Verwäertung an d’Erhale
vun de Bëscher an engem nohaltege Kader.

Véiertens mussen d’Enjeuë vum Klima-
wiessel an déi vum Développement méi no
beienee bruecht ginn.

Ech kommen dorop zréck, mä virdrun nach
e leschte Punkt zur Liewensmëttelkris.

Och wa mer haut schnellstens méi niddreg
Präisser brauchen, esou kënne méi héich
Präisser muer an iwwermuer dach eng
Chance fir d’Entwécklungslänner duer-
stellen. Wann nämlech dat geschitt, wat
misst geschéien - dat heescht eng nohalteg
Entwécklung vun der Landwirtschaft an
deene Länner -, da kënnen déi Saachen,
déi produzéiert ginn - wann d’Präisser méi
héich sinn -, op de Maart bruecht ginn an
esou ëmgewandelt ginn a finanziell Res-
sourcen, déi dem Liewensënnerhalt vun de
Mënschen an den Entwécklungslänner
déngen. Dat ass am Iwwregen och eng vun
de Konklusioune vum rezente Buch vum
Oxford-Professer Paul Collier „The Bottom
Billion“.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,

ech hunn et gesot, virum Hannergrond vun
där aktueller Liewensmëttelkris ass et
onëmgänglech, datt Klimapolitik an Dévelop-
pement méi no beienaner réckelen. Dat ass
déi lescht Fro, op déi ech haut wëll agoen.

Och wann et kloer ass, datt d’Entwéck-
lungslänner an d’Mënschen, déi an den
Entwécklungslänner wunnen, kaum eng
Verantwortung droen, wat d’Ursaachen
ubelaangt, esou ass et gradesou kloer, datt
si déi Haaptaffer vum Klimawiessel sinn.
D’Konsequenze vum Klimawiessel sinn haut
schonn iwwerall ze spieren.

Et muss ee wëssen, datt an Afrika d’Lie-
wensmëttelproduktioun zënter 1981 ëm
12% erofgaangen ass. Et kënnt derbäi, datt
d’Entwécklungslänner bis 2030 120
Millioune méi Hektare brauchen, fir sech ze
ernieren. Et ass evident, datt, wann näischt
geschitt bis 2030, bis dohinner de Klima-
wandel zu massiv méi Honger an Afrika an
Asien wäert féieren.

D’Entwécklungslänner hunn en plus haut
schonn op ville Plazen net genuch proppert
Waasser. A si brauchen es bis 2025 50%
méi wéi haut. Och do spillt nieft der Demo-
graphie de Klimawiessel eng néfaste Roll.
D’Jore vun de klengen Inselstate si gezielt,
75 Joer ass hiren Iwwerliewenshorizont
nëmme méi, vun haut aus gekuckt. Et ass
och kee Geheimnis, datt d’Biodiversitéit
weltwäit massiv erofgeet an datt ganz
Bëscher verschwannen. D’Wüste maache
sech breet, an dach ass d’Désertificatioun
en Thema, wat kaum Erwähnung fënnt an
den internationale Foren.442244 www.chd. lu
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D’Folge vum Klimawiessel bedroen
d’Sécherheet an den Entwécklungslänner,
mä awer och an Europa an op anere Plazen.
60% vun de Mënsche wunnen haut scho
manner wéi 100 km vum Mier ewech. Déi
Tatsaach eleng, kombinéiert mam Klima-
wiessel, ass en explosiivt Gemësch. Dem
Rapport Stern no brauche mer 1% vum PIB
weltwäit iwwer zéng Joer fir d’Äerder-
wiermung an de Grëff ze kréien. Maache
mer dat net, esou wäert et fënnef- bis zwan-
zegmol méi kaschten. Seriö UNO-Etüde
soen, datt d’Entwécklungshëllef misst op
d’mannst ëm 50% eropgoen, fir dem Klima-
wiessel ze begéinen.

Humanitär Krise ginn ëmmer méi dacks
duerch klimabedéngte Facteuren ervir-
geruff. Humanitär reimt haut leider ëmmer
méi oft mat Klimawiessel.

Am Januar 2005 gouf den Aktiounsplang vu
Hyogo fir d’Joren 2005 bis 2015 ënner-
schriwwen, an d’Signatairen, dorënner och
Lëtzebuerg, hu sech engagéiert dozou bäi-
zedroen, d’Mënsche besser virun zukünft-
ege Katastrophen ze schützen an d’Risiko-
facteuren, zumools an den Entwécklungs-
länner, ze analyséieren an ze reduzéieren.
An deem Sënn investéiert d’Lëtzebuerger
Kooperatioun zënter 2006 e Minimum vu 5%
vum humanitäre Budget an d’Preventioun vu
Katastrophen. All Katastroph ass a bleift e
Réckschlag, deen e Land kann ëm Joren
oder souguer Jorzéngten zréckgeheien. A
well all Katastroph d’Nohaltegkeet vu jore-
laangen Entwécklungsefforten op d’Spill
setzt, geet et dorëms, ze probéieren d’Ka-
tastrophen ze verhënneren. Et geet awer
och dorëms sécherzestellen, datt déi
Länner, déi am verletzlechste sinn, besser
op zukünfteg Katastrophen, déi net ze
évitéiere sinn, preparéiert sinn, esou datt
déi negativ Konsequenze vun deene Katas-
trophen am Endeffekt manner grouss ginn.

Doriwwer eraus huet d’Lëtzebuerger
Kooperatioun um Ufank vun dësem Joer
décidéiert, d’Fro vun der Upassung un de
Klimawandel systematesch mat an hir
Développementsprogrammer eranzehue-
len. Dat heescht elo net, datt mer nieft eisen
traditionelle Secteuren - Waasser, Gesond-
heet, Educatioun an Entwécklung vum länd-
leche Raum - elo géifen e ganz neie Secteur
dobäi erfannen. Dat heescht vill méi, datt an
Zukunft all Projet, dee realiséiert gëtt, virdru
mat System op säi Klimaimpakt a seng
Verträglechkeet par rapport zur Klima-
problematik iwwerpréift wäert ginn.

Dat kann elo sécher net vun engem Dag op
deen anere geschéien. Fir dat ze maachen,
kënne mer awer drop opbauen, datt déi
Froen, déi mat der Ëmwelt ze dinn hunn,
scho säit Joren zu de sougenannten trans-
versale Matièrë vun der Kooperatioun ge-
héieren, dat heescht, datt mer eis gemen-
gerhand och an der Vergaangenheet
schonn d’Ëmweltkomponent an deene ver-
schiddene Projete mat ugekuckt hunn. Mir
fänken also net bei null un. Mir systema-
tiséieren dat Ganzt elo a verbreederen et
och spezifesch hin zu den Themafelder
Klima an Naturkatastrophen.

Alles dat maache mer selbstverständlech net
eleng. Mir maachen dat zesumme mat den
internationalen Acteuren, alle virop d’UNO an
och mat dem fréieren UNO-Generalsekretär
Kofi Annan senger Fondatioun.

A vu datt ech vun der UNO hei schwätzen,
kommen ech net derlaanscht, ausdrécklech
ze bedaueren, datt et anscheinend net
méiglech ass, den UNO-Programm fir
Ëmwelt endlech an eng richteg UNO-
Agence ëmzewandelen. Esou wichteg
global Alliancen an aner Mechanisme fir de
Klima sinn: Soulaang et keen Duerchbroch
op der UNO - Stéchwuert och Post-Kyoto a
Bali - gëtt, wäert et schwéier bleiwen,
d’Enner uerdentlech zesummenzebréngen.

D’UNO brauch nei Impulser an deem
Beräich, an duerfir ass et gutt, datt Initiative
wéi déi vum Kofi Annan d’Froe vum Klima-
schutz a vum Développement themati-
séieren, an hire Wuerzelen an Ausmoossen
analyséieren an uginn. Duerfir ënnerstëtze
mer dës, wéi ech mengen, eenzegaarteg
Initiativ och finanziell a bréngen eis kon-
zeptuell mat an, sief dat am Conseil vun der
Fondatioun oder op hire Foren.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,

d’Zesummespill vu Klimapolitik an Entwéck-
lungspolitik muss méi en enkt ginn. Mir
brauche Klimagerechtegkeet. Och dat ge-
héiert zur internationaler Solidaritéit an dat
geet net vum selwen. Zesumme mat anere
wäert ech mech deemno derfir asetzen, datt
international Léisunge fonnt ginn a Partena-
riater op d’Bee gestallt ginn, déi den
Entwécklungslänner zeguttkommen, dat am
Hibléck op d’Konferenz vu Kopenhagen am
Joer 2009.

Ech halen des Weideren drop, datt d’Ëm-
weltkomponent an eise Projete besser zum

Droe kënnt an eis Projeten an Zukunft méi
systematesch a puncto Klima iwwerpréift
ginn. Gradesou halen ech awer drop, datt
mer eis Kooperatioun weiderhin an de
Secteure Waasser, Développement local,
Educatioun a Gesondheet konzentréieren.

Finalement halen ech drop, datt d’Koope-
ratiounsfongen, gemäss de Prinzipië vu
Marrakesch, net fir Kyoto-relevant Mecha-
nismen zweckentfriemt ginn.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,

de Klimawandel féiert genau wéi bluddeg
Konflikter dozou, datt mer e Match spillen,
wou alt periodesch d’Poteaue vum Goal
geréckelt ginn. Dat mécht et selbstver-
ständlech net méi einfach.

Et bleift, an dat ass, wou et drop ukënnt,
datt, wann et een eenzege Kampf gëtt,
deen et derwäert ass, geféiert ze ginn - een
eenzegen -, dann ass et mat Sécherheet de
Kampf géint d’Aarmut. Et ass dat e Kampf
vun all Dag. E Kampf, dee keng Paus ver-
dréit. E Kampf, dee sous garantie verluer
geet, wann ee mengt, et kéint ee sech
regelméisseg op vermeintleche Lorbeeren
ausrouen oder et kéint ee sech dräimol den
Dag relax an d’Fotell leeën an da géifen
d’Saache sech scho vum selwe regelen.

Esou geet dat net. Esou maache mer dat
net. An esou wäerte mer dat och an Zukunft
net maachen.

Merci.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister.
Da komme mer zur Debatt iwwert dës
Deklaratioun. Als éischt Riednerin ass age-
schriwwen déi honorabel Madame Nancy
Arendt. Madame Arendt, Dir hutt d’Wuert.

Débat

❱❱❱ Mme Nancy Arendt (CSV).- Merci,
Här President. Här President, Dir Dammen
an Dir Hären, wann een eppes erreeche
wëllt, egal a wat fir engem Beräich, da muss
een héich Ziler hunn. Et muss ee fest dru
gleewen. Et muss een e Wee, eng Roadmap
hunn, fir dohin ze kommen, an et muss ee
virun allem aus dem ganzen Häerze wëllen
dës Ziler erreechen.

D’lescht Joer hat ech meng Ried ugefaange
mat de Wierder vum Xavier Naidoo, „Was
wir alleine nicht schaffen, das schaffen wir
dann zusammen“, fir all deene verschid-
dene Mënschen op allen Niveaue Merci ze
soe fir hiren alldeeglechen Asaz am
Déngscht vun der Entwécklungshëllef.
Allerdéngs ginn oft all dës Aarbechten
nëmmen ausféierbar, wann un der Base vun
hinne sech den honnertprozentege Wëlle
vun de Politiker weist, fir eppes ëmzesetzen,
a wa mer dëse Wëlle gradesou gutt op der
Säit vun deenen, déi kréien, erëmfannen,
wéi op der Säit vun deenen, déi ginn. An de
Minister huet ganz Recht: Et geet net
nëmmen duer, wa mir als Lëtzebuerger
Land wëllen, mä mir mussen och aner
Länner dofir motivéieren.

Am Mee 2005 huet sech d’Europäesch
Unioun ënnert der lëtzebuergescher Pre-
sidentschaft d’Zil gesat, hiren Undeel fir
d’Entwécklungshëllef bis 2015 op 0,7% vum
Bruttoinlandsprodukt unzehiewen.

Als Zwëschenzil ass 2010 festgehale ginn,
wou d’Quot vun 0,56% vum PIB sollt er-
reecht ginn. Mir si leider eent vun deene
wéinege Länner, zesumme mat eise skandi-
navesche Frënn an den Hollänner, déi
iwwert dëst Zil erausschéisse mat engem
Prozentsaz, op dee mer all Grond hunn,
stolz an zefridden ze sinn a bei deem mer
héchstwahrscheinlech souguer dëst Joer
op 0,91% vum BIP wäerte kommen, also
ëmmer méi no erun un eis Dram-Marque
vun 1%.

Et geet awer nach laang net duer, fir roueg
ze ginn. Et muss weidergeschafft ginn, wa
mer déi Ziler, déi mer eis gesat hunn,
ëmsetze wëllen. Wéi prekär d’Lag dann ass,
geet aus engem Artikel ervir, deen eise
Kooperatiounsminister zesumme mam
Louis Michel geschriwwen huet an deen am
«Figaro» veröffentlecht gouf.

Ech zitéieren ee Saz, dee villes résuméiert:
«Nous avons l’argent, nous avons les mé-
dicaments et nous avons le savoir-faire. Le
véritable défi est notre capacité à mobiliser
la volonté politique pour tenir nos pro-
messes.»

Et geet an dësem Artikel Rieds vum Net-
respekt vun den Engagementer vu villen
Natioune wéi Amerika, Kanada a Japan, an
et ass och enttäuschend, wéi virun allem
d’Europäesch Unioun, déi esou e Virbild an
der Entwécklungshëllef ass, et net fäerdeg
bréngt, hir Engagementer anzehalen.

Ech erënnere mech allze gutt u meng eege
Wierder aus der Ried vun 2006, mä awer
och un déi vun eisem Kooperatiouns-

minister, wéi mer esou stolz waren iwwert
dëse kloren Engagement vun der Euro-
päescher Unioun a wéi mer och esou
sécher waren, datt keen esou liicht aus
dësem Engagement erauskéim.

De 4. Abrëll vun dësem Joer ass keen
erfollegräichen Dag fir d’Entwécklungshëllef
op der Welt, well deen Dag huet d’OCDE de
Verdikt an d’Zuele vum échouéierte finan-
ziellen Engagement presentéiert, fir géint
d’Aarmut an der Welt virzegoen, an esou
Millioune vu Männer a Fraen a Kanner eng
Chance op e verbessert Liewen ewech-
geholl, heescht et weider an dësem Artikel.

No der Presentatioun vun dësen net grad
motivanteste Biller vun der internationaler
Entwécklungshëllef ass dunn och nach dee
weltwäite Liewensmëttelschock agetratt,
dee sech zënter Längerem ugekënnegt
huet an deen och vill Leit gesinn hu
kommen, ouni awer richteg drun ze
gleewen.

E richtegen „humanitären a wirtschaftlechen
Tsunami“, wéi de Louis Michel dës Lie-
wensmëttelkris beschriwwen huet, bréngt
zënter enger gudder Woch d’Leit op allen
Enn vun der Welt op d’Barrikaden. Iwwerall
op der Welt, vun de Philippinen bis Bangla-
desch, Mexiko, Ägypten iwwert de Burkina
Faso, de Senegal an Indien, huelen d’Pro-
tester duerch dat staarkt Zouhuele vun de
Liewensmëttelpräisser an de Stroossen zou.

Dës Situatioun schéngt sech an de kom-
mende Wochen nach weider ze dramati-
séieren, an dëst a méi wéi 30 Länner, warnt
déi sougenannte FAO, d’Organisatioun vun
der UNO fir Liewensmëttel a Landwirtschaft,
déi vun der uergster Liewensmëttelkris
zënter 15 Joer schwätzt an déi eng Stei-
gerung vu 56% vun der Weessrechnung fir
déi aarm Länner fir dat nächst Joer viraus-
gesäit.

De Weess, de Räis, den Uelech, d’Mëllech -
de Präis vun alle Basisliewensmëttel huet
zënter kuerzem an drastesche Proportiou-
nen zougeholl. D’Situatioun ass zum Deel
esou schlëmm, datt an deene Länner, wou
ee souwisou schonn nëmmen iwwer ee bis
zwee Dollar den Dag verfügt, fir ze iwwer-
liewen, et elo just nach eemol duergeet, fir
iwwerhaapt ze iessen.

D’Kanner, déi sech elo schonn ze vill eesäi-
teg ernähren, wäerten an Zukunft nach méi
ënner Mangelernährung leiden, mat schroe
physeschen a psychesche Konsequenzen
op hir Entwécklung.

Dobäi kënnt, datt dës Revolten de Fridden
an d’Sécherheet an deene scho souwisou
oft fragilë Länner menacéieren. De Jean
Ziegler, spezielle Rapporteur vun der UNO
fir d’Recht op Ernährung, warnt, datt mir eis
op eng ganz laang Period vun Opstänn, vu
Konflikter, vun onkontrolléierbare regionalen
Destabilisatiounswellen astelle mussen, déi
vun der Verzweiflung vun deene verwond-
barste Bevölkerungsschichte markéiert ass.

De President vun der Weltbank Robert
Zoellick huet den 11. Abrëll deklaréiert, datt
d’Kris duerch déi iwwerdeiert Liewensmëttel
riskéiert, de Verloscht vu siwe Joer Kampf
géint d’Aarmut an der Welt mat sech ze
bréngen. Et handelt sech a sengen Aen net
nëmmen ëm eng akut humanitär Kris, op déi
een direkt reagéiere muss, mä och ëm e
mëttelfristegen Entwécklungsproblem.

D’Ursaache fir dës negativ Entwécklunge
sinn op ville verschiddenen Niveauen erëm-
zefannen. Bei dëser Kris hu mer et net
nëmmen domat ze dinn, datt manner
Liewensmëttel produzéiert ginn, mä datt
och einfach méi eng grouss Demande do
ass. Mir hunn et mat enger regelrechter
Explosioun vun der Nofro no Fleesch a
Mëllechprodukter a Länner wéi China an
Indien ze dinn, virun allem awer och, well
sech hir Iessgewunnechte geännert hunn.
Dëst gëtt dann och nach weider verschlëm-
mert duerch déi vill Naturkatastrophen, déi
sech an deene leschten zéng Joer méi wéi
verduebelt hunn, zum Deel duerch de
Klimawiessel bedéngt, an déi entweder
duerch extrem dréche Perioden oder Iwwer-
schwemmungen d’Produktioun vu ville Lie-
wensmëttel onméiglech oder d’Liewens-
mëttel net méi brauchbar gemaach hunn.

Déi niddreg Lagerstänn an den Entwéck-
lungslänner grenzen hir Méiglechkeete
weider an, gradesou wéi déi fir si onvirdeel-
haft europäesch Liewensmëttelsubven-
tiounen, déi et mat sech bréngen, datt zum
Beispill de Poulet aus Europa méi bëlleg um
Maart an den Entwécklungslänner uge-
buede gëtt, wéi hiren eegenen.

Zu engem ëmmer méi groussen an aktuelle
Problem gëtt dann och nach d’Roll vun de
Biokraaftstoffer. Fir der Steigerung vum
Pëtrolspräis entgéintzewierken souwéi och
dem progressiven Erschöpfe vun den Ue-
lechquellen, setzen ëmmer méi Entwéck-
lungslänner op d’Produktioun vu Biotreib-
stoffer. De wuessenden Undeel vu Biosprit

bréngt leider mat sech, datt déi genotzten
Akerbauflächen net fir Liewensmëttel ge-
notzt ginn, mä als Biosprit bei eis endegen,
amplaz fir eppes an de Bauch an den
Entwécklungslänner.

Wat wunne mer dach an enger verrécktener
Welt, wann do, wou et elo schonn net vill ze
iesse gëtt, och nach de Weess gebraucht
gëtt, fir an den industrialiséierte Länner
d’Tanken ze fëllen!

Net manner wéi 100 Milliounen Tonne
Weess ginn all Joer gebraucht, fir Ethanol a
Biodiesel ze fabrizéieren. Et ass ze ver-
stoen, datt dës Entwécklung elo iwwerall a
Fro gestallt gëtt, an ech si frou, datt de
Minister dat och elo grad hei bei eis ge-
maach huet.

Liewensmëttel, Här President, sinn, wéi
d’Wuert et seet, Mëttel fir ze liewen an
däerfen eigentlech zu soss näischt genotzt
ginn. De Problem, dee sech bei dëser
humanitärer Kris stellt, ass net nëmmen dee
vum Liewensmëttelentzuch oder dee vun
der Verschäerfung vu sozialen Onrouen. Hei
geet et och konkret dorëms, datt den
Honger direkt Konsequenzen op d’Millen-
niumsobjektiver huet, wéi zum Beispill
d’Kannerstierflechkeet oder d’Schoul-
réussite.

Et ass luewenswäert, datt Lëtzebuerg als
éischt Land op den Appel vun der Weltbank
reagéiert huet a mat deene 500.000 Euro
erëm esou e kloren Engagement gewisen
huet, fir an humanitär Krisen anzegräifen an
ze versichen ze hëllefen.

Eis Fraktioun begréisst och d’Iddi, datt eise
Minister en Opruff un déi aner europäesch
Natioune geriicht huet, fir datt och si een
Euro pro Persoun zugonschte vun der Kris
spenden. An et wär wierklech e schéine
Geste vu Solidaritéit, wann déi europäesch
Regierungen dësem Opruff géifen no-
kommen.

Dir Dammen an Dir Hären, wéi ech et virdru
schonn erwähnt hat, kënnt dann och nach
dobäi, datt d’Efforten um internationale
Plang zugonschte vun der Entwécklung am
Joer 2007 ofgeholl hunn. Wann am Joer
2005 nach e Rekordmontant vun 106,7
Milliarden Euro an d’Entwécklungshëllef
gefloss ass, dann ass dëse Betrag am Joer
2006 op 104,4 Milliarde gefall, fir am Joer
2007 e Betrag vu just nach 103,6 Milliarden
Euro ze erreechen.

Besonnesch traureg ass, datt et sech beim
Joer 2007 och ëm eng Première an der
Geschicht vun der Europäescher Unioun
handelt. D’Entwécklungshëllef, déi vu 27
Memberstate geleescht gouf, goung am
Joer 2007 ëm 3% zréck an ass innerhalb
vun der Europäescher Unioun an der
Moyenne vun 0,41 op 0,38% gefall.

Konkret heescht dat, datt fir d’Joer 2006 1,7
Milliarden Euro manner wéi dat Joer virdrun
nach an d’Entwécklungshëllef gefloss sinn.
Dëst ass besonnesch schued, elo wou mer
op hallwer Streck am Kalenner vun der Rea-
lisatioun vun de Millenniumsobjektiver sinn.
Dës negativ Entwécklung muss eis ganz
kloer waakreg maachen, a spéitstens elo
musse mer d’Handbrems zéien.

De Fakt, datt d’Europäesch Unioun weider-
hin den Haaptspender an der Welt bleift,
däerf zu kenger Verschéinerung vun dësen
trauregen Tatsaachen déngen. Et ass
nëmmen ze begréissen, datt d’Europäesch
Kommissioun nei Moossnamen iwwert den
Empfang vun der Hëllef an hir Effikassitéit
proposéiert, fir sécher ze ginn, datt déi
néideg a versprachen Zommen awer nach
wäerten zesummekommen. Dëst ass an
eisen Aen eng ganz wichteg Propositioun,
déi d’Aussiichten op eng mehrjähreg Basis
vun der Zounahm vun der Hëllef festhale
soll an de Memberstaten dann erlabe géif
ze weisen, wéi si hir Engagementer respek-
téieren, fir hir Hëllef ëm 20 Milliarden Euro
zousätzlech ab dem Joer 2010 eropschrau-
wen ze kënnen.

Mir däerfen eis awer och kee Sand an d’Ae
streeë loossen, well den Haaptgrond, datt
d’Entwécklungshëllef erofgaangen ass,
huet manner domat ze dinn, datt manner
Geld u sech gespent ginn ass, wéi déi Jore
virdrun, mä datt deenen aarme Länner am
Joer 2007 manner Scholden erlooss gi sinn,
wéi am Joer 2006. D’Regierunge rechnen
ëmmer nees dës Scholdenerläss bei
d’Entwécklungshëllef bäi a verfälschen
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eigentlech esou d’Situatioun, well se
d’Kreditter vun deene betraffene Länner
verbesseren, hinnen awer keng frësch Suen
erabréngen.

Dir Dammen an Dir Hären, all dës Entwéck-
lungen hunn direkt Konsequenzen op déi
sougenannte Millenniumsobjektiver. Dës
Objektiver sinn alleguerten esou matenee
verstréckt, datt mer dës just erfëlle kënnen,
wa mer gläichzäiteg op aacht Fronte ko-
härent a qualitativ handelen. Leider gouf am
Joer 2007 - also op hallwer Streck zënter
hirer Adoptioun - festgestallt, datt virun
allem de subsahareschen Deel vum afrika-
nesche Kontinent momentan wäit vum
Schoss ass, fir de Millenniumsobjektiver
gerecht ze ginn.

Dir Dammen an Dir Hären, obwuel de
Prozentsaz vun deene Leit, déi mat engem
Dollar oder manner den Dag liewe mussen,
um afrikanesche Kontinent vu 45,9 op 41,1
zënter 1999 gefall ass, misst sech den
Tempo vun dëser Steigerung, fir kënnen de
Millenniumgoals gerecht ze ginn, méi wéi
verduebelen. Besonnesch d’Fortschrëtter
zugonschte vun de Kanner ginn op verzwei-
felt Aart a Weis nëmme ganz lues weider.
Dëst betrëfft virun allem d’Objektiv, fir den
Honger op d’Halschent ze reduzéieren.

De Prozentsaz vun de Kanner ënner fënnef
Joer, déi staarkt Ënnergewiicht hunn, ass
ëm just kaum en Zéngtel an deene leschte
15 Joer zréckgaangen. Weltwäit ass
d’Kannerstierflechkeet säit 1990 ëm 23%
zréckgaangen. Domat läit de Millennium-
goal, deen d’Reduzéierung vun der Kanner-
stierflechkeet ëm zwee Drëttel virgesäit,
wäit ewech.

Vun deene 60 Länner mat der héchster
Kannerstierflechkeet sinn der leider prak-
tesch nëmme siwen um Zil, fir dëst ze erree-
chen. An dach ass d’Situatioun net verluer.
Am Joer 2006 war et fir d’alleréischt an der
rezenter Geschicht méiglech, déi Gesamt-
zuel vun den Doudesfäll vun de Kanner
ënner fënnef Joer ënnert de Stab vun zéng
Milliounen ze drécken, an zwar op 9,7
Milliounen. Dat sinn der nach ëmmer 9,7
Milliounen ze vill.

Fir dem véierte Millenniumsobjektiv gerecht
ze ginn, musse mer versichen, d’Zuel vun
den Doudesfäll vun de Kanner op ongeféier
véier Millioune bis d’Joer 2015 ze redu-
zéieren. An och dat wäerten der nach
ëmmer véier Milliounen ze vill sinn.

D’Kannerstierflechkeet an engem Land, Här
President, stellt en zentrale Moossstab duer,
fir d’Entwécklung vum betreffende Land ze
moossen, an ass virun allem och en op-
schlussräichen Indice, fir d’Prioritéiten an
d’Wäerter vun de Regierunge vun deene
betreffende Länner festzestellen.

Här President, et bleift onverständlech, datt
mer et nach ëmmer net fäerdeg bréngen, fir
fir méi e responsabelt Sexualverhalen an
den Entwécklungslänner ze plädéieren. Ech
mengen domadder näischt aneschters wéi
d’Benotze vu Preservativen. Well eleng dat
richtegt Benotze vun engem Preservativ géif
eis hëllefen, enger ganzer Rei Problemer
entgéintzewierken, och an der Hisiicht vun
der Realisatioun vun de Millenniumgoalen.
Et si virun allem d’Feele vun enger sexueller
Erzéiung, gradesou wéi dat patriarcha-
lescht Verhalen a villen Entwécklungslänner,
déi um Ursprong vum ville Misär sinn.

Esou bleiwe weltwäit en Drëttel vun de
Schwangerschaften, déi net gewënscht
sinn an net geplangt sinn. D’Halschent vun
de Fraen, déi entbannen, kréien net vu qua-
lifizéiertem Personal gehollef, esou datt all
Joer méi wéi dräi Millioune Kanner duerch
Komplikatioune bei oder direkt no der Ge-
buert stierwen. Anerer mussen hiert ganzt
Liewen ënnert de Folge vu Krankheeten, déi
hir Mamme während de Schwanger-
schaften haten, leiden, esou wéi och ënnert
de Konsequenze vun de riskéierten Ent-
bannungen. All Joer kommen 300.000
Bëbeeën op d’Welt, déi HIV-positiv sinn.

Wat dann d’Gesondheet vun de Mamme
betrëfft, kann ee scho bal vun engem Skan-
dal schwätzen. Fir eng Fra aus dem sub-
sahareschen Afrika sinn d’Risiken, fir
duerch Komplikatiounen duerch eng
Schwangerschaft oder eng Entbannung ze
stierwen, enorm. An d’Chancë stinn 1 zu 16,
wougéint dës 1 zu 3.800 an den industria-
liséierte Länner ass.

D’Zuele vun de Leit, déi un Aids stierwen, si
weider geklommen an hunn en traurege
Peak vun zwou Milliounen am Joer 2006
erreecht. Och wann d’Prevalenz sech stabi-
liséiert huet, halen déi nei Fäll, besonnesch
bei de Fraen, souwéi och d’Zuel vun de Leit,
déi un enger avancéierter Infektioun vun
HIV leiden, net op mat klammen, an zwar
mat esou enger Vitesse, datt d’Traitements-
servicer net méi nokommen.

An d’Gesondheet vun de Kanner an hire
Mammen ze investéieren, ass a bleift e
weise Schrëtt. Et ass nëmmen dréngend er-
fuerderlech, fir dem Respekt vun de Rechter
vun all Mënsch gerecht ze ginn. Hei handelt
et sech ëm eng beduechten Décisioun wirt-
schaftlecher Natur, an zwar an eent vun
deene sécherste Mëttel, fir eng besser
Zukunft fir d’Land ze garantéieren.

Am Beräich vun der Bildung oder besser
gesot enger universeller Grondausbildung
fir all Mënsch sinn d’Aschreiwunge fir
d’Schoul vu 57% am Joer ’99 op 70% am
Joer 2005 eropgaangen, wat en enorme
Succès bedeit. Et ass ebe just net einfach
hei grad ewéi an anere Gebidder Erfolleger
ze realiséieren, well d’Zuel vun deene
jonken Afrikaner, déi manner wéi 14 Joer
hunn, onheemlech klëmmt a vun 348
Milliounen am Joer 2007 bis d’Joer 2015
weider op 403 Millioune wäert eropgoen.

Besonnesch flott fënnt eis Partei déi sou-
genannten IDAY-Deklaratioun, wat esou vill
heescht wéi „International Day of the African
Child and Youth“. Dës Deklaratioun, déi vun
eisem Kooperatiounsministère ënnerstëtzt
gëtt, gouf den 18. Mäerz vun aacht Lëtze-
buerger ONGen an Associatiounen ënner-
schriwwen. Hei gëtt elo geziilt bis de 16.
Juni versicht, déi lëtzebuergesch Popu-
latioun, virun allem déi Jonk ënner hinnen,
fir dëse Sujet ze sensibiliséieren.

Bei dëser Campagne geet et virun allem
drëm, dat zweet Millenniumsobjektiv ze för-
deren an ze versichen d’Zougangschancë
vun de Kanner a Jugendleche fir eng
Grondausbildung am subsahareschen
Afrika drastesch ze verbesseren. Et gëtt
versicht, d’Regierunge vun deenen een-
zelne Länner zum Handelen ze verleeden.
Esou plädéiert IDAY derfir, datt déi eenzel
Länner vum subsaharesche Kontinent fir
d’Bildung op d’mannst esou e grousse
Budget araumen, wéi fir dee vun de militä-
reschen Ausgaben.

An der Period 2000 bis 2004 huet sech de
militäreschen ongeféier op 9% vum PIB ver-
chiffréiert, géint nëmmen dee vu 4%...

❱❱❱ M. le Président.- Ech bieden ëm Op-
mierksamkeet fir d’Madame Arendt!

❱❱❱ Mme Nancy Arendt (CSV).- Ech
hunn awer virdru ganz gutt opgepasst, Här
President.

(Hilarité et interruption)

Ech géif awer och nach gäre méi am Detail
op d’Kanner an déi Jugendlech am Zesum-
menhang mat de Millenniumsobjektiver
kommen. D’Kanner an déi Jugendlech
representéieren een Drëttel vun der weltwäi-
ter Bevölkerung a stellen an den Entwéck-
lungslänner souguer méi wéi d’Halschent
vun der Bevölkerung duer.

Am Joresbericht vun der Unicef steet: „Fort-
schritte im Kampf gegen die Kindersterb-
lichkeit sind nicht alleine von der Wirt-
schaftskraft eines Landes abhängig,
sondern auch vun der Entschlossenheit, mit
der Politiker dieses Zil verfolgen.“

An dësem Kontext géif ech gären eng Kom-
munikatioun vun der Europäescher Kom-
missioun kuerz ervirhiewen, bei där ech
d’Éier hat, an der Auslandskommissioun
Rapporteur ze sinn. An dëser Kommuni-
katioun mam Titel «Une place à part pour
les enfants dans l’action extérieure de
l’Union européenne» huet d’Kommissioun
sech e fermt Engagement ginn, fir d’Rechter
vun de Kanner ze förderen an opzepassen,
datt déi fundamental Bedürfnisser vun de
Kanner zum feste Bestanddeel vun hirer
interner an externer Politik ginn.

Et gëtt des Weidere proposéiert, e weltwäite
Réseau vun der Vertriedung vun de Kanner
opzebauen, wou da statistesch muss fest-
gehale ginn, wou d’Rechter vun de Kanner
net respektéiert ginn. Déi schloen och e
verstäerkte Suivi vun den Aktioune vir. Den
Iwwerleeungen no vun der Kommissioun
mussen d’Kanner net nëmmen d’Häerz vun
der Entwécklungspolitik ginn, wa mer d’Mil-
lenniumgoalen erfëlle wëllen, mä d’Situa-
tioun vun de Kanner muss onbedéngt ver-
bessert ginn, wa mer d’Fragilitéit vun de
Länner, d’nohalteg Entwécklung, d’sozial
Kohäsioun, d’Stabilitéit an d’Sécherheet op
nationalem, regionalem an och op welt-
wäitem Niveau verbessere wëllen.

Fir d’Thema vun de Kanner ofzeschléissen,
wollt ech da just nach kuerz op d’Wichteg-

keet vum Bestoe vum Fridden an der sou-
genannter «bonne gouvernance» an alles
dat, wat drunhänkt, ze schwätze kommen.
Dëst sinn d’Grondviraussetzungen, déi
mussen do sinn oder déi musse versicht
ginn op d’Bee gesat ze ginn, fir iwwerhaapt
kënne richteg Hëllef ze leeschten.

Situatiounen, wéi mer se am Sudan fannen,
maachen et méi wéi schwiereg, fir iwwer-
haapt kënnen um Terrain Hëllef ze
leeschten. Leider ass et esou, datt a Situa-
tioune vu Krisen, Konflikter, Kricher et och
ëmmer hei d’Kanner erëm sinn, déi am
meeschte betraff sinn. Migranten-, Flücht-
lings- oder déplacéiert Kanner ginn zur
Zilscheif vum Mënschenhandel an all méig-
leche Mëssbräich. Oft gëtt bei laangjährege
Krisen an dësem Kontext dann och vun
enger verluerener Generatioun geschwat.

En neie Rapport, deen de 24. Oktober 2007
vun der UNO publizéiert gouf, weist drop
hin, datt d’Natur vun de Konflikter an deene
leschten zéng Joer geännert huet, mat ganz
schlëmme Konsequenze fir d’Kanner. Den
neie Bilan deit drop hin, datt d’Konflikter vun
haut meeschtens intern, manner visibel a
méi schwéier zougänglech si fir déi huma-
nitär Organisatiounen.

Den Ënnerscheed tëschent den Zivilleit an
de Kämpfer gëtt ëmmer méi flou, wou de
Krich a senger neier Form déi kriminell
Aktivitéiten an den Terrorismus fördert.
D’Kanner ginn zum Opfer vun Attacken op
hir Schoulen a vun Entféierungen, déi als Zil
hunn, fir se ze zwéngen, als Zaldoten oder
als sexuell oder häuslech Sklaven ze
déngen.

Am Joer 2006 ware wéinst Kricher oder be-
waffnete Konflikter méi wéi 18 Millioune
Kanner déplacéiert ginn an doduerch
konnten och méi wéi 43 Millioune Kanner
net ageschoult ginn.

An dach sinn och hei an deene leschten
zéng Joer Fortschrëtter gemaach ginn,
virun allem an der Preventioun vun der
Rekrutéierung vun de Kanner an hirer
Demobiliséierung souwéi och an der
Beméiung, fir se nees an d’Gesellschaft
anzeféieren.

Déi éischt Strofverfolgunge vun interna-
tionalen Tribunalen hunn endlech stattfonnt
an d’lescht Joer am Februar goufen déi
sougenannte Prinzipië vu Paräis géint déi
illegal Rekrutéierung vu Kanner oder hiren
illegale Gebrauch vun den Arméie vun de
politesche Vertrieder vu méi wéi 60 Länner
ugeholl.

Här President, de Réckgank vum interna-
tionale Beméien zugonschte vun der
Entwécklung an den Drëttweltlänner op där
enger Säit souwéi och déi akut international
Liewensmëttelkris an hir Konsequenzen op
där anerer Säit bréngen een dach zum
Nodenken.

Iwwert d’Tatsaach eraus, datt méi qualitativ
oder kohärent Hëllef geleescht muss ginn,
kann ee sech froen, ob et net un der Zäit
ass, d’Entwécklungshëllef nach besser un
déi aktuell Zäiten unzepassen.

An dësem Kontext kommen ech einfach net
ëmhin, dee ganz gudde Rapport, dee vu
verschiddenen ONGen hei zu Lëtzebuerg
ausgeschafft an eis an der Kommissioun
vun der Aussepolitik presentéiert gouf, ze
ernimmen.

Dës Initiativ ass an eiser Kommissioun fir
absolut begréissenswäert a léierräich
emfonnt ginn a mir hoffen och nach weider
op esou interessant Zesummentreffe mat
Leit, déi duerch hir Experienz an hiert
Wëssen, duerch hiert laangjähregt Schaffen
um Terrain mat gudden Iddië bei eis
kommen, fir eis Entwécklungshëllef nach
besser ze gestalten.

An hirem Rapport fanne mer eng ganz
Partie vun interessanten Denkustéiss, déi ee
motivéieren, fir eis Hëllef nach méi nohalteg,
kohärent an héichwäerteg ze maachen.

Här President, d’CSV ass fest dovun iwwer-
zeegt, datt, fir aus der Aarmut erausze-
kommen, déi am mannsten entwéckelste
Länner virun allem un der Mondialisatioun
vun den Austäisch mussen deelhuele
kënnen. Ouni d’Schafe vun engem ge-
rechten a méi oppenen Handelssystem op
där enger Säit an ouni déi néideg Inves-
tissementer an der Landwirtschaft vun den
Entwécklungslänner op där anerer Säit ass
et einfach onméiglech, datt déi Aarm an
iergendenger Form vun der Globalisatioun
profitéiere kënnen.

Mir musse versichen, d’Doha-Négocia-
tiounen, déi e weltwäite méi gerechten
Handelsregime schafen, aus der Sakgaass
ze zéien, an dëst esou séier wéi méiglech.

E weltwäiten Handelssystem, dee méi ge-
recht ass a méi op ass, géif de Baueren an
den Entwécklungslänner erlaben, hir Pro-
duktiounskraaft an d’Luucht ze schrauwen.

Besonnesch elo am Kontext vun der inter-
nationaler Kris mussen déi Aarm d’Méig-
lechkeet nees kréien, e gutt Stéck méi
bëlleg u Liewensmëttel erunzekommen. Elo
ass de Moment do fir déi landwirtschaftlech
Subventiounen ze eliminéieren an d’Mäert
fir d’Liewensmëttelimporter opzemaachen.
En Accord géif den Entwécklungslänner
méi grouss Opportunitéite ginn, fir méi pro-
duktiv ze ginn an d’Präisser duerch den
Handel erofzedrécken.

D’Industrielänner mussen den Entwéck-
lungslänner hëllefen, dat ongenotzte Poten-
zial an der Landwirtschaft an de regionalen
Handel weiderzedreiwen, fir laangfristeg
sech selwer mat Liewensmëttel andecken
ze kënnen, an den Ofschloss iwwer en neit
Welthandelsofkommes wier einfach eng
terribel wichteg Viraussetzung.

Här President, fir d’CSV leeft dann och nach
kee Wee laanscht d’Investissementer am
Beräich vun der Agrikultur.

Déi aktuell Entwécklunge maachen, datt
d’Problematik vun der Landwirtschaft an de
Vierdergrond vun der Aktualitéit katapul-
téiert gëtt an zu enger vun deene gréisste
Suerge weltwäit ginn ass. Besonnesch haut,
wou mer erwaarden, datt d’Landwirtschaft
d’Ernährung op der Welt verbessert, datt se
eng Äntwert op deen demographesche
Wuesstum vu muer bréngt, mä awer och
datt se d’Energie produzéiere kann an an
engems spuersam mat den natierleche
Ressourcen ëmgeet.

Et muss an den Drëttweltlänner intensiv an
d’Entwécklung vun de ländlechen Infra-
strukturen investéiert ginn, souwéi och an
d’Formatioun an den Know-how vun de
Baueren an den aarme Länner.

An dësem Kontext muss den Zougank zu
besseren Düngemëttel a besserer Saat
souwéi och zu moderne Bewässerungs-
systemer, wéi mir se proposéieren, favo-
riséiert ginn, déi et dann erlabe sollen, d’Er-
träg vun den Ernten ze verbesseren.

Et mussen nei Stroossen, nei Lagerméig-
lechkeete souwéi och Plaze geschafe ginn,
wou déi landwirtschaftlech an Ernährungs-
produkter kënnen transforméiert an uge-
luecht ginn. Et muss an déi agronomesch
Recherche investéiert ginn an et muss
versicht ginn, de betraffene Länner ze hël-
lefen, sech géint d’Risike vun der Klima-
variatioun ze wieren oder ze schützen.

Fir eis Partei gëtt den Zougank zum Finan-
zement gradesou zu engem décisiven Ele-
ment. Duerfir ass et wichteg ze versichen,
esou vill Leit wéi méiglech an den Entwéck-
lungslänner vun der Mikrofinanz profitéieren
ze loossen.

Deen enorme Succès, deen d’Mikrofinan-
zementer an den Entwécklungslänner hunn,
beweist, datt kleng Kreditter schonns duer
ginn, fir deenen ënneschte Bevölkerungs-
schichten de Liewensstandard däitlech ze
verbesseren, an et spiert een eng onheem-
lech Dynamik an dësem Dossier.

D’Mikrofinanz huet e Succès, deen net méi
ze bremsen ass an dee mat Sécherheet
nach weider Potenzial huet.

Traureg awer och hei, wéi verschidde Län-
ner, zum Beispill Südafrika, extrem héich
Taux d’intérêts verlaangen, an d’Fro muss
einfach erlaabt sinn, ob esou iwwerdriwwe
Profitter op der Säit vun deem, deen d’Sue
léint, iwwerhaapt de Label vun der Mikro-
finanz verdéngt hunn.

Dir Dammen an Dir Hären, da wollt ech
nach just kuerz en aneren Aspekt uschwät-
zen, dee fir mech am Kontext vun der
Entwécklungshëllef extrem wichteg ass, an
dat ass dee vum „fairen Handel“.

D’Aussoe vum President vun TransFair-
Minka, Jean-Louis Zeien, si bei mir op e
grousst Erstaune gestouss: Wéi ass et
méiglech, datt 80% vum europäeschen
Orangejus aus Brasilien kënnt, wou
d’Kanner op de Felder d’Orange plécke
mussen?

Fairen Handel heescht jo u sech, datt d’Pro-
duzenten an den Entwécklungslänner e
faire Präis fir hir Produkter kréien, deen net
nëmmen déi real Käschte vun hirer Aar-
becht an hirer Produktioun erëmspigelt, mä
deen dozou eng sozial gerecht an ëmwelt-
verträglech Produktiounsweis erméiglecht.

Iwwer eng Millioun vu Produzenten a 50
Länner ginn op dës Aart a Weis an hire
lokale Strukture gestäerkt, fir esou zu enger
méi grousser wirtschaftlecher Autonomie ze
kommen.

D’EU stellt de gréisste Maart fir dës fair ge-
handelt Produkter duer mat 60-70% vum
weltwäite Verkaf. Lëtzebuerg läit beim Pro-
Kapp-Verbrauch mat fair gehandelte Pro-
dukte weltwäit mat un der Spëtzt.

Obwuel eng ganz Partie Ministèren a Ver-
waltungen och elo schonns op dës Produk-
ter zréckgräifen, wär et schéin, wann eis442266 www.chd. lu
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Regierung eng nach méi konsequent
Haltung zu dësem Sujet géif anhuelen, be-
sonnesch bei öffentlechen Ausschrei-
wungen.

Ech wollt an dësem Kontext kuerz op eng
Question parlementaire ze schwätze
kommen, déi mäi Kolleeg Marcel Oberweis
zesumme mat mir gestallt huet. Ënner
anerem hate mer eis op en Uerteel vun der
Cour de district vu Groningen an Holland
referéiert, dat festgehalen huet, datt dës
hollännesch Provënz d’Recht huet, fir an
hiren öffentlechen Ausschreiwungen d’Ba-
siskritäre vum fairen Handel, wat d’Akafe
vum Kaffi ubelaangt, mat anzeschléissen.
Doriwwer eraus hate mer och ugefrot, ob
d’Regierung sech kéint virstellen, eng
Akafspolitik ze féieren, déi de fairen Handel
privilegéiert.

Déi concernéiert Ministeren hunn an hirer
Äntwert op eis Fro preziséiert, datt et elo
schonns legal festgehalen ass, datt esou
Kritäre bei öffentlechen Ausschreiwunge
prinzipiell festgehal kéinte ginn.

Ech wollt de Minister duerfir haut froen, ob
et net méiglech wär, datt d’Regierung an
hirer Akafspolitik nieft de Produits du terroir
Fairtrade-Produkter géif bevirdeelegen.

Här President, wann Der erlaabt, géif ech
gären eng Motioun am Numm vun der CSV
zu dësem Sujet déposéieren, déi dës Iddi
erëmgëtt, a wollt meng Kolleegen heibanne
froen, ob si och bereet wären, dës Initiativ
matzedroen.

Motion 1

La Chambre des Députés,

- considérant que dans le monde, une per-
sonne sur sept ne mange pas à sa faim;

- considérant qu’il y a 1,3 milliard de
paysans dans le monde, dont 1 milliard
travaillent la terre à la main;

- considérant que les petits producteurs de
produits agricoles tropicaux sont presque
toujours en position de faiblesse au moment
de la vente de leurs récoltes à l’inter-
médiaire local qui, le plus souvent, les
revendra à profit aux grandes entreprises;

- considérant que les prix qui leur sont
payés fluctuent en fonction des grands mar-
chés mondiaux ce qui fait que parfois les
paysans sont contraints de vendre à perte;

- considérant que les producteurs en ques-
tion n’ont pas toujours accès à l’information
sur l’évolution des prix, ni aux outils pour
transformer leurs produits ou aux moyens
de transport pour les exporter;

- considérant que les cultures de masse
sont souvent destructrices pour l’environ-
nement;

- considérant que le commerce équitable
est un mouvement social et un partenariat
commercial qui obéit à différentes normes
sociales, économiques et environnemen-
tales ayant pour but d’améliorer la situation
des producteurs qui y adhèrent;

- considérant que la démarche du com-
merce équitable a ainsi pour but de modifier
en profondeur les pratiques commerciales
et de consommation en proposant un mo-
dèle de production et d’organisation alter-
natif préservant les droits des producteurs
et travailleurs marginalisés;

- considérant qu’il s’agit avant tout de
produits tropicaux (café, fruits exotiques,
cacao, chocolat...) qui ne sont pas de
nature à remettre en cause la politique d’ap-
provisionnement en produits du terroir du
Gouvernement;

invite le Gouvernement

- à promouvoir le commerce équitable,
soumis à des contrôles indépendants, en
tant qu’outil efficace pour réaliser les Ob-
jectifs du Millénaire pour le Développement
(OMD);

- à considérer l’inclusion dans ses appels
d’offre publics des critères de base de
commerce équitable, au titre de sa liberté à
exercer une influence en matière de déve-
loppement durable;

- à privilégier au sein des services gouver-
nementaux les produits issus du commerce
équitable.

(s.) Nancy Arendt, Marc Angel, Félix Braz,
Lydie Err, Charles Goerens, Jacques-Yves
Henckes, Marcel Oberweis.

Här President, ech iwwerreechen Iech
d’Motioun.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Madame
Arendt.

❱❱❱ Mme Nancy Arendt (CSV).- Här Pre-
sident, wann Der erlaabt, Dir Dammen an
Dir Hären, et ass praktesch net méiglech,
dës Debatt ofzeschléissen, ouni e puer
Wierder iwwert de Klimawiessel ze soen.

Bis elo goufen de Kampf géint d’Aarmut an
dee géint d’Erwäermung vum Planéit nach
oft separat behandelt. Wat net richteg ass.
Well och erëm an dëser Hisiicht wäerten et
déi Aarm - esou wéi de Minister et och
virdru scho gesot huet - an den Entwéck-
lungslänner sinn, déi am meeschten ënnert
dem Klimawiessel ze leiden hunn.

Hei ass e Gebitt, wou mir och als Lëtze-
buerger nach verbesserungsfäeg sinn a
wou een éierlecherweis muss zouginn, datt
eis Klimapolitik net ëmmer an Aklang mat
eiser Kooperatiounspolitik läit.

De Kyoto-Protokoll, dee jo de Réckkaf vun
CO2-Emissiounen erlaabt, dréit net ëmmer
zur nohalteger Entwécklung bäi.

Dréit d’Aart a Weis, wéi mir CO2-Emis-
siounen zréckkafen, hannen um Enn net
souguer zu enger méi grousser Aarmut an
den Entwécklungslänner bäi?

Wéi richteg ass d’Uplanze vun CO2-ban-
nender Flora oder Planzen an den Entwéck-
lungslänner, déi de Kohlendioxidvolume méi
kleng maache sollen, wa mer genau
wëssen, datt se zu enger Reduzéierung vun
der Biodiversitéit um Terrain féieren?

Wéi schlëmm ass dat massiivt Ofholze vun
de Bëscher an der Drëtter Welt, fir Energie
aus Biomass ze produzéieren, wou
Millioune vu Mënschen - jo - an och Déieren
hir Liewensbase ewechgeholl kréien? D’Fro
däerf erlaabt sinn, firwat mer net dës
Rechter ausschliesslech aus Projete kafen,
déi den ëmwelt- a sozialverträgleche „Gold
Standard Label“ hunn.

Mir musse besser kontrolléieren an et muss
och méi transparent ginn, wou mer eis
Rechter akafen. Mir mussen eis hanner-
froen, ob dës Projeten dann och wierklech
zur nohalteger Entwécklung bäidroen. Et
muss eis dach ze bedenke ginn, datt déi
aarm Länner ëmmer erëm d’Rechnung
musse bezuelen, fir datt déi industrialiséiert
Länner sech hiert Gewësse berouege
kënnen a mat Biosprit-Autoe fueren ënnert
dem Deckmantel vum Ëmweltschutz.

E Schimmer vun Hoffnung fënnt een an den
Aussoe vum Dominique Strauss-Kahn, dem
Direkter vum FMI, deen um Radio den
Duerchbroch an der Entwécklung vun den
Hydrogenmotoren ugekënnegt huet, déi
anscheinend méi effikass si wéi déi, déi mat
Biotreibstoffer fueren. D’Weiderentwécklung
vun der Fuerschung op dësem Gebitt ass
an den zukünftegen Diskussiounen net ze
vernoléissegen, allerdéngs weess keen, wéi
wäit se wierklech nach sinn.

Léif Frënn, et mierkt ee ganz däitlech, wéi
vill verschidde Gebidder hei matenee
spillen a vernetzt musse ginn, fir datt e Ge-
samtpuzzle am Intérêt vun deenen Aarme
kann als en eenheetlecht Bild zesumme-
kommen.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
mir hunn dës Welt nëmme vun eise Kanner
an deenen hire Kanner ausgeléint. Loosse
mer op eis Äerd oppassen, well et gëtt
nëmmen eng, an et wär schéin, wann op hir
méi fair a méi gerecht kéint verdeelt ginn.

Mir kënnen d’Mentalitéit aus villen Entwéck-
lungslänner net einfach esou hinhuelen,
wou „Barça oder Barsakh“ an de Käpp
verankert ass. Dëst Spréchwuert, wat esou
vill heescht wéi „Huel d’Boot, oder stierf!“,
dréckt aus, woufir déi jonk Afrikaner, ouni
emol schwammen ze kënnen, net zécken, a
kleng Nossschuelen ze sprangen an um
Mier honnerte Geforen ausgesat ze sinn, déi
trotzdeem sech léiwer deem Risiko aus-
setzen, wéi der Hoffnungslosegkeet an
hirem eegene Land ze verfalen.

An der Zukunft däerf d’Flucht aus der
Heemecht zu kengem Moment déi eenzeg
Optioun fir déi jonk Leit aus den Entwéck-
lungslänner sinn. Si mussen Hoffnung
schöpfe kënnen a Chancë kréien, fir datt
sech d’Situatioun vun hirem eegene Land
esou verbessere kéint, datt si och do eng
Zukunft fir sech an hir Famill kënne gesinn.

Mir selwer däerfen net ofstumpfe vis-à-vis
vun de Booter, déi all Dag un de Küste vun
Europa ugeschwemmt ginn. Mir selwer
däerfen net zouloossen, datt dat trauregt
Schicksal vun de Kanner, déi un Honger
stierwen, eis net méi beréiert. Mir däerfen et
net als normal emfannen, wa Fraen a
Kanner a Konfliktsituatioune riicht weider
vergewaltegt ginn, a mussen opjäizen, wa
Kanner als Kannerzaldoten, bëlleg Aar-
bechtskraaft oder Sexsklave mëssbraucht
ginn.

Här President, et geet net duer mat gudde
Wierder. Mir mussen eis Engagementer a
Verspriechen anhalen. A mir musse grouss
Natiounen, déi vill méi e groussen Impakt hu
wéi mir, motivéieren, datt dës Länner op eng
fair an éierlech Aart a Weis och an dës
Länner investéieren, fir datt déi iwwerhaapt
emol eng Chance kréien, eppes selwer op
d’Been ze setzen. Hei geet et net duer mat

lëtzebuergeschen Drëpsen op e waarme
Steen. Hei muss richtege politesche Wëllen
op Weltniveau vun allen industrialiséierte
Länner bestoen, fir eppes ze veränneren.

Ech kommen zréck op mäin éischte Saz,
dee mat Sécherheet aner Natioune sech
méi zu Häerz mussen huele wéi mir selwer:

«Nous avons l’argent, nous avons les médi-
caments et nous avons le savoir-faire. Le
véritable défi est notre capacité à mobiliser
la volonté politique pour tenir nos pro-
messes.»

Ech soen Iech Merci.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Madame
Arendt. Nächste Riedner ass den honora-
belen Här Goerens.

❱❱❱ M. Charles Goerens (DP).- Här Pre-
sident, Dir Dammen an Dir Hären, ech wollt
dem Minister Merci soe fir seng Dekla-
ratioun. An an deem Merci wollt ech selbst-
verständlech seng Equipe, déi hien am
Ministère huet, mat aschléissen, déi eng
formidabel Aarbecht mécht an déi och
dozou bäidréit, datt dee Bilan, deen haut
virgedroe ginn ass, konnt esou ausfalen,
wéi dat de Fall war de Mëtteg. Merci dofir,
an och Encouragementer vu menger Frak-
tioun, fir esou weiderzefueren.

De Minister huet ugefaange mat engem
Zitat, a wat fir de Minister gutt ass, kann eis
Recht sinn. Ech wollt och mat engem Zitat
ufänken. Dat héiert sech folgendermoossen
un: «Dans tous les cas de figures, l’argent
est préférable à la pauvreté.» D’Zitat ass
vum Woody Allen an trëfft e bëssen op eis
zou. Mir sinn an där glécklecher Lag, datt
mer Geld hunn, datt mer räich sinn, datt mer
net deem aneren Zeenario ausgeliwwert
sinn.

D’Fro ass dann: Wat mécht ee mat deem
Geld? Mat deem Geld, wat eise Räichtum
ausmécht, gi mer 0,85% ronn vum Räich-
tum, dee mer all Joer produzéieren hei am
Land, aus fir Solidaritéit ausserhalb vu Lët-
zebuerg. Da bleiwen nach 99,1 oder
99,15%, jee nodeem wéi de PIB à la fin du
compte gerechent gëtt. Ech mengen, dat
steet eis gutt zu Gesicht.

Ech wollt dann och en zweet Zitat beméien.
Dat kënnt vu mir - ech weess, et gëtt besser
Referenzen, mä ëmmerhin. Dat Zitat héiert
sech folgendermoossen un: „D’Lëtze-
buerger Kooperatiounspolitik, wéi se vun
den 80er Joren u gemaach ginn ass bis
haut, ass awer wierklech déi Kooperatiouns-
politik an der Europäescher Unioun, déi mat
deenen allermannsten Hannergedanken
auskënnt.“ An ech mengen, well mer se mat
deenen allermannsten Hannergedanke
maachen, kënne mer eis och op dat Essen-
ziellt konzentréieren. Dat ass d’Bekämpfung
vun der Aarmut.

Wann een dat Zil awer och nëmmen ee
Moment aus den Ae verléiert, dann huet ee
jo aner Mobiler, aner Beweggrënn, déi
d’Entwécklungspolitik solle stimuléieren an
dynamiséieren, wann ee sech eng Enve-
loppe financière donnée reservéiert huet.

Ech fannen, et steet eis gutt zu Gesicht, datt
mer ouni Hannergedanken un déi Saach do
eruginn. Dat ass awer net iwwerall de Fall.
An ech weess och, datt een als Koopera-
tiounsminister der Tentatioun oft ausgesat
ass oder Tentatioune vun aneren zougedroe
kritt, fir vun deem Prinzip e bëssen ofze-
wäichen, fir da Problemer ze léisen, déi net
méi déi si vun eisen Zillänner oder vun der
Bekämpfung vun der Aarmut an eisen
Zillänner, mä déi sech dann iwwerschneide
mat enger Moossnam, déi eis eventuell och
kann um nationale Plang guttdinn.

Ech wëll net ausschléissen, datt déi eng
oder déi aner Iwwerleeunge sech emol
kënnen iwwerschneiden. Mä am Prinzip läit
ee richteg, wann ee sech op dat Essenziellt
konzentréiert, nämlech d’Bekämpfung vun
der Aarmut.

Elo kuerz zur Bewäertung, déi de Minister
senger eegener Politik ginn huet. Dat ass
kee Selbstlob, mä hien huet sech do
baséiert op eng ganz Partie Evaluatiounen,
notamment déi vun der OCDE, déi vu
reellen Avancéeë schwätzt, an dat ass och
gutt esou. Ech fannen, mir sollen op deem
Wee bleiwen.

D’OCDE an deene Berichter, déi se mécht,
kann och eng Source vun Inspiratioun si fir
eng Partie aner Länner, Partenairen, déi
nach dat viru sech hunn, wat mir schonn
zum Deel duerch d’Experienz vun de
leschte Joren hannerun eis hunn.

D’Evaluatioun ass e schwieregt Gebitt. Well
et gëtt jo e puer Lecturë vun där Situatioun.
Et gëtt eng Lecture misérabiliste, déi seet,
egal wat mer maachen, d’Aarmut hëlt nach
ëmmer zou. Wann een dat allerdéngs nuan-
céiert, ass dat net méi gradesou evident,

well et gëtt eng Partie Plagen, wou reell
Succèsen ze verzeechne sinn.

Eenzel Zillänner wéi de Cap-Vert a Mali - fir
nëmme just déi zwee ze nennen - sinn eng
Histoire à succès. Dat muss een uner-
kennen. D’politesch Alternance fonction-
néiert do. Et ass eng Demokratie am Op-
bau, déi och vun Afrikaner gedroe gëtt.

Et gesäit een och, datt e bëssen Nohalteg-
keet eng reell Chance kritt, fir sech duerch-
zesetzen an eenzelne Programmer. Et
mierkt een och, datt eng Participatioun vun
de Leit op der Plaz selwer dozou bäidréit,
datt déi Erfolleger ëmmer erëm nei Initia-
tiven an Investissementer ervirruffen. Bref,
dat ass ganz flott.

Och dat, wat iwwert de Vietnam gesot ginn
ass. Mir kënnen och nach aner Länner nen-
nen, déi Fortschrëtter gemaach hunn. Ech
deelen och d’Appréciatioun, datt een net
soll au motif engem Land, dat elo schonn e
puer Joer an enger „Erfolgssträhne“ ass, de
Krunn zoudréinen an deem Land de Réck
dréinen. Wann een dat mécht, dann
iwwersäit een, datt een erëm ganz séier an
een aneren Zeenario kéint zréckfalen.

Den Drama vum Cap-Vert ass jo deen, well
se aus dem Statut vum Pays le moins
avancé an deen anere Statut erakomm sinn,
datt d’Bailleurs de fonds hinnen de Réck
dréinen. Duerfir fannen ech et gutt, datt
Lëtzebuerg bereet ass, och do d’Plaz vun
anere Partenairë mat ze iwwerhuelen, déi
dann och bereet sinn, Lëtzebuerg Suen un-
zevertrauen, déi Lëtzebuerg da kann iwwer
seng Acteuren ofwéckelen.

Ech wëll dat hei net verdéiwen, well ech
deelen déi Appréciatioun, déi iwwert
d’Zillänner gemaach ginn ass. Ech wëll
awer och an der Bewäertung een Acteur
mat erwähnen, deen enorm wichteg ass.
Deen ass vill méi schwéier ze evaluéieren,
well et ass net een Acteur, et sinn der ronn
80. Dat sinn eis Netregierungsorganisa-
tiounen - d’ONGen, wéi mer jo fleegen ze
soen.

D’ONGe sinn ee wichtegen Acteur, well si
stellen eng Bréck duer tëschent eisem Land
an deem Land, an deem si schaffen. Eng
Bréck, iwwert déi eng Partie Informatioune
fléissen, iwwert déi eng Partie Aidë fléissen,
iwwert déi Technologietransfert gemaach
gëtt. A virun allem ass déi Bréck aus zwee
Pilieren zesummegesat, wou ee Pilier hei
steet, an ee Pilier an den Entwécklungs-
länner entsteet; besonnesch an Afrika.

Ech ka mech erënneren, am Joer 2000, wéi
d’Konventioun vu Lomé ofgeännert ginn
ass, fir zu där heiteger Konventioun vu
Cotonou ze féieren, huet sech d’Fro gestallt:
Wéi traitéiere mer déi nei Generatioun vun
Acteuren, de Privatsecteur engersäits, an
d’ONGen anerersäits? Et ass haaptsäch-
lech géint de Widderstand vun eise Parte-
nairen aus Afrika, wou mer mam Acteur -
ONG - d’Promotioun vun der Société civile
duerchgesat hunn, datt mer déi duerch
d’Tenacitéit an d’Beharrlechkeet, mat där
dat négociéiert ginn ass, à la fin du compte
erakritt hunn.

Firwat ass dat esou wichteg? Vill Länner,
iwwert déi mer schwätzen, kenne grouss
Aarmut; soss wiere mer net do. An déi
Aarmut huet eng Haaptursaach. Dat ass
Insécuritéit. An d’Insécuritéit huet eng
Haaptursaach. Dat ass Aarmut. An do, wou
Insécuritéit an Aarmut ass, hu mer ee
Problem vu Gouvernance. A wou mer e
Problem vu Gouvernance hunn, hu mer ee
Problem vu Maîtrise vum Stat a vu sengen
Administratiounen, fir déi Haaptaufgaben,
déi principales fonctions régaliennes ze
assuméieren.

Do, wou dat net ka gemaach ginn, kann een
natierlech net bis an de leschten Eck fir
Sécherheet suergen. Do, wou de Stat net
strukturéiert ass, ass et awer gutt, wann zu-
mindest dann d’Sociétéit ufänkt sech ze
strukturéieren. Do ass ee vun den essen-
zielle Rôlë vun den ONGen, nämlech deen,
fir an den Entwécklungslänner deene Socié-
téiten e bësse Struktur ze ginn duerch déi
Pilieren, déi si opriichten. Duerno kann „am
Ende des Tages“ eng Gouvernance iwwert
dat Ganzt gesat ginn, déi dann en nationale
Charakter huet. Dat ass enorm wichteg.
Duerfir: Schonn eleng dat, wat si aus deem
Grond maachen, ass essenziell am Mérite
relevéiert ze ginn.
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Dat Zweet ass, datt d’ONGen och hei am
Land ee ganz wichtege Rôle spillen a
puncto Sensibilisatioun. Déi Sensibilisatioun
ass och wichteg, well se d’ONGen net de
Kontakt verléiere léisst engersäits mat den
Afrikaner oder mat deene Länner, wou se op
anere Kontinenter zesummeschaffen, awer
och mat eiser Gesellschaft. Eis Gesellschaft
muss wëssen, wéi et konkret um Terrain
ausgesäit. Och do gëtt et näischt Besseres
wéi déi Courroie de transmission, déi all
ONG individuell duerstellt.

Ech géif si och wëllen encouragéieren op
deem Wee weiderzefueren. Och déi Instru-
menter, déi agesat goufen am Laf vun de
leschte Joren, notamment d’Promotioun
vum Accord-cadre, ass e richtege Wee, fir
och méi strukturéiert a méi strategesch un
d’Aarbechten erunzegoen. Dat gëtt den
ONGe méi Berechebarkeet an och manner
finanziell Ofhängegkeet vun de Bailleuren
hei am Land, well de Stat jo awer an deem
doten Accord an där Formule trotzdeem méi
investéiert, wéi dat an anere Formulen de
Fall ass.

Ech wollt am Kader vu menger Interventioun
awer op eng Thematik besonnesch hi-
weisen. Dat ass déi vun der Kohärenz vun
de Politiken. Wat ass eng kohärent Politik?
Eng kohärent Politik ass, wann een an
engem Domaine donné eppes opriicht an et
passt een op, datt een net an engem aneren
Domän eppes mécht, wat dat, wat een an
deem engen Domän opgeriicht huet, erëm
muttwëlleg zu Fall bréngt.

D’Handelspolitik ass een Domän, wou ee
kann testen, wéi kohärent datt een ass.
D’Energiepolitik ass een Domän, wou ee
kann testen, wéi kohärent datt een ass. Eis
Konsumgewunnechte sinn een Domän, wou
mir kënnen testen, wéi kohärent datt mir
sinn.

(M. Laurent Mosar prend la Présidence)

Wéi kohärent datt mir sinn, gesi mer och, wa
mer d’Zesummespill vun deenen eenzelnen
Acteure gesinn. A bei all Guddem, wat ech
iwwert d’Lëtzebuerger Kooperatioun gesot
hunn, hu mer awer nach ee rise Chantier
virun eis, wa mer wëllen eng kohärent
Démarche maachen um Niveau vun deene
27 Acteuren - plus d’Kommissioun; um
Niveau vun deenen 28 Acteuren - an der
Europäescher Unioun.

Ech fannen et scho bal skandaléis, datt, no-
deem mat groussem Pomp ugekënnegt
ginn ass, datt mer 0,7% géifen erreechen
am Joer 2015, der do ganz vill d’Been
nozéien. Ech fannen et net an der Rei, datt
nëmme just da reell Fortschrëtter bei
eenzelnen Acteuren um europäesche Plang
erziilt ginn, wann et drëm geet, fir Scholden
nozeloossen, déi éligibel ze maachen au
titre vun der Aide publique au dévelop-
pement, wëssend, datt déi Scholde sou-
wisou ni zréckbezuelt gi wieren. Dat doten
ass am Fong geholl einfach eng Écriture,
déi de façon fictive d’Gesamtzuele vun der
Aide publique au développement vun
engem Land gonfléiert.

Dat fannen ech wierklech net gutt. Ech
fannen, wann een op d’Zil vun deenen 0,7%
fir 2015 wëllt kommen, da gëtt et keen anere
Wee, fir par paliers ze procédéieren, fir den
Niveau linear an deem Land, wou een ass,
deen am Regelfall ënnert deenen 0,7 ass,
un déi 0,7 ze kréien.

Wann een elo op 0,3 ass, an et huet een
nach aacht oder siwe Joer Zäit, fir dat doten
Zil ze erreechen, da misst een deen Effort
am Fong duerch aacht dividéieren an dann
all Joer dee Share droptesselen.

Aus budgetäre Grënn, well et kann een net
vun engem Joer op dat anert einfach 0,5%
oder 0,4% an de Budget bäisetzen,
wëssend, datt och um europäesche Plang
déi eenzel Haushalter Schwieregkeeten
hunn, fir boucléiert ze ginn.

Een zweete Grond ass awer och essenziell.
Dat ass nämlech, et muss ee sech den
Know-how ginn, fir kënnen déi gréisser
Mass vu Moyenë richteg ze géréieren. Dat
mécht een och net mat Spréng, déi éischter
u russesch Bierger op engem Graphique
erënneren, wéi wann ee linear virgeet.

Wann een iwwer Kohärenz schwätzt, da
muss een awer och ee Wuert verléieren
iwwert déi Krokodilstréinen, déi de Moment
den FMI an d’Banque Mondiale amgaange
sinn ze verschëdden. Ausgerechent vun

deenen zwee Acteuren, déi sech awer
enorm vill verzeien ze loossen hunn an
deem, wat si an de leschte Joren a Jor-
zéngte gemaach hunn - fir net ze soe ver-
brach hunn -, vun deene kéint ee vläicht e
bësse méi Demut a Bescheidenheet er-
waarden, wa se un d’Analys vun eenzelne
Saachen eruginn.

Den FMI ass mat responsabel fir déi
Päerdskuren, déi den Entwécklungslänner
octroyéiert goufen a vun deenen déi aller-
meescht sech bis haut nach net erkritt hunn.
En ass mat responsabel, datt d’Korruptioun
an deene Länner Bléie gedroen huet. Wann
den FMI haut seet, datt mer virun enger
Hongersnout stinn, da kann den Dominique
Strauss-Kahn, deen de Moment Directeur
général vum FMI ass, bestëmmt per-
séinlech net derfir. Mä déi Institutioun, déi
hie vertrëtt, ass awer zu engem ganz
groussen Deel mat responsabel.

Wie gradesou vill mat responsabel ass, dat
ass d’Banque Mondiale, déi am Regelfall
ëmmer fir ganz niddreg Agrarpräisser, och
an den Entwécklungslänner, plädéiert huet,
wat manifestement d’Connaisseurë vun der
Zeen derzou gefouert huet, datt sech ni eng
Agrikultur richteg an deene Länner konnt
développéieren.

Wann een also seet, héich Agrarpräisser si
schlecht fir d’Entwécklung an engem
Entwécklungsland, da muss een dat awer
terribel staark nuancéieren. Wa si extrem
héich sinn, datt deen, deen an der Stad lieft,
sech näischt méi ka leeschten, hie keng
Aarbecht a keng Revenuen huet, da mag
dat wuel richteg sinn. Mä wa se esou
niddreg sinn, datt deen, deen d’Lie-
wensmëttelen hierstellt, emol selwer net
kann dovunner liewen, da muss ee soen:
Dat ass awer och net richteg.

Dat, wat do am Fong gefeelt huet, war eng
spezifesch, op d’Besoinë vun den Entwéck-
lungslänner an hire Populatiounen zouge-
schnidden Agrarpolitik. Et deet mer leed:
Déi däerf een net anere Considératiounen,
a sief et handelspolitesche Considéra-
tiounen, ënnerwerfen.

Domat wiere mer bei den Accords de parte-
nariat économique ukomm. Wa mer vu
Kohärenz vun de Politike schwätzen a mir
gesinn, datt um Niveau vun der Euro-
päescher Kommissioun ganz laang Zäit de
Commissaire, deen zoustänneg ass fir
d’Handelsbezéiungen, d’Heft an der Hand
huet, an herno eréischt gëtt de Commis-
saire, deen zoustänneg ass fir d’Koopera-
tiounspolitik, erugezunn, dann ass dat keng
kohärent Démarche. Wann een nämlech do
och d’Politik ausgeriicht hätt op d’Besoinë
vun de Leit, dann hätt ee missen de Com-
missaire, deen zoustänneg ass fir d’Koope-
ratioun um Niveau vun der Europäescher
Kommissioun, vun Ufank u mat deem
Dossier chargéieren, an den Handelscom-
missaire hätt kënne komplementar dozou
seng Awänn abréngen.

Et ass just de Contraire geschitt. Wann ee
wëllt kohärent sinn, da muss een och
kucken, datt een um Niveau vun der Imple-
mentatioun vun enger Politik déi richteg
Approche huet. An dobäi fäerten ech och,
datt mer et mat ze vill Acteuren um Terrain
ze dinn hunn an datt mer eenzel nei
Entwécklungen ze spéit erkennen.

Ech kommen op eng Regioun, déi ech e
bësse besser kennen, dat ass déi a West-
afrika.

De Problem a Westafrika ass dee vun enger
Regioun, déi elo 290 Milliounen Awunner
huet. Wann d’Demographie déi Pointen er-
reecht, déi nach ni am Raum an an der Zäit
bis haut erreecht goufen, an et esou weider-
geet, da si mer do an 20 Joer op 410, 420
Milliounen an an 30 Joer op enger hallwer
Milliard. Eleng an deene 17 Staten, déi et
tëschent der Mauritanie an dem Tschad
gëtt.

An där Regioun hu mer e groussen Espace,
e quasi Espace de libre circulation, an déi
Regioun u sech misst als Regioun uner-
kannt ginn. Si misst e Statut kréien. Wa mer
vu Kohärenz vu Politike schwätzen, da
misste mer och kucken, datt mer iwwert
d’Deklaratioun vu Paräis eraus och déi als
Entitéit géifen unerkennen. Ech soen och
firwat.

Wann Dir op der Rive vum Niger op deem
lénken Ufer e Spidol hutt, wat eng Spécia-
lisation donnée huet, an op deem rietsen
Ufer hutt Der en anert Spidol, am Nigeria
dann an dësem Fall, dee genau dat-
selwecht huet, da maache mer zweemol
datselwecht. Et wier vläicht besser, déi
zwee kéinte matenee schwätzen a si géifen
encouragéiert ginn, datt deen ee Servicer
géif ubidden, déi deen aneren net géif
ubidden, an d’Patiente kéinten iwwert
d’Grenz goen, jeeweils sech déi Servicer
ubidde loossen, déi se bei sech am Land
net kennen.

Mir brauchen onbedéngt vill méi Dynamik
an der Coopération transfrontalière, aus
ganz evidente Grënn, wat och mat Ko-
härenz vun der Politik ze dinn huet. Säit
Frontex do ass, gi jo d’Immigranten net méi
op den europäesche Grenze blockéiert, wa
se wëlle wanderen, mä da gi se à la sortie
de leur pays d’origine blockéiert.

Wa se also net méi kënnen auswanderen,
da misste se awer och d’Méiglechkeet
kréien - esou wéi et am Regelfall och ass,
wat 90% maachen, dat ass eng Migratioun
innerhalb vun deem Espace vun der Com-
munauté des États de l’Afrique de l’Ouest -,
datt se, wa se hiert Land verloossen, an
deem anere Perspektive fannen. Éischtens
däerfe se net blockéiert ginn an zweetens
musse se an der Complémentaritéit vun
deem, wat deen aneren ze bidden huet,
kënnen och e Grond fannen, fir weider ze
migréieren.

Mir brauchen do onbedéngt eng nei Dyna-
mik, an et wier och gutt, wann d’Europäesch
Unioun als 28. Partner vun der Koope-
ratioun sech deem do nach vill méi géif un-
huelen an iwwert d’Accords de partenariat
économique eraus déi Koordinatioun, dee
Besoin vu Koordinatioun sech an de Fändel
schreiwen.

Datselwecht gëllt och fir d’Agrarpolitik an
deene Regiounen. Wa mer déi Regioun do
nach eng Kéier kucken, hu mer eng Zone
extrêmement fragile. Dat ass déi, déi mer
am Norde vum Niger hunn. Am Norde vum
Sahel wunne siwe bis aacht Millioune Leit,
déi am meeschte menacéiert sinn, wann et
zu enger Liewensmëttelknappheet kënnt.

Mä wann een awer kuckt, wéi et war, ier déi
éischt Puissancen déi Länner kolonialiséiert
hunn, da mierke mer, datt se déi Zäit eng
Politique de stockage hate vu Liewens-
mëttel, déi sech op dräi Joer bezunn huet.
Si hate Cyclë vun dräi Joer. Si hunn d’Lie-
wensmëttel esou stockéiert, datt se ëmmer
Reserven haten, déi dat Dräifacht vun enger
Joresrécolte duergestallt hunn. Du koum et
praktesch ni zu Hongersnéit.

Wann een elo kuckt, wat ëmmer recomman-
déiert ginn ass vun internationalen Organi-
satiounen a wat och an der Europäescher
Unioun selwer praktizéiert gëtt, da brauche
mer eis net ze wonneren, firwat datt prak-
tesch näischt an de Stocken ass. Weltwäit
ass et esou, datt an Zäit vun dräi Joer
Stocken, déi virun dräi Joer, also am Joer
2005 ongeféier, 35% vum Weltkonsum aus-
gemaach hunn, elo mëttlerweil op 17,9 erof-
gaange sinn.

Dat Réckféieren an dat Verschwanne vu
Reserve vergréissert natierlech d’Précaritéit
a mécht aus dem Honger eng wierklech
Menace fir besonnesch déi Bevölkerungen,
déi menacéiert sinn.

Jo, wann een dat weess an et kennt een
d’Mëttelen, déi ee muss asetzen, fir Hon-
gersnéit ze prévenéieren, an et weess een,
datt déi mussen iwwert de Stockage goen,
da muss een och wëssen, datt déi Agrar-
politik, a besonnesch déi Politique ali-
mentaire vun deene Länner muss gehollef
kréien, esou Reserven unzeleeën. A wa se
dat aus eegener Kraaft net packen, da
musse se gehollef kréien, dat ze maachen.

A wann een dat weess, dann däerf ee se
och net encouragéieren, fir Produktiounen
ze maachen, déi net hirer Bevölkerung
zeguttkommen, also op Production vivrière
ze verzichten, mä da muss een deene
Länner och d’Méiglechkeet ginn, datt se
kënnen haaptsächlech fir hiren eegene
Bedarf produzéieren.

An da muss ee sech och emol d’Fro stellen,
am Kader vun der Kohärenz vun de Politi-
ken: Wat ass dann déi eigentlech Vocation
économique vun deene Regiounen?

An de leschten zwee Joer ass eppes ge-
schitt, wat irréversibel ass a mengen Aen a
wat vun enger relativ grousser Bedeitung
ass och fir d’Zukunft a wat een onbedéngt
muss gesinn hunn, wann ee wëllt eng kom-
plett Lecture maache vun der Situatioun.

Méi wéi 50% - och do - liewe mëttlerweil a
Stied. Net well se an de Stied eng gréisser
Perspektiv hunn, mä well se um Land keng
Perspektiv méi haten.

Wat maachen alleguer déi Leit? An d’Fro
musse mer eis och stellen am Kader vun
der Kohärenz vun de Politiken: Kann ee
sech ee Land op der Welt virstellen, wat et
fäerdeg bréngt, zu Wuelstand ze kommen
oder zu engem relative Wuelstand ze
kommen, ouni eng zolidd Phas vun Indus-
trialisatioun?

Bis elo gëtt et just ee Land, wat dat fäerdeg
bruecht huet, dat ass Neiseeland. An et gëtt
ee Land, wat probéiert an der Autarcie ze
liewen, dat ass Nordkorea. A mir gesi jo, wat
d’Ursaache sinn, firwat datt dat eent et
fäerdeg bréngt a firwat datt dat anert an der
Autarcie net wäit virukënnt. Mir sollen dat

einfach emol als Faire-valoir huelen, fir déi
Politiken, déi mer wëlle promouvéieren,
weider ze kréien.

Wat kënne mer dann elo do maachen?

Mir sollen och do d’Potenzial, wat et an där
Géigend gëtt, notamment erëm eng Kéier
Westafrika, a senger voller Ampleur er-
kennen. Et ass eng Géigend, déi Pëtrol
huet, et ass eng Géigend, déi Matières
premières huet. Mir fänken un ze mierken,
datt awer mat deene Pointen, déi d’Pëtrols-
präisser kréien, déi d’Energiepräisser
kréien, den Transport ëmmer méi proble-
matesch gëtt an datt mer eng nette Prédis-
positioun hunn, wéinst deenen deieren
Transportkäschten, Matières premières net
méi vill ze vill wäit ze transportéieren, mä
datt elo awer schonn d’Iwwerleeung kënnt,
fir déi op der Plaz selwer ze transfor-
méieren. Et ass eng reell Chance vun den
Entwécklungslänner, fir op deen Zuch ze
sprangen.

Fir dat ze erreechen, misst een natierlech
viraussetzen, datt eng gutt Gouvernance do
wier.

D’Kohärenz vun de Politiken: Déi, déi relativ
no bei enger gudder Gouvernance waren,
kennen awer och gréisser Rechuten, wéi
zum Beispill d’Côte d’Ivoire. Wann een
d’Côte d’Ivoire als Ganzt hëlt, da mierkt een,
datt an deem Land den Undeel vun der
Entwécklungshëllef am gesamte Revenu
national brut awer relativ kleng ass. Bei
deenen enge Länner geet et bis un 10%,
bei deenen aneren ass et 5%. Ech menge
bei der Côte d’Ivoire wier et méi no bei 5%
wéi bei 10%, ouni elo d’Exactitude vun de
Chifferen hei wëllen ze betounen oder ze
beanspruchen.

Wat ass do geschitt? Wéi de Gbagbo Krich
géint d’Rebelle gefouert huet am Norden,
ass e bei d’Entreprisë Sue siche gaangen.
En huet och Sue kritt fir de Krich ze be-
zuelen. En huet awer virum Krich keng Sue
vun deenen Entreprisë kritt ënner Form vu
Steieren. Wann ee wierklech awer wëllt
hunn, datt eng Valeur ajoutée op der Plaz
realiséiert gëtt, da muss dat do och
klappen. Da muss d’Gouvernance an der
Rei sinn. Da muss och kënnen eng Ëmver-
deelung am Land selwer iwwert de Wee vun
der Steierperceptioun a vun der Redistri-
butioun vun de Revenuen iwwert den natio-
nale Budget geschéien.

Dat kann net nëmmen am Ende des Tages
kommen, wann alleguer déi aner Saache
virdrun erfëllt sinn. Dat muss ee praktesch
vun Ufank u probéieren, soss geet dat
Ganzt net. Well wann ee gesäit, wéi kleng
trotzdeem den Undeel ass vun den
Entwécklungsgelder am Gesamtétat vun
engem Land, da mussen déi aner 95%
Revenuen awer besser agesat ginn. Ech
fannen, do ass et och un eis, fir dorop anze-
wierken, dass déi Gouvernance besser gëtt.

Ech wollt awer och nach zum Schluss
eppes soen iwwert déi ganz Problematik
Klima, Energie an Honger an der Welt, oder
fir et op een einfachen Nenner ze bréngen:
Produzéiere mer fir den Teller, oder produ-
zéiere mer fir den Tank?

Och do wier eng nuancéiert Lecture
ubruecht. Ech hu kee schlecht Gewëssen,
wann an der Europäescher Unioun een Deel
vun der Biomass verwäert gëtt a Biogas-
anlagen, wann en ëmgewandelt gëtt a
Stroum an an alternativ Energie.

Ech hunn e Problem, an ech mengen, mir
alleguer hunn e Problem, wann, fir dat Zil ze
erreechen, mir d’Entwécklungslänner
musse plëmme goen. Dann hu mer e reelle
Problem.

Mä mir kënnen awer net an där Onkohärenz
an an der kollektiver Lige weider räson-
néieren a soen, dat, wat mir hei produ-
zéieren, an dat, wat hei an den Tank geet,
geet op d’Käschte vun den Entwécklungs-
länner. Esou einfach ass et nun awer wierk-
lech net.

Ech mengen, dat, wat d’Europäesch Unioun
muss maachen, dat ass drop verzichten,
datt mat öffentleche Gelder iwwerschësseg
Produktiounen exportéiert ginn, fir domat
net d’Marchéen an den Entwécklungslänner
bradéieren ze goen. A wann een d’Mar-
chéen an den Entwécklungslänner net wëllt
bradéiere goen, da mussen déi Produiten
hei an der Europäescher Unioun bleiwen. A
wann déi Produiten an der Europäescher
Unioun net kënne konsuméiert ginn, da
muss een awer zumindest de Courage
hunn, och dozou ze stoen, datt een déi
dann an Energie ëmwandelt. Dat ass a
mengen Aen näischt Répréhensibles.

Da stellt sech nach d’Fro, wéi nohalteg mir
dat kënne maachen. Déi Fro huet absolut hir
Berechtegung. Do brauche mer Indica-
teuren, Kritären, Berechnungen, fir ze
kucken, datt een dat och kann op eng
nohalteg Manéier hierstellen. Dann ergëtt442288 www.chd. lu
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sech e Prozentsaz, deen ee mat rouegem
Gewësse kann ustriewen, wann een dat och
no de Kritären an den Indicateure vun der
Nohaltegkeet mécht.

Duerfir musse mer ganz gutt oppassen, wat
d’Ursaach ass vun der Famine oder vun der
Menace de famine am Rescht vun der Welt.
Ech menge bis zum Bewäis vum Géigen-
deel, datt et ganz wéineg Länner gëtt,
souguer bei den Entwécklungslänner, déi
net d’Potenzial hätten, fir sur le plan alimen-
taire autosuffisant ze ginn. Déi allermeescht
hunn déi Méiglechkeet.

Ech wëll nach eng Kéier un d’Beispill vu
Westafrika erënneren. Wann een elo en
termes de rendement oder de production
agricole par tête d’habitant kuckt, da stelle
mer do eng Stagnatioun an de leschten 30
Joer fest. Dat heescht, 2008 produzéieren
déi Länner pro Kapp vun der Bevölkerung a
puncto Agrarproduktioun genau dat-
selwecht wéi virun 30 Joer. Et muss een
awer net vergiessen, datt d’Bevölkerung
sech do an de leschten 30 Joer mat dräi
multiplizéiert huet. An absoluten Zuele
gesäit dat Resultat also wesentlech besser
aus. An Zuele ramené par tête de pipe
gesäit dat anescht aus. Wann een déi do
Nuance emol mécht, da weess een, datt et
e Potenzial gëtt an den Entwécklungslänner,
fir dorop ze kommen.

Dat do ass elo déi Géigend, déi déi
gréissten a verrécktesten Demographie
huet. A fortiori missten aner Länner, déi och
nach e bessert Potenzial hunn, fir Landwirt-
schaft ze maachen, och kënnen auto-
suffisant gi sur le plan alimentaire.

Dat do ass och kee Plädoyer, fir den Handel
komplett ofzeschafen, mä d’Prioritéit muss
bei der Ernährung vun der eegener Bevöl-
kerung leien. An dat bedéngt och am Kader
vun der Kohärenz vun de Politiken, datt déi
Länner och esou eng Politik akzeptéieren,
an dat setzt och viraus, datt sur le plan
global déi grouss Acteuren - d’OMC, d’Welt-
bank, de Fonds monétaire international -
déiselwecht Lecture maachen an och
déiselwecht Konklusiounen deelen. Well
wann deen ee seet -normalerweis ass dat
dee Généréisten, deen een an der Koope-
ratioun erëmfënnt -, dat muss esou ge-
schéien, da seet d’Weltbank genau de
Contraire.

Ouni datt dat berechent ass, seet si, d’Lie-
wensmëttel mussen onbedéngt bëlleg sinn,
a si iwwersäit, datt si domat am Fong
d’Agrarproduktioun futti mécht. Dat kann
esou net goen!

Wann een do wëllt kohärent operéieren, da
mussen déi Acteuren alleguer um sel-
wechte Strang zéien. Ech froe mech, wéi
laang dat nach muss daueren, bis déi puer
Haaptacteuren, déi och ganz schwéier
weien an der Entscheedungsfindung, sech
zesummesetzen an emol zu enger hallwer
Dosen décidéieren, datt si emol déi gemein-
sam Lecture maachen a kucken, wat
d’Besoinë sinn.

Wa si och do géife vum Prinzip inspiréiert
ginn, wat dat Bescht ass, fir kënnen
d’Aarmut ze bekämpfen, ech mengen, da
kéinte si bal net zu anere Schlussfolgerunge
kommen, wéi dat, wat ech elo versicht hunn
hei ze erklären.

Dem ist aber nicht so. Ech hunn eng ganz
Partie Acteuren a mengem Liewe begéint,
déi emol keng Berechnung gemaach haten,
déi vill iwwert d’europäesch Agrarpolitik ge-
schwat hunn a vill iwwert de Misär an der
Welt geschwat hunn - ënner anerem de
Generaldirekter vun der FAO -, déi emol net
foutéiert waren, fir eng Evaluatioun ze
maache vun der Reform vun der leschter
Agrarpolitik op d’Situatioun an den Ent-
wécklungslänner.

Wann ee sech awer wëllt eng Capacité de
prospective ginn, da gehéiert och dozou,
datt een déi Saachen analyséiert. Da ge-
héiert et och dozou, datt een dat, wat ee
mécht, respektiv dat, wat een net mécht,
evaluéiere léisst, an da muss een iergend-
wann zu Konklusioune kommen.

De G8 ass jo mëttlerweil en Ersatz ginn oder
en Embryo gi fir esou eng Aart Welt-Gou-
vernance. Si gi Schold noloossen an da gi
si déi aner froen, fir dat kënnen ze bezuelen,
wat si da virdru beschloss hunn. Zum Bei-
spill hu se Scholden nogelooss, déi
d’Banque mondiale accordéiert huet. 50
Milliarden Dollar - e klenge Fësch! Mir hunn
ni Sue geléint, well mir alles sous forme de
don ginn. Mir mussen awer mat zréck-
bezuelen - aus Solidaritéit.

Ech mengen, et wier awer och un eis, fir eis
an deem doten Débat mat anzeschalten an
ze soen, wann nach eng Kéier esou eppes
passéiert, géife mir gär virdru gefrot. Oder
mir soen elo: Wann Dir nach eng Kéier esou
eppes maacht, ouni eis ze froen, kommt net
duerno bei eis de Grapp ophalen, fir dat do
erëm hëllefen zréckzebezuelen!

Ech mengen, mir bräichten een anere G8,
wou d’UNO mat all hiren Ableger dra wier,
wou déi grouss Acteuren, déi sur le plan
agricole eppes ze bestëmmen hunn, dra
wieren, wou d’Welthandelsorganisatioun
mat dra wier. Wann déi sech emol eng Kéier
eens wieren a si géife sech emol eng Kéier
aspären, bis wäissen Damp erauskënnt, da
kéint een och vläicht zu méi enger kohä-
renter Politik kommen.

Op deem schwieregen Ëmfeld beweegt
sech d’Lëtzebuerger Kooperatiounspolitik,
déi, wéi gesot, mat hire beschten Inten-
tiounen, awer somme toute mat deene
Moyenen, déi se engagéiert, e beschei-
denen Undeel un der Weltentwécklungs-
hëllef duerstellt. Et kann een hir nëmme gutt
Chance wënschen, datt si aner Partenairen
iwwerzeegt kritt.

Ech mengen, dat gehéiert och dozou, an
dat gëtt jo och gemaach. Et gehéiert zur
Aarbecht vun der Entwécklungspolitik, et
gehéiert zur Aarbecht vum Minister a senge
Leit, fir deen Discours och an d’international
Enceinte ze droen.

Ënnert deem Liicht ass och déi nächst
Konferenz iwwert d’Efficacité de l’aide au
développement ze gesinn. Ënnert deem
Liicht ass och déi nächst Konferenz iwwert
de Finanzement vun der Aide publique au
développement ze gesinn.

Vu datt jo um Plang vun de Gespréicher
iwwert d’Reorganisatioun vum Welthandel
oder vun den OMC-Verhandlunge wahr-
scheinlech näischt wäert geschéien, bis
d’Amerikaner en neie President hunn, fält et
am Fong gutt, datt déi zwou Konferenzen
nach dëst Joer sinn, déi eng zu Accra an
déi aner zu Doha, fir dann och do ze ver-
sichen, Afloss op d’Geschéien ze kréien, an
der Hoffnung och, datt een amerikanesche
President kënnt, dee vläicht méi rezeptiv
ass fir esou Argumenter.

Wann déi, déi keng Entwécklungspolitik
maachen, wéissten, wat hiert Handele fir e
groussen Impakt huet op d’Situatioun vun
deenen Aarmen an den Entwécklungs-
länner, da géife si sech wahrscheinlech
direkt bewosst ginn, datt si sech an deem
doten Débat missten aschalten.

Ech fannen et richteg, datt de Minister de
Klima mat Ernährung verschafft huet. An
deenen dote Saache misst de Koopera-
tiounsminister am Fong eng Aart horizontal
Kompetenz hunn. Den Ëmweltminister misst
an aneren Domänen eng Aart horizontal
Kompetenz hunn. A wa mir dat emol méi an
eist Gebaren erakréien - et ass éischter
gesot wéi gemaach, well ech hu jo och eng
Zäit laang d’Responsabilitéit gehat an deem
Département, ouni esou wäit ze kommen,
wéi ech mir dat virgestallt hat -, da kéint ee
vläicht eng Kohärenz an dat Ganzt kréien.

Well mir mussen hei bei eis doheem och
kohärent bleiwen. Dat ass gutt fir d’Ent-
wécklungslänner, dat ass virun allem och
gutt fir eis selwer, well an Zukunft, mengen
ech, gëtt et nëmme just nach ee Modell, an
deem e bësschen Zukunft dran ass, dat ass
dee vun der Approche cohérente vu sämt-
leche Politiken. An et ass keen Domän,
deen deen aneren onberéiert léisst.

Ech géif zum Ofschloss nach eng Kéier
soen, datt mir eng enorm Chance hunn, datt
déi Politik hei sech kann ofwéckelen am ge-
nerelle politesche Konsens. Et ass keen hei
am Haus, deen déi Haaptfinalitéiten an och
de Finanzement vun deene Moyenen, déi
gebraucht ginn, fir déi Finalitéiten ze reali-
séieren, a Fro stellt. Meng Fraktioun mécht
do keng Ausnahm.

Ech soen Iech Merci fir Är Opmierksamkeet.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Ech soen dem Här
Goerens Merci. Als nächste Riedner ass
den Här Marc Angel agedroen. Här Angel,
Dir hutt d’Wuert.

❱❱❱ M. Marc Angel (LSAP).- Här Pre-
sident, Här Minister, Dir Dammen an Dir
Hären, ech wollt direkt am Ufank dem Mi-
nister Schiltz Merci soe fir seng Deklaratioun
an och fir säin Asaz um europäeschen an
internationale Plang. Ech wéilt och dem
Ministère an un der Spëtzt dem Här Bichler
Merci soen, all den Acteuren hei zu Lët-
zebuerg an um Terrain vun den ONGen, vu
Lux-Development, déi joran, joraus gutt
Aarbecht leeschten. Hinnen all e grousse
Merci!

Den Här Goerens huet mat deem Wuert
„Konsens“ opgehalen. Ech wollt dat widder-
huelen. Mir hunn hei zu Lëtzebuerg e
Konsens. Entwécklungszesummenaarbecht
ass e wichtege Pilier vun eiser Aussepolitik.
Mir bewegen eis lues awer sécher op d’Zil
vun 1% vum RNB fir dës Politik hin.

Dës Bereetschaft gëtt och net a Fro gestallt.
Entwécklungszesummenaarbecht an Aide

humanitaire si ganz komplex Themen, an et
ass eng grouss Erausfuerderung, Entwéck-
lungszesummenaarbecht esou ze organi-
séieren, dass sech an de Partnerlänner och
tatsächlech eppes am positive Sënn ver-
ännert. Duerfir ass et wichteg, dass mir eis
ëmmer erëm mat deeneselwechte Froe be-
schäftegen: Wat ass Aarmut? Wat sinn
d’Ursaache vun der Aarmut? A wéi kënne
mir mat eisen dach awer bescheidene
Mëttelen dozou bäidroen, dës Aarmut ze
bekämpfen?

Pro Kapp gerechent, gehéiert Lëtzebuerg,
wéi mer jo wëssen, weltwäit zu deene
Länner, déi dee gréissten Effort maachen.
Während déi meescht Industriestate wäit
dovun ewech sinn, 0,7% vun hirem Revenu
national brut fir Entwécklungszesum-
menaarbecht auszeginn, obwuel si sech
dozou verflicht hunn - dat hu jo och scho vill
Virriedner gesot -, ass Lëtzebuerg scho
laang iwwert dee Seuil eraus. A well eisen
RNB opgrond vun engem gudde Wirt-
schaftswuesstum klëmmt, gëtt och déi
Zomm, déi mir fir Entwécklungszesum-
menaarbecht zur Verfügung hunn, konstant
méi grouss.

Trotzdeem, wa grouss Länner wéi Frank-
räich oder Däitschland am Verhältnis zu
hirem RNB manner ausginn, wéi Lëtze-
buerg, da sinn dat awer an absoluten
Zuelen ëmmer nach Zommen, déi an der
Gréissenuerdnung un eise gesamte Budget
erukommen. Dogéint wierkt eise Bäitrag
bescheiden. Wann een dat dann a Re-
latioun setzt mat der Zuel vun den Entwéck-
lungslänner a mat de Besoinen, déi all
eenzelt Land hätt, fir wierklech eng grouss
Strukturreform mat Succès kënnen duerch-
zeféieren, ass dat eng Drëps op de waarme
Steen.

Ech soen dat net, fir d’Leeschtung vun eiser
Kooperatiounspolitik klengzerieden. Ech
soen dat just, fir nach eemol däitlech virun
Aen ze féieren, dass Entwécklungshëllef
ouni eng kohärent Handels- an Aussepolitik
wéineg Impakt huet a mir als Lëtzebuerg
eleng näischt kënnen erreechen, wa mir net
enk mat eise Partner an der EU zesumme-
schaffen.

Dat heescht, dass mer eis kritesch mat der
EU-Politik respektiv mat der Kooperatiouns-
politik vun aneren EU-Memberstaten auser-
neesetze mussen. Mir mussen eis do
uschléissen, wou mer mengen, dass mer e
sënnvolle Bäitrag kënne leeschten a
probéieren, ob mer an deem engen oder
anere Beräich net eng Plus-value mat era
kënne bréngen. Obwuel mer kleng sinn,
solle mer eis um europapolitesche Plang fir
eis Iddië staarkmaachen.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
eng vun deenen Diskussiounen, un deene
mer eis ganz sécher musse bedeelegen,
well se enormen Afloss op d’Ziler vun eiser
Entwécklungshëllef huet, ass déi iwwert déi
sougenannten APEen, déi Accords de par-
tenariat économique. Mir wësse jo all, dass
am Joer 2000 zu Cotonou en neit Partner-
schaftsofkommen tëschent deene 77 AKP-
Staten an der EU ënnerschriwwe ginn ass.

Fir am Aklang mat de Regele vun der OMC
ze sinn, hätte mer jo misse bis Enn 2007 déi
sougenannten APEe mat den AKP-Länner,
déi sech a sechs Regionalgruppen an-
deelen, ofgeschloss hunn. Trotz deem
enormen Drock vun der EU-Kommissioun, a
besonnesch vum Handelscommissaire
Mandelson, konnt awer nëmme mat enger
Regioun - an zwar der Karibik - esou en APE
ofgeschloss ginn.

Déi meescht afrikanesch Länner waren
awer net bereet, APEen ofzeschléissen, well
si genau wëssen, dass eng géigesäiteg
Handelsliberaliséierung si net aus hirer wirt-
schaftlecher Randstellung erausbréngt. Si
selwer soen, dass zum Beispill ee Grond
duerfir de Manque un Infrastrukturen ass,
wouduerch et fir si net méiglech ass, den
Accès zum europäesche Maart ausze-
notzen.

Eng einfach Ouverture vum Maart geet net
duer, well afrikanesch Produiten u be-
stëmmten EU-Regelen, wéi zum Beispill
phytosanitär Moossnamen oder Héchst-
wäerter fir chemesch Substanzen, schei-
teren. Vill vun de Produiten aus Afrika sinn
awer qualitativ exzellent an hätten nawell
keng Chance um EU-Marché. En oft zitéiert
Beispill ass dee qualitativ héichwäertege
Kotteng aus Westafrika.

Ech fannen, dass während deene jore-
laange Verhandlungen iwwert d’APEen, a
besonnesch d’lescht Joer, wéi den Drock
ëmmer méi grouss ginn ass, well d’Deadline
vun der OMC den 31. Dezember 2007 war,
den Aspekt vun der Ouverture vun de Mäert
nëmmen nach am Vierdergrond gestanen
huet. Dat op d’Käschte vun deenen aneren
zwee Ziler, déi d’APEe beinhalten, an zwar
éischtens déi regional Integratioun vun de
Länner innerhalb vun deene sechs Re-

giounen, an zweetens den Aspekt vun der
Aarmutsbekämpfung.

Elo, 2008, hu mer d’Situatioun, dass zum
Beispill an deene verschiddene Regional-
gruppen an Afrika Länner sinn, déi schonn
e Fräihandelsofkomme mat der EU ënner-
schriwwen hunn, a Länner, déi sech et
erlabe konnten, hir Signature ze refuséieren.
Dëst huet iwwregens och zu diplomatesche
Spannungen innerhalb vun deene ver-
schiddene Länner geféiert. Heiduerch ass
déi regional Integratioun besonnesch an
Afrika total ofhängeg vun den Négo-
ciatioune mat der EU-Kommissioun.

Och de Fait, dass et zum Beispill schwéier
ass fir Länner an enger Regionalgrupp,
sech op eng Lëscht vu sougenannten
«Produits sensibles» ze eenegen, dréit net
zur regionaler Integratioun bäi. Dës Produits
sensibles däerfe jo maximal 20% vum
Handel ausmaachen a bénéficiéiere jo vun
engem Régime d’exception. Et ass och fir
d’AKP-Länner schwéier, sech iwwer esou
eng Lëscht eens ze ginn, well déi meescht
Länner sech op verschidde Produitë
spezialiséiert hunn.

Net zu Onrecht hunn eis Vertrieder vum
Cercle des ONG virun zwou Wochen an där
zoustänneger Chamberskommissioun
rappeléiert, dass Lëtzebuerg en Intérêt un
där regionaler Integratioun vun den afri-
kanesche Länner huet, a besonnesch wat
d’Grupp vu Westafrika ugeet, well sech jo
do fënnef vun eisen zéng Zillänner be-
fannen.

Si hunn eis och gesot, dass an dësem Ze-
summenhang d’Lëtzebuerger Kooperatioun
- mat Iech un der Spëtzt, Här Minister - sech
derfir asetze soll, dass d’Zil vun der regio-
naler Integratioun bei den APE-Négocia-
tioune soll prioritär behandelt ginn. Si pro-
poséiere souguer, dass et sënnvoll wär, eng
Aart Monitoring op Lëtzebuerger Säit ze
organiséieren, a ginn d’Beispill vun engem
Gremium, dat déi verschidden Acteure vun
eiser Kooperatioun regruppéiert an dorop
oppasst, dass d’APE-Négociatioune mat
den Ziler vun eiser Kooperatioun vereinbar
sinn. Ech perséinlech - an d’Madame
Arendt sot mer, si géif dat och eng gutt Iddi
fannen -, mir begréissen dëse Virschlag a
wäre frou, Här Minister, Är Meenung zu
dëser Propos ze héieren.

Dir, Här Minister, waart a sidd och nach
ëmmer e Verfechter, dass d’APEen en
Entwécklungsinstrument bleiwe sollen. Ech
sinn och iwwerzeegt, dass vill aner vun Ären
europäesche Ministerkolleegen där
Meenung sinn. Duerfir wann ech gelift, setzt
Iech weider duerfir an a suergt derfir, dass
d’EU-Kommissioun an dësem Dossier erëm
méi eng Attitüd vu Partenaire kritt an dës
Négociatiounen net méi esou aggressiv
féiert!

Ech wär och frou, wann Dir, Här Minister, eis
nach e puer Detailer kéint ginn iwwert déi
geplangte Mesures d’accompagnement, fir
de Schock ze milderen, deen d’AKP-Staten
erliewe wäerten, wann hir Avantagen an der
Handelsbezéiung mat der EU, déi si haten,
net méi bestinn. D’EU an d’Memberlänner
mussen also elo kredibel Arrangementer
huelen, wat déi geplangte Begleitmooss-
namen ugeet.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
och wann ech deelweis e kritesche Bléck
op d’APEe geworf hunn, weess ech awer,
dass virun allem Wirtschaft an Handel nei
finanziell Mëttele schafen. Mir hunn dat an
Asien um Beispill vun den Tigerstate gesinn.
Och Afrika soll enges Daags vun deene
positiven Tugende vun der Mondialisatioun
kënne profitéieren an ekonomesch inte-
gréiert Mäert opbauen.

Duerfir nach eng lescht Remarque am
Kader vun den APEen. D’EU offréiert jo och
eng Transitiounsperiod vun 20 Joer. An
deem Kontext ass jo och virgesinn, dass fir
all Regioun e Regionalfong kreéiert muss
ginn. Dës Gelder solle jo hëllefen, déi
Nettosteierperten, déi déi AKP-Länner er-
leiden, duerch d’Suppressioun vun den
Droits de douane opzefänken, oder vläicht
besser gesot ze kompenséieren. Hoffent-
lech kann d’EU dës Gelder elo och schnell
débourséieren! Duerfir wëll ech och ervir-
sträichen, dass ech et gutt fannen, dass
deen zéngte FED ëm 35% méi héich ass,
wéi deen néngte FED; Fonds Européen de
Développement.
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Wa mer iwwer Handelskonditiounen
tëschent aarmen a räiche Länner schwät-
zen, gëtt et awer eng Kategorie vu Pro-
dukter, fir déi ganz speziell Regele musse
gëllen. Ech schwätzen hei vun de
Liewensmëttel, ouni déi kee Mënsch kann
iwwerliewen, an déi duerfir net nëmmen
ënner reng kommerzielle Gesiichtspunkten
däerfe gekuckt ginn.

Wéi Der all wësst, ass an deene leschte
Méint d’Liewensmëttelknappheet e
groussen Thema. Mir spieren et bei eis a mir
liesen all Dag an der Zeitung, dass weltwäit
d’Präisser fir Liewensmëttel an d’Luucht
ginn. Dat trëfft natierlech déi äermste Leit an
äermste Länner am häertsten, a be-
sonnesch déi, déi virdru schonn um Exis-
tenzminimum gelieft hunn.

D’Äntwert um internationalen Niveau op dës
Problemer ass scho prett. Ech hu viru
kuerzem en Artikel um Site vum World Food
Programme gelies, wou den UN-Generalse-
kretär Ban Ki-moon d’Situatioun analyséiert.
Hie kënnt zur Konklusioun, dass déi interna-
tional Gemeinschaft kuerzfristeg verstäerkt
mat Liewensmëttelhëllef muss asprangen.
De World Food Programme wëllt an dësem
Joer 73 Millioune Mënschen ernieren a
brauch, eleng fir d’Präisdeierecht ausze-
gläichen, 500 Milliounen Dollar méi.

Mëttel- a laangfristeg soll déi sougenannten
„gréng Revolutioun“ d’Ernährungssécher-
heet garantéieren. Aarm Länner solle mo-
dern Technologien asetzen, fir hiren Ertrag
ze steigeren a sech géint ongënschteg Wie-
derbedéngunge besser ze schützen. Kleng
Bauere sollen e besseren Zougang zu de
Mäert kréien an esou vun de Benefisser
vum Welthandel kënne mat profitéieren.

D’Haaptausso vun deem Artikel war: „Wir
wissen, was getan werden muss, um den
Hunger zu bekämpfen. Was wir benötigen,
ist der politische Wille.“ Ganz esou einfach
ass et menger Meenung no awer net, ganz
dovunner ofgesinn, dass de politesche
Wëllen tatsächlech oft feelt.

Well firwat trëfft eng Präishausse um Welt-
maart bei de Liewensmëttel bestëmmte
Länner besonnesch haart? Et betrëfft virun
allem déi, déi an engem héije Mooss of-
hängeg si vun de Liewensmëttelimporter.

Staark ofhängeg vu Liewensmëttelimporter
sinn net nëmme Länner, an deenen et zum
Beispill ongewéinlech Drécheperiode gëtt
oder schlecht Ernten, mä vill Länner,
deenen hir Ressourcen duerch e Krich zer-
stéiert goufen oder wou et am Moment
schwiereg ass eppes unzebauen, well an-
dauernd Konflikter der Zivilbevölkerung
d’Liewe schwéier maachen.

Héich Präisser fir Basisnahrungsmëttel
maachen och deene Länner Problemer, déi
hir Landwirtschaft op e puer Produkter kon-
zentréiert hunn, déi besonnesch interessant
fir den Export sinn.

Mir mussen also eng genau Analys
maachen, wéi een Impakt d’Politik vun der
Europäescher Unioun an deene verschid-
dene Beräicher op d’Ernährungssécherheet
vun den Entwécklungslänner huet. An do
ass et leider net esou einfach, eng adequat
Léisung ze fannen, wéi den UN-General-
sekretär dat geschriwwen huet.

Wa vun haut op muer honnertdausende
Mënsche riskéieren un de Suitë vun der
Mangelernährung ze stierwen, déi bis viru
kuerzem nach ouni Hëllef auskomm sinn,
gëtt et kuerzfristeg net vill Alternativen zu de
Liewensmëttelhëllefe vum World Food
Programme. An dach wësse mer, dass et
net sielen dës Form vun Hëllef ass, déi déi
eege Liewensmëttelproduktioun vun deene
Länner nach reduzéiert an d’Ofhängegkeet
verstäerkt an och oft pérenniséiert.

Aus der kuerzfristeger Nouthëllef muss
méiglechst schnell eng Entwécklungshëllef
ginn, déi d’Liewensmëttelproduktioun vun
deem betraffene Land ënnerstëtzt, an et
muss séchergestallt ginn, dass déi Äermst
dovunner kënne profitéieren.

A ville Regioune kéint d’Ernährungssécher-
heet verbessert ginn, wa besonnesch och
déi kleng Bauere mat Hëllef vu modernen
Ubautechniken e bessere Rendement vun
hiren Agrarfläche kéinten erreechen. Mä
och hei besteet e grousse Risiko, e kuerz-
fristege Succès mat méi enger héijer Ofhän-
gegkeet an Aarmut ze bezuelen.

Wa méi eng intensiv Landwirtschaft
d’Baueren dozou zwéngt, deiert Saatgut ze
kafen, wa se dëst wéinst de Patentrechter
net méi kënne weider vermehren, wa se
musse vill Geld fir Kunstdünger a Pestiziden
ausginn, wa se op eemol op deier Maschin-
nen ugewise sinn, déi an hirer Regioun net
produzéiert ginn, relativéiert dat d’Virdeeler
vu méi héijen Erträg.

Wann et ëm d’Versuergung mat Liewens-
mëttel geet, wär et wichteg, d’Autonomie vu
lokale Gemeinschafte respektiv vu Re-
giounen a Länner ze ënnerstëtzen. D’Sub-
sistenzwirtschaft mécht kee räich, mä si
kann awer oft dat Schlëmmst verhënneren.
E Land verstäerkt an de Welthandel mat an-
zebannen, mécht zwar nei Chancen op, am
Liewensmëttelberäich ass dat awer een
zweeschneidegt Schwäert, wann een d’Pro-
duktioun ze staark op den Export ausriicht.

Groussgrondbesëtzer hunn d’Moyenen, fir
sech un international Standarden unze-
passen an e gudde Rendement ze erzilen.
Déi Kleng bleiwen dobäi awer oft op der
Streck.

Et wier an deem Kontext interessant ze
kucken, wéi wäit eis Kooperatiounsprojete
kéinten eng Dezentraliséierung vu liewens-
noutwendege Servicer ënnerstëtzen an
domat der Landflucht e bëssen entgéint-
wierken.

D’Zil vun eiser Entwécklungshëllef, mä virun
allem vun eiser Handels- an Agrarpolitik
misst et sinn, d’Ofhängegkeet vun den
Entwécklungslänner vu Liewensmëttel-
importer an och d’Ofhängegkeet vun den
äermste Bevölkerungsschichte vu Liewens-
mëttelhëllef ze reduzéieren. Dat heescht,
dass eenzel Länner och musse fräi sinn,
protektionistech Mesuren ze ergräifen,
wann dat hinnen hëlleft, dëst Zil ze er-
reechen.

Wann een d’Positioun gesäit, déi d’EU am
Moment a Froe wéi d’APEen, déi ech virdrun
ugeschwat hunn, anhëlt, oder beim Patent-
recht oder bei den OGMen oder bei der
Agro-Energie, geet dat net, mengen ech, an
déi richteg Richtung. Oft gëtt dann d’WTO
no vir geschoben, där hir Regele keng
Handelsbeschränkungen zouloossen.

D’WTO-Regele sinn awer keng Naturge-
setzer, mä e politeschen Accord. An et sief
drun erënnert, dass d’WTO mam Zil
gegrënnt gouf, de Welthandel méi trans-
parent a méi fair ze maachen. Wann d’Re-
gele vun dëser Institutioun éischter een
Deel vum Problem, wéi een Deel vun der
Léisung ginn, da muss een och kënnen
iwwer hir Ännerungen diskutéieren. Datsel-
wecht gëllt och fir d’Regelen, déi d’EU sech
selwer gëtt.

E Paradebeispill duerfir ass déi aktuell Dis-
kussioun ëm de Klimaschutz an de Bio-
diesel oder, wéi et entre-temps politesch
méi korrekt heescht, d’Agroenergie.

Mir sinn eis all bewosst, wéi wichteg de
Klimaschutz fir eis Zukunft ass a mir
ënnerstëtzen och duerfir d’Iddi, dass d’Eu-
ropäesch Unioun an deem Dossier eng Vir-
reiderroll spillt. Als eng vun deene räichste
Regiounen op der Welt hu mer d’moralesch
Verflichtung, méi grouss Efforten ze maa-
chen, wéi anerer.

De moraleschen Drock gëtt nach méi
grouss, wann een drun denkt, dass eise
Räichtum op der Industrialiséierung berout,
déi net onwesentlech zum Klimawandel bäi-
gedroen huet. A virun allem wäert de Klima-
wandel besonnesch erëm déi äermste
Länner treffen, wat an deem Fall duebel on-
gerecht ass.

Et ass also am Prinzip luewenswäert, wann
d’EU sech ambitiéis Ziler setzt, fir d’Emis-
sioune vun Zäregasen ze reduzéieren an de
Verbrauch vu fossilen Energieträger no an
no wëllt duerch erneierbar Energien er-
setzen. Dobäi ass et net vu virera schlecht,
aus Planzen Energie ze gewannen.
Schliesslech hate mer jo hei an der EU an
deene leschte Jorzéngten eng grouss
Iwwercapacitéit an der Liewensmëttel-
produktioun.

Ziler, wéi eng Bäimëschung vun 10% Agro-
sprit bei den normalen Diesel, sinn awer kee
Selbstzweck. Wann ee feststellt, dass déi
negativ Konsequenzen d’Virdeeler iwwer-
weien, muss een esou Décisiounen och
erëm kënne revidéieren. Mir begréissen et
duerfir, dass eis Regierung sech an dësem
Sënn um EU-Niveau engagéiert.

Et ass wierklech net nohalteg geschafft, an
och net am Sënn vun der Entwécklungs-
hëllef, wann an Entwécklungslänner net méi
genuch Liewensmëttel ugebaut ginn, fir déi
lokal Bevölkerung ze ernähren, an amplaz
Biodiesel fir den Export produzéiert gëtt.

Dat wär an deem Fall just eng weider Form
vun Ausbeutung, wou déi räich Länner hire
Liewensstil op d’Käschte vun deenen
äermsten erhalen. Et déngt och dem Klima-

schutz näischt, wann zum Beispill a Bra-
silien den Urwald zerstéiert gëtt, fir schnell
wuessend Energieplanzen unzebauen.

D’Produktioun vun Agroenergie verstäerkt
an deem Fall den Däiwelskrees, an deem
sech Entwécklungs- a Schwellelänner be-
fannen. Den Export vu Biodiesel bréngt
hinnen nei Einnahmen, déi si dréngend
brauchen an déi an hirem Stat et erméig-
lechen, besser kënnen ze fonctionnéieren,
wann de politesche Wëllen natierlech do
ass, fir a Schoulen, Spideeler, Waasserver-
suergung an esou weider ze investéieren.

Andeems de Klimawandel awer domat uge-
heizt gëtt, droe se awer gläichzäiteg dozou
bäi, hir Liewensgrondlagen an der Zukunft
ze zerstéieren. Mir mussen elo schonn
domat liewen, dass et weltwäit méi oft zu
extreme Wiedersituatioune kënnt. Et
mussen net onbedéngt déi grouss spek-
takulär Katastrophe wéi een Tsunami sinn,
bei deenen op ee Coup e puer Dausend
Leit stierwen oder verletzt ginn. Dat kënnen
och laang Dürreperiode sinn, déi zu enger
Liewensmëttelknappheet féieren, wéi mer
se elo kennen.

Dat ass natierlech fir d’Medien net esou
spektakulär, huet awer menger Meenung no
méi dramatesch Konsequenzen. Et féiert zu
neie Migratiounsbewegungen an och
Konflikter. Et mécht awer och eis Efforten
zunichte, géint eng ganz Rei vu Krank-
heeten ze kämpfen.

Ënnererniert Mënsche si vill manner re-
sistent géint ustiechend Krankheeten.

Aarmut ass ee gudden Nährbuedem fir Epi-
demien. A Kombinatioun mat där enormer
Mobilitéit, déi haut zum Alldag vu Millioune
Mënsche gehéiert, ass dat eng Entwéck-
lung, déi eis an Europa, och aus egois-
tesche Motiver, net egal däerf sinn.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären, an
der Aarmutsbekämpfung si Réckschléi
leider oft méi heefeg, wei déi grouss Suc-
cèsen. Et geet duer, wann an engem
Beräich d’Preventioun net fonctionnéiert, fir
dass et ausgesäit, wéi wann all aner
Efforten ëmsoss gewiescht wären. Eng
grouss Epidemie geet duerfir schonn duer,
an e Beispill duerfir ass sécher den Aids.

D’Entwécklungszesummenaarbecht setzt
op villen Niveaue gläichzäiteg un, fir eng
nohalteg Entwécklung ze erreechen. Wéi
vulnérabel awer all déi Projeten a Pro-
grammer sinn, weist ënner anerem, wéi ge-
sot, den Aids.

Souguer wann et enger Regioun gelongen
ass, wierklech Fortschrëtter bei der Lie-
wensmëttelsécherheet, dem Drénkwaasser,
an der Beschäftegung ze erreechen, kann
dat alles erëm duerch den Aids zerstéiert
ginn. Wa jonk Erwuessener un Aids
stierwen, ass dat net nëmmen tragesch fir si
selwer a fir hir Famill; dorënner leit och
d’Ekonomie. Investitiounen an d’Beruffsaus-
bildung hu wéineg Impakt, wa gutt qualifi-
zéiert Aarbechter zu Dausenden un Aids
stierwen. En eegene Gaart an e puer Haus-
déiere brénge wéineg Virdeeler, wann hir
Propriétairen ze krank sinn, fir duerno ze
kucken.

Wann esou vill Leit am beschten Alter dem
Aids zum Affer falen, bedeit dat, dass si och
Kanner hannerloossen, déi erëm keng Aus-
bildung a keng Chance op e bessert Liewe
kréien, well si keng Elteren hunn, déi derfir
suergen hinnen hir Liewenserfahrung
weiderzevermëttelen.

Wann et net geléngt, echt Fortschrëtter an
der Aidspreventioun ze maachen, bedeit
dat, dass sech dës Epidemie esou staark
ausbreet, dass et quasi onméiglech gëtt, fir
allen deene Betraffenen eng adequat
medezinesch Behandlung zoukommen ze
loossen.

Handelsbezéiungen, Ernährungssécher-
heet, Klimaschutz an Aids, all dës Beispiller
weisen däitlech, wourop ech am Fong
eigentlech eraus wëll. An der Entwéck-
lungszesummenaarbecht féiert en hallef-
häerzegt Engagement net zu hallefhäerzeg
gudde Resultater, mä iwwert d’Zäit gekuckt
zu guer kenge Resultater. Nohalteg Verän-
nerunge kënnen nëmmen dann erreecht
ginn, wann d’Partner vun der Kooperatioun
zesummen en Effort maachen, deen deem
entsprécht, wat gebraucht gëtt.

Wann dat, wat d’Bailleurs de fonds bereet
sinn, u Moyenen anzesetzen, däitlech do-
rënner bleift, muss ee leider domat rechnen,
ëmmer erëm e Réckschlag ze erliewen,
deen als Konsequenz huet, dass een erëm
bei null muss ufänken.

Här President, Här Minister, Dir Dammen an
Dir Hären, well ech elo vill iwwer Afrika
geschwat hunn, wëll ech awer och nach
soen, dass ech frou sinn, dass et am
Dezember endlech um internationale Plang
zu engem EU-Afrika-Sommet komm ass.
Dëse Sommet war den Ufank vun engem

Prozess, fir d’Relatiounen tëschent Afrika an
Europa nei ze definéieren. Déi nei Rela-
tiounen tëschent deenen zwee Kontinenter
mussen déi zwou Parteien interesséieren an
och concernéieren. An ech hoffen, dass et
an där Partnerschaft net nëmmen iwwer
Entwécklung geet, mä dass et och iwwer
eng gemeinsam politesch Agenda geet. An
deem Kontext soll a muss iwwer Froe wéi
Fridden, Gouvernance, Demokratie an och
Immigratioun diskutéiert ginn.

Ech wëll an deem Kontext kuerz erënneren,
dass ee vu fënnef Afrikaner an engem Land
lieft, dat am Krichszoustand oder an enger
Konfliktsituatioun ass.

Partnerschaftlech Zesummenaarbecht, dat
bedeit géigesäitegt Vertrauen. Et bedeit net,
dass ee keng Kontroll muss maachen, ob
Suen a Projeten esou géréiert ginn, wéi dat
virgesi war. Mä et heescht awer, dass een
de Responsabelen an de Partnerlänner net
automatesch ënnerstellt, dass se korrupt
sinn. Wann eng Situatioun besteet, déi e
gewëssent Mooss un Transparenz a Kom-
petenz garantéiert, bitt et sech un, och
iwwert d’Aide budgétaire nozedenken.

Här President, Här Minister, Dir Dammen an
Dir Hären, vill Entwécklungspolitiker ju-
géieren haut d’Aide budgétaire positiv a
considéréiere se als e komplementaart Ins-
trument vun der Entwécklungshëllef. Dat
ass och iwwregens d’Haltung vun der LSAP.
De CAD vun der OCDE definéiert Bud-
gethëllef als eng Aart vu Finanzéierung vum
Partnerland sengem Budget duerch den
direkten Transfert vu Finanzmëttelen un de
Finanzministère vum Partnerland.

An der Praxis ëmfaasst d’Aide budgétaire
awer nach niewent deem renge Finan-
zéierungselement zwee wichteg Elementer,
déi fir hir Effikassitéit eng grouss Bedeitung
hunn.

Éischtens en intensive politeschen Dialog
tëschent dem Bailleur an der Partnerre-
gierung zu Theme wéi zum Beispill „good
governance“, besonnesch zu Froe vu
Korruptioun, Transparenz a Participatioun
vun der Exécution budgétaire. Doraus, aus
deenen Diskussioune kann de Reform-
prozess an de Partnerlänner gefördert an
och accéléréiert ginn. Dat Ganzt kann dann
och u Konditioune vun der Budgethëllef
ugebonne ginn.

Zweetens gi jo bei dësem Dialog och d’Re-
formen décidéiert, an hei kann duerch
d’Aide budgétaire déi technesch Ënner-
stëtzung bei der Ëmsetzung vun de Re-
formen eng wichteg Roll spillen.

Interessant an deem Kontext waren elo am
Mäerz bei eisen Noperen d’Debatten am
Bundestag am Kader vun engem Rapport
vum Bundesrechnungshof. An dësem
Rapport stellt den däitsche Rechnungshaff
d’Aide budgétaire net a Fro, hie mécht awer
déi eng oder aner Kritik, dass kéint déi Aide
fir aner Zwecker gebraucht ginn oder on-
wirtschaftlech verwennt ginn. De Bundes-
rechnungshof huet awer och déi positiv
Aspekter ugeschnidden, wéi zum Beispill
den intensive politeschen Dialog an
zweetens, dass dës Hëllefe vum Bailleur
besser openeen ofgestëmmt sinn, an dat
geet jo a Richtung vu Cohérence des
politiques.

Déi grouss Retizenz zu der Aide budgétaire
aus den 90er Joren hëlt of, well ebe lues a
lues méi Erfahrungen a méi Evaluatioune
virleien. Besonnesch d’Schwäiz huet an
dësem Kontext eng grouss Pionéierroll ge-
spillt. Och de Commissaire Louis Michel ass
e fervente Verfechter, an hien huet op ver-
schiddene Plaze gesot, dass hie wëllt
d’Aide budgétaire vun der Kommissioun
vun haut 24% bal bis erop op 50% bréngen.

Ech si frou, dass Lëtzebuerg, trotz enger kri-
tescher Approche, awer seng Erfahrunge
sammelt an dat och ënnerstëtzt am Kader
vu Pilotprojeten am Mali an am Vietnam. Et
ass menger Meenung no wichteg, dass
Lëtzebuerg an dëser Fro Erfahrunge
sammelt, fir um internationale Plang an
deene verschiddene Gremien an Dis-
kussiounsfore kënne matzeschwätzen. Eist
Engagement, wat d’Mikrofinanz ugeet, wou
mer jo vill matschwätzen a vill virzeweisen
hunn, beweist jo, dass och dat zur Visibilitéit
vu Lëtzebuerg bäidréit.

Eng lescht Remarque nach zu der Aide
budgétaire. Si kann a mengen Aen och
ganz effizient sinn, wa se sech net nëmmen
un déi national Budgete vun de Partner-
länner riicht, mä och un déi regional Struk-
turen oder u kommunal Budgeten.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
ech wollt Iech, Här Minister, well ech schonn
elo e puermol de Fait ugeschwat hunn, eng
Fro nach iwwert d’Budgetssituatioun vum
FED stellen. Am Moment ass dee jo net am
europäesche Budget dran. Dëst regret-
téieren eenzel Memberstaten, an et gëtt och
vill vun Europadeputéierte kritiséiert. Ech443300 www.chd. lu
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wär frou, an deem Kontext d’Lëtzebuerger
Positioun, also Är Positioun zu där Fro ge-
wuer ze ginn.

All dës Beispiller a Sujeten, déi ech elo uge-
schwat hunn, maachen et däitlech, wéi kom-
plex de Sujet ass an dass d’Ziler vun der
Entwécklungshëllef mat Kooperatiouns-
gelder eleng net kënnen erreecht ginn.
Nëmme wann eng ganz Regierung, an um
EU-Plang eng ganz Kommissioun, sech
eens sinn, dass dës Ziler ganz uewen op der
Prioritéitslëscht musse stoen, hu mer eng
Chance fir eppes ze erreechen. Dat bedeit,
dass sech net nëmmen eise Kooperatiouns-
minister um EU-Niveau muss fir de Kampf
géint d’Aarmut asetzen, mä och eisen Aus-
sen- an Handelsminister, eisen Ëmweltmi-
nister, eisen Agrarminister an esou weider.

Eis Regierung muss opmierksam sinn, wa
mer EU-Direktive matdroen, déi indirekt en
Impakt op d’Situatioun an den Entwéck-
lungslänner hunn. Mä mir mussen och hei
an der Chamber - an do si mir als Depu-
téierte gefuerdert, wa mer EU-Direktiven
ëmsetzen - dat do am A behalen.

Et ass och wichteg, dass d’Chamber age-
bonnen ass, net nëmmen, well d’Koope-
ratioun e substanzielle Montant verschafft
an d’Chamber duerfir eng gewësse Kontroll
muss kënnen ausüben, mä och fir dass
d’Zesummenhäng fir all Deputéierte méi
kloer sinn. Wa mir an der Chamber iwwer
erneierbar Energie, iwwer OGM an esou
weider schwätzen an entspriechend Ge-
setzer stëmmen, ass et wichteg am Hanner-
kapp ze hunn, wat fir eng Auswierkungen
d’Politik an esou Beräicher op d’Situatioun
an den Entwécklungslänner huet.

Ech si frou, Här Minister, dat hutt Der an Ärer
Ried ugedeit, dass Dir och fannt, dass
d’Chamber beim Ausschaffe vun de PICe
méi soll agebonne ginn. Ech begréissen dat
a freeë mech schonn drop.

Kohärenz bedeit awer och eng gewësse
Koordinatioun tëschent deene verschid-
denen Acteuren: de Stat, d’ONGen, mä an
deene leschte Joren och d’Gemengen. Vill
Gemengen ënnerstëtzen ONGen, et gëtt
och souguer Gemengen, déi selwer ONGe
grënnen. Et ass e wichtegen Acteur och um
Terrain vun der Kooperatioun, an ech wär
frou, wa mer och kéinten e Kader schafen,
fir d’Gemengen e bëssen an eis Politik mat
anzebannen, an ech wär frou, wa mer
kéinten d’Gemengen, all déi Acteure vun de
Gemengen, déi aktiv sinn an der Koope-
ratioun, mat op d’Assisë kéinten organi-
séieren.

Well Dir wësst, eng Gemeng ass am nootste
beim Bierger a kann duerfir och e wichtege
Bäitrag zur Sensibiliséierung fir Entwéck-
lungshëllef leeschten. Dëst ass enorm
wichteg, well d’Verständnis fir Entwéck-
lungszesummenaarbecht muss bei der
breeder Majoritéit vun der Bevölkerung
oprechterhale ginn. Mir mussen ëmmer
erëm ënnersträichen, dass mir an enger
Welt liewen, wou international Solidaritéit op
d’Dauer méi fir all Eenzelne bréngt, wéi
national Egoismen.

Par définition beschränkt sech d’Koope-
ratioun op d’Bekämpfung vun der Aarmut
an den Entwécklungslänner. Dat ännert
awer näischt drun, dass et an alle Länner,
inklusiv hei zu Lëtzebuerg, Aarmut gëtt, och
wann déi Aarmut eng aner ass, wéi déi an
den Entwécklungslänner. De Problem ass
awer ëmmer ee vu mangelnder Solidaritéit
tëschent Räich an Aarm.

Et spiert een och bei verschiddenen EU-
Länner, wéi deen nationalen Egoismus
zouhëlt. Aus der Solidaritéitsgemeinschaft
wëlle si ëmmer méi e renge Bannemaart
maachen, wou sech Länner zesumme-
schléissen, fir op d’Käschte vum Rescht vun
der Welt méiglechst vill Profit ze maachen.

Dat ass schued, well d’EU e beispilllose
Modell duerstellt, wéi een tatsächlech
Länner kann esou ënnerstëtzen, dass si
sech nohalteg veränneren an d’Liewens-
qualitéit fir hir Bierger eropgeet. Beispill:
Spuenien, Irland; Länner, déi haut iww-
regens an der Lag sinn, selwer Solidaritéit
mat aneren ze weisen.

Wann et eis geléngt, de Modell an Europa
oprechtzeerhalen, kréien och Länner wéi
Rumänien a Bulgarien eng Chance, an
deenen haut nach Dausende Leit a batterer
Aarmut liewen. D’Akzeptanz fir esou eng
Politik kann awer nëmme garantéiert ginn,
wa mir hei zu Lëtzebuerg de Räichtum esou
ëmverdeelen, dass och déi manner gutt
Gestalten hei am Land dës Solidaritéit ze
spiere kréien.

An dësem Sënn hoffen ech, dass d’Politik zu
Lëtzebuerg et fäerdeg bréngt, de Leit
dobaussen op eng kredibel Manéier ze
vermëttelen, dass de Kampf géint d’Aarmut
a sozial Ongerechtegkeet an alle Beräicher
Prioritéit huet, souwuel hei am Land wéi um
internationale Plang.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
ech soen Iech Merci fir d’Nolauschteren.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Ech soen dem Här
Angel Merci. Als nächste Riedner ass den
Här Félix Braz agedroen. Här Braz, Dir hutt
d’Wuert.

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Merci,
Här President. Et ass bei der Koopera-
tiounsdebatt ni ganz einfach, wann een als
véierte Riedner drukënnt, well dat heiten
ass eng vun de Matièren, wou jo an der
Regel e relativ breede Konsens existéiert.
Ech wëll duerfir och net nach eng Kéier op
alles oder op villes vun deem agoen, wat
scho gesot ginn ass. Mä ech wëll pro-
béieren, mech op zwou, dräi Saache méi
spezifesch ze konzentréieren an och dobäi
dem Minister déi eng oder aner Fro stellen.

De Minister huet aganks vu senger Inter-
ventioun gesot, dass Lëtzebuerg net alles
kéint maachen. Dat ass wouer fir all
d’Länner. All Land ka soen, dass et net alles
ka maachen, besonnesch net an där heiter
Matière. Dat ass och net d’Fro. Déi Erwaard-
ung stellt keen un de Minister. D’Erwaard-
ung ass natierlech, ob een dat mécht, wat
ee ka maachen. An dat muss och d’Lat sinn.

De Minister huet och éierlecherweis viraus-
geschéckt, dass dat Wesentlecht vun de
Millenniumgoals - d’Halbéierung bis 2015
vun der Aarmut op der Welt - elo schonn
aller Viraussiicht no net wäert kënnen
erreecht ginn. Dat ass kloer. Dat gëtt leider
duerch all d’Zuele bestätegt, déi et an deem
dote Beräich gëtt.

Fakt ass awer och, dass déi Ziler, déi mer
eis 2000 bis 2015 ginn hunn, wa se och net
kënnen an deem Joer erreecht ginn, duerfir
awer als Ziler net falsch waren. A wa se net
erreecht ginn, dann ass et vläicht net
nëmmen dowéinst, well se ze vill ambitiéis
waren - well ze vill ambitiéis kann een an där
heiter Matière eigentlech net sinn -, mä et
läit och dorunner, dass mer wéinstens awer
Ziler haten. Well nëmmen, wann ee sech
keng Ziler setzt, kann een och ouni Problem
d’Ziler net erreechen.

Hei ass zumindest eng Ambitioun affichéiert
ginn. An zumindest kann een dorunner
gemooss ginn, ob ee probéiert, sech op
deem dote Wee hinzebewegen. Da kann
een och kucken, wie sech deem doten Zil a
sengen Effortë méi genähert huet a wien dat
manner fäerdeg bruecht huet.

Ee vun de Weeër, fir zu deem doten Zil ze
kommen, ass eben och eent, wat een un
enger Zuel ka festmaachen. Et ass dat, wat
d’Länner sech engagéiert haten an d’Koo-
peratioun ze ginn: déi berühmten 0,7% vum
PIB. Och do gesäit een, wann een dat kuckt
par rapport zu de Länner, déi sech enga-
géiert haten am Joer 2000, dass nach laang
net all d’Länner Fortschrëtter gemaach
hunn, a scho guer net an deem Mooss, wat
noutwendeg gewiescht wier bis 2015;
zumindest beim finanziellen Aspekt, wat
awer net deen eenzegen ass, wann et och e
ganz wesentlechen ass. Vill Länner hu sech
net nëmmen net an deem adequaten Tempo
un dat genähert, mä verschiddener si
souguer par rapport zu den Ziler op d’Aus-
gangssituatioun vun 2000 zréckgaangen.

Do hu mir zumindest als Lëtzebuerger Land
op deem dote Punkt een Aspekt, dee mer
och weltwäit kënne geltend maachen an
dësem Beräich, awer och an anere Beräi-
cher. Mir hu jo och scho méi wéi eng Kéier
d’Diskussioun gefouert am Beräich vun eise
Militärausgaben, wou mer vun enger ganzer
Partie Leit ëmmer nees de béise Fanger
gemaach kréien, wou mir awer och zu
Recht sollen drop hiweisen, dass mer op
anere Froen duerchaus Engagementer an
Efforten hunn, déi iwwer eis Grenzen eraus
ginn. Déi sinn absolut bemierkenswäert. Déi
kéinte mer och als e Stéck vun engem
Lëtzebuerger Modell dobaussen erklären.

Lëtzebuerg huet an där heiter Diskussioun
eng besonnesch Roll, menger Meenung no
aus zwee Grënn.

Deen ee Grond ass eben deen, dass mer zu
deene ganz rare Länner gehéieren, déi
praktesch elo net nëmmen déi 0,7% er-
reecht hunn, mä déi souguer mëttlerweil bal
deen 1% vun den Ausgabe par rapport zum
BIP engagéiert hunn. Bei deenen aneren
europäesche Länner, déi sollte bis 2010 -
mir alleguer zesummen - bei 0,56% sinn an
2015 bei 0,7%, ass et elo schonn ersiicht-
lech, dass dat net wäert de Fall sinn. Mir
hunn also do eng Marge d’avance op eng
ganz Partie vun eise Länner ronderëm an
de Länner an der Europäescher Unioun.

En zweete Punkt, deen eis och positiv
schéngt am Beräich vun der Aart a Weis wéi
mir Kooperatiounspolitik maachen, ass dee
Choix mat der duebeler Konzentratioun. En-
gersäits déi geographesch Konzentratioun

op eelef Pays cibles, wou mer och da
kënnen eng spierbar Hëllef leeschten. Déi
kann net nëmme mat engem Scheck be-
glach ginn, mä déi kann och tatsächlech en
Impakt hunn, deen och moossbar ass an
deen och visibel ka gemaach ginn.

Dat hale mir och fir e ganz wesentleche
Punkt, net nëmme well et visibel ass op der
Plaz, mä well dat och visibel kann zu Lëtze-
buerg gemaach ginn. Well Dir wësst, dass
zu Lëtzebuerg, och wann e breede Konsens
besteet, net nëmmen an der Politik, mä och
an der Populatioun, dass mer eis enga-
géieren an der Kooperatiounspolitik, awer
net all Mënsch där Meenung ass.

Et héiert een och zu Lëtzebuerg Stëmmen,
déi periodesch soen, dass een och een
Deel vun deene Suen zu Lëtzebuerg kéint
investéieren, well och hei Misär wier. Et ass
och net falsch, dass och zu Lëtzebuerg
Misär ass. Dat mécht awer duerfir net
falsch, dass een an der Kooperatiouns-
politik probéiert op engem héijen Niveau ze
schaffen.

Duerfir menge mer och, dass dat gutt ass,
och wann den zoustännege Minister, wéi all
seng Virgänger, periodesch virgeworf kritt,
dass hien esou vill reest an dass hie Medië-
berichter dovunner mat heem bréngt. Mir
halen et fir richteg, dass dat geschitt. Well
mir mengen, dass et noutwendeg ass, dass
och déi Leit, déi participéieren um Be-
zuelen, gesinn, wat domadder geschitt,
dass dat net nëmmen e Scheck ass, dass
dat also net nëmmen Theorie ass, mä dass
et eben och praktesch ka virgefouert ginn,
wat mer do maachen.

En zweete Punkt, wou Lëtzebuerg och eiser
Meenung no eng richteg Optioun geholl
huet, ass eben, dass mer eis och sektoriell
probéieren ze konzentréieren. De Minister
huet a senger Ried déi Aspekter genannt:
d’Waasser, den Développement local,
d’Educatioun, d’Santé. Och dat ass ko-
härent, besonnesch mat de Mëttele vun
engem dach relativ klenge Land, wat vläicht
prozentual e groussen Effort mécht. Mä
richteg ass et ze probéieren eis Efforten ze
cibléieren op déi eelef Länner an och op déi
véier Secteuren.

Dat mécht et och méiglech, dass mer do-
duerch op deene Plaze mat enger relativ
staarker Presenz kënne sinn. Dat ass eng
gewësse Kohärenz. Et ass och e Fil rouge
an der Kooperatiounspolitik zënter enger
Rei vu Joren, déi mer kontinuéierlech ver-
bessert hunn; ouni Revolutiounen, mä
éischter mat Evolutiounen. Dat ass och an
dësem Haus hei ëmmer gedeelt gewiescht.

En zweete Punkt, deen déi Lëtzebuerger
Politik och vun aneren ënnerscheet, ass net
nëmmen de Fait, dass mer praktesch 1%
vum PIB bäisteieren, mä et ass och, dass
mer an aller Regel eng desinteresséiert
Politik do maachen. Bei eis ass d’Koope-
ratiounspolitik net de verlängerten Aarm vu
Wirtschaftsintérêten, déi hannendru sollten
oder kéinte kommen. Dat ass oft bei anere
Länner de Fall; wat duerfir déi Efforten am
Beräich vun der Kooperatioun vun deene
Länner och net automatesch falsch mécht.
Mä trotzdeem weess een, dass et do och
dann awer ëm Débouchéë vum Marché
geet respektiv ëm d’Kreatioun vu Marchéen
oder en Zougrëff op bestëmmte Rohstoffer.

Dat ass zu Lëtzebuerg net de Fall. Mir sinn
net suspekt op där doter Fro, dass mer géife
mat engem „hidden agenda“ optrieden, fir
iwwert den Ëmwee vun der Kooperatiouns-
politik aner Intérêten ze verfollegen.

Ech wëll als ee vun den dräi, véier Punkten,
op déi ech haut méi wëll agoen, als Éischt
op déi dramatesch Entwécklung vun de
steigende Präisser bei de Rohstoffer kom-
men. De Minister huet d’Zuel genannt: bis
zu 83% op der Bourse. Also net elo um Pro-
duit fini, mä bei de Matière-premièren op
der Bourse. Dat ass eng gewalteg Entwéck-
lung.

Mir ënnerstëtzen och als gréng Fraktioun
déi Lëtzebuerger Regierung bei hirer Déci-
sioun, dass se schonn een Euro pro Awun-
ner an dee Fong abezuelt huet vum Pro-
gramme alimentaire mondial. Dat ass eng
richteg Décisioun gewiescht, besonnesch
och well se relativ kuerzfristeg nom Opruff
geholl ginn ass, an dat sollt och en Zeeche
sinn. Mir mengen, dass do d’Lëtzebuerger
Regierung richteg gehandelt huet, a si kritt
och duerfir eis Zoustëmmung.

Et gëtt elo a leschter Zäit an deem dote
Kontext vill vun deene sougenannten Agrar-
treibstoffer geschwat, an dat huet sech och
scho résuméiert an enger Formule, déi Der
kennt, vum vollen Tank a vum eidele Bauch,
wat eng Konsequenz dovunner wier.

All déi Kritike si richteg, a mir Gréng hunn
eigentlech scho virun deem dote Réckgrëff
op Agrarsprit gewarnt, ier de Conseil des
Ministres am Mäerz 2007 d’Décisioun geholl
hat, a sengen Diskussiounen iwwert d’Ener-

gieentwécklung an der Europäescher
Unioun, déi och am Januar 2008 vun der
Kommissioun bestätegt gi sinn, fir bis 2020
20% erneierbar Energien ze hunn, mä be-
sonnesch 10% erneierbar Energië bei
Bensin an Diesel. Do hate mir scho vir-
drunner gewarnt, dass dat een Holzwee
wier an dass dat eiser Meenung no weder
ökologesch nach sozial vertrietbar wier.

Well, och wann dat haut an enger gängeger
Formule „Biosprit“ genannt gëtt, dann ass
do éischtens kee Bio dran, well déi Produk-
tiounen, ëm déi et hei geet, ginn alles
anescht wéi opgrond vun enger nohalteger
Agrarwirtschaft erwirtschaft. Et ass eng
intensiv Landwirtschaft, déi mat ganz ville
Mëttelen aus der chemescher Keul pro-
béiert ze ziichten.

Et ass also kee Biosprit, et ass Agrarsprit,
deen och nach op eng ganz intensiv Aart a
Weis récoltéiert gëtt. An do hate mir schonn
2007 eindringlechst virdru gewarnt, well
mer der Meenung sinn, dass déi steigend
Nofro, déi doduerch déclenchéiert gëtt op
deenen Agrospriten, de Klimawandel
iwwerhaapt net ännere wäert.

Am Contraire. Déi wäerten éischter, do-
duerch, dass se gréisstendeels a ganz
oneffizienten Anlage raffinéiert ginn, just
nach eng Kéier d’Nofro drastesch ukuer-
belen an nach eng Kéier déi Problemer ver-
schäerfen. Et ass also eng relativ oneffizient
Energiequell, déi weder sozial nach ökolo-
gesch nohalteg ass.

Dat muss een och an där Däitlechkeet soen,
an DÉI GRÉNG hu beispillsweis net méi
spéit wéi gëschter oder virgëschter am
Europaparlament och een immédiatë Mora-
toire op deenen doten Agrartreibstoffer ge-
frot. Mir hunn och mat Satisfaktioun zur
Kenntnis geholl, dass d’Lëtzebuerger
Regierung sech an hiren Démarchë wëllt
där doter Logik uschléissen. Do si mer,
wann och net vun Ufank un, op enger Linn
gewiescht. Mir si frou, dass Der och elo déi
kritesch Haltung do anhuelt.

Dat gesot, ass et awer och ze liicht an ze
einfach fir elo alles wëllen un den Agrar-
treibstoffer festzemaachen, wann et ëm déi
Augmentatioun vun de Präisser vu Roh-
stoffer geet. Esou einfach ass et och nees
net. Et gëtt verschidde Schätzungen, déi
soen, dass dat fir ongeféier 5% nëmme vun
der Präisaugmentatioun responsabel ass.
Bon, dat sinn d’Zuelen; iwwert déi kann een
diskutéieren. Mä et sinn op jiddfer Fall keng
Zuelen am héijen zweestellege Beräich, wat
op den Agrartreibstoff zréckzeféiere wier.

Dat bleift awer e relativ klengen Deel
nëmme vun deem, wat d’Präisaugmen-
tatioun an de leschte Méint gemaach huet.
Gradesou, wann net souguer nach vill méi
verantwortlech sinn aner Aspekter, an de
Minister huet dat och virdru gesot a senger
Ried, wou e gesot huet: Dat, wat elo
amgaang ass ze geschéien, ass d’Resultat
vun enger ganzer Rei vun Onkohärenzen an
enger Rei vu verschiddene Politiken.

An net nëmmen een Aspekt, dee vun den
Agrartreibstoffer, ass dorunner schold. Och
wann deen elo zu Recht an de Medien ass,
well mer do wierklech amgaange sinn, eng
komplett Feelentwécklung ze huelen, sou
soll een duerfir awer elo net d’Ae ver-
schléisse virun enger ganzer Rëtsch vun
anere Feelentwécklungen, déi genausou an
nach vill méi responsabel si fir déi Präis-
augmentatiounen. Dat ass am Beräich vun
der Agrarpolitik, déi falsch leeft. Do sinn
eng Rei Kolleege virdru schonn drop
agaangen. Dat läit och dorunner, dass
d’Uelechpräisser mëttlerweil bei 120 Dollar
de Barrel sinn. Och dat huet eng Inzidenz
op d’Produktioun vu Grondnahrungsmëttel
op deene verschiddene Kontinenter.

Et ass also och eng Fro vum Ëmgang mat
der Energie an eise Länner bei der Produk-
tioun vun Iesswueren, d’Fro vun der Energie
bei der Mobilitéit, bei der Industrie, déi mat
dozou bäidréit, dass déi Präisser vum Barrel
Uelech an d’Luucht ginn. Wat dann hannen-
drun induzéiert, dass doduerch och d’Pro-
duktioun vun Iesswueren an der Drëtter Welt
méi deier gëtt.

Et ass also net nëmmen eng Fro vum Agrar-
treibstoff, et ass tatsächlech nach ëmmer
eng Fro och do vum héije Pëtrolspräis, dee
mir generéieren an initiéieren duerch déi
Aart a Weis, wéi mir an den entwéckelte
Länner liewen.
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Wat awer och derbäikënnt, dat ass, dass
einfach d’Demande fir déi Produiten am-
gaang ass an d’Luucht ze goen, duerch déi
Entwécklung, déi an enger Rei vu grousse
Länner amgaang ass stattzefannen: China,
Brasilien, Indien a Russland. Do entsteet
ganz einfach eng zousätzlech Demande.

Et muss een och soen, dass d’Spekulatioun
op der Bourse, déi op deenen dote Produitë
geschitt, e ganz groussen Undeel un där
Augmentatioun vum Präis huet - an, fir déi
Leit, déi et interesséiert, ech hunn net méi
spéit wéi haut de Mëtteg nach op der Inter-
netsäit vum „Spiegel“ en interessanten Ar-
tikel fonnt, deen ebe beleet, wéi och déi
sougenannte Börsenzocker d’Präisser vun
de Liewensmëttel net nëmmen eropge-
driwwen hunn, mä och nach elo befeieren,
fir dass se nach weider an d’Luucht ginn.
Wat do ofleeft, ass schonn un Zynismus bal
net méi ze iwwerbidden - hätt ech bal gesot,
wann ech naiv wier, wat ech awer pro-
béieren net ze sinn.

Et gesäit een nämlech, dass do Investoren
elo ausgerechent mat Grondnahrungs-
mëttel probéiere ganz héich Rendementen
op den Terminmäert zu Chicago ze reali-
séieren. Si huelen och domat a Kaf, dass op
anere Plazen op der Welt Versuergungs-
enkpäss entstinn, dass Hongersnoute
kënnen d’Folleg dovunner sinn; wat natier-
lech net op deenen Ziedelcher steet, mat
deene se op deene Mäert op der Bourse do
akafen.

Finanzmanager artikuléieren dat ganz kal.
Déi soen, dat ass einfach eng Ressource
wéi eng aner. Déi Ressource fänkt u méi
knapp ze ginn, a mir probéieren op knappe
Ressourcen, wéi bei aneren och, Profitter ze
maachen, duerch eng geschéckt Speku-
latioun.

Dat huet als Endproduit, zum Beispill wann
een dat beim Räis mécht, dass herno - wéi
de Minister gesot huet - zu Haiti de Bulli
giess gëtt, fir iwwerhaapt nach eppes an de
Bauch ze kréien.

Si profitéieren also domadder - objektiv ge-
sinn - vum Honger am Honduras, op de Phi-
lippinen, am Bangladesch, an net nëmmen
dat. Domat gëtt och nach derfir gesuergt,
dass deen Trend ugefeiert gëtt an och nach
eropgedriwwe gëtt mat ganz einfache
Börsegeschäfter, déi all Dag praktizéiert
ginn.

Eng vun deene Banken, déi an dësen Deeg
do amgaang ass ze punkten, ass eng Bank,
déi och zu Lëtzebuerg aktiv ass. Et ass den,
wéi den „Spiegel“ schreift, Finanzgigant
ABN AMRO, déi jo och Relatiounen huet
mat anere Banke vun der Lëtzebuerger
Plaz, déi hei scho méi laang täteg sinn.
Relatiounen, déi och amgaang sinn, sech
ze verbesseren an ze intensifiéieren. Déi
huet als Ubidder vu Rohstoffproduitë fir
privat Anleger schonn zënter ufanks Mäerz
e Certificat, mat deem een och als Kleinst-
anleger op der Terminbörse zu Chicago op
steigend Räispräisser ka setzen, mat der
Hoffnung natierlech, dass de Räis a
sengem Präis klëmmt, well dann nach de
Rendement, deen een als Kleinstanleger
dorobber huet, och an d’Luucht geet.

U sech reagéieren déi Leit just nëmme kal a
prezis op eng Entwécklung. Wann een dann
héiert, wéi déi Leit souguer op hirem Inter-
netoptrëtt fir e Pabeier werben, da wëll ech
dat net anescht kommentéieren, wéi dass
ech Iech et virliesen. Do steet ganz einfach
als Argument: „Wann Indien schonn en Ex-
portverbuet fir säi Räis verhaangen huet, da
gi weltwäit d’Präisreserven zréck op e strikte
Minimum“, schreiwen do d’Bänker. An dann
erkläre se och nach, wat dat alles Guddes
heescht. Domat gëtt et fir d’éischte Kéier
méiglech, dass een an d’Nahrungsmëttel
Nummer 1 um asiatesche Maart ka mat
Benefiss participéieren.

Dat ass alles d’une Logique implacable,
d’une Logique boursière implacable, mä et
ass dat, wat zu engem groussen Deel an de
leschte Wochen a Méint fir déi Kris do ge-
suergt huet. Duerfir kann ech dem Kolleeg
Charles Goerens nëmme Recht ginn, wann
e seet, dass, wann den FMI an d’Weltbank
elo reagéieren, da soll een dat zwar net
schlecht fannen, mä et huet een natierlech
ee Moment misse stocken, wann een dat
soll zur Kenntnis huelen an och nach mat
aller Kredibilitéit akzeptéieren, wann een
dës Zesummenhäng gesäit.

Dat sinn Zesummenhäng, déi wäit méi op
dee Präis do en Afloss hunn, wéi déi be-
rechtegt a kritesch Diskussiounen, déi elo
endlech jiddferee féiert iwwert d’Agrar-
treibstoffer, déi heimadder eiser Meenung
no net sollen opgewië ginn. Mä et soll een
awer och do de Sënn fir dat Ganzt net ver-
léieren, soss mécht een et sech einfach an
et fënnt een doduerch herno och net zu
enger Léisung.

Här President, ech mengen, den Här
Goerens huet eng Fro.

❱❱❱ M. Charles Goerens (DP).- Ech wollt
just soen, datt d’Weltbank an den FMI
selwer en Deel vum Problem sinn, dee si elo
bekloen.

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Esou
ass et. Si hunn net nëmmen e Problem. Si
sinn och e Problem zum Deel. Do si mer eis
eens.

Wat awer wouer ass bei den Agrartreib-
stoffer, an och dat muss ee soen: Wann dat
trotzdeem an déi Texter konnt erafléissen,
dann ass dat net, well Ekologisten oder
Grénger hannert deem Schlagwuert vum
Biotreibstoff hannendrugelaf wieren oder
dorop eragefall wieren - et ass jo just de
Contraire -, mä da läit dat ganz einfach
dorunner, dass massiven Drock op d’Eu-
ropäesch Kommissioun gemaach ginn ass
an de Joren 2006 an 2007 vun der Auto-
mobilindustrie, déi ganz einfach wollt do-
duerjer en Deel vum Drock, deen op hir läit,
ofgeholl kréien. Déi wollt domadder iwwert
déi nächst puer Joer deen Effizienzsprong
an hirer Technologie net mussen an deem
Rhythmus maachen, deen erwaart gi war.

Deen Effizienzsprong hätt natierlech bei den
Investitiounen d’Automobilindustrie wesent-
lech méi kascht, an et ass duerfir, dass vu
Säite vun der Automobilindustrie dee mas-
siven Drock gemaach ginn ass, fir dass déi
Agrartreibstoffer kënne kontabiliséiert gi bei
déi 10% vun erneierbaren Energien, déi bis
2020 an dem Mix solle sinn. Dat muss een
och nach eng Kéier rappeléieren, wann een
net herno wëllt déi Saach eiser Meenung no
falsch gesinn.

Dat gesot, si mir net integral dergéint, dass
aus Agrarstoffer Energie gewonne gëtt. Och
do soll een elo oppassen, dass een net alles
matenee vermëscht, dass een net - wéi en
Däitsche géif soen - das Kind mit dem Bade
ausschëtt, well et gëtt duerchaus eng Plaz
fir Agrartreibstoffer, à condition, dass déi
dann och wierklech aus nohaltegem Land-
bau kommen, a virun allem awer och, wann
dat an enger reng lokaler a regionaler Logik
gemaach gëtt.

Wann also zu Lëtzebuerg an och an aneren
europäesche Länner am Kader vum Zréck-
bau vun den Iwwercapacitéite Brooch-
flächen entstinn, da soll een déi duerchaus
kënnen notzen, fir am Kader vun enger
Verwäertung vun deene Broochflächen eng
Rei Saachen unzeplanzen, déi och hei solle
kënnen dann dem Treibstoff bäigemëscht
ginn. Well mer do souwisou Produiten hätte
vun engem Präis, deen net kann exportéiert
ginn, ausser e wär extrem subventionéiert,
wourauser mer jo wëllen erausklammen.

Do hu mer also nach ëmmer Spillraum, fir
kënne sougenannten Agrartreibstoffer anze-
setzen, awer dat ass de Spillraum, dee
vernünfteg ass, deen nohalteg, ekologesch
a sozial vertrietbar ass. Alles, wat doriwwer
erausgeet, ass eiser Meenung no a Fro ze
stellen, ouni awer duerfir et komplett a Fro
ze stellen, well dat wär och nees eng Kéier
eiser Meenung no iwwerdriwwen.

Mir brauchen an engem Wuert, an engem
Saz wéi an honnert, ganz einfach eng Politik
bei de Liewensmëttel weltwäit, déi d’Lie-
wensmëttelsécherheet an de Mëttelpunkt
stellt, d’Nohaltegkeet, wéi se produzéiert
ginn, an de Mëttelpunkt stellt, an déi och
wierklech op der Plaz de regionale Produ-
zenten op alle Kontinenter d’Chance gëtt,
hir eege Produitë selwer ze verbrauchen an
och selwer kënnen ze verkafen op lokalen a
regionale Mäert. Dovunner si mer leider
nach eng Weilchen ewech, well mer
wëssen, 2005 si mer net virukomm, a bei
den Engagementer, fir bis Enn 2012 opze-
hale mat der Subventionéierung vun Agrar-
produiten um Weltmaart, si mer bis haut
blockéiert.

Mir kënnen dem Minister nëmme Recht
ginn, wann hien hofft, a mir hoffe mat him,
dass mer do an der nächster Zäit kënne
Fortschrëtter erzilen, fir dass mer déi doten
Engagementer kënnen anhalen.

Wéi gesot, wann de Minister seet, dat, wat
hei elo geschitt wär mat deene steigende
Präisser, wier net nëmmen d’Schold vun
engem Aspekt, mä et wier d’Konsequenz
vun enger ganzer Rei vun inkohärente Poli-
tiken iwwer Joren, da si mir där Meenung
och, a mir probéieren och, dat Gesamtbild
domadder e bëssen hierzestellen.

Mir hunn och en zweete Punkt, deen eis
wichteg schéngt. Dat ass dat Stéchwuert
vun der Cohérence des politiques, wou-
riwwer de Minister och de Mëtteg scho ge-
schwat huet. Dat ass eiser Meenung no a
ville Beräicher noutwendeg, och an eisem
internationalen Optrëtt.

Fir nach eng Kéier kuerz op dat anzegoen,
wat de Charles Goerens scho gesot huet: Et
muss een awer och haut nach eng Kéier
kënne rappeléieren, obwuel dat haut scho
bal keen Thema méi ass, mä et war laang
d’Haaptthema Nummer 1, wa vu Koopera-
tiounspolitik geschwat gëtt - elo héiert een
et bal net méi -, dat ass déi Saach vun der
Verscholdung vun der Drëtter Welt a vum
Noloosse vun de Scholden a vun der Zëns-
laascht, déi op deene Scholde läit. Haut ass
dat bal aus de Riede verschwonnen. Et ass
awer nach ëmmer e monumentale Problem.
E monumentale Problem!

A wann den FMI an d’Weltbank sech elo
Suerge maachen, wou mer frou sinn, dass
se sech déi maachen, wéinst de Präisser op
de Liewensmëttel, esou ass et awer haut
genausou opportun wéi all déi lescht Joren,
och wann do méi dovunner geschwat ginn
ass, dass d’Weltbank an den FMI eng Ent-
scholdungspolitik musse bedreiwen, déi
deen Numm och verdéngt, déi méi a méi
séier derfir suergt, dass déi Entscholdunge
kënne stattfannen, dass se Entscholdungs-
programmer op d’Bee stellen, quitte dass
déi punktuell mat Konditioune verbonne
sinn. Mä och dat muss nach eng Kéier
gesot ginn. Dat ass e massive Problem.

Déi Länner, déi ruinéiere sech, déi kréien
den Hals zougezunn, déi erstécke bal un
hirer Scholdelaascht an un der Zënslaascht,
déi se duerch hir Scholden hunn. An och
dat muss an enger Debatt iwwert d’Koope-
ratioun am Joer 2008 nach eng Kéier
rappeléiert ginn.

De Minister huet virdru gesot a senger Ried
an huet dat op e puer Plaze widderholl, et
misst een an Zukunft d’Kooperatioun an
d’Klimapolitik méi enk verbannen, Stéch-
wuert Klimapolitik am Sënn vun der Kohä-
renz vun de Politiken.

Dee Wonsch wier un hien erugedroe gi vu
Leit, déi vill Vertrauen an hie setzen, a wier
net an d’Ouer vun engem Dafe gefall, huet
hie sech ausgedréckt, an an Zukunft géif all
Projet op säi Klimaimpakt ofgeklappt ginn.
Hien huet och d’Engagement nach eng
Kéier widderholl, dass déi Kooperatiouns-
suen net aus deene Suen, aus deene Fonge
géife kommen, mat deene Klimaziler ver-
follegt ginn.

Do si mer selbstverständlech mat Iech kom-
plett d’accord, Här Minister. Dat ass alles
schéin a gutt, mä wann Dir sot, Cohérence
des politiques fir eng Rei Politiken an der
Logik vun der Kooperatioun dobaussen ze
vernetzen, da gehéiert awer och nach en
zweete Volet Cohérence des politiques
derbäi: Dat ass d’Kohärenz mat deem, wat
een doheem mécht. Cohérence des poli-
tiques, wann een an der Welt optrëtt, ass
noutwendeg, mä da soll awer am ideale Fall
och dat, wat een doheem mécht, domadder
selwer kohärent sinn.

Wann Dir sot, dass elo all Projet am Koope-
ratiounsberäich op säi Klimaimpakt ofge-
klappt gëtt, da soe mir Iech: Majo, da
maacht dat och heiheem, léif Regierung!
Déi gréng Fraktioun seet Iech dat zënter
Laangem. Bei all Projet, bei all gréisserem
Projet, deen hei zu Lëtzebuerg gemaach
gëtt, froe mir scho laang, dass eng Klima-
fiche gemaach gëtt, net nëmmen eng Fiche
financière, net nëmmen eng Fiche tech-
nique, mä dass och hei zu Lëtzebuerg bei
grousse Projeten eng Fiche gemaach gëtt
mam Impakt op de Klima. Zum Beispill,
wann dës Chamber renovéiert gëtt. Zum
Beispill, wa mer eis mat der Fro vun der Be-
liichtung vun dëser Chamber ofginn, da
musse mer och do kucken, ob dat alles per-
tinent war am Sënn vu Klimaschutz a vu
Klimapolitik.

A wa mer hei zu Lëtzebuerg et bei grousse
Projeten net fäerdeg bréngen, eng Fiche
environnementale, eng Fiche climatique ze
realiséieren, dann ass et natierlech net
extrem kohärent, wa mer dobaussen an der
Welt domadder optrieden. Dat mécht et
duerfir net falsch, dass Dir dat maacht. Au
Contraire. Mä maacht et ganz richteg,
maacht et ganz kohärent. Maacht eng
richteg Cohérence des politiques, déi net
nëmmen eng Einbahn ass, mä a béide
Richtunge fonctionnéiert, an dann hu mer
och hei zu Lëtzebuerg genuch Aarbecht, fir
an där doter Logik, Här Minister, virunze-
kommen.

Gradesou wär et noutwendeg, Cohérence
des politiques ze bedreiwen, wa mer
kucken, wéi Lëtzebuerg seng Kyoto-Enga-
gementer wëllt respektéieren. Iwwer
immens vill CDMen, déi sougenannten
„clean development mechanisms“ gi mir hin

a kafen eis Emissiounsrechter dozou, fir eis
Reduktiounsziler ze erreechen, an dës
Rechter gi ganz vill geschafen duerch
Projeten an den Entwécklungslänner. An et
ass och gutt, dass an deene Länner do
esou Projeten entstinn.

Allerdéngs, an dat hu mer och schonn oft
gesot, verstéisst et géint de Geescht vu
Kyoto, wann ee sech engem esou groussen
Undeel vu sengen Engagementer duerch
Zoukafe vun Emissiounsrechter muss ent-
leedegen. Dat ass net nëmme géint de
Geescht vu Kyoto. Dat ass och nach ekono-
mesch net schrecklech sënnvoll an och op
der Plaz ganz oft wéineg hëllefräich, voire
bis kontraproduktiv.

Et ass och duerfir net kohärent, well den
Haaptproblem, dee mer jo hunn op der
Klimafro, deen ass, dass déi westlech
Länner - net nëmme mir, mä anerer och -
duerch hire Modell e Konsum un den Dag
leeën, deen als Modell op de Planéit net
exportabel ass. Wann all d’Länner op der
Welt mam selwechte Recht wéi mir géifen
akloen, sech kënnen ze behuele wéi mir, da
bräichte mer dräi Planéiten, fir Energie ze
hunn, a mir bräichten dräi Planéiten, fir
kënnen eisen Honger ze stëllen.

Duerfir, wa mer also an deene Länner zu
Recht all eis Projeten op de Klimaimpakt
ofklappen, da musse mer awer och doheem
derfir suergen, dass dat, wat de Problem
schaaft, och hei zu Lëtzebuerg dann awer a
Fro gestallt gëtt, dass och hei zu Lëtze-
buerg probéiert gëtt, Modeller ausze-
schaffen, wéi mer eis kënnen iwwer wéi vill
Joer un déi Ziler do erubewegen. Ziler, déi
realistesch sinn, déi awer och ambitiéis sinn
- an dat vermësse mer.

Déi Zort Cohérence des politiques, Här
Minister, déi sidd Dir als Kooperatiouns-
minister natierlech net eleng amstand ze
realiséieren, mä dat ass eng Erausfuerde-
rung un Är ganz Regierung, fir och Cohé-
rence des politiques hei zu Lëtzebuerg ze
bedreiwen.

Déi gréng Revolutioun, vun där scho virdru
geschwat ginn ass vu Virriedner, déi geet
net vun de Länner aus aus der Drëtter Welt,
mä déi muss vun de Länner ausgoen, déi
och de Problem verursaacht hunn, an dat
ass e Liewensmodell fir de Planéit. Déi
globaliséiert Welt verlaangt och no engem
Liewensmodell, deen nohalteg machbar
ass, haut a fir déi nächst Generatiounen.
Dat muss vun hei ausgoen, an dat Stéck
Cohérence des politiques, dat bleiwe mir
schëlleg.

Mir maache villes richteg, mir maache villes
gutt. Mä mir hu villes doheem an den Haus-
aufgaben och nach wesentlech besser ze
maachen, wéi mer dat am Moment
maachen, notamment och an der Aart a
Weis, wéi mer eis ernähren. Net nëmmen an
der Aart a Weis, wéi mer eis Mobilitéit orga-
niséieren, net nëmmen an der Aart a Weis,
wéi mer produzéieren, mä och an der Aart a
Weis, wéi mer eis ernähren.

Wann ee weess, dass zum Beispill a Brasi-
lien 90% vun der Sojaproduktioun nëmme
geholl gëtt, fir déi Béischten ze fidderen, déi
mer herno als Bifdeck wëllen iessen, da
weess een, wéi d’Zesummenhäng sinn. An
da weess een, dass net nëmmen d’Léisung
hei ufänkt, mä dass och de Problem
iergendwou hei bei eis selwer muss ufänken
am Sënn vun der Cohérence des politiques.
Woufir Der eis ganz Ënnerstëtzung hutt; méi
vläicht, wéi et Iech léif ass.

(Interruption)

Den drëtten a leschte Punkt. E Wuert iwwert
d’Strukturen, déi mer an där doter Matière
hunn. Mir hunn eis iwwert déi lescht Jore
stänneg verbessert. Ënnert dëser Regie-
rung an och ënnert der Regierung virdrun
ass d’Aart a Weis vun der Zesummen-
aarbecht mat all den Acteuren - de staatle-
chen Acteuren an den ONGen - wierklech
och do net an Termë vu Revolutiounen, mä
an Termë vun Evolutioune verbessert ginn.
Do si mer haut wierklech - dat soen och
d’Acteure vum Terrain - en zolidd Stéck viru-
komm.

Si soen awer och, dass mer elo déi nächst
Stuferakéit missten zünden an dass mer elo
op engem Punkt ukomm sinn, wou een och
vläicht iwwert d’Struktur misst diskutéieren,
wéi hei zu Lëtzebuerg d’Kooperatiouns-
politik diskutéiert gëtt a wéi d’Kohärenz vun
der Kooperatiounspolitik hei zu Lëtzebuerg
soll realiséiert ginn. Si ware rezent bei eis an
der Chamber an hunn op dräi, véier As-
pekter higewisen, déi hinne wichteg
schéngen.

Et geet engersäits ëm dee Comité inter-
ministériel, dee mer haut hunn, an deen och
eng ganz Partie Erfahrunge gesammelt huet,
déi sollten afléissen an eng Weider-
entwécklung vun deem Gremium an an eng
Weiderentwécklung vun de Strukturen, wéi hei
zu Lëtzebuerg Kooperatiounspolitik gemaach443322 www.chd. lu
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gëtt. Déi Erfahrunge sollten drop erauslafen,
dass ee sech e Gremium gëtt, deen eng rich-
teg Capacité d’analyse huet. Dat verlaangen
d’Acteure vum Terrain. E Gremium, deen och
an enger Kontinuitéit ka schaffen, deen also
weess, dass seng Moyenen iwwer eng länger
Zäit kënne sinn, fir en Travail dans la continuité
kënnen ze maachen.

Si hätten och gären, dass bei der Represen-
tatioun net nëmme wéi bis elo de Comité in-
terministériel mat den ONGen zesumme-
kënnt, mä si lancéieren och en Appel un
d’Politik, notamment un d’Parlament, fir ze
soen: Dir musst Iech méi implizéieren! An
och do net nëmmen an der Logik vun enger
Einbahn, mä och do mussen d’Parlamen-
tarier mat de Parlamentarier aus deene
Länner, déi mer als Pays cibles hunn, méi
intensiv zesummeschaffen. Et kann net sinn,
dass et nëmmen um Terrain stattfënnt. Et
kann net sinn, dass et nëmmen eng Saach
ass vun der Exekutiv. Och d’Parlamentarier
si gefuerdert, fir sech méi staark derfir ze in-
teresséieren, an dat net an enger Einbahn.

Si verlaangen och, dass dat Gremium soll
esou organiséiert sinn, dass et géint eng
Main-mise vun engem vun deenen Acteuren
alleguer geschützt wier. Et sollen also all déi
Acteuren, déi do un den Dësch invitéiert
sinn, zesumme kënne schaffen, ouni awer
dass do een ze vill dominant géif ronderëm
den Dësch ginn. Si nennen dat en «Conseil
coopération et cohérence».

Mir halen dat als gréng Fraktioun fir richteg.
Mir hunn och duerfir eng Motioun pre-
paréiert, déi ech hei wëll déposéieren, wou
mer d’Regierung opfuerderen, d’Kreatioun
vun engem Conseil coopération et cohé-
rence ze analyséieren opgrond vun deenen
dote Strukturen.

Motion 2

La Chambre des Députés,

- soulignant la nécessité d’une cohérence
des politiques accrue en matière de poli-
tique de coopération;

- considérant que les expériences gagnées
au sein de l’actuel comité interministériel
doivent guider la recherche d’une solution
plus performante;

- considérant qu’une structure réunissant
acteurs du terrain, fonctionnaires gouverne-
mentaux, membres du gouvernement et
parlementaires pourrait fournir une plate-
forme adéquate;

- considérant que cette structure devrait
disposer d’une réelle capacité d’analyse et
qu’elle devrait pouvoir travailler dans la
continuité et être à l’abri d’une main-mise de
l’un des acteurs;

invite le Gouvernement

- à analyser la création d’un conseil coopé-
ration et cohérence.

(s.) Félix Braz, Claude Adam, Camille Gira,
Henri Kox, Viviane Loschetter.

Här President, den Här Minister freet
d’Wuert.

❱❱❱ M. le Président.- Den Här Minister
huet d’Wuert.

❱❱❱ M. Jean-Louis Schiltz, Ministre de
la Coopération et de l’Action humanitaire.-
Här President, ech wëll dozou direkt eppes
soen. Et gëtt e Comité interministériel pour
le développement durable. Et gëtt e Conseil
supérieur pour le développement durable.
Et gëtt e Comité Kyoto. Et ginn Assisen. Et
gëtt e Comité interministériel. Ech weess
emol net, wéi déi Organer all heeschen. Ech
hunn Iech der elo fënnef opgezielt. Wann
den Här Braz mer seet, wat fir dräi mer of-
schafen, da kënne mer och iwwert dat anert
diskutéieren.

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Ech
proposéieren Iech, Här Minister, dass mer
dat zesummen diskutéiere mat deenen
Acteuren.

❱❱❱ M. Jean-Louis Schiltz, Ministre de
la Coopération et de l’Action humanitaire.-
Sot mer, wat fir eng!

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Ech
soen Iech dat, wa mer zesummesëtzen.

❱❱❱ M. Jean-Louis Schiltz, Ministre de
la Coopération et de l’Action humanitaire.-
Neen, sot mer, wat fir eng!

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Neen,
neen. Ech hunn Iech proposéiert, dass mer
eis solle Gedanke maache genau doriwwer,
fir déi Cohérence des politiques ze stei-
geren. Sëtzt Iech mat deene Leit un en
Dësch! Gitt hinnen d’Wuert! Déi erklären
Iech dat. Ech sinn iwwerzeegt, dass mat
deene Leit zesummen eng Léisung fonnt
gëtt doriwwer, wat fir eng Gremië solle
bäibehale ginn oder net.

Ech mengen net, dass et ubruecht ass haut
ze soen: Dee Wonsch, dee vun deene Leit
kënnt, ass absurd. Ech mengen, dass dee
Wonsch ganz kohärent ass. Ech sinn och
sécher, dass mer mat hinnen zesumme
géifen eng Léisung fannen am Konsens
iwwert déi dote Strukturen, och iwwert déi,
déi eventuell missten herno a Fro gestallt
ginn.

Ech mengen net, dass mir dat haut sollte
beäntwerten. Mä mir sollen déi Initiativ an
dee Virschlag opgräifen a soen: Kommt, mir
analyséieren dat a fannen zesummen eng
Léisung! D’Parlament ass sécher bereet, säi
Rôle do matzespillen, notamment déi
zoustänneg Kommissioun ënnert dem Här
Fayot, déi jo och déi Leit viru kuerzem emp-
faangen huet.

❱❱❱ M. le Président.- Här Braz, erlaabt
Der nach, datt den Här Minister Iech eng
kleng Fro stellt?

❱❱❱ M. Jean-Louis Schiltz, Ministre de
la Coopération et de l’Action humanitaire.-
Entschëllegt, wann ech nach eng Kéier
drop zréckkommen. Den Här Braz huet,
wann ech richteg verstanen hunn, d’Vuë
vun den ONGen duergeluecht, déi absolut
respektabel sinn. Hien huet gesot, déi
Gréng géife se deelen, wann ech richteg
verstanen hunn. An ech hu gefrot: Solle mer
d’Saachen da vereinfachen? Ech krut awer
dorop keng Äntwert.

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Ech
hunn Iech d’Äntwert ginn, Här Minister.
Kommt, mir setzen eis mat deenen un en
Dësch a mir diskutéiere mat hinnen iwwert
hire Virschlag! Ech sinn iwwerzeegt, dass
déi Leit beméit sinn, e Konsens mat Iech ze
fannen iwwert déi Strukturen, déi solle bäi-
behale ginn, iwwert déi Strukturen, déi
sollen ofgeännert ginn, an iwwert déi Struk-
turen, déi sollen nei geschafe ginn.

Verschléisst Iech net dem Gespréich! Dat
ass e weidert Element wéi mer déi Koopera-
tiounspolitik kënne verbesseren.

❱❱❱ M. le Président.- Här Minister, ech
géif zwar proposéieren, den Här Braz géif
seng Ried fäerdeg maachen. Dir hutt jo
herno d’Méiglechkeet, dem Här Braz op all
Detail ze äntwerten. Well soss komme mer
wierklech net virun.

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- An ech
hu souguer nach d’Méiglechkeet, Iech ze
äntwerten. Also, mir kënnen nach laang
matenee schwätzen, mä kommt mir ginn
deenen anere Leit och d’Wuert.

E lescht Wuert awer och. Aus dem Souci
eraus vun der Cohérence des politiques
nach ee Stéchwuert, wat eis wichteg
schéngt. Mir hu schonn oft iwwert d’Immi-
gratiounspolitik geschwat. Mir sinn och
amgaang en neit Immigratiounsgesetz ze
maachen a mir hunn oft bemängelt, dass et
um europäeschen Niveau nach keng ko-
härent Immigratiounspolitik gëtt.

Mir wëssen awer gläichzäiteg, dass den
europäesche Kontinent sech amgaang ass
ze dépeupléieren, dass mer also all Joer e
steigenden Undeel vu Leit aus Drëttstaten
op den europäesche Kontinent kréien. Dat
net nëmmen aus Afrika, wou en Deel vun
eise Pays cibles sinn; och aus aneren
Deeler vun der Welt. Mä mir hunn deen
Trend zu de Leit aus dem Drëttstat an eise
Législatiounen - europäesch an och na-
tional - nach net esou richteg integréiert.

Trotzdeem fënnt d’Immigratioun statt mat all
de Schwieregkeeten, déi dat mat sech
bréngt, well et duerfir eng Demande gëtt um
europäesche Marché an och um Lëtze-
buerger Marché. Déi Leit fanne Beschäfte-
gung. Si fannen dat just net op eng legal
Aart a Weis. Mir hunn ëmmer gemengt,
dass eis Pays cibles och kéinten eng Platt-
form bidden, fir och am Beräich vun der Im-
migratiounspolitik eng méi grouss Kohärenz
un den Dag ze leeën.

❱❱❱ M. le Président.- Här Braz, Dir misst
zwar lues awer sécher zum Schluss
kommen!

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Jo, et si
34 Minutten, Här President. Wann Der mer
déi zwou, dräi gitt, déi den Här Minister mer
geholl huet, da si mer gutt.

❱❱❱ M. le Président.- Et waren der zwar
net grad zwou, dräi. Da kuckt, datt Der Iech
an enger fäerdeg maacht, Här Braz.

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Dat ass
kee Problem.

(Interruption)

Ech wëll duerfir, Här Minister, och vun der
Regierung wëssen, ob se gedenkt sech an
nächster Zäit och am Beräich vun der Immi-
gratiounspolitik eng méi kohärent Politik ze

ginn an ob se gedenkt sech am Beräich vun
der Immigratiounspolitik och Saachen aus-
zedenken, fir mat deene Länner - déi mer
kennen, déi eis Pays cibles sinn, mat deene
mer e Vertrauensverhältnis hunn, vun deene
mer och schonn zum Deel Leit hei hunn -
eng privilegéiert Partnerschaft opzebauen
am Beräich vun der legaler Migratioun vun
de Leit aus deene Länner op Lëtzebuerg
hin.

Dat och an engem Souci vun Austausch vu
Leit, och an engem Souci vu Formatioun
vun de Leit; net vu Fuite des cerveaux. Well
dat ass dat, wat am Moment geschitt. Et ass
och dat, wat mat den neie Gesetzgebunge
riskéiert ze geschéien. Mä dat wierklech am
Souci vun enger Partnerschaft, wou een och
kéint mat deene Leit diskutéieren iwwer zäit-
weileg Presenzen zu Lëtzebuerg fir For-
matioun, a wou een och kéint regulär an de-
finitiv Immigratioun mat deene Länner am
Kader vun eiser Kooperatiounspolitik orga-
niséieren. Och dat wär e Stéck Cohérence
des politiques.

Ech Iech Merci fir d’Nolauschteren.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Ech soen dem Här
Braz Merci. Als nächste Riedner ass den
Här Henckes agedroen. Här Henckes, Dir
hutt d’Wuert.

❱❱❱ M. Jacques-Yves Henckes (ADR).-
Merci, Här President. Ech wëll fir d’éischt
soen, datt mer ee vun deene rare Parla-
menter sinn an Europa, wou all Parteie mat
den Zilrichtunge vun der Entwécklungs-
hëllef d’accord sinn. Duerfir kënne mer och
mat bal allem, wat de Minister ons gesot
huet, haut de Mëtteg d’accord sinn. Et muss
een och deenen ONGe Merci soen, de Leit,
déi sech um Terrain ëm d’Problemer
këmmeren, och an de Ministèren a Lux-
Development, well déi eng ganz gutt
Aarbecht leeschten. E gudden Deel vun der
lëtzebuergescher Entwécklungshëllef ass
hire Mérite.

Mir ginn zu Lëtzebuerg, wa meng Chiffere
richteg sinn, d’lescht Joer - genau gesot -
275 Milliounen Euro aus fir Entwécklungs-
hëllef. Dat ass e ganz héije Montant, deen
och ganz staark an onse Budget schléit. Et
ass verständlech, wann een dee Montant do
héiert, datt sech ganz vill Leit dobaussen
dann d’Fro stellen: Ma firwat sinn am
Budget da keng Suen do, fir eng Maison
relais ze renovéieren? Firwat si keng Suen
do fir Leit, déi hei am Land aarm sinn?

Duerfir ass justement eng vun deenen
Debatten, déi mer musse féieren an déi
permanent muss geféiert gi mat de Bierger
hei an onsem Land, fir déi Akzeptanz vun
der Entwécklungshëllef ganz kloerze-
maachen an déi och duerchzesetzen.

Mir mussen hei feststellen, datt mer eviden-
terweis en Intérêt hunn, fir an d’Entwéck-
lungshëllef ze goen. Éischtens aus Solida-
ritéit vis-à-vis vun deene Leit, deenen et méi
schlecht geet. Mä et kann een och soen,
datt et an onsem Intérêt ass, fir op dee Wee
ze goen. Well iwwerall do, wou et Aarmut
gëtt, do ass de Risiko vun Terrorismus, do
ass de Risiko vu Krich, do ass de Risiko och
vun illegaler Immigratioun natierlech méi
grouss, wéi wann een op der Plaz hëllefe
kann an d’Leit op hirer Plaz selwer sech
kënnen uerdentlech ernieren a liewen.

An där ganzer Debatt, déi mer hei féieren,
hunn ech och mat Freed notéiert, datt d’Re-
gierung mat der Chambre de Commerce
versicht huet fir d’lëtzebuergesch Entre-
prisen un der lëtzebuergescher Entwéck-
lungshëllef ze interesséieren. Et hu sech
eng 160 Entreprisë gemellt. Ech weess,
datt, wat d’Marchés publics ugeet, d’lescht
Joer eng ronn 80 Milliounen Euro iwwert
d’Marchés publics verdeelt gi sinn. Wat ech
net weess a wou ech vläicht frou wier, wann
den Här Minister mer dëst kéint soen, dat
ass, wéi vill vun deenen 80 Milliounen u
lëtzebuergesch Entreprisë gaangen ass.

Evidenterweis geet jo e gudden Deel an déi
Zillänner, wou mer investéiert hunn a well do
gebaut gëtt, mä et ass awer och e gudden
Deel, deen hei zu Lëtzebuerg bleift oder
lëtzebuergeschen Entreprisen zeguttkënnt.
Do wier ech frou, wann ech kéint e Montant
gewuer ginn.

Et ass vun all menge Virriedner mat Recht
op d’Kohärenz vun de Politiken higewise
ginn. Ech wëll mech an där méi kuerzer Zäit,
déi engem zur Verfügung steet, konzen-
tréieren op Problemer, déi elo méi rezent zur
Debatt komm sinn, an dat ass de Präis-
index, d’Héije vun den Nahrungsmëttel.

Dat ass fir mech ee vun deenen Haaptpro-
blemer, mat deene mer konfrontéiert sinn
am Ablack. An net nure mëttelfristeg, mä
souguer laangfristeg.

Ech wëll nuren drop hiweisen, datt laut den
Donnéeën, déi mer hei zur Verfügung hu

vun der Welternährungsorganisatioun, der
FAO, vum Mäerz 2007 bis Mäerz 2008
d’Präisser vun den Nahrungsmëttel ëm 57%
gestiege sinn. Eleng de Räis ass innerhalb
vun de leschten zwee Méint ëm 75% ge-
stiegen an de Weess am Laf vum leschte
Joer ëm 120%.

Dat, wat um Weltmaart passéiert, provo-
zéiert dann natierlech Reaktiounen an
deenen äermste Länner vun der Welt, wou
bien entendu déi Leit musse vun deene
Wuere liewen, wou d’Main-d’œuvre selwer
méi bëlleg ass a wou doduerjer d’Matière
première, dat heescht de Weess, de Räis,
natierlech vill méi an hirem Alldeeglechen
zu Buch steet.

Duerfir gesäit een, datt et an iwwer 33
Länner am Ablack op der Welt zu Onrouen
an zu Instabilitéit komm ass. E gudden Deel
dovunner si bekannt: Marokko, Mexiko,
Haiti, Ägypten. Et kéint een nach anerer op-
zielen. Do gesäit een, datt dat natierlech
ganz staark Reaktioune provozéiert.

Mä et gesäit een och, datt dat hei zu Lëtze-
buerg Répercussiounen huet. Et brauch
een nuren d’Evolutioun vum Pond Brout ze
kucken, wéi de Präis geet. Do ass natierlech
nuren e Brochdeel dovunner op de Weess
zréckzeféieren. Mä nach huet dat Réper-
cussiounen, an et gesäit een och, datt déi
lescht Donnéeë vum Statec weisen, datt
innerhalb vun engem Joer d’Iesswueren hei
zu Lëtzebuerg ëm ronn 6% méi deier gi
sinn. Dat ass bien entendu eng Reaktioun
op dat, wat natierlech och um Weltmaart
passéiert ass.

Et muss een elo analyséieren, wéi dann
d’Prognose fir d’Präisentwécklung sinn.
Wann ech op d’Donnéeë vun der Weltbank
kucken, da gesäit een, datt si e Réckgang
vu 25% an der landwirtschaftlecher Produk-
tivitéit bis 2080 an de meeschten Entwéck-
lungslänner virgesinn, als Folleg vum Klima-
wandel. Dat ass natierlech eng Donnée, déi
ganz explosiv ass.

Wat sinn d’Grënn fir den Ustieg vun de
Präisser vun den Nahrungsmëttel? Do gëtt
et genau dräi Etüden, déi dat alleguerten
uniform analyséiert hunn an och zur sel-
wechter Konklusioun komm sinn, dat sinn:
d’Weltbank, den International Food Policy
and Research Institute an d’FAO. Dat si
strukturell Ursaachen.

Éischtens d’Nofro a China an an Indien,
haaptsächlech no Fleesch, an ee Kilo
Fleesch weider am Verkaf, dat bedeite 16
kg Weess, déi mussen derfir opbruecht
ginn. Dat ass d’Produktioun vun Agrardreif,
also de Biosprit, wéi ee seet. Do gesäit een,
datt dat bien entendu och ganz staark zu 26
respektiv zu 72% fir de Mais bäigeluecht
huet um Käschtepunkt. Et ass de Klima-
wandel vun deem ech virdru geschwat
hunn. Et sinn déi gestiegen Uelechpräisser,
wou een och gesäit, datt, wann een Agrar-
produitë produzéiert, natierlech och dofir
Diesel a Kraaftstoffer gebraucht musse
ginn, an et gesäit een, datt dat natierlech
och seng Répercussiounen huet.

An dann ass och eng Ursaach déi man-
gelnd Investitiounen an d’landwirtschaftlech
Produktivitéit an den Entwécklungslänner.
Eng etlech vun den Entwécklungslänner,
haaptsächlech an Afrika, ware während
laange Joren Exportlänner. Haut si se
Importlänner ginn. An do gesäit een, datt
dat natierlech och Répercussiounen huet.

Da gëtt et eng etlech Länner, déi Export-
stoppe vun Agrarproduitë verhaangen
hunn. Och dat féiert dozou, datt natierlech
déi Wueren, déi deen Ablack um Weltmaart
sinn, méi enk ginn an datt doduerjer natier-
lech och d’Wueren, déi dann nach um Welt-
maart sinn, méi deier ginn. Ech wëll nuren
drop hiweisen, datt Indien, China, Russland,
Ägypten, Vietnam a Sambia - fir nëmmen
déi ze nennen - esou Exportstopper ver-
haangen hunn.

Da gëtt et d’Spekulatioun a bien entendu de
Wuesstum vun der Weltbevölkerung, déi
jährlech eng Augmentatioun vun 2%
zousätzleche Liewensmëttel freet.

Här Minister, Dir Dammen an Dir Hären, et
geet heiansdo net ëmmer duer mat
Sonndesrieden, a gudde Rieden a gudden
Debatten, och hei an der Chamber. Mir
erwaarden ons och vun dëser Regierung,
vun der Europäescher Unioun, datt mer e
puer Ännerungen a méi Kohärenz an der
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Politik hunn. Dat bedeit, dat ass virdru
schonn ugeklongen, datt mer déi Biosprit-
normen, déi Ziler, déi mer wëllen hunn, déi
anscheinend op 10% vun dem Energie-
bedarf hinzilen, reduzéieren.

Ech war frou ze liesen an ze héieren, datt
souwuel den Ëmweltminister wéi Dir, Här
Schiltz, d’Regierung d’une façon générale
domat d’accord ass, fir op dee Wee ze goen
an datt mer awer och eng aner Décisioun
mussen huelen an nächster Zäit. Dat ass fir
déi Exportsubsidië fir Agrarproduiten ze
suppriméieren.

Do huet d’Europäesch Kommissioun Propo-
sitiounen an deem Sënn gemaach, an ech
wollt d’Regierung froen, ob se och wëlles
huet, op deem Gebitt do déi Exportsub-
sidiéierunge vun Agrarproduiten ze
stoppen, an dat mat deenen anere Länner,
déi an déiselwecht Richtung wëlle goen, fir
domadder der Europäescher Kommissioun
an deem Sënn entgéintzekommen.

Woufir ass et wichteg, datt mer do interve-
néieren, fir déi Subsidië fir Exportproduiten
ze stoppen? D’Haaptargument, wat ech
doranner gesinn, ass, datt mer als Kon-
sument zweemol bezuelen. Mir bezuelen
eng Kéier ons Iesswueren iwwert de Wee
vun den Exportsubsidien, a mir bezuelen
nach eng Kéier, well doduerjer, datt vill
Agrarproduiten exportéiert ginn, sinn natier-
lech an Europa an och hei zu Lëtzebuerg
manner Produiten um Maart, wat dann nees
erëm zu Präissteigerunge féiert, esou datt
also de Bierger zweemol zur Keess gebiede
gëtt duerch eng verkéiert Agrarpolitik. Duer-
fir ass et wichteg, datt mer hei op en anere
Wee ginn.

Ech wollt d’Regierung froen, ob se bei
deenen Négociatiounen, déi elo um euro-
päeschen Niveau sinn, ganz kloer op dee
Wee wëllt goen, datt mer mat deenen
Exportsubsidië sollen ophalen. Dat schéngt
mer eng wichteg Donnée ze sinn.

Eng aner Fro, déi ee ka mat unhänken, dat
ass déi Propositioun vun der Weltbank a
vum Fonds monétaire international, fir eng
500 Milliounen Dollar géint den Honger aus-
zeginn. Dee Montant ass elo anscheinend
no uewe revidéiert ginn op 750 Milliounen
Dollar. Dozou wollt ech froen, ob d’Re-
gierung bereet ass, op dee Wee ze goen -
am europäesche Kader bien entendu - a
wat ongeféier do d’Kontributioun vu Lëtze-
buerg kéint sinn.

Et muss een och eng etlech Kritiken er-
nimme vum Fonds monétaire international
op jidde Fall, déi - mengen ech mat Recht -
op e Problem higewisen hunn, nämlech datt
een awer och muss eng etlech Kritiken net
méi esou fir richteg hale vis-à-vis vun där
Politik, déi de Fonds monétaire an der Ver-
gaangenheet gemaach huet.

Wat ass nämlech gewiescht? An der Ver-
gaangenheet war d’Besetzung haaptsäch-
lech vum Verwaltungsrot vum Fonds moné-
taire international ganz staark influenzéiert
vun Amerika. Mä et ass elo e Revirement
komm an der Besetzung vun deem Verwal-
tungsrot. Et ass elo virgesinn, datt deen
nächste President vum Fonds monétaire
international keen Amerikaner a keen
Europäer ass, mä eng Persoun aus engem
vun den Entwécklungslänner. Doduerjer ass
vläicht elo méi eng grouss Sensibilitéit zu
deem Problem do komm, mä et ass op jidde
Fall wichteg, datt mer déi Initiativ vun der
Weltbank a vum Fonds monétaire interna-
tional ënnerstëtzen.

Dat Zweet, wat mir als ADR mengen, dat
ass, datt mer déi Norme vum Biosprit no
ënne revidéiere sollen, fir datt mer eng méi
kleng Zilsetzung an Europa doriwwer hunn,
wéi vill mer däers gebrauchen.

Deen drëtte Punkt, deen ons wichteg
schéngt, dat ass, datt en „new deal“ soll
gemaach ginn iwwert déi ganz Welternäh-
rungsproblemer. Dozou gëtt et jo och Pro-
positioune vum Här Zoellick vun der Welt-
bank. Mir sollen ons deenen ënner anerem
ralliéieren.

Et geet och dorëm, datt, wa mer effektiv géint
d’Aarmut an den afrikanesche Länner an och
an den asiatesche Länner wëllen ukommen,
een da muss natierlech och derfir suergen an
hëllefen, datt sozial Sécherungssystemer an
deene Länner ausgebaut ginn.

Et ass verständlech, datt, wa Leit fäerten,
datt se am Alter net méi kënne schaffen, wa

se jonk Leit, hir Kanner brauchen, fir hinnen
am Alter ze hëllefen, si deen Ablack natier-
lech ganz vill Kanner op d’Welt bréngen.
Fënnef, sechs, siwe Kanner sinn an deene
Länner normal. Et ass och verständlech,
datt deen Ablack, souguer wann de PIB an
deene Länner steigt, de Pro-Kapp-
Akommes permanent zréckgeet, well
d’Bevölkerungszuel villech méi séier steigt
wéi de PIB an deenen Entwécklungslänner.

Duerfir mengen ech, datt mer also mat
deene Prinzipien, wéi mer se elo alleguerten
hei diskutéiert hunn, kënnen d’accord sinn.
Mir hätten awer och gäre vun der Regie-
rung, datt se ganz kloer seet, wéi se wëllt
elo um europäeschen Niveau an och um
nationalen Niveau déi Cohérence des poli-
tiques duerchsetzen, wat d’Agrarsubven-
tiounen ugeet an och wat déi Demande vun
der Weltbank a vum Fonds monétaire ugeet.

Ech soen Iech Merci.

❱❱❱ M. Gast Gibéryen (ADR).- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Ech soen dem Här
Henckes Merci. Als nächst Riednerin ass
d’Madame Lydie Err agedroen. Madame
Err, Dir hutt d’Wuert.

❱❱❱ Mme Lydie Err (LSAP).- Merci, Här
President. No all deene ville gudde Wierder,
wëll ech dann emol ufänke Saachen ze
soen, déi vläicht manner agréabel sinn, an
zwar als Éischt déi Tatsaach, dass mir haut
de Mëtteg déi Ried, déi de Minister hei fir
eis gehalen huet, eréischt an de Grapp
kruten, wéi hien op der drëttleschter Säit
war, während haut de Moien e Journalist,
dee mech interviewt huet zu engem aneren
Thema, d’Ried schonn am Grapp hat.

Dat si Manéieren, déi mer mëttelméisseg
appréciéieren, well et net evident ass, eng
Ried nozelauschteren an herno nach ze
wëssen, wat ee gehéiert huet, wann een net
gläichzäiteg en Text ënnert den Ae leien
huet, op deem een dat ka verfollegen.

❱❱❱ M. Jean-Louis Schiltz, Ministre de
la Coopération et de l’Action humanitaire.-
Ech hunn net gefrot, fir datt d’Debatt deen
nämlechten Dag géif gehale ginn!

❱❱❱ M. le Président.- Madame Err, den
Här Wolter wëllt Iech eng Fro stellen.

❱❱❱ M. Michel Wolter (CSV).- Et ass
vläicht richteg, wat d’Madame Err elo gesot
huet. Ech wëll soen, dass et fréier esou war,
dass de Minister d’Deklaratioun gemaach
huet an d’Debatt en Dag drop war, fir jidd-
ferengem Zäit ze ginn, a Rou d’Debatt ze
maachen. Mä dëst Joer ass op Insistenz
vun der demokratescher Fraktioun de Sys-
tem ëmgeännert ginn, well si an der Confé-
rence des Présidents d’Demande gemaach
hunn, fir d’Debatt direkt no der Ried vum
Minister ze hunn, mat der Argumentatioun,
déi ee kann novollzéien, dass dann d’Diplo-
maten, déi eis Debatte géifen nolausch-
teren, d’Méiglechkeet hätten, fir net
nëmmen d’Ried vum Minister, mä och de
Suivi vun der Diskussioun kënnen an engem
Stéck ze maachen.

Mir hunn eis deem ralliéiert. Wann d’Depu-
téierten awer der Meenung sinn, dass dat
net gutt ass, si mir selbstverständlech
bereet,...

(Interruption)

...op dee System zréckzekommen, dee mer
haten, nämlech dass d’Ried gehalen an
dann ausgedeelt gëtt, jiddfereen een Dag
Zäit huet, fir se ze kucken, an dann dozou
Stellung kann huelen.

Och domat hu mir kee Problem.

(M. Lucien Weiler reprend la Présidence)

❱❱❱ Mme Lydie Err (LSAP).- Also, dat do
ass keng Äntwert op déi Fro, déi ech op-
geworf hunn.

❱❱❱ Une voix.- Dach!

❱❱❱ Mme Lydie Err (LSAP).- Neen, iwwer-
haapt net. Et ass eng Saach, ob een eng
Ried hält an ob ee gläichzäiteg den Text
ënnert den Aen huet, well vill Leit sécher-
lech an därselwechter Hypothees si wéi
ech, dass et ganz schwéier ass, sech op
eppes ze konzentréieren, wat een net
gläichzäiteg ënnert den Aen huet.

Et ass all Kéiers déi nämlecht Diskussioun.
Wa mer aussepolitesch Diskussiounen hei
hunn, da war de Minister dozou ze be-
wegen, seng Ried gläichzäiteg ausze-
deelen, an ech fannen, dass de Rescht
sech wierklech duerch absolut näischt justi-
fiéiert, besonnesch wann een dann herno
gesot kritt: „Et geet keen op meng Ried
an!“, oder „Et geet keen op de Rapport an.“

Also, béides ass e bësse schwéier. Dobäi
wëllt ech et beloossen. Ech fannen et just
net agréabel. Et kann een och op déi aner

Manéier, wéi mer virdru gefuer sinn, erëm
zréckkommen, mä ech denken net, dass et
do d’selwecht war, well d’leschte Kéier hate
mer déiselwecht Diskussioun, och wéi am
Fong d’Diskussioun iwwert d’Ried eréischt
deen Dag drop war. Mä loosse mer elo hei
net eng grouss Debatt maachen.

Ech wëll just soen, dass ech appréciéieren,
eng Ried kënnen ze lauschteren a gläich-
zäiteg ze liesen, ze ënnersträichen, well een
dann herno weess, wat ee gelauschtert
huet.

Weider zu der Debatt. D’Objektiver vun der
Politik huet mäi Kolleeg, de Marc Angel, hei
schonn ugeschwat. Et bleiwen am Fong
nach e puer Saachen iwwreg, op déi ech an
de Jos Scheuer nach wollten agoen.

Ech wollt mech haaptsächlech mat zwou
Saachen ofginn, well mer och nach ganz
wéineg Zäit hei rescht hunn.

Éischtens, eist Gesetz vun 1996, fanne mer,
misst un d’Realitéite vun haut ugepasst
ginn. D’Objektiver vun der Lëtzebuerger
Kooperatioun sinn dësem Gesetz no nach
ëmmer nëmmen d’Eradicatioun vun der
Aarmut. Dat ass sécherlech och haut nach
richteg. Mä ech mengen, et ass en Text,
wou nach näischt iwwert d’Millenniumgoals
drasteet, wou näischt iwwer eis Instru-
menter um Terrain drasteet. Dat ass einfach
net méi zäitgeméiss. Ech fannen, dass ee
muss kucken net nëmmen, dass dat, wat ee
mécht, eng Saach ass, déi akzeptabel ass,
mä dass een och soll kucken, wéi déi Leit,
déi net wëssen, wat um Terrain passéiert,
sech an den Texter erëmfannen, déi et zu
engem Thema gëtt.

Mir hunn déiselwecht Diskussioun mat eiser
Verfassung, déi mer elo probéieren, un
d’Realitéit vun eiser Verfassungssituatioun
zu Lëtzebuerg unzepassen. Mir hu fest-
gestallt, dass, wann een um Pabeier liese
kann, wéi d’Praxis ass, dat natierlech eng
besser Politik ass.

Esou steet an eisem Gesetz zum Beispill
näischt iwwert d’PICen dran. Ech hunn elo
haut mat Freed héieren, dass d’Bereet-
schaft do ass, och d’PICen an der Chamber
oder an der Chamberskommissioun ze dis-
kutéieren, well d’PICen am Fong dat sinn,
wou Politik an de Länner an eise Pays cibles
gemaach gëtt. Ech fannen et absolut on-
interessant, dass mir eemol d’Joer all-
gemeng iwwer Saache schwätzen, beson-
nesch wa mer wëssen, dass de Rapport
d’activité - dat ass eigentlech kee Reproche
- net méi aktuell ass dee Moment, wou en
hei zur Sprooch kënnt.

Ech denken duerfir, dass déi Politik, déi mer
an den Affaires étrangères hei vun eisem
President virgezeechent kritt hunn, fir am-
plaz eemol d’Joer eng grouss Debatt ze
maachen, öfters am Joer zu punktuelle
Sujeten Debatten ze organiséieren, sécher-
lech an där Hisiicht méi interessant a méi
spannend ass. Dat géif och d’Saache vun
der Kooperatiounspolitik e bësse méi
konkret un d’Leit bréngen, wann der dann
do sinn, déi sech fir dës Debatten interes-
séieren.

Da sinn och d’Moyenen, déi mer eis an
eisem Text ginn, dee Moment net dran. De
Marc Angel huet elo just gesot, dass mir et
géife begréissen, dass iwwert d’Aides
budgétaires géif probéiert gi Pilotprojeten
ze maachen. Ech denken och, dass, wann
ee reservéiert ass vis-à-vis vun deem
Moyen - ech war dat an ech bleiwen dat -,
kann een am Fong seng Reserven eréischt
dann ausdrécken, wann een eng Erfahrung
huet, un där ee konkret kann ofliesen, wéi et
sech an der Realitéit erëmspigelt.

Et ass mir zougedroe ginn, dass de Cap-
Vert eng Demande gemaach hätt, fir iwwert
de Wee vun enger Aide budgétaire gehollef
ze kréien. Vu dass dat ee vun eise privile-
géierte Partner ass, mat deene mer scho
laang zesummeschaffen, wou mer d’Admi-
nistratioune kennen a wou Relatioune sinn
tëschent den Autoritéiten op allen Niveauen,
denken ech, dass dat kéint e ganz gudde
Choix sinn, fir en an der Praxis ëmzesetzen.

Ech denken och, dass et wichteg wier,
iwwert d’Koordinatioun vun der Koope-
ratioun op europäeschem an op nationalem
Niveau hei an der Chamber e bësse méi an
den Detail ze goen, fir erauszefannen, wou
eventuell Doublonë sinn a fir ze kucken
eben déi kënnen an Zukunft ze évitéieren.

D’Renforcementer vun de Capacitéite vun
de lokale Gestionnairen op der Plaz misst e
But vun eiser Kooperatioun sinn. Ech
denken, dass dat och am Sënn ass vun der
Laangliewegkeet vun eise Projeten. Well et
kann net sinn, dass d’Projeten oder d’Pro-
grammer, déi d’Lëtzebuerger Kooperatioun
mécht, géifen zesummefalen, wa mir eis
géifen zréckzéien. Dat ass jo elo a verschid-
dene Länner lues a lues de Fall. Et ass also
an eisem ureegene wéi am eegenen Intérêt
vun de Länner, mat deene mer koope-

réieren, fir déi Capacitéiten do ze renfor-
céieren.

Dann hu mer nach e Wonsch. Notamment
wier et eise Wonsch - a wann ech „eis“
soen, dann ass et den Aarbechtsgrupp
innerhalb der Partei, fir deen ech hei
schwätzen -, dass de Minister vun der Koo-
peratioun sécherlech net kann en exklusiivt
Mandat hunn. Mä mir géifen et begréissen,
wann an Zukunft kéint évitéiert ginn, dass
d’Kooperatioun zesumme mat der Défense
géif geschloe ginn, well dat heiansdo
Kontradiktioune ka mat sech bréngen a well
dat Craintë mat sech bréngt, wat d’Affec-
tatioun vun de Budgeten, vun de Calculen
an esou weider bréngt. Alles dat si
Saachen, déi e Land wéi Lëtzebuerg, wat
am internationale Verglach esou positiv
dosteet, sech sécherlech net muss soe
loossen.

Ech mengen, dass mer mat enger Upas-
sung vun eisem Gesetz d’Geleeënheet
kréien, Saachen ze diskutéieren, wéi zum
Beispill d’Kritäre vun eisen Zillänner. De
Félix Braz huet elo just ugefaange vu Selek-
tivitéit ze schwätzen, geographesch a sek-
toriell. Hien huet vun de Moyenë geschwat,
déi mer eis sollte ginn, etc. Ech mengen,
dass déi Saachen also relativ no beienee
sinn an dass ee se misst kënnen ëmsetzen.

Nach en zweete Wonsch, an domadder
halen ech dann och schonn op. Mir hätten
eigentlech gär net nëmmen an der Cham-
ber hei uewen, mä iwwerhaapt an der
Chamber méi e breeden Débat iwwert
d’Kooperatioun. Déi rezent Entrevue, déi
mer an der Kommissioun organiséiert hu
mam Cercle vun den ONGen, huet eis
sécherlech e bësse Goût ginn, fir méi där
doter Zort Entrevuen ze maachen.

Do denke mer drun, dass eng Reorgani-
satioun vun eisen Aarbechten haut am Fong
scho kéint dozou bäidroen, dës Debatt méi
oft oder méi konkret ze gestalten. Duerfir
eng Propos fir e puer Ännerungen.

Ech weess net, wéivillmol ech ugesat hat,
déi Motioun iwwert d’Assisen hei virze-
bréngen, ier se finalement duerchgaangen
ass. Finalement fannen ech awer, dass déi
Manéier, wéi déi Assisen oflafen, am Fong
keen neien Input an d’Chamber bréngt. Ech
bedaueren dat.

Duerfir hu mir eis an eisem Aarbechtsgrupp
iwwerluecht, wéi mer kéinten zesummen
iwwert de Wee vun den Assisë vum Rapport
annuel d’Debatten an der Chamber inten-
sivéieren a vläicht e bësse verdéiwen. Mir
denken, dass et duerfir gutt wier, wann een
an der Chamber déi Assisen, déi normaler-
weis am September sinn - wat jo och eigent-
lech e gudde Moment ass, fir erëm mat
frëscher Energie unzefänken -, kéint am
Viraus op deene verschiddenen Niveaue
virbereeden: engersäits an der Chamber,
anerersäits an den ONGen, fir dass och an
Aarbechtsgruppe kéint geschafft ginn.

Dat ass am Fong déi nei Propos, déi mer an
dëser Hisiicht hunn: Mir proposéieren, dass
de Rapport vun der Kooperatioun kéint am
Mee, Juni presentéiert ginn an dass dorops-
hi kéinten d’Theme fir d’Assisë festgesat an
zesummen diskutéiert ginn. Eiser Meenung
no wier et da ganz effikass, wann een, am-
plaz elo am Fréijoer, am Hierscht, wa sou-
wisou den Ordre du jour vun der Chamber
normalerweis net terribel voll ass, nom Re-
sultat vun den Aarbechten an den Assisë
géif hei déi jährlech Debatt ufänken. Dat
onofhängeg dovunner, ob een et doriwwer
eraus am Joer nach fäerdeg bréngt, op dat
eent oder dat anert individuellt Thema
zréckzekommen.

Dat war et.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Madame Err.
Als leschte Riedner ass den Här Vizepre-
sident Scheuer agedroen. Här Scheuer, Dir
hutt d’Wuert.

❱❱❱ M. Jos Scheuer (LSAP).- Merci, Här
President. Dir Dammen an Dir Hären, ech
wëll un dat uschléissen, wat de Marc Angel
gesot huet. Fir eis ass eng Fro wichteg, a
mir wäre frou, wann de Minister géif Stellung
dozou huelen: Wéi gesäit d’Regierung, wéi
gesäit de Minister d’Aide budgétaire an der
Kooperatiounspolitik vu Lëtzebuerg fir d’Zu-
kunft - dat heescht, eng Aide directe?

Mir sinn interesséiert dorun, an ech perséin-
lech och, well déi Diskussioun de Moment
ganz intensiv an Däitschland gefouert gëtt,
opgrond vun engem Uerteel vum Bundes-
rechnungshof. An der Schwäiz souwisou.
Och de Louis Michel wëllt jo déi Aide bud-
gétaire um Niveau vun Europa an d’Luucht
setzen - ech mengen, vu 24% op 50% - an
engem bestëmmten Délai. Dat ass déi
éischt Fro. Dat ass eng eminent politesch
Fro, déi d’Kooperatioun betrëfft.

Déi zweet ass eng, déi mech perséinlech
interesséiert. Ech hu mer am Laf vu menger
Carrière als Politiker, an enger Carrière443344 www.chd. lu
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plane, eng Serie vu Kierf geholl a munchmol
eng bluddeg Nues; an an dësem Domän
ganz bestëmmt. Fir d’éischt bei der Ma-
dame Err, duerno beim Charles Goerens -
wann een dat bedenkt, beim Charles
Goerens! - an och beim Här Schiltz.

Et ass awer all Kéiers dës Fro: Wéi hält
d’Lëtzebuerger Kooperatioun et mat der
Hëllef fir d’Parlamenter an den Entwéck-
lungslänner? Ech hunn ëmmer als Äntwert
kritt: D’Ausriichtung vun der Lëtzebuerger
Kooperatiounspolitik ass humanitär aus-
geriicht a politesch Hëllef muss dann eben
an engem anere Konzept erfalen.

Ech wëll elo net développéieren, firwat déi
Hëllef un d’Parlamenter fir mech perséin-
lech eminent wichteg schéngt.

❱❱❱ M. le Président.- Här Scheuer, ent-
schëllegt, den Här Goerens wëllt Iech eng
Fro an deem Kontext stellen. Eng Fro, Här
Goerens?

❱❱❱ M. Jos Scheuer (LSAP).- Ech
mengen net, datt et eng Fro ass.

❱❱❱ M. le Président.- Jo, mä eist Re-
glement gesäit dat vir.

❱❱❱ M. Charles Goerens (DP).- Ech
muss direkt soen, datt dat, wat den Här
Scheuer do seet, net der Realitéit ent-
sprécht. Well wann eist Parlament wëllt eng
Kooperatioun maache mat engem Par-
lament aus engem Entwécklungsland, ass
kee Mënsch, deen eis kann drun hënneren,
fir dat ze maachen.

Dat war och d’Äntwert, déi ech ginn hunn,
wéi ech d’Responsabilitéit iwwert deen De-
partement hat. Déi, déi déi Zäit an der
Chamber waren, a besonnesch déi, déi am
Büro waren, wëssen och ganz genee firwat.
Ech brauch do net an den Detail ze goen. Et
huet och mam finanziellen Opwand ze dinn.
Wann eist Parlament dat mécht, wat een aus
fräie Stécker ka maachen a wat ech och géif
befürworten, well et gehéiert och zum Aus-
bau vun der Gouvernance, da soll et dat
maachen. Da solle mer eng Kéier am Büro
doriwwer schwätzen.

❱❱❱ M. le Président.- Gutt. Här Scheuer,
wann ech gelift.

❱❱❱ M. Jos Scheuer (LSAP).- Merci, Här
Goerens. Dat war awer net meng Fro. Meng
Fro war net: Wëllt d’Lëtzebuerger Parlament
anere Parlamenter hëllefen? Meng Fro war:
Wëllt d’Lëtzebuerger Regierung, wëllt de
Lëtzebuerger Kooperatiounsministère de
Parlamenter an den Entwécklungslänner
hëllefen?

Ech kéint elo eng Serie vun Dokumenter
uféieren, bis zum Nobelpräisträger, déi
soen, datt een, deen den Honger an der
Welt wëllt bekämpfen, muss d’Bonne
gouvernance förderen. An d’Bonne gou-
vernance ass an den Entwécklungslänner
net nëmmen an den Hänn vun de Gouver-
nanten, mä ass och an den Hänn vun de
Parlamenter.

Wann een d’Parlamenter stäerkt an deene
Länner, dann ass een um richtege Wee zur
Demokratie. Wann ee just seng Politik
mécht mat de Regierungen, dann heescht
dat jo, datt déi Regierunge Rechnung ofleeë
bei de Bailleuren, bei deenen, déi Koope-
ratioun bedreiwen. Mä déi Regierungen an
den Entwécklungslänner, déi leeën an de
raarste Fäll, a wierklech seltene Fäll hire
Parlamenter Rechnung of iwwert dat, wat
mat deene Gelder geschitt.

Dat ass fir mech e grousse Problem, an do
kéint ee mat wéineg Geld ganz vill bewier-
ken. Fir de Moment gëtt et eng Publikatioun
vu britesche Parlamentarier, déi eng Etüd
gemaach hunn, aus där ervirgeet, datt eben
d’Parlamenter an den Entwécklungslänner
solle gestäerkt ginn. D’demokratesch
Kräften an den Entwécklungslänner, déi lafe
manner iwwert d’Regierungen, mä déi lafe
méi iwwert d’Parlamenter.

Ech gesinn, de Minister ass amgaang sech
ze hiewen. Ech bauen dat net aus, mä ech
mengen, de Fong vum Problem ass bekannt.

Merci.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Scheuer.
D’Wuert huet elo zum Ofschloss vun der
Debatt den zoustännege Minister, den Här
Schiltz.

❱❱❱ M. Jean-Louis Schiltz, Ministre de
la Coopération et de l’Action humanitaire.-
Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
ech wollt direkt op dee leschte Punkt agoen
a mat deem ufänken, wann Der erlaabt, an
ufänke fir dem Här Goerens Merci ze soen,
datt hien a mengen Numm dem Här
Scheuer d’Fro beäntwert huet.

Ech wollt am Iwwregen dobäi soen, datt
ech, wat déi Gouvernanceprojeten, déi mat

Parlamenter ze dinn hunn, ugeet, nach net
vill seriöer ze gesi kritt hunn. Wann een op
dee Wee wëllt goen, abstraction faite vun
deene Considératiounen, vun deenen den
Här Goerens geschwat huet, nämlech datt
dat vu Parlament zu Parlament vläicht
besser organiséiert wär an datt et do och
Froe gëtt, déi sech stellen an déi ze léise
sinn, froen ech mech, wéi et mat der Sépa-
ration des pouvoirs ass a mat där Konzep-
tioun, déi mir hunn, wann eng Regierung vu
Lëtzebuerg d’Parlament aus esou engem
Land aus dem Süden ënnerstëtzt. J’ai
quelques doutes à ce sujet. Mä ech loosse
mech awer gären do enges Bessere be-
léieren.

❱❱❱ M. Charles Goerens (DP).- Très
bien!

❱❱❱ M. Jean-Louis Schiltz, Ministre de
la Coopération et de l’Action humanitaire.-
Wat d’Aide budgétaire ubelaangt, wollt ech
soen, datt mer traditionell als Lëtzebuerger
Regierung eng retizent Approche haten, déi
am Iwwrege mam Parlament ofgeschwat
ass an déi ech och zu Bréissel verdeedegt
hunn a wou ech och de Consensus euro-
péen, dee schonn ofgeschloss war, nach
eng Kéier opmaache gelooss hunn, fir dat
revidéieren ze loossen.

Mir hunn eis awer och als Prinzip ginn, datt
mer géifen d’Saache studéieren. Ech sinn
awer a menge Studien, ënner anerem am
Vietnam, elo nach net zu Konklusioune
komm, déi esou treffend wären, datt ech
géif soen, datt d’Lëtzebuerger Koope-
ratioun dat soll maachen. Ech féieren awer
gär nach eng Kéier eng Diskussioun. Vläicht
war de Vietnam och net dat richtegt Land,
well et sech do och ëm Montanten handelt,
wou mer einfach an enger Liga spillen, wou
mir net dra sinn, an dann och ee sech freet,
wat dann nach eis Plus-value ass, déi vill
méi kloer ass bei där Approche „Pro-
grammes“ oder Approche „Projets“, déi mer
hunn.

Ech wollt der Madame Err Merci soe fir hir
vill konstruktiv Suggestiounen, och wat
d’Kompositioun vun der Regierung ube-
laangt, an d’Distributioun vun deene ver-
schiddene Portefeuillen. Ech wëll Iech awer
och soen, datt et mer regelméisseg vir-
kënnt, datt ech bei den Développements-
ministere sëtzen an datt do gesot gëtt, mir
missten dach emol eng Kéier mat den Dé-
fenseministere schwätzen. An da ginn ech
dräi Deeg drop bei d’Défenseministeren, an
da soe si, mir missten nach eng Kéier mat
den Développementsministere schwätzen.

Dat kënnt all Kéiers vir, wa mer iwwert de
Kosovo schwätzen. Dat kënnt all Kéiers vir,
wa mer iwwert den Afghanistan schwätzen.
Da strecken ech de Fanger aus an ech soen
ëmmer: Dir Dammen an Dir Hären, ech
schwätze mat mir selwer, mam rietsen Deel
vu mengem Gehir a mam lénksen Deel vu
mengem Gehir. Mäi Virgänger huet dat och
scho gemaach an dat fonctionnéiert
wonnerbar.

Ech soen Iech am Iwwregen, datt et meng
Iwwerzeegung ass, datt aner Länner och
nach wäerte mat op dee Wee goen, fir déi
zwee Portefeuillen Engem an deem Näm-
lechten ze confiéieren. Och dat ass eng Fro
vun eminenter Kohärenz.

Mir kënne villes maachen, mir kënnen net
alles maachen. Ech kann och alles op
d’Kopp stellen am Ministère an Iech de
Rapport den 1. Februar ginn, mä dann hale
mer op mat schaffe vum 1. Januar bis den
31. Januar.

Gleeft mer - an ech hunn et gesot -, datt
meng Leit dat mat engem enormen Enga-
gement maachen. An de Fait fir eigentlech
ze verlaangen, datt si missten dee Rapport
éischter bréngen, wéi se dat fäerdeg
bréngen, ass eigentlech - fannen ech, wann
ech mer dat däerf erlaben - e bëssen déva-
lorisant fir déi Aarbecht, déi si maachen.

Ech ka mech och net erënneren, datt hei jee
eng Motioun sollt komm si wat d’Assisen
ubelaangt. Ech krut eng Motioun vun Iech
2004 fir en Audit organisationnel, déi ech
dankend ugeholl hunn. Deen Audit organi-
sationnel hu mer och gemaach. Mir hu mat
der Chamber eng Restitutioun gemaach
vun de Konklusioune vun deem Audit orga-
nisationnel. Ech weess net, ob d’Räng an
der Kommissioun deen Dag ganz gutt besat
waren. Am Iwwrege kann ech mech och net
erënneren, eng animéiert Diskussioun mat
Iech op de leschten Assisë gehat ze hunn.

Ech wëll do vläicht net méi wäit goen, mä
ech freeë mech awer op eng animéiert
Diskussioun mat Iech dëst Joer, Madame
Err, well ech wäert Iech nämlech d’Sujeten
am Virfeld matdeelen an ech plädéieren och
ganz staark derfir, datt ee Segment vun den
Assisen ënnert der Direktioun vum exzel-
lente President vun der aussepolitescher
Kommissioun stattfënnt. Ech ka mech am

Iwwregen nëmme beluewegen iwwert déi
Zesummenaarbecht, déi de Kooperatiouns-
minister mat der Chamberskommissioun
huet.

Ech fannen ëmmer en oppent Ouer do. Ech
muss Iech soen, datt déi APE-Diskussioune
keng einfach ware fir mech an ech eigent-
lech ëmmer dankbar war fir an d’Chamber
ze kommen, fir een Échange de vues ze
hunn, fir och ze kucken déi Kritik, déi mer
alleguerte gespiert hunn - ech probéieren
duerno ze artikuléieren. Ech mengen dat
huet gutt fonctionnéiert, an de President
weess et. Ech si bereet, wann d’Chambers-
kommissioun dat gären hätt, all Méindes
moies um néng Auer, um hallwer néng -
neen, um hallwer néng net, Här Braz - unze-
trieden.

Ech mengen, datt mer do eng Vitesse de
croisière fonnt hunn, déi exzellent ass. Ech
kommen herno am Iwwregen nach mat där
enger oder anerer Suggestioun dorobber
zréck.

Fir op d’Fro kuerz anzegoe vun deene Punk-
ten, déi virbruecht gi sinn - ech hunn net op
d’Punkten am Gesetz geäntwert, ech kom-
men herno dorobber - vum Här Braz, wollt
ech soen, wa mer déi Zuele kucken, muss
ee wëssen, datt déi Engagementer, vun
deene geschwat gëtt, 2005 geholl gi sinn,
an net am Joer 2000.

Sou datt een eigentlech nach net ka
schwätzen dovunner, datt se net géifen
agehale ginn. Dat sinn „time tables“ an et
sinn Engagementer, an ech verwiere mech
och dergéint, datt vu Verspriechunge ge-
schwat gëtt.

Richteg ass awer, dat hunn ech ge-
schriwwen, dat hunn ech haut hei gesot,
datt, wann et esou weidergeet, munches
wäert am Arge leien. Dir weist och zu Recht
drop hin, wann ech op déi nächst Fro
kommen, datt beim Agrarsprit villes och mat
Spekulatioun an aneren Elementer ze dinn
huet.

Et sinn eng Rei Punkten, déi wëll ech elo net
kommentéieren, och well d’Zäit mer
amgaangen ass fortzelafen. Dir hutt eng Rei
Ureegunge bruecht, déi ech Iech géif
invitéieren, och an anere Foren anze-
bréngen. A manner wéi engem Mount ass
den État de la nation. Dir hutt bestëmmt
Inspiratioun hei och fonnt, fir deen een oder
deen anere Punkt anzebréngen. Ech hunn
all Sympathie fir eng Rei vun Äre Proposen.
Ech weess net, ob et mat zousätzleche
Fichen hei gedoen ass, well ech menge mir
hätte genuch Fichen, an alle Beräicher.

Da kommen ech zu enger Fro, Här Braz, wat
déi vun der Gouvernance ass. Wa mir vu
Kohärenz schwätzen a vu Gouvernance, wa
mir néng Gremien hunn: Mir hunn ee
Conseil supérieur pour le développement
durable; mir hunn ee Kyoto-Comité; mir
hunn d’Commission interdépartementale
pour le développement durable; mir hunn
d’Assisen; mir hunn de Groupe de travail
vun den ONGen; mir hunn de Comité inter-
ministériel, sechs; mir hunn d’Kommissioun
vun der Chamber, ech hätt déi missen als
éischt nennen, siwen; de Comité intermi-
nistériel pour l’éducation au développement
durable; an de Service éducation au dé-
veloppement durable -, néng Gremien, déi
sech mat Kohärenz auserneesetzen; deen
zéngten ass den Ufank vum Enn vun der
Kohärenz!

Duerfir géif ech Iech froen, datt ech géif
eppes anticipéieren, wat ech souwisou
wëlles hat: Déi Fro - an duerfir sinn ech och
net mat Iech d’accord, datt Der sot, ech géif
mech der Diskussioun verschléissen - wéi
mer d’Strukturen organiséieren, wat wou
muss sinn. Ech hu virdrun e bësse provo-
kativ gesot, ech si bereet ee Gremium anze-
féieren, wa mer der dräi ofschafen; mir
missten der fënnef oder sechs ofschafen.

Duerfir géif ech Iech eventuell suggé-
réieren, datt mer op den Assisë géifen eng
Reflexioun lancéieren iwwert d’Opportu-
nitéit, fir d’Kooperatiounsgesetz ze revi-
déieren. Wou dann déi Froen do jo och mat
dra sinn; awer och déi Saachen, déi d’Ma-
dame Err ugeschwat huet, mat dra sinn.

Et géif also an deem Zesummenhang
heeschen, datt, wann ech op d’Motioun géif
kucken, ee géif an engem éischte Consi-
dérant d’Nécessitéit vun enger Kohärenz
soulignéieren. Den zweete Considérant:
datt d’Gesetz vun der Kooperatioun op ’96
zréckgeet an datt d’Regierung invitéiert géif
ginn, op den Assisen eng Reflexioun ze
lancéieren iwwert d’Opportunitéit, fir d’Ge-
setz iwwert d’Kooperatioun ze revidéieren.

Mir maachen deen Thema do ganz wäit op,
deen ech e bëssen nei gewiicht hunn. Dat
wär dann och do mat dran. Ech mengen,
dat misst eppes sinn, wou mer eis kéinten
erëmfannen a wou d’ganz Chamber am
Iwwrege sech kéint erëmfannen. Ech géif
dat gutt fannen, vu datt mer alles am Virfeld

zesumme bespriechen, fir weider op deem
gemeinsame Wee ze goen, wa mer um
Gesetz géife genau dat nämlecht maachen,
ouni A-prioriën, ouni Limiten an ouni Schei-
klappen.

Wat d’Migratiounen ubelaangt, esou halen
ech drop, datt d’Kooperatiounspolitik net
der Migratiounspolitik subordonnéiert gëtt.
An ëmgedreit och net. Ech invitéieren Iech,
wann Dir wëllt konkret kucken, wat d’Koope-
ratioun kann als Zousaz bréngen, Iech méi
am Detail mat deem Projet „Migrer les yeux
ouverts“ vum Cap-Vert auserneenzesetzen,
wat e Projet vun der Kooperatioun ass.
Meng Leit stinn do zur Verfügung, ech
selwer selbstverständlech och, fir Detailer
ze liwweren.

Wann Der mer dann erlaabt, nach e Wuert
zu den Accords de partenariat économique
ze soen. Den Här Angel ass am Detail do-
robber agaangen an huet nach eng Kéier
déi Retizenzen, déi am Raum stinn, duerge-
luecht. Den Här Goerens ass och dorop
agaangen.

Richteg ass, datt de Commissaire
Mandelson ëmmer virgelaf ass, an net
nécessairement d’Resultat dat ass, wat ee
sech do erwaart. Déi eng schwätze vum
Drock vun der Kommissioun, ech géif
vläicht net esou wäit goen, mä richteg ass
awer, datt hie virgelaf ass.

Mir hunn déi Froen ad largum diskutéiert.
Ech si gäre bereet, se nach eng Kéier ze
diskutéieren, zum Beispill op den Assisen.
Mä och do mengen ech, soll ee keen
zousätzleche Gremium schafe vun engem
Monitoringsclub oder je ne sais pas quoi.

Wat mir enorm géif hëllefen an deem
Beräich, dat ass, datt d’Lëtzebuerger Par-
lament géif mat aneren europäesche Par-
lamenter Kontakt ophuelen, datt déi och hir
Ministeren fir d’Problematik sensibiliséieren,
datt d’Lëtzebuerger ONGe mat auslän-
neschen ONGen an deenen anere Länner
vun Europa géife Kontakt ophuelen, datt déi
hire Minister och dofir sensibiliséieren.

Vous prêchez un convaincu hei zu Lëtze-
buerg, deen op Bréissel geet, sech do an
d’Bütt gehäit an dann oft gesäit, datt hien
deen Eenzegen ass, deen an der Bütt ass,
mat dann och der Konsequenz, datt 26
anerer do déi Meenung oft net deelen. Dat
huet elo nach net zu dramateschen
Auswüchse geféiert, mä dat kann awer
emol sinn. Duerfir meng Invitatioun un
d’Parlament, mat den europäesche Parla-
menter Kontakt opzehuelen, fir déi ze iwwer-
zeegen, a meng Invitatioun un d’ONGen, fir
europäesch ONGen ze iwwerzeegen, fir
datt ech net méi wéi an der Vergaangenheet
oft eleng dostinn.

Mir musse schonn Iwwerzeegungsaarbecht
leeschten am Kader vum Accord vun 2005,
wat d’Zuelen ubelaangt, well nämlech mat
der däitscher Entwécklungsministesch
Heidemarie Wieczorek-Zeul, mam Com-
missaire Michel a mat mir selwer nach dräi
Dinosaurier vun 2005 iwwreg sinn. Déi aner
waren an der Genèse vun deem Prozess do
net derbäi, sou datt mer dat alles nach eng
Kéier mussen opdréinen.

D’Fro, déi d’Debatt hei haut dominéiert huet,
ass e bëssen déi vun de Mäert, et ass déi
vun der Landwirtschaft. Ech wëll et an aller
Däitlechkeet soen: Mir sinn net derfir, datt
d’Exportsubventiounen iergendwéi weider
hei oprechterhale ginn. Dat sinn ech net, dat
ass de Minister Boden net.

Mir hunn eis scho laang derfir agesat, Här
Henckes, datt déi Exportsubventioune géife
géint null geféiert ginn. Wéi zu Hongkong
décidéiert ginn ass, datt se bis 2013 géifen
op null geféiert ginn, hu mer dat als en
hallwen Échec considéréiert, vill méi als wéi
en hallwe Succès. Dir wësst also, datt mer
do eng kloer Linn hunn an déi och weiderhi
wäerte verfollegen.

Op d’Fro vum Agrarsprit sinn och eng ganz
Rei Riedner agaangen. Et wär vläicht inte-
ressant, wa mer eis och eng Kéier Zäit
géifen huelen an e bëssen zréckkucken,
wat mer dann alleguer virun zwee, dräi Joer
zu deem Thema gesot hunn a wien
deemools gesot huet, datt mer do misste
massiv no uewe goen. Dat wär vläicht net
oninteressant. Dat solle mer vläicht haut net
maachen.

Richteg ass, datt mer e Konsens hei hunn,
datt mer déi Virgabe vun der Kommissioun
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sollen no ënnen drécken, datt déi 10% ze vill
sinn, mä et huet kee gesot, datt mer sollen
op null fueren. Keen een! An ech och net an
och keen anere Member vun der Regierung.
D’Wuert Moratoire ass gefall, dat ass
sécherlech e gudde Schrëtt à ce stade-ci.
Wéi am Endeffekt déi Gewiichtung vun 10%
no ënnen ausgesäit, dat muss ee kucken.

Et kann net sinn, datt, wa mer dat kucken
am Detail an eis do festleeën, duerch sub-
ventionéiert Exportelementer an deem spe-
zifesche Beräich do och d’Saachen op
d’Kopp gehäit ginn, well an deem Beräich
nach méi wéi an aneren déi Subventioune
fir den Export alles erëm futti maachen. Am
Zweifelsfall muss d’Ernährung Prioritéit hu
virun allem, wat mat Agrarsprit ze dinn huet.
An, fir en neutraalt Beispill ze ginn: Et kann
dach net sinn, datt d’Mexikaner sech keng
Tortilla méi kënne leeschten, well an Ame-
rika de Mais an den Tank gehäit gëtt - fir e
Beispill ze huelen, wat näischt mat Europa
ze dinn huet.

An deem Zesummenhang ass och en
Opruff un d’Bescheidenheet vun der Welt-
bank a vum FMI lancéiert ginn. Ech sinn net
den Affekot vun der Weltbank a vum FMI an
och net dofir do, fir déi ze verdeedegen. Et
si sécher eng Rei Politiken an deene leschte
Joren do gemaach ginn, déi net zu deem
gefouert hunn, zu deem se sollte féieren,
nämlech datt den Développement ver-
bessert gëtt an datt d’Saache sech zum
Gudde wenden. Duerfir si jo och déi faméis
klassesch Programmes d’ajustement
structurel eppes, wat an där Form net méi
imposéiert gëtt.

An d’Weltbank, déi elo mat méi Bescheiden-
heet optrëtt, den FMI, dee mat méi Beschei-
denheet optrëtt, hunn awer net mat deem
Mea culpa ugefaangen - dat wëll ech och
der Komplettheet halber soen -, wou déi
Kris elo ausgemaach ass. D’Weltbank huet
nämlech den 19. Oktober 2007 hir Politik,
wat d’Ausriichtung vun der Landwirtschaft
ubelaangt am Kontext vum Développement,
revidéiert, andeem se e Rapport publizéiert
huet, deen intituléiert ass: «L’agriculture au
service du développement».

Ech géif virschloen, datt mer eis dee Rap-
port an der Chamberskommissioun géifen
eng Kéier zu Gemitt féieren an datt da jidd-
feree kann en connaissance de cause soen,
wat hie vun där neier Politik am Agrar-
beräich vun der Weltbank, déi elo scho
sechs Méint al ass, hält, a mer eis dann och
par rapport zu deene géife positionéieren.

Här President, et bleift mer ze soen, datt, wa
mer positiv Resultater hunn, wann dee
Rapport vum CAD 2008 positiv ausfält, dat
och ass, well 2003 e Rapport gemaach ginn
ass, dee schonn eng ganz Rei positiv
Elementer, vill positiv Elementer opgelëscht
huet, datt mer dorobber konnten opbauen,
datt mer konnten op den Input vun der
Chamber opbauen, datt mer konnten op
den Audit organisationnel opbauen. Dat
Ganzt ass also, vun 2000 an nach vu méi
fréi un erop gesinn, eppes, wat een an der
Kontinuitéit ze gesinn huet.

Ech si frou, datt dee Konsens, wat d’Stouss-
richtung belaangt, weiderhin hei besteet.
Ech stinn zu all Moment zu Ärer Verfügung,
fir iwwert d’Modalitéiten ze diskutéieren.

D’Strukture sollen iwwerduecht ginn. Meng
Propositioun ass, datt mer wéi gesot eng
Reflexioun iwwert d’Kooperatiounsgesetz
lancéieren op den Assisë vun der Koope-
ratioun. Ech wäert och net deen Dag
komme mat engem Projet vu menger Säit
aus a soen, ech mengen, hei muss elo
geännert ginn an do muss geännert ginn.
Ech wëll fir d’éischt nolauschteren a mech
dann determinéieren.

En aller-, allerlescht Wuert, Här President:
Ech hu virdru geschwat, datt zwielef
Milliarde géifen iwwer Lëtzebuerger Fongen
a Mikrofinanzinstitutioune vun den Entwéck-
lungslänner investéiert ginn. Schéi wär et,
leider ass et net esou. Ech hat mech am
Komma verdinn. Et sinn nëmmen 1,2 Mil-
liarden, mä wat net ass, ka jo nach kommen.
An e puer Joer sinn ech iwwerzeegt, datt
mer mat där Politik, déi mer maachen an der
Mikrofinanz an déi hir Friichten dréit, datt
mer mat där Politik, déi mer wëlle maachen
am Kontext vun der Philanthropie zousätz-
lech Gelder fir d’Entwécklung généréieren,
esou datt déi Zuel vun zwielef Milliarden an
e puer Joer ganz sécher richteg ass.

Merci villmools.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci der Re-
gierung.

Mir si konfrontéiert mat zwou Motiounen, déi
déposéiert gi sinn.

Motion 1

Déi eng vun der Madame Arendt ass ënner-
schriwwe vun alle Gruppen a Sensibilitéiten.
Kënne mer déi par main levée ofstëmmen?

(Assentiment)

Vote

Wie mat där Motioun d’accord ass, ass
gebieden d’Hand an d’Luucht ze hiewen.

Ech gesinn, dass dat d’Unanimitéit ass.
Domat ass déi Motioun ugeholl.

Motion 2

Dann hu mer nach d’Motioun, déi vum ho-
norabelen Här Braz déposéiert ginn ass. Do
denken ech, dass d’Unanimitéit vläicht net
esou grouss ass.

Den Här Braz huet d’Wuert.

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Den
Här Minister huet de Virschlag gemaach, fir
op d’Assisen ze verweisen, déi solle statt-
fannen, fir sech da mat där doter Fro ze be-
schäftegen. Ech ka mat deem Virschlag
vum Minister d’accord sinn. Mir propo-
séieren, den Text dann och an där vun him
proposéierter Versioun virzedroen. Dat wär,
wann ech hie gutt verstanen hunn, méi e
kuerze Considérant. Do steet et also just als
Éischt: «considérant que la loi sur la coo-
pération date de 1996», esou dass mer déi
aner zwee à ce stade emol géife ver-
giessen.

Bei deenen zwee Considérante géife mer
als eenzegen Invite hunn: «invite le Gouver-
nement à lancer aux Assises de septembre
une réflexion sur l’opportunité» - an da
musst Der mer hëllefen - «de réinsérer...»...

❱❱❱ Une voix.- De réviser!

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- ...«...de
réviser» - pardon - «la loi sur la coopé-
ration». Dat zitt et also méi breet. Et huet, fir
éierlech ze sinn, mat deem Punkt, deen eis
haut wichteg war, net méi allze vill ze dinn.
Ech considéréieren, dass dat e Bestand-
deel dovunner ass. An deem Sënn si mer
bereet, dat als Kompromëss ze akzep-
téieren.

❱❱❱ M. le Président.- Jo, Här Braz. Dir
hutt net nëmmen Hëllef noutwendeg, mä
d’Présidence och - an d’Administratioun
virun allem -, fir hei d’Texter ze kréien.

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Ech
ginn Iech den Text. Ech hunn elo dem Mi-
nister seng Notë geholl, mä ech ginn Iech
den Text. Dat ass kee Problem.

Motion 2 modifiée

La Chambre des Députés,

- soulignant la nécessité d’une cohérence
des politiques accrue en matière de poli-
tique de coopération;

- considérant que la loi sur la coopération
date de 1996;

invite le Gouvernement

- à lancer aux Assises de septembre une
réflexion sur l’opportunité de réviser la loi
sur la coopération.

(s.) Félix Braz, Claude Adam, Camille Gira,
Henri Kox, Viviane Loschetter.

❱❱❱ M. le Président.- Weess dann elo
jiddfereen, iwwer wat mer ofstëmmen?

(Assentiment)

Dann ass et gutt.

❱❱❱ M. Félix Braz (DÉI GRÉNG).- Bal
jiddfereen.

❱❱❱ M. le Président.- Da stëmme mer par
main levée of, wa jiddfereen dat en con-
naissance de cause mécht.

Vote

Wie mat där Motioun d’accord ass, ass ge-
bieden d’Hand an d’Luucht ze hiewen.

Ech gesinn, mat gewësse Bedenken ass
awer eng ganz grouss Majoritéit vun den
Deputéierten d’accord.

2. Ordre du jour

Dir Dammen an Dir Hären, et ass elo kuerz
no hallwer siwen. Mir hate geplangt, eis Aar-
bechte géife bis hallwer siwen daueren. Mir
hunn awer elo nach zwee Projeten um Ordre
du jour. Vu dass am Virfeld net signaléiert gi
war, dass déi Sitzung hei iwwer hallwer siwe
géif erausgoen, wëll ech d’Chamber froen -
well ech weess, dass eng Rei vu Kolleegen
heibanne sinn, déi Obligatiounen ugeholl hu
fir elo -, ob mer nach déi zwee Projeten elo
duerchzéien oder ob mer déi vertagen.

Wat ass d’Meenung vun de Fraktiounen?

❱❱❱ Une voix.- Deen een dauert méi
laang.

❱❱❱ M. le Président.- Also et wäert fir on-
geféier eng Stonn sinn.

❱❱❱ M. Xavier Bettel (DP).- Wann et
wierklech esou ass, da Jo.

❱❱❱ M. le Président.- Jo, Här Bettel, ech
kann dat net soen. Ech kucken dat, wat ech
hei agedroe kréien. Zum Beispill beim libe-
rale Grupp weess ech ni, wéi laang dass et
dauert, well do ni eng Zäit ugi gëtt. Bei
anere stëmmen awer och net ëmmer
d’Zäiten, déi ugi ginn. Duerfir frot net d’Pré-
sidence, si soll Iech soen, ob dat elo op
d’Minutt prezis stëmmt. Den Här Goerens
huet d’Wuert gefrot.

❱❱❱ M. Charles Goerens (DP).- Mir haten
aus Prinzip léiwer keng Angabe ginn, wéi
eng falsch. Duerfir hu mer net ëmmer d’Zäit
annoncéiert, déi mer brauchen.

❱❱❱ M. le Président.- Gutt. Wat ass dann
elo d’Meenung vun der Chamber? Solle mer
déi zwee Projeten nach haut huelen?

❱❱❱ M. Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce extérieur.- Här
President!

❱❱❱ M. Gast Gibéryen (ADR).- Et misst
ee vläicht d’Froen op muer verleeën.

❱❱❱ M. le Président.- Här Minister, wann
ech gelift.

❱❱❱ M. Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce extérieur.- Här
President, d’Chamber mécht natierlech wéi
se wëllt. Ech wëll se just drop opmierksam
maachen, dass ech zwou Saachen ofgesot
hunn, fir heihinner ze kommen. Beim Projet
vum ILNAS geet et ëm e relativ technesche
Projet, wou ech héieren hunn, dass awer
gréisstendeels Accord an der Kommissioun
wier. Duerfir kéinte mer deen awer huelen.
Also, ech hunn net vill bäizefüge bei deem,
wat hei am Rapport steet.

❱❱❱ Une voix.- An deen anere fir muer.

❱❱❱ M. Gast Gibéryen (ADR).- An
d’Votum fir muer.

❱❱❱ M. le Président.- Jo, mir waren eis
eens ginn, dass mer déi Saachen net géifen
trennen. Wa mer Präzedenzfäll hei schafen,
da komme mer all Kéiers dorobber eraus.

D’Fro ass: Zéie mer déi zwee Projeten
duerch, jo oder neen?

❱❱❱ Une voix.- Jo!

❱❱❱ M. le Président.- Här Wolter, wann
ech gelift.

❱❱❱ M. Michel Wolter (CSV).- Ech wëll
soen, ech gesinn e Problem, well um hall-
wer aacht ass eng Versammlung, an där
wierklech eng ganz Rei vun eisen Depu-
téierten derbäi sinn. Duerfir wiere mir eis net
dergéint, dass mer déi zwee Punkten disku-
téieren. Ech wär allerdéngs frou, wann dann
de Vote kéint muer stattfannen. Well et soll
ee jo och net déi Leit pénaliséieren, déi
awer permanent hei sinn. Et war wierklech
net gesot, dass no hallwer siwe géif getagt
ginn, soss hätt ee seng Dispositioune
kënnen aneschters huelen.

❱❱❱ Une voix.- Très bien!

❱❱❱ M. Michel Wolter (CSV).- Wann dat
vläicht e Kompromëss ausnahmsweis eng
Kéier wier, Här President, da kéint dat eis
Satisfaktioun ginn.

❱❱❱ M. le Président.- Ech spieren, Här
Wolter, dass heibanne vill Sympathie fir Är
Kompromëssléisung do ass.

(Hilarité)

❱❱❱ M. Michel Wolter (CSV).- Och mir
soll dat emol passéieren.

(Hilarité)

❱❱❱ M. le Président.- Da maache mer et
deementspriechend. Mir diskutéieren déi
zwee Projeten. Dat arrangéiert jo och eise
fréiere Kolleeg a jëtzege Minister Jeannot
Krecké. Mir maachen d’Votë muer am Ufank
vun der Sitzung um Punkt dräi Auer.

Dann huet elo d’Wuert de Rapporteur vum
éischte Projet de loi. Dat ass den honora-
belen Här Castegnaro.

3. 5516 - Projet de loi

- relatif à la création d’un Ins-
titut luxembourgeois de la
normalisation, de l’accrédi-
tation, de la sécurité et qua-
lité des produits et services
et à la création d’un cadre
général pour la surveillance
du marché dans le contexte
de la commercialisation des
produits,

- modifiant * la loi modifiée du
17 mai 1882 sur les poids et
mesures, * la loi modifiée du
17 avril 1964 portant réorga-
nisation de l’administration
des contributions directes et
accises, * la loi modifiée du
14 août 2000 relative au com-
merce électronique, et * la loi
du 31 juillet 2006 relative à la
sécurité générale des pro-
duits, et

- abrogeant la loi du 22 mars
2000 relative à la création
d’un Registre national d’ac-
créditation, d’un Conseil na-
tional d’accréditation, de cer-
tification, de normalisation et
de promotion de la qualité et
d’un organisme luxembour-
geois de normalisation, modi-
fiant la loi du 14 décembre
1967 portant institution d’un
poste de Commissaire du
Gouvernement, portant créa-
tion d’un Service de l’énergie
de l’État, et concernant l’ex-
ploitation des centrales
hydro-électriques d’Esch-sur-
Sûre et de Rosport

Rapport de la Commission de l’Écono-
mie, de l’Énergie, des Postes et des
Sports

❱❱❱ M. John Castegnaro (LSAP), rap-
porteur.- Här President, Dir Dammen an Dir
Hären,...

❱❱❱ M. le Président.- Ech bieden ëm Op-
mierksamkeet fir de Rapporteur!443366 www.chd. lu
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❱❱❱ M. John Castegnaro (LSAP), rap-
porteur.- Merci.

...de Kontrast zwëschent den Ausféierunge
vun haut de Mëtteg, besonnesch deem, wat
de Kooperatiounsminister iwwert d’Entwéck-
lungshëllef an iwwert de Misär an der Welt
gesot huet, an der Diskussioun an dem Vote
iwwert dat sougenannt ILNAS-Gesetz kéint
net méi grouss sinn. D’Aarmut do, den Iw-
werfloss hei. An dach och hei déi berechtegt
Suerg, dass an eiser Iwwerfloss- a Konsum-
gesellschaft d’Produkter eis net solle krank
maachen an d’Ëmwelt net sollen zerstéieren.

Zu deem Projet de loi, dee mer haut sollen
diskutéieren an ofstëmmen, wéilt ech e puer
grondsätzlech Bemierkunge maachen, ier
ech op déi wesentlech Eenzelheeten an op
d’Aarbechte vun der Kommissioun aginn.
Ech wëll direkt ënnersträichen: Dee Projet
ass komplex a komplizéiert, mä en ass
wichteg an noutwendeg.

Am Mëttelpunkt vun deem Projet geet et ëm
e ganzt Regelwierk iwwert d’Informatioun,
de Suivi, d’Kontrollen, d’Strofen an esou
weider, mam Zil, villfach Interessen ze ver-
trieden an ze verdeedegen, woubäi et vir-
rangeg ëm d’Konsumenten, ëm d’Gesond-
heet, ëm d’Ëmwelt geet. Et geet drëm,
Rechtssécherheet ze schafen, mä et geet
awer och drëm, wirtschaftlech Interessen ze
vertrieden. Et geet drëm, d’Konkurrenz-
problematik net ze vergiessen.

Bedeitend ass, dass mat dësem Gesetz
éischtens e grousse Schrëtt a Saachen ad-
ministrativ Vereinfachung gemaach gëtt.

Zweetens, d’ILNAS gewährleescht, dass de
Stat oder d’öffentlech Hand weiderhin eng
bedeitend Roll wäert spillen, statt eng total
Privatiséierung, wéi de Statsrot dat sug-
géréiert hat.

Drëttens, d’Bedenke vun Eenzelnen am
Zesummenhang besonnesch mam Officier
de police judiciaire - also dem OPJ -, dass
mat deem ILNAS-Gesetz e weidere Schrëtt
a Richtung vu méi Polizeistat kéint gemaach
ginn, si menger Meenung no och entkräftegt
ginn. Et ass nun eemol esou, dass ee
Kontrollen a Strofe brauch, och wann ee
wëllt e preventive Charakter domat erfëllen.

Véiertens, mam ILNAS-Gesetz gëtt et Koor-
dinatioun an Effizienz, ouni mussen oder
ouni wëllen ze schikanéieren an Abusen ze
maachen. Et geet ëm d’Sécherstellung bei
der Vermaartung vu Produkter a Produkt-
sécherheet zu Lëtzebuerg, mä iwwer Lëtze-
buerg eraus och am europäesche Banne-
maart.

Zum Historique vum Projet de loi 5516
iwwert den ILNAS - iwwert den Institut
Luxembourgeois de la Normalisation, de
l’Accréditation et de la Sécurité des produits
et services - sinn e puer wichteg Daten ze
soen. Den Dépôt vun deem Projet de loi war
de 16. November 2005. E gemeinsamen
Avis - Chambre de Commerce a Chambre
des Métiers - gouf et den 9. Mee 2006. Den
éischten Avis vum Statsrot ass vum 28.
November 2006. Den Avis vun der Chambre
des Fonctionnaires et Employés publics ass
vum 29. Mäerz 2007.

D’Komplexitéit vun der Matière ergëtt sech,
wann ech soen, dass opgrond vun dësen
Avisen d’Chamberskommissioun den 20.
Abrëll 2007 net manner wéi 44 Amende-
menter ausgeschafft huet a se un de
Conseil d’État weidergeleet huet. Den
éischten Avis complémentaire vum Conseil
d’État ass den 23. Oktober 2007 komm.
Doropshin huet eis Chamberskommissioun
am Dezember d’lescht Joer nach eng Kéier
20 Amendementer ugeholl, an de Statsrot
huet dës Amendementer a sengem zweeten
Avis complémentaire vum 19. Februar an
dësem Joer positiv aviséiert.

Et gouf nach e Bréifwiessel zwëschent dem
Wirtschaftsminister, der Chamber an dem
Conseil d’État. Domat konnte mer dann an
eiser Chamberskommissioun den 20. Mäerz
eise Rapport diskutéieren an och unhuelen.

Wéi Der aus dem Oflaf erkenne kënnt, ass
an deene bal zwee an engem hallwe Joer
zënter dem Dépôt vum Projet de loi ganz vill
an dësem komplexe Projet geschafft ginn.
Et géif d’Rumm vun der Riedezäit sprengen,
wann een all déi Diskussiounen, déi an der
Kommissioun gefouert gi sinn, hei am Detail
wéilt erëmginn. Ech wéilt awer elo schonn
hei profitéieren, fir all deenen, déi an der
Kommissioun matgeschafft hunn, en décke
Merci ze soe fir hir Gedold an hir Ausdauer.

Wéi gesot, den Text, deen initialement 29
Artikele gezielt huet, ass net wéineger wéi u
64 Stellen amendéiert ginn. Domat net
genuch: Et si ganz Kapitelen a Sektiounen
derbäikomm, anerer sinn ewechgefall. Eng
Rei Artikele sinn och auserneegeholl ginn
an op verschidden anere Plazen erëm
bäigefügt oder erëm agebaut ginn.

Bref, den Text, wéi en 30 Méint no sengem
Dépôt elo erauskënnt, huet nach ganz

wéineg mat deem Text ze dinn, deen am
November 2005 an der Chamber depo-
néiert ginn ass. Duerfir géif et och wéineg
Sënn maachen, elo déi laang a komplizéiert
Debatten hei ze widderhuelen an op eenzel
Artikelen anzegoen.

Stattdesse schéngt et mer sënnvoll ze sinn,
den Texte coordonné als Ausgangsbasis ze
huelen, fir d’Ziler vum Gesetz ze erklären,
op déi institutionell Aspekter anzegoen an
eppes zu de Mëttelen ze soen, mat deenen
d’Gesetz um Terrain ëmgesat soll ginn.

An dësem Rumm wäert ech dann op e puer
Knackpunkte vum Gesetz agoen, déi der
Kommissioun besonnesch vill Kappzer-
brieches bereet hunn an déi et wäert sinn,
hei am Plenum nach eng Kéier opgeworf ze
ginn.

Zu den Ziler vum ILNAS-Gesetz Folgendes:
Mat dem Gesetz sollen déi institutionell
Viraussetzunge geschafe ginn, fir d’Sécher-
heet an d’Qualitéit vu Wueren an Déngscht-
leeschtungen ze garantéieren, an dat am
Interessi vum Verbraucherschutz.

Ausserdeem geet et ëm d’Verbesserung
vun der Wettbewerbsfäegkeet, andeems de
fräie Wuereverkéier an den Technologie-
transfert duerch eenheetlech technesch
Standarden an eng gemeinsam Termino-
logie erliichtert ginn.

Den ILNAS wäert an enger eenzeger Ver-
waltung - dat ass wichteg -, déi dem Wirt-
schaftsminister ënnerstallt ass, eng Rei vun
Aufgaben iwwerhuelen, déi bis elo op vill
verschidde Verwaltungen a Ministèrë ver-
deelt waren.

Zu deenen Aufgabe gehéiert éischtens
d’Normalisatioun, dat heescht d’Ausaar-
bechtung, d’Veröffentlechung an d’Uwen-
dung vun Normen, fir dass den Notzer, de
Benotzer vu Wueren an Déngschtleesch-
tungen zum Beispill d’Qualitéit dovu ver-
gläiche kann oder och feststelle kann, ob
seng Sécherheet bei der Notzung dovu
garantéiert ass.

Dat Gesetz garantéiert och den interes-
séierte Gruppen, un der Ausaarbechtung
vun neien nationalen Norme bedeelegt ze
ginn. Ausserdem vertrëtt den ILNAS d’Inte-
resse vu Lëtzebuerg an den europäeschen
an internationale Gremien, déi sech mat der
Normaliséierung befaassen.

Zur Normalisatioun gehéieren och d’Gestion
de veille normative, dat heescht de Suivi
vun der Entwécklung vu bestehenden
Normen, an deen dann och doriwwer infor-
méiert gëtt, an nieft der Gestioun vun der
Veille normative och d’Promotioun an d’Be-
reetstellung vun Normen. Dorop kommen
ech dann nach eng Kéier zréck.

Zweetens, d’Akkreditatioun. Fir dass d’Zou-
loossung vu Kontroll- an Zertifizéierungsins-
tanzen, wéi zum Beispill d’Société nationale
de certification et d’homologation - SNCH -
oder Luxcontrol oder LuxTrust, ka fonction-
néieren, musse se akkreditéiert ginn.
D’ILNAS mellt dat bei der Europäescher
Kommissioun a bei aneren EU-Staten, fir
matzedeelen, wat fir eng Zertifizéierungs-
instanze bei eis am Land zougelooss sinn.
Dës Noutwendegkeet ergëtt sech aus der
sougenannter Method vun der „nouvelle
approche“.

„Nouvelle approche“ bedeit, dass déi Direk-
tiven, déi zënter 1985 am Beräich vun der
technescher Harmoniséierung erlooss gi
sinn, net méi all technesch Merkmale vun
engem Produkt bis an de leschten Detail
harmoniséieren, mä sech op déi wesentlech
technesch Kritäre beschränken.

Gläichzäiteg hu sech d’Mitgliedstaten op
eng géigesäiteg Unerkennung vun de jee-
weilegen nationalen Zertifizéierungsorga-
nisme verstännegt. Domat ass also d’Zertifi-
katioun duerch d’Organismen EU-wäit uner-
kannt an déi Lëtzebuerger Organisme
musse sech ebe beim ILNAS akkreditéiere
loossen. Den ILNAS erëm mellt dat da bei
der Europäescher Kommissioun a bei
deenen anere Staten. Esou kënnen déi zu
Lëtzebuerg ausgestallte Certificaten an der
ganzer EU unerkannt ginn.

Folgerichteg gëtt dann och den ILNAS vum
Gesetzgeber mat der Verwaltung vum
Registre national d’accréditation a vum
Recueil national des auditeurs qualité et
techniques beoptraagt.

Drëttens, d’Iwwerwaachung vum Maart.
Den ILNAS iwwerwaacht, ob Wueren an
Déngschtleeschtungen, déi hiergestallt
oder um Maart ugebuede ginn, de gesetz-
lechen Ufuerderunge genügen. Ech
erënneren un d’Spillsaachen, déi aus China
kommen, an all dee Misär do ronderëm.

Do gehéiert et also schonn zu der Aufgab
vun der Iwwerwaachung, ze kontrolléieren,
ob d’Wueren de geltende Sécherheetsu-
fuerderungen entspriechen oder net, an dat
ze identifizéieren a gegebenenfalls vum
Maart ze huelen.

Et geet hei och ëm d’Valeur, wann een esou
wëllt, vun der Zertifikatioun CE, wat op de
Produkter steet a wat muss am Aklang stoe
mat der beschter Qualitéit a Sécherheet.

Den Artikel 3, Paragraph 4 vum Gesetz
regelt am Eenzelnen, a wat fir enge Be-
räicher den ILNAS fir d’Iwwerwaachung
vum Maart zoustänneg ass.

Fir ze veranschaulechen, wéi vill Produkter
op de Maart kommen, déi net den Normen
entspriechen, soll hei op déi Zuel higewise
ginn, déi d’Verbraucherschutzkommissarin
Kunewa leschte Méindeg genannt huet.
2007 si bei der Kommissioun iwwert de
RAPEX-System méi wéi 1.600 Geforewar-
nungen erakomm an erausgaang. Oder
aneschters gesot: All Dag gëtt et véier bis
fënnef Produkter, déi entdeckt ginn, déi eng
Gefor fir d’Sécherheet an d’Gesondheet
vum Konsument duerstellen. Dat weist, wéi
wichteg d’Iwwerwaachung vum Maart ass.

Véiertens, d’Koordinatioun vun den Autori-
téiten, déi fir d’Iwwerpréiwung vun den
„bonnes pratiques de laboratoire“ vun der
OCDE zoustänneg sinn. Do geet et drëm,
dass all Laboratoiren an der EU déi gläich
Standarden hunn, fir Analysen ze maachen,
fir dass een dat ka wierklech matenee ver-
gläichen.

Fënneftens, d’Gestioun vun der Kon-
zessioun fir d’Elektriker.

Sechstens, d’Métrologie légale, also alles
wat mat Miessinstrumenter, Miesstechniken
a Moosseenheeten ze dinn huet.

Siwentens, Initiativen zur Förderung vun der
Qualitéit a vum Qualitéitsbewosstsäin.

Fir all déi Aufgaben ze erfëllen, hu bis elo
eng Villzuel vun Acteure matgespillt. Fir
dass dat ebe méi effikass ka ginn, soll et elo
an enger eenzeger Verwaltung gemaach
ginn, an engem eenzegen eenheetleche
Rumm, an deem sech eben d’Normali-
satioun, d’Akkreditatioun an d’Iwwer-
waachung vum Maart an Zukunft bewegen.
Dat ass dann dee konkreten, gräifbare
Bäitrag zu där ëmmer erëm zitéierter Simpli-
fication administrative.

D’Verwaltungen an Organismen, déi elo
ënnert dem Daach vum ILNAS zesumme-
geluecht ginn, sinn: den OLAS (Office
luxembourgeois d’accréditation et de sur-
veillance), deen haut scho beim Ministère
de l’Économie ass, dann de Service de
l’Énergie de l’État an de Service de Métro-
logie. Déi dräi Servicer, dat sinn insgesamt -
wann ech mech net iren - 24 Persounen, déi
do mat eriwwergeholl ginn.

Dann iwwerhëlt den ILNAS nach eng Rei
vun Aufgaben, déi bis elo vun anere Minis-
tèren a Verwaltunge gemaach gi sinn, wéi
d’Kontroll vun de Spillsaachen, wat d’ITM
ëmmer war, oder d’Kontroll vun der Sécurité
générale des produits, wat de Ministère de
l’Économie war.

Mä an de meeschte Secteure gëtt weiderhi
vu Verwaltungen a Ministèrë kontrolléiert,
déi sech spezialiséiert hunn, déi also Sach-
kompetenz hunn, wéi d’Gewerbeinspek-
tioun bei allem, wat Sécherheet op der
Aarbechtsplaz ass. Dann d’ASTA an der
Landwirtschaft, d’Santé an de Kantinen zum
Beispill.

Eis Kommissioun war net d’accord, esou
wéi de Statsrot et gefrot huet, dass den
ILNAS och soll d’Liewensmëttelkontroll
iwwerhuelen. Mir waren der Meenung, dass
dat sollt bleiwe wou et war.

Mä ervirzesträichen ass: D’Akkreditéierung
vun all deenen Organismen, déi also als
Zertifizéierungsinstanz täteg ginn, muss
iwwert den ILNAS goen, mä wéi gesot net
déi eigentlech Iwwerwaachung um Terrain.

D’Gesetz schaaft dann och e Conseil na-
tional pour la qualité, deen dem Wirtschafts-
minister ënnerstallt ass; e Berodungsorgan.
Iwwert dee Conseil sollen déi vum Gesetz
betraffen Acteuren an d’Aktivitéite vum
ILNAS agebonne ginn. Och soll de Conseil
national Aktiounspläng zur Förderung vun
der Qualitéit ausschaffen.

Beim Service de l’Énergie de l’État wollt ech
just, ouni an den Detail hei awer elo anze-
goen, drop hiweisen, dass dee jo de 14.
Dezember 1967 geschaf ginn ass als natio-
nal Normalisatiounsinstanz fir d’Regelung
bei elektreschen Apparaten an Installa-
tiounen a Konzessioune fir d’Elektriker.

Mä mam Gesetz hei an deem héijen Haus
vum 1. August 2007 iwwert d’Organisatioun,
d’Liberaliséierung vum Stroummaart hu mer
de Service de l’Énergie de l’État kuer-
zerhand ofgeschaf - eppes ze schnell, wéi
mer herno festgestallt hunn -, sou dass mer
an e Vide juridique eragerode sinn. Et gouf
e Projet de loi, de 5772, fir dee Vide juri-
dique opzefëllen.

De Statsrot huet gemengt, dat géif wéineg
Sënn maachen. Mir hunn dat elo an dee
Projet de loi hei agebaut a wäerte réck-

wierkend déi Saach dann un d’Fonction-
néiere kréien.

(M. Jos Scheuer prend la Présidence)

Elo géif ech soen, Gott sei Dank ass keng
Elektrikerkonzessioun néideg ginn an där
Phas, sou dass dat dann am Endeffekt gutt
ausgeet.

Ech wëll awer net vertuschen, dass de
Statsrot a sengem éischten Avis bemängelt
huet, dass a vill ze vill Froen de Projet
deemools vag bliwwe wier an dass net kloer
wier, wéi deen Institut seng Aufgab géif
wouermaachen. Et huet him un enger Rei vu
Kritären a Prozedure gefeelt. Dat war a sech
eng zimlech haart Ausso.

Mä mir hunn an der Kommissioun de Projet
de loi de fond en comble ëmgeschriwwen.
D’Verfahrensweis, d’Kompetenze vun de
Behörden, d’Prärogative vun den Unter-
suchungen, besonnesch mat de Beamten,
also den OPJen, alles dat ass nei gemaach
ginn. Domat menge mer hätte mer - an de
Statsrot huet eis jo och duerno Recht ginn -
dee prozedurale Rumm, an deem sech dat
Gesetz beweegt, mat där noutwendeger
Kloerheet a Rechtssécherheet ronnkritt.

❱❱❱ M. le Président.- Här Rapporteur, Dir
sidd 15 Minutten iwwert d’Zäit.

❱❱❱ M. John Castegnaro (LSAP),
rapporteur.- Ass et wouer?

❱❱❱ M. le Président.- Jo.

❱❱❱ M. John Castegnaro (LSAP),
rapporteur.- Ech hunn nach zwou Minutten,
da sinn ech fäerdeg. Da kënnt och kee vun
der LSAP erop. Dat ass e fairen Handel, et
muss jo jiddferee fort.

D’Regierung huet sech och, an dat soll een
hei besonnesch ervirsträichen, schonn
orientéiert un deenen Décisiounen, déi an
enger éischter Liesung den 21. Februar
2008 um Europäesche Parlament getraff gi
sinn zu deem Sujet.

Et geet do ëm permanent Upassungen un
dës Reglementer. Mir hunn dat elo scho vir-
gesinn. An insgesamt mengen ech, an dat
muss een ëmmer erëm ënnersträichen, wa
mer esou vill amendéiert hunn, dann eben,
fir um leschte Stand der Dinge ze sinn.

Mir hunn eis an eiser Aarbecht natierlech
och un d’Gesetz iwwert d’Securité générale
des produits gehalen - dat vum 31. Juli
2006 -, wat hei gestëmmt ginn ass. Do hu
mer eis orientéiert u Prozeduren a Kom-
petenze bei der Maartiwwerwaachung. Par
ricochet musse mer natierlech elo och
Ännerungen un deem Gesetz virhuelen, fir
dass dat iwwereneekléngt.

Da gëtt et déi éiweg Ausenanersetzung
iwwert d’Veröffentlechung vun den Normen.
Do hat de Statsrot sous peine d’opposition
formelle verlaangt, dass d’Vermaartung vun
Normen de privaten Organisme misst
iwwerlooss ginn an d’ILNAS nëmme mat der
Veröffentlechung vun Normen ze beoptrage
wier, déi aus Sécherheetsgrënn fir obliga-
toresch erkläert ginn.

Mir hunn dee Virschlag net iwwerholl, well
mer der Usiicht waren, dass d’Verbreedung
vun de Normen net eleng an den Hänn vu
privaten Acteure leie sollt. Jiddferee kann
awer Asiicht doran huelen. Mir veröffent-
lechen opgrond vun eisem Gesetz
d’Normen net integral am Mémorial, mä hir
Referenzen, an déi kann da jiddfereen
nokucke goen. Si däerfe just net gratis
kopéiert ginn; dofir muss ee bezuelen.

Da gëtt et dee Problem, deen ëmmer
erëmkënnt, dee vun dem OPJ, also dem
Officier de police judiciaire. Och do wëll ech
aus Zäitgrënn nëmmen op d’Wichtegkeet
vum Officier de police judiciaire hiweisen.
Seng Ermëttlunge sinn entscheedend, wa
prozesséiert muss ginn. Wann déi Roll net
kloer ass, da ginn déi Prozesser an d’Box.
Dann huet ee guer näischt geschafft. Do
däerfen also keng prozedural Feeler
geschéien.

De Statsrot werft dee Problem regelméisseg
op. D’Ekonomieskommissioun huet duerfir,
wéi aner Kommissiounen och, d’Regierung
opgefuerdert, éischtens eng Lëscht mat all
de Posten a Verwaltungen opzestellen, wou
et den OPJ gëtt; zweetens sech kloer all-
gemeng gülteg Richtlinnen ze ginn, wann a
welch Aufgabe vun deene Beamten iwwer-
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holl ginn, déi de Statut vum OPJ hunn, an
drëttens verlaange mer och, dass déi
Beamte permanent déi néideg Aus- a
Weiderbildung erhalen, fir hir Missioun
korrekt ze erfëllen.

De Wirtschaftsminister huet dat am Kontext
vum ILNAS bestätegt an och offréiert, dass
déi Beamten, déi dorënner falen, regel-
méisseg a Formatioune ginn.

Da gëtt et Personalfroen, déi hei mat disku-
téiert ginn. Et bleiwen déi administrativ a
pénal Sanktiounen, déi bei Gesetzer esou
virgesi sinn. Zu den administrative Mooss-
namen zielt d’Erlaabnis, viru geféierleche
Produkter ze warnen, se virun der Ausliw-
werung ze stoppen, oder se vum Maart
zréckzeruffen, wa se schonn drop sinn.

Déi pénal Sanktioune beinhalte Strofe bis zu
125.000 Euro respektiv aacht Deeg Prisong
oder béides zesumme fir dee Produzent,
deen e Produkt, wat schlecht ass, bewosst
op de Maart bréngt oder sech dergéint wiert
oder munches ënnerhëlt, fir dass et net vum
Maart ka geholl ginn.

Dir gesitt also schonn d’Komplexitéit vun
deem Ganzen. Ech ginn dovun aus, dass
jiddfereen heibanne souwuel de Projet de
loi wéi de Rapport vun der Kommissioun
intensiv gelies huet, an dass dat, wat ech
hei versicht hunn, an deene puer Wierder ze
erklären,...

(Interruptions)

...vläicht e bësse méi Transparenz a
Verständlechkeet an dat Ganzt do era-
bréngt.

Ech wëll nach eng Kéier all deenen, déi
direkt oder indirekt un deenen Aarbechte
bedeelegt waren - an et war laang, an et
war haart, an et war schwéier -, wéi gesot
een décke Merci soen. Déi puer Minutten,
déi ech iwwerschratt hunn, ginn dann duer,
fir an engem Saz ze soen: D’LSAP wäert fir
dat Gesetz stëmmen.

Merci, Här President.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Rappor-
teur. De Konsens an der Chamber ass
grouss. Elo kritt d’Wuert den Här Sauber.

Discussion générale

❱❱❱ M. Marcel Sauber (CSV).- Merci, Här
President. Här President, Dir Dammen an
Dir Hären, Komplexitéit ass dat Wuert, wat e
puermol hei gefall ass, a mat Recht. Dat do
ass e Projet, dee verdammt komplizéiert
ass.

(Interruption)

Gelift?

❱❱❱ Une voix.- Da ginn ech.

❱❱❱ M. Marcel Sauber (CSV).- An duerfir
géif ech dann och dem Rapporteur hei
wëlle félicitéiere fir säin exzellente schrëft-
lechen an och mëndlechen Exposé, deen
hien hei gemaach huet.

Ech muss soen, déi Matière ze be-
herrschen, ass guer net esou einfach. Net
nëmmen eleng vun der Villfalt hier, mä och
vun der Technik.

Doriwwer eraus ass et eng Matière, déi
politesch wéineg explosiv ass, vläicht och
wéineg spannend, vläicht och net deen
allergréissten Intérêt dobausse fënnt, mä et
ass eng Matière, déi technesch interessant
ass; et ass eng Matière, déi technesch nout-
wendeg ass; et ass eng Matière, déi
wirtschaftlech en immens groussen Impakt
huet.

Wann ech soe wirtschaftlech, da gesinn ech
dat net eleng vun der Produktioun oder der
Distributioun hier, mä och aus der Optik vun
de Konsumenten. D’Wirtschaft also als
Ganzt gekuckt.

De Projet, dee mer haut diskutéieren, stellt
de generelle Kader duer, fir d’Kommerzia-
lisatioun vun de Produkter an och fir
d’Surveillance vum Marché. E begräift - am
Stenostext - d’Normalisatioun, dat heescht
d’Regelen, wéi Normen opgestallt ginn. E
begräift d’Akkreditatioun, dat heescht, e
gëtt eng Äntwert drop, ënner wéi enge
Bedéngunge ka bescheinegt ginn, vun
engem gewëssen Institut, deen dann Zertifi-
katiounsinstitut heescht, datt dee Produit,

deen ech um Marché hunn, konform ass zu
enger Norm. Dat ass eng komplizéiert
Matière relativ einfach ausgedréckt.

Et geet ëm d’Sécuritéit. Et geet ëm d’Orga-
nisatioun vum Marché respektiv och d’Kon-
troll vun deem Ganzen. Et ass elo net, wéi
wa bis haut näischt esou do gewiescht wär,
et ass näischt Neies, an deem Sënn, dass
mer schonn eng Gesetzgebung hunn, ver-
schidde Reglementer hunn, well eben
europäesch Direktive bestinn, déi a Lëtze-
buerger Recht ëmgesat sinn. Hei kréie mer
een neie Kader, fir dat Ganzt ze ëmrummen.

Et ass eng komplett Matière mat engem
immense wirtschaftlechen awer och finan-
ziellen Impakt, dee sech awer gradesou
staark och an der Sécherheet erëmfënnt
vun de Produkter, an der Kontroll vun der
Sécherheet.

Virdrun ass d’Madame Kunewa zitéiert ginn,
déi mer op Besuch hate virun zwee Deeg,
déi eis och op déi Problemer opmierksam
gemaach huet, déi bei der Kontroll kënnen
opdauchen: Spillsaachen aus China, wat jo
ee vun deene groussen Diskussiouns-
themen déi lescht Zäit war, an dann och fir
mat China eens ze ginn, fir datt si anescht
solle produzéieren. Mä si hunn eis be-
stätegt, datt op d’Interventioune vun der
Kommissioun a China iwwert deen dote
Wee 29.000 Betriber, déi dat dote produ-
zéiert hunn, zougemaach hunn.

Do gesäit een och déi wirtschaftlech Réper-
cussiounen op déi ganz Saachen. Ech hunn
elo China als Beispill geholl, mä dat doten
hu mer och bei anere Produkter, déi kënne
kontrolléiert ginn.

Haut weess jiddfereen, wat eng Norm ass.
Vläicht och net. Firwat hu mer Normen? Wéi
gi se opgestallt? Si se obligatoresch? Wéi
verhält dee ganzen Normesystem sech an
engem Land, tëschent eenzelne Länner, an
der Communauté européenne an interna-
tional global gekuckt?

Wann een et wëllt simplistesch ausdrécken,
da soen ech: D’Norm entsteet am Fong op
fräiwëlleger Basis, op Konsensus vu ver-
schiddene Betriber, déi sech eben of-
stëmmen: Wéi soll ee Produkt ausgesinn?
Wat soll seng Qualitéit sinn, seng Dimen-
siounen, Toleranzen, Sécherheet an esou
virun? Mä et ass net nëmmen eleng bei de
Produkter; Norme gëtt et och haut bei de
Servicer.

Handfest Interesse vun de Betriber spille
selbstverständlech do mat. Esou datt déi-
jéineg Betriber, déi bei der Norméierung
mat derbäi sinn, zweifellos ëmmer am Vir-
deel sinn, fir ze kucken, datt hiert Produkt
oder hir Norme kënne festgehale ginn.

Konsensus heescht, op nationaler Basis
muss en Accord fonnt ginn, tëschent de
Betriber fir d’éischt, dann am Rumm vun
engem Land, wat normalerweis iwwer en
Normungsinstitut geschitt. Dat schafft déi
Normen dann zesumme mat de Betriber
aus. Bis elo hu mer dat net gehat.

Dohier brauche mer et wahrscheinlech, wa
mer wëlle selwer Norme maachen. Dohier
brauche mer och Zertifizéierungsinstituter.
Dat sinn déi, déi bestätegen, datt déi
Normen agehale si fir dat Produkt. Dohier
brauche mer dann awer och eng Akkredi-
téierungsplaz, déi bestätegt, datt déi Zertifi-
zéierungsinstituter konform schaffen, datt
se genügend équipéiert sinn an datt déi och
kënnen d’Bedéngungen erfëllen.

Dat ass elo ganz einfach, simplistesch duer-
gestallt. Mä et ass awer esou wéi dat fonc-
tionnéiert, mat sämtleche Problemer, déi do
dertëschent leien: d’Notificatiounen u
Bréissel an esou virun. Well wat um éischte
Stadium national geschitt ass, dat geschitt
haut an engem anere Kontext och inter-
national.

Mä national war et virun enger ganzer Rei
vu Jore jo esou, datt am Fong Normen an
eenzelne Länner guer net openeen ofge-
stëmmt waren. Mir hate franséischer. Mir
haten däitscher. Do dertëschent ass dann
operéiert ginn. D’Norme waren am Fong
souguer e protektionistesche Marché an der
Zäit. Mä d’Erkenntnis koum dunn eben, datt
de globale Marché, den internationale
Marché d’Zukunft ass, datt ee sech da muss
zesummesetzen a kucken, datt een d’Nor-
méierung iwwert d’Land oder iwwert d’Com-
munauté eraus mécht. Esou datt mir haut
och international Normen hunn.

Déi Evolutioun bréngt dann awer och mat
sech, datt eng ganz Partie Direktiven a
Regelungen hu misse kommen, déi dann
och an nationaalt Recht iwwergesat ginn.
Dat mat Prozeduren an esou virun, déi dat
doten alles net méi einfach maachen, mä
wou mir hei elo net weider drop aginn.

EU-méisseg gesinn, géif ech soen, datt
d’Normen haaptsächlech an d’Richtung
ginn, fir dem Ofbau vun den Handelshemm-
nisser entgéintzewierken; also fir den Ofbau

ze förderen. Et geet also an d’Richtung vun
der Libre circulation des biens et services.
Et geet och drëm, fir d’Normen international
openeen ofzestëmmen, wou ech och ënner
Normen dann technesch Virschrëfte wëll
gläichsetzen.

EU-wäit ass eng Prozedur virgeschriwwen,
wéi dat do soll vir sech goen. Déi ass dann
anzehalen. Déi berout och op géigesäiteger
Unerkennung vun net nëmmen eleng de
Prozeduren, mä och vun den technesche
Virschrëften oder vun den Normen, déi
dann national akzeptéiert gi sinn. D’Resultat
ass, datt mer haut international Normen an
enger ganzer Partie vu Beräicher hunn;
international Virschrëften an och wéi dat
Ganzt gehandhaabt gëtt, wat eng Ri-
bambelle vun Direktive mat sech bréngt.

Dobäi dierfe mer dann net vergiessen:
D’Norme sinn op fräiwëlleger Basis ge-
maach; och haut nach ëmmer. Si sinn also
als solch net bindend. Si ginn am Fong
eréischt bindend doduerch, datt een e
Kontrakt mécht tëschent Betriber, Verwal-
tung a Betriber, Soumissiounen, wou een
d’Conditions de marché bréngt. Si kënnen
och bindend ginn, wann e Gesetz oder e
Reglement kënnt, wou déi Virschrëften
iwwerholl ginn.

Den Avantage fir d’Betriber ass zweifellos
d’Globaliséierung. De Marché gëtt méi
grouss an de Marché gëtt international. Fir
de Konsument ass den Avantage: Hie
weess, wat hie keeft. Hie weess, datt säi
Produkt, wat hie keeft, konform ass, wann
CE zu där Norm dropsteet. Hien huet also
eng garantéiert Mindestqualitéit, déi hie ka
kafen. Et ass awer eng Sécherheet do
iwwert deen CE-Label, deen do agefouert
gëtt.

Den normale Wee also, fir eng Norm ze
maachen, ass eigentlech deen: Et geet vum
Betrib aus; um nationale Plang Concer-
tatioun; Eenegung ënner Betriber; fräiwëlleg
Ofkomme mat normalerweis engem Nor-
meninstitut. Iwwert d’EU kënnt déi ganz Pro-
blematikmatdeelung: Wéini wëll ech esou
eng Initiativ huelen? Dat heescht, datt d’No-
tificatioun u Bréissel an un déi aner Länner
geet. Da kënne sech eventuell och, wann et
derwäert schéngt am Kader vu Bréissel,
den CEN - dat ass den Normeninstitut vun
der Communautéit - oder de Cenelec - dat
ass deen, deen am elektresche Beräich
täteg ass - der Saach unhuelen. Da ginn
d’Normen ausgeschafft.

Dann d’Zertifikatioun. Dat ass jo dann, wann
d’Produktioun gemaach gëtt, wou vun engem
Betrib certifiéiert gëtt, datt déi Normen age-
hale ginn. Mir hunn där Betriber hei zu Lëtze-
buerg. Den Här Castegnaro huet der e puer
opgezielt. Dat ass och eng Geschicht de gros
sous, wann een et esou wëllt huelen.

Et ass eng Geschicht, wou mer Lëtzebuerg
och kënnen dobausse verkafen, well een
Artikel, deen hei konform certifiéiert ass,
deen ass weltwäit och unerkannt comme tel.
Dat bréngt beispillsweis mat sech, datt
d’Japaner sech Deeler vun hiren Autoen hei
zu Lëtzebuerg certifiéiere loossen. Firwat
hei zu Lëtzebuerg? Vläicht si mer méi
bëlleg, mä op jidde Fall si mer vill méi séier.
Dat ass e groussen Avantage an deene
Saachen do. Als Beispill emol zitéiert.

Déi Zertifikatiounsgesellschafte ginn na-
tierlech dann accréditéiert. Dat ass deen
Institut d’accréditation, deen dann och elo
an den ILNAS erageluecht gëtt. Mä nach
ëmmer: D’Norme si fräiwëlleg, soulaang wéi
se net en obligatoresche contractuellë
Charakter hunn oder am Gesetz stinn.

D’Kontrollen. Selbstverständlech, Produk-
tioun ass dat eent, d’Kontrollen ass dat
anert. Déi Kontrolle kënnen zu jidder Zäit
geschéien. Do gëtt net nëmmen eleng
gekuckt: Steet CE drop?, mä et gëtt och
emol gekuckt, wann CE dropsteet: Ent-
sprécht dat der Norm?

Da besteet d’Méiglechkeet, och national
mat internationalem Effekt déi Produkter
vum Marché auszeschléissen. Dat heescht,
wann hei zu Lëtzebuerg festgestallt gëtt,
datt e Produkt net konform ass, da leeft eng
ganz Prozedur un, mam Resultat, datt aus
der Communautéit dat Produkt kann oder
muss ausgeschloss ginn.

Grosso modo: Déi nei Verwaltung, déi mer
hei opriichten - den ILNAS als Lëtzebuerger
Institut -, huet déi wesentlech Aufgab, fir
d’Erstellung - also d’Schafung, wann Der et
esou wëllt hunn -, d’Uwendung, d’Sécher-
heet an d’Kontroll vun den Zertifizéierungs-
gesellschaften och ze akzeptéieren. Dat ass
hir Haaptmissioun. Do derbäi kënnt dann,
wéi virdru vum Här Castegnaro gesot, och
d’Métrologie an dann d’Gestioun vun de
Konzessiounen. Déi ganz Organisatioun läit
doran, mat allen Detailer a Problemer, déi
dat mat sech bréngt.

Et ass net onbedéngt Neiland, mä et ass
awer eng Matière, déi duerch dëst Gesetz

zentral koordinéiert soll ginn. Aarbechten,
déi bis elo a verschiddene Verwaltungen a
Ministèren an hire spezifesche Kompetenz-
beräicher gemaach gi sinn. Esou datt de
Projet, esou wéi e virgestallt gëtt, och avan-
céiert. Et géif alles ënner een Hutt kommen
am Kompetenzberäich vun der ILNAS.

Wa mer elo soen, alles - am Bericht vum
Rapporteur ass et schonn duerchgeklongen
-; et ass bal alles, well et ass net alles. Do
sinn nämlech eng ganz Partie spezifesch
Kompetenzen, déi nach bei deenen anere
kompetente Ministere bleiwen. Esou datt do
ee vun de Problemer opgeworf gëtt: Wou
ass elo d’Kompetenzofdeelung? Wat mécht
deen een? Wat mécht deen aneren?

Also, der Direktiv zur Folleg sollt d’Nor-
méierung dozou bäidroen, d’Promotioun
vun der Qualitéit ze hiewen, d’Sécuritéit vun
de Produkter, d’Förderung vum Handel a
vun der Industrie, méi Produktioun a méi
Sécherheet fir de Konsument, an dat Ganzt
an der Kontroll duerch d’öffentlech Hand.
Dat sinn déi nei Missiounen, déi mat
erakommen un den ILNAS. Missiounen, déi
also zousätzlech fir d’öffentlech Hand
kommen.

Et kann een et och anescht ausdrécken: e
bësse méi Stat. Well hei gräift de Stat och a
Secteuren an, an Deeler an, déi wäit privat-
rechtlecher Natur sinn.

Mä ech mengen, och an deem Rôle fir
d’Promotioun an d’Qualitéit méi aktiv ze
maachen, kéint de Stat sech dach erëm-
fannen, wann et och net onbedéngt seng
éischt Missioun ass.

D’Avisë vun der Handwierkskummer a vun
der Chambre de Commerce, déi si relativ
kritesch, wou se vermëssen, datt eng global
Visioun iwwert déi Gesamtproblematik ze
kuerz kënnt am Projet. De Projet geet och
verschiddentlech fir si net wäit genuch, bei-
spillsweis de Volet Sécurité alimentaire, an
ass och net kloer genuch ëmrass wat
verschidde Saachen ubelaangt, wéi d’Pro-
motioun vun der Wirtschaft, d’Informatioun,
d’Förderung vun de Betriber, wéi dat soll vir
sech goen.

Dir Dammen an Dir Hären, wat sech hei
vläicht relativ einfach an onkomplizéiert
unhéiert, do kënnt awer bei der Analys vum
Projet eraus, datt dat guer net esou einfach
ass, datt den Text relativ komplizéiert ass.

Vill Kommissiounssitzunge sinn drop
higaangen, kontrovers, ganz kontrovers bei
verschiddene Punkten, an et ass animéiert
diskutéiert ginn. D’Textamendementer sinn
opgezielt ginn; 44 plus 22 sinn der 66. Dräi
Avisë vum Conseil d’État beweisen d’Kom-
plexitéit vum Text, wou dann och nach
d’Ausféierungsreglementer - eng aner Kritik
- feele souwéi d’Fiche financière. Et
iwwersäit een net, wat esou en Institut ka
kaschten.

De Conseil d’État huet sengersäits och - an
ech mengen do ass deen éischten Avis dee
wesentlechsten - drop higewisen, datt
d’global Visioun fir d’Bewältegung vun
deene Problemer, vun den Zilsetzungen am
Fong am Projet net esou richteg zum Droe
kënnt oder datt se feelt.

De Conseil d’État schwätzt och nach eng
Partie aner Problemer un, wéi dee vun der
Veröffentlechung vun den Normen, de Ver-
kaf vun den Normen, deen dann och elo soll
duerch de Stat geschéien - an am Fong,
wann een et wëllt pejorativ kucken, eng Epi-
cerie gëtt -, d’Ofgrenzungsproblematik vun
de Kompetenzberäicher, d’Feele vu ver-
schiddene Kompetenzen, d’Sécurité ali-
mentaire zum Beispill, an dann d’Fro, ob dat
Ganzt soll geschéien iwwer en Organisme
de droit privé oder - well et jo ëm fräiwëlleg
Norme geet, wat och ganz logesch kéint
geschéien - iwwer eng staatlech Verwal-
tung, d’Feele vun den Ausféierungs-
reglementer, an dann d’generell Fro, wou e
sech freet: Ass eis Verwaltung souwuel
materiell wéi och intellektuell amstand, de
Lëtzebuerger Stat bei deenen Aarbechte
vun den europäeschen Normungs-
organisme richteg ze vertrieden?

Dat sinn eng Partie Froen, déi am Raum
stinn, déi deelweis eng Léisung kritt hunn,
deelweis och net, mä déi op jiddfer Fall zum
Nodenke féieren. An de Conseil d’État huet
et dozou bruecht fir ze soen, en ordre prin-
cipal, de Projet misst a senger Globalitéit
nach eng Kéier iwwerduecht ginn an e géif
nëmmen à titre subsidiaire praktesch den
Avis ginn iwwert déi eenzel Artikelen.

D’Ekonomieskommissioun huet sech et och
net einfach gemaach. Si huet dee Projet do
am Detail analyséiert. Allerdéngs ka se och
net d’global Orientéierung vun engem Projet
fundamenal änneren. Mä 66 Amendementer
hunn awer dozou bäigedroen, datt den Text
wesentlech besser ginn ass, wéi e virdru war.

Punkten, déi mir perséinlech méi ze be-
denke ginn, dat ass - et ass ugeschnidde443388 www.chd. lu

SÉANCE 

34 Mercredi, 
23 avril 200834



ginn - déi nei Aféierung vun dem Service de
l’Énergie de l’État, dee mer viru sechs
Méint, also am August, ofgeschaf haten, e
bëssen ze séier. Do gi verschidden Disposi-
tiounen erëm ageféiert, well mer se
brauchen. Mä dat heescht dann awer och,
datt vum August u bis elo dee Service net
konnt fonctionnéieren, datt keng nei Kon-
zessiounen ausgestallt gi sinn an och keng
aner verlängert gi sinn.

Mä déi Fro, déi sech hannendru stellt, dat
ass: Wat hunn eigentlech déi Beamte
während där Zäit gemaach, well déi hu jo
legal net méi bestanen? Oder: Wéi sinn déi
Beamte bezuelt ginn, well de Service war
legal ofgeschaf? Vläicht kréie mer eng Änt-
wert vum Minister dorop - Dir hutt bestëmmt
eng.

Elo ginn duerch dëst Gesetz op jiddfer Fall
déi Fonctiounen erëm ageféiert, esou datt
d’Elektriker an d’Cegedel kënne berouegt
sinn. Mä den Dossier schéngt eis nach
weider ze verfollegen, well mir sinn nach
mat engem anere Gesetz befaasst, wou mer
dee Service do erëm, ech géif net gär soen
ofschafen, awer nei strukturéieren an en
anere Service eran, esou datt mer nach eng
Kéier wäerten doriwwer schwätzen.

E weidere Punkt, dee mer e bëssen um Mo
läit, ass dee vun der Surveillance. Ech sinn
derfir, selbstverständlech, datt hei kon-
trolléiert gëtt, datt schaarf kontrolléiert gëtt.
Dat muss sinn. An enger internationaler
Welt, wéi dat elo ass, soll dat sinn. Mä wou
ech mäi Problem hunn, dat ass mat den
Officiers de police judiciaire, net déi offiziell,
déi vun der Police kommen, mä déijéineg,
déi vun der Verwaltung kommen.

Do deelen ech zweifellos dem Conseil
d’État seng Meenung, deen net midd gëtt
bei sämtleche Geleeënheeten, wou mer dat
do aféieren a verschiddene Verwaltungen,
fir do dergéint ze wiederen an ze soen: Dat
do ass net dee richtege Wee.

An et ass och net onbedéngt de richtege
Wee, well dat do ass jo awer e Beruff.
Officier de police judiciaire ass e Beruff, dee
geléiert gëtt, wou ee permanent muss dra
sinn, wou ee muss Fangerspëtzegefill hunn,
wou ee muss wëssen, wéi ee virgeet. Do
ass et d’Erfahrung, déi spillt. An déi ass net
onbedéngt ëmmer ginn am Rumm vun
enger Verwaltung. Esou datt ee ka ge-
deeltener Meenung sinn, well bis elo - ech
mengen dat ass elo de Problem, wou mer
dermat befaasst sinn - déi Verwaltung do
schonn d’Recht hat, fir Officier de police
judiciaire ze sinn.

An da si mer natierlech beim Lëtzebuerger
Modell: Mir maachen eng grouss Reform, et
gëtt alles anescht, mä et dierf näischt
änneren. Esou datt mer dann och do derbäi
bleiwen.

D’Fro, déi nach net beäntwert ass, dat ass
déi: Wéi vill Leit hunn d’Fonctioun vum
Officier de police judiciaire, déi net bei der
Police beschäftegt sinn? Wou si se be-
schäftegt? Well dat Ganzt muss jo awer eng
Kéier zu enger Generaldiskussioun
kommen.

Maache mer et esou, datt mer iwwerall kom-
partimentéiert e Polizeistat aféieren, oder
solle mer deen net awer global loossen?

Déi Fro steet am Raum an déi musse mer
eng Kéier diskutéieren, well soss komme
mer bei all Gesetz, wou esou Saache wéi
dat hei dra sinn, nach eng Kéier drop.

D’Publikatioun, den Här Castegnaro huet
drop higewisen: Mir hunn esou e sibylline-
schen - ech géif net soe Léisung - Text
fonnt, deen am Gesetz steet. Am Projet
steet elo dran, datt déi Normen, déi Lëtze-
buerg akzeptéiert, par référence am Mé-
morial publizéiert sinn.

Dat heescht guer näischt. Dat heescht just,
et ass eng Lëscht vun Normen, déi mer
akzeptéiert hunn. Awer soss näischt. Déi
Normen do sinn net obligatoresch, déi sinn
alleguer fräiwëlleg.

Wa mer eng Norm obligatoresch maachen,
muss se publizéiert ginn. An do hu mer e
reelle Problem. Alleguer déi Normen, déi op
eis zoukommen hei zu Lëtzebuerg, wa mer
alleguer déi, déi mer obligatoresch
maachen, publizéiere wëllen, mä da ginn eis
Mémorialen nach vill méi déck. An do muss
een da kucken, wéi een eng Léisung fënnt.

Souwisou stellt sech bei der Publikatioun
nach eng aner Fro; dat ass déi vum Droit
d’auteur. Well déi Instituts de normalisation,
déi froe jo Suen derfir. Dat kascht jo och. Dat
leeft jo alles op privatrechtlecher Basis. Dat
kascht, dat muss bezuelt ginn. Wéi kréie
mer déi Suen erbäi?

Also déi do Fro schwieft ewell 15, 20 Joer,
zënter datt mer Normen ëmsetzen iwwer
Form vu Reglementer.

Wéi geschitt d’Publikatioun? Mir hunn et
meeschtens gemaach einfach par réfé-

rence, an da war et fäerdeg. Mä deen
éischte richtege Prozess, dee mer kréien op
deem Gebitt do, dann hu mer awer e reelle
Problem! Well ebe virgeschriwwen ass an
eiser Gesetzgebung: Net d’Norme musse
publizéiert sinn, d’Gesetzer musse publi-
zéiert sinn.

En anere Sujet, wou ee kéint méi laang
driwwer schwätzen, ass den Normeninstitut
op privatrechtlecher Basis. Mir sinn am
Kader vu fräiwëllegen Normen, wou Betriber
sech am Fong selwer operleeën: „Elo
maachen ech dat, elo geet dat wéi ech dat
gären hätt.“ Ech sinn éischter fir méi privat
Initiativ, well ech mengen, mir hu schonn an
enger ganzer Partie Domäne vill ze vill Stat.
Mir hunn awer an dësem Fall keng richteg
Alternativ vu privater Säit offréiert kritt.
Vläicht hätt ee se och kënne provozéieren.
Ech ginn e Beispill, de Registre de Com-
merce, dee leeft haut op enger privatrecht-
lecher Basis.

❱❱❱ Une voix.- Leeft et da besser?

❱❱❱ M. Marcel Sauber (CSV).- Selbst-
verständlech! Haut ass en à jour, en huet
net méi e Retard vu Joren, wéi dat virdru
war. E leeft vill besser.

Hei beim Normeninstitut maachen ech elo
keen hellege Krich draus, well ech net esou
richteg gesinn, wien hei zu Lëtzebuerg soll
grouss Initiativen huele fir Normen ze
maachen. Esou vill Betriber an esou grouss
Betriber hu mer net, fir datt esou en Nor-
meninstitut iwwerlaf géif gi mat Aarbecht,
sou datt ech an dësem Fall an der Kommis-
sioun och Jo dozou gesot hunn. Mä ech
muss awer soen, mat schwéierem Häerzen,
an der Hoffnung, datt de Stat à titre supplé-
tif hei mat awierkt a well eben de Moment
Lëtzebuerg keng aner Méiglechkeet huet.

Wat méi zur Transparenz bäigedroen hätt
beim Projet, dat wär, wann d’Ausféierungs-
reglementer mat derbäi gewiescht wären.
Mä déi waren net derbäi.

Dir Dammen an Dir Hären, déi positiv Säite
vum Projet wëll ech awer och net ver-
kennen.

(Interruptions)

Dat do war elo emol eng gesond Kritik
derzou. Mä de Projet huet selbstverständ-
lech och eng ganz Partie positiv Säiten. De
Rapporteur huet se opgezielt, a wann ech
dat elo emol optimistesch wéilt kucken - well
ech si vun Natur aus nawell Optimist -, da
géif ech soen, en Text, deen net esou kloer
ass an all senge Facetten, en Text, deen
och d’Objektiver net esou prezis ëmräisst,
dat kann nach ëmmer en akzeptabele bis e
gudden Text sinn, ënner der Bedéngung,
datt ech eppes doraus maachen. Also wann
ech deen doten Text richteg upaken, kann
ech ganz vill doraus maachen.

Den Text schaaft e Kader fir d’Iwwer-
waachung vun der Produktioun a vun der
Consommatioun. E schaaft eng nei Ver-
waltung, den ILNAS…

❱❱❱ Mme Colette Flesch (DP).- Ass dat
eng positiv Säit?

❱❱❱ M. Marcel Sauber (CSV).- Loosst
mech mäi Saz emol fäerdeg maachen, et
ass e laange Saz. Also - elo hutt Der mech
aus dem Konzept bruecht.

(Hilarité)

Den ILNAS als nei Verwaltung an de Wirt-
schaftsminister als kompetente Minister, déi
hunn et elo an der Hand, dat aus dem
Gesetz ze maachen an dat an den Text ze
leeën, wat mer als Konsument, als Wirt-
schaft an als Land an engem moderne Stat
brauchen. De Projet verhënnert dat net.
Also loosse mer dat draus maachen, wat
mer muer brauchen. Dynamik an Initiativ
sinn da gefuerdert.

An deem Sënn bréngen ech och den
Accord vun der CSV.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Sauber.
Dann huet d’Madame Flesch d’Wuert.

❱❱❱ Mme Colette Flesch (DP).- Här Pre-
sident, léif Kolleegen, ech wäert a mengen
Iwwerleeungen zimlech op der Linn vum
Här Sauber leien, mä ech faasse mech méi
kuerz. Deen eenzegen onageschränkte
positiven Aspekt, deen ech dësem ILNAS-
Projet unerkenne kann, ass d’Qualitéit vun
der Aarbecht vum Rapporteur, dem hono-
rabelen Här Castegnaro. Wéi hien et gesot
huet, ass d’Matière wichteg, mä ganz
komplizéiert. Wéi hien et net gesot huet, mä
wéi ech et mengen, war d’Approche vun der
Regierung éischter fragmentaresch, fir net
ze soe chaotesch. D’Aarbecht an der Kom-
missioun hat d’Charakteristik vun „work in
progress“ a mir sinn iwwerhieft gi mat enger
onwahrscheinlecher Zuel vun Amende-

menter, wéi de Rapporteur et och scho ge-
sot huet.

An deem Kontext, deen a stänneger Bewe-
gung war, huet de Rapporteur seng Aar-
becht mat Kompetenz, Ausdauer an Akribie
duerchgezunn an ech wëll him duerfir félici-
téieren an him Merci soe fir déi Aarbecht,
well esou si mer e bëssen aus dem Tunnel
erauskomm. Hien huet a sengem mënd-
leche Rapport elo eng grëndlech Analys
gemaach vum coordonnéierten Text, dee
virun ons läit an dee wesentlech anescht
ass, wéi deen Text, deen am Ufank vun den
Diskussioune virun ons war.

D’Zil vum Projet soll sinn, d’Missioune vun
Normalisatioun, Akkreditatioun, Sécherheet
a Qualitéit vu Produkten an Déngscht-
leeschtungen, déi de Moment bei verschid-
denen öffentleche Strukturen ugesidelt sinn,
ze regruppéieren, fir engersäits méi effikass
ze sinn an anerersäits am Sënn vun der
Simplification administrative ze wierken. De
Conseil d’État, d’Chambre de Commerce,
d’Chambre des Métiers sinn net iwwer-
zeegt, dass déi Ziler erreecht gi sinn. An
hirem Avis fënnt een ëmmer erëm Wierder
wéi „vag, fragmentaresch, hétéroclite, Am-
biguïtéiten, Inkohärenzen“.

Mir sinn als DP och net iwwerzeegt, dass
d’Zil erreecht ginn ass, esou wéi et hätt
missen erreecht ginn, a mir bedaueren et.
De Conseil d’État schreift zum Beispill a
sengem Avis vum 28. November 2006: «Il
est à craindre que, à force de vouloir
regrouper un nombre trop élevé de missions
entre les mains d’une seule et même entité,
sans avoir mis en place un cadre de règles
claires destinées à régir la matière et sans
s’assurer parallèlement d’une démarcation
nette entre les attributions nouvellement
créées et les compétences éparpillées
parmi une pluralité d’autres autorités admi-
nistratives, les auteurs ne finissent par
accroître l’opacité légale et administrative
en la matière plutôt que de ‚contribuer à la
simplification administrative et à la réali-
sation d’économies d’échelle.»

Wéi de Rapporteur et gesot huet, ass op
deene Punkten an engem gewësse Sënn
Remedur geschafe ginn, mä et bleift awer
nach munches ze maachen. Dat ass a men-
gen Aen, dat ass an onsen Aen den Haapt-
problem vun deem Gesetz.

Ech wëll elo net an all Detail agoen. Ech wëll
nëmmen zwee Punkten erausgräifen, déi
mir perséinlech och nach besonnesch
Suerge maachen. Den neien Institut soll ën-
ner anerem derfir suergen, dass déi interna-
tional an europäesch Norme publizéiert
ginn an doduerjer zu nationalen Norme
ginn. Dat ass e Problem, op deen den Här
Sauber jo am Detail agaangen ass.

Nun ass et esou, dass déi international an
europäesch Organismen, déi fir d’Normali-
satioun zoustänneg sinn, sech fir hir Aar-
becht bezuele loossen. Den Institut muss
also déi Aarbecht kafen. Duerfir ass am
Projet och virgesinn, dass den Institut dat
da verkeeft. An d’Fro vum Conseil d’État ass
richteg gestallt, ob dat d’Aufgab ass vun
enger Administration publique an ob et net
besser gewiescht wär, enger privatrecht-
lecher Struktur aus den entspriechende pro-
fessionellen Ëmfelder déi Problematik unze-
vertrauen, eng Struktur, déi dann och
besser outilléiert gewiescht wär, fir d’Com-
mercialisatioun vun deenen Norme virze-
huelen.

Dann eng zweet Observatioun, an déi huet
den Här Sauber och scho gemaach, dat ass
am Beräich vun der Surveillance des
marchés. Do kritiséiert de Conseil d’État alt
erëm eng Kéier, wéi schonn an esou vill
Avisen, dass d’Fonctionnairë vun deem
neien Institut sollen Attributioune vun Of-
ficiers de police judiciaire kréien. Déi Kritik
un der Multiplikatioun vun den OPJen ass
vum Conseil d’État scho ganz, ganz oft vir-
gedroe ginn a si gëtt och, zum Beispill, wäit-
gehendst vun de Membere vun der Com-
mission juridique vun dësem Haus gedeelt.

D’Commission de l’Économie huet sech och
mat där Problematik beschäftegt an huet
déi Suerge gedeelt. Et ass e Problem vu
Formatioun. Et ass och e Problem vu wéi déi
Aarbecht duerno gehandhaabt gëtt an esou
weider. Quoi qu’il en soit, d’Kommissioun
huet sech driwwer ënnerhalen, mä si huet
d’Dispositioune bäibehalen esou wéi se am
Text waren, a si huet sech drop beschränkt,
d’Regierung ze bieden, déi Problematik ze
diskutéieren an der Chamber d’komplett
Lëscht vun alle Fonctionnairen ze ginn, déi
d’Qualitéit vun OPJ an alle Verwaltungen
hunn.

Ech wéilt hei expressément un dee Wonsch
vun der Kommissioun erënneren an de
Minister bieden, sech ze engagéieren am
Numm vun der Regierung, dass mer déi
Lëscht kréien. An déi zweet Etapp wär dann
déi global Diskussioun, vun där den Här
Sauber virdru geschwat huet, déi och

schonn an der Commission juridique évo-
quéiert ginn ass, mä déi bis elo nach ni
geféiert ginn ass.

Här President, ech hunn elo wierklech am
Telegrammstil zwou Onzoulänglechkeete
vun dësem Projet de loi opgelëscht an déi
Haaptonzoulänglechkeet ass, dass et am
Fong fir keng Simplification administrative
an och net fir méi Transparenz suergt, mä
dass d’Opacitéit wahrscheinlech doduerjer
nëmmen nach méi grouss gëtt.

Mä alles dat gesot, muss ech awer och
soen, dass d’Sécherheet an d’Qualitéit vun
de Produkter an den Déngschtleesch-
tungen, d’Normalisatioun an d’Akkredi-
tatioun wichteg Froe sinn. Sécher ass, dass
duerch d’Aarbechten an der Kommissioun
d’Gesetz verbessert ginn ass. Sécher sinn
öffentlech Qualitéitskontrollen noutwendeg,
fir Transparenz ze schafen an dem Kon-
sument, dem Bierger deen néidegen Iwwer-
bléck an dat néidegt Vertrauen ze ginn.
Sécher hu mer och an deem Beräich ganz
prezis Obligatiounen am Kader vun der
Europäescher Unioun.

Duerfir wäert d’Fraktioun vun der Demokra-
tescher Partei dëse Projet de loi stëmmen,
mä, fir eng Formule ze gebrauchen, géif
ech dem Minister répétéieren, wat ech scho
bei engem anere Projet gesot hunn: ouni
Iwwerzeegung an ouni Enthusiasmus.

Ofschléissend géif ech awer wëlle virun
allem festhalen - wéi d’Chambres pro-
fessionnelles, wéi de Conseil d’État -, dass
mer an dësem wichtege Beräich, trotz der
gudder Aarbecht vun der Kommissioun an
trotz dem Vote vum Projet de loi, dee muer
wäert stattfannen, nach ëmmer an engem
Zeenario vun „work in progress“ sinn, an
dass mer mussen, an dass de Ministère
muss nach ganz vill Aarbecht maachen.

Ech soen Iech Merci.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Madame
Flesch. D’Wuert huet den Här Kox.

❱❱❱ M. Henri Kox (DÉI GRÉNG).- Här
President, Dir Dammen an Dir Hären, ech
wëll dann och emol fir d’éischt dem Här
Rapporteur Merci soe fir säi mëndlechen a
schrëftleche Rapport. E Rapport, dee jo de
ganzen Iwwerbléck doriwwer ginn huet,
besonnesch am mëndleche Beräich, wéi
komplex effektiv déi Aarbechten an der
Kommissioun waren. Sämtlech Riedner a
Virriedner hu jo dat schonn eng Kéier
ernimmt. 44 plus 22 Ännerungsanträg hu
mer misse maachen, fir zum Schluss awer
zu engem Gesetz ze kommen, dat och déi
Gréng en fin de compte wëlle matdroen.

Ech wëll mech och duerfir e bësse méi
kuerz halen a mech just plus ou moins op
zwee Punkte beschränken, déi eis awer
ganz wichteg sinn. Ier ech op déi zwee
Punkte wëll ze schwätze kommen, kommen
ech net derlaanscht awer e puer Wuert
iwwert déi Geschicht do vun de Services de
l’Énergie ze verléieren. Déi Servicer gi jo elo
bekanntlech erëm agefouert duerch dëst
Gesetz vum ILNAS, wat a sech d’Koordi-
natioun an och déi Ausféierungen um
Terrain da wéilt iwwerhuelen. Dat, wat do
ofgedeckt gëtt, si jo alles Servicer am
Beräich vum Elektreschen.

Et ass och scho vu menge Virriedner gesot
ginn - ech mengen, den Här Castegnaro hat
dat och scho virdru gesot -, dass mer säit
dem Vote vum Liberaliséierungsgesetz vum
leschte Summer an engem Vide juridique
waren, well mer do de Service de l’Énergie
einfach esou ofgeschaf hunn, ouni ze
kucken, ob en anert Gesetz déi Aufgabe
géif iwwerhuelen.

Déi Gréng hunn deemools och scho bei
deem Gesetz d’Aart a Weis ganz staark
kritiséiert an och d’Hauruckaart a -weis uge-
prangert, wéi dat Liberaliséierungsgesetz
déi Kéier duerch d’Chamber gedréckt ginn
ass. Et konnt a sech nëmmen dann och
schifgoen. Et war aus eiser Siicht och onver-
antwortlech, esou virzegoen.

En éischte Punkt, op deen ech wollt kuerz
agoen, deen den ILNAS elo soll iwwer-
huelen, dat ass déi Koordinatioun vun
deene Bonnes pratiques vun eise Labora-
toiren hei am Land. Ech mengen, et ass
ganz richteg, dass mer esou Laboratoiren
hei am Land hunn. Déi Verwaltung elo, den
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ILNAS, soll dat jo a verschidden Administra-
tioune regruppéieren oder zumindest koor-
dinéieren, sief dat an der Santé, der Inspec-
tion du Travail et des Mines oder och nach
dem Service technique aus der Agriculture.

Fir eis ass et ganz wichteg, dass mer per-
formant Laboratoiren hunn, déi och déi néi-
deg Kontrolle kënnen dobaussen duerch-
féieren. Et ass duerfir wichteg, dass den
ILNAS déi Koordinatioun mécht an awer och
dat néidegt Material an dat néidegt Per-
sonal kritt, fir kënnen dat an der Praxis esou
auszeféieren.

Duerfir ass eng Hoffnung, dass den ILNAS
effektiv bei de Laboratoirë méi e performant
Virgoen oder e Perfectionnement erreeche
kann, well ech mengen, hei zu Lëtzebuerg
hu mer a verschidde Beräicher do nach
Nohuelbedarf.

En zweete Punkt, an dat ass e ganz wich-
tege Beräich aus grénger Siicht, ass de
Beräich vun der Iwwerpréiwung vun der
Kommerzialisatioun vun de Produkter. Sief
dat déi Produkter, déi hei am Land hierge-
stallt ginn, respektiv Produkter, déi iwwer eis
Grenzen an eist Land erakommen, an do
besonnesch natierlech iwwert de Findel. Op
d’Wichtegkeet vun esou enger Iwwer-
préiwung brauch ech net anzegoen; et ass
och scho vun e puer Virriedner dovunner
geschwat ginn.

Et ass jo net fir d’éischt, dass Produkter vum
Marché hu missen zréckgezu ginn, aus ville
Grënn. De Konsument huet e Recht op
sécher a gesondheetlech onbedenklech
Produkter. Duerfir sinn déi Kontrollen an och
Stéchprouwe ganz wichteg.

Wa mer elo awer den Ausbau vu Lëtze-
buerg als Logistiksdréischeif kucken - dat,
wat de Wirtschaftsminister jo och ustrieft -,
da mécht dat d’Iwwerwaachung an och
d’Konformitéit an d’Sécherheet vun de Pro-
dukter ëmsou méi wichteg, sou dass déi
Kontroll och effikass muss duerchgezu ginn.
Besonnesch dann och, wann de Findel
nach esou weider sollt Produkter hei an
d’Land mat erabréngen.

Duerfir hat ech och eng Question parlemen-
taire gestallt, déi Dir ënnert der Nummer Q
2083 nosiche kënnt. Ech hat déi den 31.
Oktober 2007 un de Wirtschaftsminister ge-
stallt an hunn hie grad op déi Iwwer-
préiwung um Findel ugeschwat.

Ouni elo wëllen op déi sëlleche Froen anze-
goen an och op déi Äntwerten, ass mer
awer ee Punkt besonnesch opgefall, an dat
ass och den Uleies, op deen ech wëll eraus-
kommen, dat ass den A und O vun enger
sécherer a vertrauenswierdeger Politik am
Beräich vun der Sécurité des produits,
nämlech d’Qualitéit an d’Kompetenz vun de
Leit bei dëser Iwwerpréiwung.

Et ass virdru vun deene sëllechen OPJe
geschwat ginn. Ech deelen deels déi
Bedenken, déi do ausgeschwat gi sinn. Et
ass och net glécklech, wa mer eng Multi-
tude vun deenen a verschiddene Ministèren
aféieren. Ech mengen awer, dass de
Problem éischter am Beräich vun der Quali-
téit an der Kompetenz läit an dass mer do
kënnen entgéintwierken.

Duerfir, mir kënnen esou gutt wéi méiglech
esou Gesetzer schreiwen: Wann um Terrain
awer net déi richteg an adequat Sur-
veillance gemaach gëtt, bleiwen och erëm
esou Gesetzer Lettre morte.

Ech wëll aus där Question parlementaire
vum Här Wirtschaftsminister ee Punkt eraus-
huelen, an ech zitéieren: «Les Douanes et
Accises, ainsi que le personnel national (ré-
parti) dédié à la surveillance du marché,
constituent les organes principaux de
contrôles à la quantité de marchandises
transitant par l’aéroport de Luxembourg, ce
sont ces ‚outils’ en termes de ressources
humaines qui pourraient alors être renforcés
afin d’adapter la fréquence et la qualité.» A
weider: «Des formations spécifiques à la
surveillance du marché pourraient aussi
être envisagées. Plus globalement, l’en-
semble des ressources nationales affectées
au domaine de la surveillance du marché
pourrait être renforcé. De plus, un inves-
tissement futur serait souhaitable en vue de
mettre à disposition des autorités de sur-
veillance des équipements adéquats,
notamment pour le contrôle des substances
toxiques sur le terrain.»

Dëst Gesetz steet a fält also mat de Mo-
yenen, déi mir zur Verfügung stellen. Et ass
besonnesch do, wou mir déi gréisste
Bedenke betreffend der Ëmsetzung herno
um Terrain gesinn. D’Gesetz steet a fält och
mat de Ressource-humainen, déi d’Politik
bereet ass opzestellen. Mir hu grouss Zwei-
fel, ob déi jëtzeg Regierung déi néideg
Moyenen och wëllt schlussendlech um
Terrain bereetstellen.

Ech brauch just nëmmen un d’Stellungnahm
vum Budgetsminister Frieden gëschter
während der Debatt iwwert den Ombuds-
mann ze erënneren. A ville Beräicher vum
Stat kéint méi effikass an och rationell ge-
schafft ginn, mä a ville Beräicher feelt et
punktuell u Personal, fir dat och richteg an
néideg ëmzesetzen. Dës Demanden u méi
Personal ginn awer systematesch vum
Budgetsminister gestrach.

Här President, Dir Dammen an Hären, well
et schonn esou spéit ass an ech mech op
déi zwee Punkte wollt beschränken,
kommen ech zum Schluss. D’Zesumme-
leeung vu Kompetenzen, fir e bessert a méi
effikasst Virgoen ze erreechen, kënne mir
nëmmen ënnerstëtzen. Ënnerstëtze kënne
mer et awer net, wann net déi néideg
Ressourcë bereetgestallt ginn. Wa Lëtze-
buerg eng Dréischeif vum internationale
Wuerentransport soll ginn, mussen awer
och op där anerer Säit déi néideg Moyenen
zur Verfügung gestallt ginn, fir esou eng
Dréischeif ze begleeden.

Dëst Gesetz kléngt um Pabeier gutt an huet
och seng Berechtegung, och wann eng
ganz Rei vu Kritiken nach bestoe bleiwen;
wéi et virdru vum Här Sauber a vun der
Madame Flesch hei erwähnt ginn ass. Mir
wäerten dëst Gesetz, wéi aganks scho
gesot, och matdroen. Mir wäerten awer
d’Surveillance vum Marché genauestens
suivéieren an hoffen, dass dat nei ge-
schafent Institut och déi néideg Moyenen,
sief dat materiell wéi personell, kritt, fir seng
Aufgab besonnesch am Sënn vum Kon-
sumenteschutz richteg kënnen duerch-
zeféieren.

Ech soen Iech Merci.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Kox.
Den nächste Riedner ass den Här Henckes.

❱❱❱ M. Jacques-Yves Henckes (ADR).-
Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
och meng Remerciementer fir d’éischt un
de Rapporteur, den Här Castegnaro, deen
hei effektiv ganz vill Aarbecht huet missen
als Rapporteur leeschten, fir aus deem
ganze Gewurschtels, wat mer vun der
Regierung virgeluecht kritt hunn, herno e
passabelen Text kënne virzeleeën. Et war
wierklech ganz vill Aarbecht, wat hei huet
misse gemaach ginn, fir datt mer finalement
deen Text virleien hunn, iwwert dee mer elo
sollen ofstëmmen.

Et ass evident, datt de Projet de loi als solch
komplex ze redigéieren ass. Woufir? Ma well
een eng siwe Ministèren an Administra-
tiounen oder Deeler vun deene muss ze-
summe regruppéieren, wat an der Theorie
an um Pabeier séier liicht ze maachen ass.
Mä deen Ablack, wou een dat textuell muss
an e Projet de loi ëmsetzen, ass dat na-
tierlech vill méi komplex.

Duerfir mengen ech, datt et gutt wier, wann
d’Regierung esou komplex Projet-de-loien
huet, datt se deen Ablack op e Service
logistique entweder am private Secteur
zréckgräift oder selwer ee schaaft, fir datt
ee kann esou Projet-de-loien ausschaffen
an deen Ablack och d’Aarbecht souwuel
vum Conseil d’État wéi och vun der Cham-
ber méi einfach maachen. Ech si mer
zimlech sécher, datt dee Projet de loi, dee
mer haut wäerte stëmmen, héchstwahr-
scheinlech no engem Joer oder no enger
gewësser Zäit, wa bis de Rodage duerch
ass, muss revidéiert oder adaptéiert ginn, fir
de Realitéite Rechnung ze droen.

Et sinn e puer Froen, déi ech an dësem
Kontext wollt stellen.

Déi éischt ass: Et ass gesot ginn, d’Règle-
ments grand-ducaux wieren nach net prett,
mä si géifen an enger gewësser Zäit kom-
men. Ech wollt just d’Regierung froen: Wat
heescht „eng gewëssen Zäit“? Dat heescht,
et muss jo awer och hei kënnen herno mat
deem Gesetz weidergeschafft ginn. Déi
bestehend Reglementer ginn där neier Mis-
sioun net onbedéngt ganz gerecht. Duerfir
wier ech frou ze wëssen, wéi déi Aarbecht
do virgesinn ass an a wat fir engem Délai
dat kéint gemaach ginn.

Da muss een dee Problem uschwätzen,
deen och vu menge Virriedner ugeschwat
ginn ass. Dat ass dee vun den OPJen; vun
den Officiers de police judiciaire. De Prinzip
ass deen, datt d’Police an déi Leit, déi
d’Qualitéit vun den Officiers de police judi-
ciaire hunn, kënnen déi Perquisitiounen do
maachen, wou se néideg sinn a wou se vun

engem Riichter oder soss engem ordon-
néiert ginn.

Mir wëssen, datt et awer an der Praxis a ver-
schiddene Fäll schwiereg ass, an notam-
ment deen Ablack, wou eng héich Qualifi-
katioun gefuerdert ass, fir déi Kontrolle
kënnen duerchzeexercéieren. Hei ginn a
verschiddene Fäll Universitäre mat spezielle
Formatioune gebraucht, fir déi Qualitéits-
produkter duerchzekucken. Et ass awer
evident, datt ee schwéier kann an onser
Police eng Persoun ausbilde fir eng
Missioun, wou se eventuell all Mount oder
all zwee Méint eng Kontroll ze maache kritt.
Dat wier manifestement disproportionéiert.

Duerfir ass et richteg, datt mer eng Re-
flexioun maachen iwwert déi Missioune vum
OPJ, datt mer och kucken, ob mer vläicht
d’Missioune vum OPJ net esou limitéieren,
datt, wann technesch Moyenen néideg sinn,
dann den Officier de police judiciaire déi
Saach mécht, mä datt hie sech obliga-
toresch muss vun engem Expert begleede
loossen. Dat ass zwar méi ëmständlech.
Duerfir ass déi Debatt, déi mer sollen an der
Chamber an och mat der Regierung féieren,
absolut noutwendeg.

Dat anert ass: Mir hunn an zeg Gesetzge-
bunge Leit d’Qualitéit vun Officier de police
judiciaire zougestanen. Dat fänkt un total
oniwwersiichtlech ze ginn. Duerfir si mir och
als ADR der Meenung, datt d’Regierung
ganz rapid ons misst soen, wien dann elo
déi Qualitéiten huet. Well dat ass fir de
Commun des mortels an notamment fir de
Législateur net méi iwwersiichtlech.

Da wëll ech och drop hiweisen, wa mer
esou e Gesetz stëmmen, wat am Prinzip
gutt ass, datt mer déi eenzel Instituter, déi
sech ëm d’Kontroll vun den Normen an den
Akkreditéierunge këmmeren, regrup-
péieren. De Prinzip ass also richteg. Nach
muss ee soen, datt tëschent der Theorie an
der Praxis bei der Effikassitéit vun de
Kontrollen awer nach munches net esou
richteg klappt.

Ech wëll nuren drop hiweisen, datt mer elo
Amendë bis zu 25.000 Euro virgesinn a bis
ee Joer Prisong fir «toute personne qui aura
utilisé à titre quelconque un instrument de
mesure non conforme aux prescriptions de
la présente loi». Dat gesäit u sech gutt aus.

Ech wëll just nuren ee Beispill ginn. D’Ins-
trumenter, mat deenen e Polizist d’Vitesse
vun den Autoe kontrolléiert, ginn normaler-
weis deen Ablack kontrolléiert, wou se kaaft
ginn a wou se fir d’éischt hir Utilisatioun
hunn. An da musse se all Joer nees nei an
de Comptage kommen. Dat geschitt awer
net, oder ganz seelen oder ausnahmsweis.

Hei kann een also elo op Basis vun engem
Article pénal géint dee Polizist, deen dat
gebraucht huet, net nëmme soen, datt déi
Vitesse excessive, déi hie kontrolléiert huet,
null und nichtig ass, mä et kann een och
nach eng Plainte maache géint de Polizist,
well deen en Instrument gebraucht huet,
wat net den Normen an de Kontrollen ent-
sprach huet.

Duerfir ass hei wierklech an der Praxis mat
allen Interesséierten eng Revisioun ze
kucken, wéi een dat heite Gesetz an der
Praxis duerchexercéiert, datt een net a
Schwieregkeete kënnt, aus deenen een
effektiv net méi kann erauskommen.

Et ass also e komplext Gesetz. Ech
wënschen der Regierung eng gutt Hand an
der Duerchféierung. Ech hoffen, datt mer an
der Kommissioun driwwer schwätzen, oder
déi nächst Chamber wäert héchstwahr-
scheinlech eng Kéier missen dat ganzt
Gesetz nach eng Kéier nei diskutéieren, fir
déi eng oder déi aner Adaptatioun am
Gesetz ze maachen.

Dann zum Problem vun der Publikatioun vun
den Normen, op deem ech och mat menge
Virriedner d’accord sinn. Dat ass, datt mer
déi Experienzen aus dem Ausland sollen
huelen. Mir schéngt et, datt et richteg wier
bei esou techneschen Normen, datt een do
soll einfach iwwert d’Gesetz e Renvoi op en
Institut, eng privat Firma maachen, déi
chargéiert ass fir déi Normen ze publizéie-
ren, an een dat soll iwwert d’Gesetz rege-
len. Ech mengen, da wier där komplexer
Situatioun an där legaler Situatioun entgéint-
komm.

Dat gesot, wëll ech also soen, datt mer d’Zil
vum Gesetz als sollecht guttheeschen, fir
alles ze regruppéieren, mä mir mengen,
datt mer au vu vun der Praxis dat Gesetz
mussen op e puer Punkten an nächster Zäit
revidéieren. Duerfir soe mer zwar Jo zum
Gesetz, mä et ass en „oui, mais…“.

❱❱❱ Une voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här
Henckes. Elo kritt d’Regierung d’Wuert. Den
Här Wirtschaftsminister Krecké, wann ech
gelift.

❱❱❱ M. Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce extérieur.-
Merci, Här President. Kolleegen a Kolleeg-
innen, ech wëll och Iech alleguerte Merci
soen. Ech mengen hei hunn d’Institutiounen
alleguerten eng exzellent Aarbecht ge-
maach.

Ech muss Iech soen, ech kéint och zréck-
kucken op béi Aarbecht, déi um Niveau vun
der Regierung gemaach ginn ass, well et
war ee vun den éischte Projete wou ech
ugefaangen hunn, a wann en eréischt am
November 2005 déposéiert ginn ass, dann
hate mer schonn e Joer dru gedoktert. Elo
sot Der mer: Majo, dann hätt Der nach solle
weiderfueren!

Ech sinn der Meenung gewiescht, dass et
zeideg war, well mer op enger Rei Punkten
net eens gi sinn. Op Punkten, déi och hei
évoquéiert gi sinn, ware mer eis op eemol
net méi eens. An du war ech der Meenung,
da soll een dee klenge Schrëtt maachen,
dee mer hei maachen, deen a mengem
Ministère e groussen ass; da soll een dee
maachen, anstatt dass ee sech d’Lat erëm
dohinner setzt, wou ee souwisou nëmmen
drënner erduerch kënnt.

Dat war meng Approche. Ech muss aller-
déngs soen, dass déi Aarbecht - ass mer
bericht gi vu menge Leit - exzellent verlaf
ass. Ech soen der ganzer Kommissioun a
selbstverständlech ganz besonnesch dem
John Castegnaro Merci.

Ech muss awer och soen, dass de Conseil
d’État hei säi Rôle wierklech exzellent och
gespillt huet. En huet eng ganz Rei Verbes-
serungsvirschléi gemaach. Et ass seelen,
dass Institutiounen esou gutt zesumme-
schaffen. Heiansdo sinn ech och frou, wann
Dir den Arbitrage bei eenzelne Saache
maacht - wat Der gemaach hutt. An duerfir,
muss ech soen, ass dat hei éischter e gutt
Beispill.

Et sinn e puer despektierlech Remarquë
gemaach ginn iwwert déi Leit vu mir, déi
dorobber geschafft hunn. Ech fannen dat e
bësse bëlleg. Ech muss Iech soen, Dir hutt
jo selwer gemierkt, wéi komplizéiert dass et
war. An nach laang net jiddfereen, dee
mengt, e géif richteg leien, ass och wierk-
lech richteg.

D’Regierung mat hire Beamten huet och net
gemengt, si géif alles wëssen. Duerfir, e
bësse méi Bescheidenheet an där doter
Saach mengen ech wier och gutt vis-à-vis
vun de Beamten, déi - muss ech awer wierk-
lech soen - net ganz vill Ënnerstëtzung soss
hu fir esou e komplizéiert Gesetz. An anere
Länner ginn et honnerte Leit, déi an esou
enger Administratioun schaffen, fir dat do ze
maachen, an déi hunn en anere Réckgrat -
juristesch och - hannendrun.

Hei mussen Ingenieure sech erëmklappe
mam Strofgesetz an esou weider. Ech
mengen, dat ass net hir primär Aufgab, an
doduerch ass dee Stat eben deen, deen en
ass. Mir hunn eng ganz Rei Schwächten op
deem Punkt, mä dat ass eben esou. E Land,
wat déi Méiglechkeeten huet, déi mir eben
net hunn, huet et méi liicht. An der Energie
beispillsweis: D’Englänner hunn 1.200 Leit
do schaffen, ech hunn der zéng do
schaffen. D’Aarbecht ass awer bal déisel-
wecht, géif ech mengen.

Dat ass eben esou an duerfir bleift och Een-
zelnes vläicht emol heiansdo net grad esou
konkret, wéi et misst sinn. Duerfir ass och
dee Problem vum Service de l’Énergie de
l’État (SEE) een, wou een och net een deem
anere soll e Virworf maachen. Dat hu mir net
gesinn, dat huet d’Chamber net gesinn, dat
huet de Conseil d’État net gesinn, dat huet
keng Chambre professionnelle gesinn.
Loosse mer also fei matenaner sinn a soen:
Dat hu mer alleguerten iwwersinn.

Mir hunn et iwwersinn aus engem ganz ein-
fache Grond: Dat Gesetz hei ass déposéiert
ginn den eeleften 2005. An enger normaler
Prozedur wier dat am nächste Joer hei of-
gestëmmt ginn. Dat Gesetz, wat de Service
de l’Énergie de l’État ofschaaft, ass dé-
poséiert ginn am Juli 2006, gestëmmt ginn
am Juli 2007. Et konnt een also dovun aus-
goen, dass bis dohinner den ILNAS
gestëmmt wär. Ech wosst och net, dass mer
op esou vill Schwieregkeete géife stoussen.

Dat eent explizéiert dat anert, mä kommt,
mir sinn eis eens, dat huet kee Misär ge-
maach, well déi Leit sinn alleguerte Fonc-
tionnairë gewiescht, souwisou. Déi hunn
also hir Aarbecht weidergemaach. Deen
eenzege Problem, deen hätt kënne
kommen, wär gewiescht, wann een eenzel
Dispositiounen, déi ugewannt gi wieren, viru
Geriicht a Fro gestallt hätt. Dat war dat
Eenzegt, wat hätt kënne geschéien, mä
beim Rescht war kee Problem.

Dat Gesetz hei geet iwwer Qualitéit a Sé-
cherheet. D’Madame Flesch seet: Jo, et
bleift nach munches ze dinn. Ech kommen
nach eng Kéier dorop zréck.444400 www.chd. lu
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Wa mer eis hei, wéi oft gesot gëtt, e Ge-
samtkonzept virgestallt hätten, dann hätte
mer nach eng Kéier eng Legislatur dis-
kutéiert; gleeft mer et. Hei ass e Schrëtt
awer gemaach ginn. Ech weess net, wéi oft
an deene leschten 20 Joer Administra-
tiounen zesummegeluecht gi sinn. Wéi oft
ass dat da geschitt? Kann ee mer dat soen?
Eenzelner vun Iech ware jo an der Regie-
rung: Wéi vill Administratiounen hu se dann
zesummegeluecht, einfach esou?

Ech ka mech net drun erënneren, dass dat
oft de Fall war. En plus bleiwen hei eng Rei
Administratiounen, déi behalen hir Kompe-
tenzen. Ech hunn an der Chamber kee
massiven Drock gespiert, fir dass d’Agri-
culture dat ewechgeholl kritt, fir dass
d’Santé dat ewechgeholl kritt oder d’ITM dat
ewechgeholl kritt, wat se hunn. Also kommt,
mir ginn eis eens. Entweder wëllt Der, dass
dat do ewechkënnt an op eng aner Plaz, an
da maache mer dat, oder kommt, mir sinn
hei éierlech a soen, mir sinn awer de
Moment der Meenung, dass déi nach op
där Plaz solle bleiwen.

Et huet kee Wäert fir allgemeng ze lamen-
téieren. Da soll eng Motioun heihinner
kommen, déi dräi sollen zesummen an den
ILNAS kommen. Da sinn ech dee Leschten,
dee sech dergéint wiert. Ech sinn awer ge-
spaant, ob eenzel Leit, déi dat hei ervir-
bruecht hunn, dat dann och heihinner als
Motioun bréngen.

Duerfir loosse mer awer verstänneg sinn.
Ech verstinn. Ech hätt och léiwer gehat, et
wier alles zesummegeluecht ginn. Mä ech
sinn awer scho frou, dass mer dräi Stéck
zesummeleeën an dass mer der eng Rei
besser koordinéieren. Kommt, mir gesinn
dat als en Avantage un.

D’Madame Flesch huet gesot, eng nei Ad-
ministratioun schafen, dat ass net gutt. Dach,
wann een der dräi kann ofschafen. Dann,
fannen ech, ass dat eng exzellent Saach.

(Interruption)

Dach, Dir hutt geäntwert. Mir schafen eng
nei Administratioun - do hutt Dir gesot:
Fannt Dir dat gutt?

❱❱❱ Mme Colette Flesch (DP).- Jo. Dat
war eng Fro.

❱❱❱ M. Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce extérieur.- Bon.
Da soen ech Iech, ech fannen dat gutt,
wann een der dräi ofschaaft.

Voilà, da kann ee roueg eng aner amplaz
schafen.

Ech hätt och léiwer gehat, mir hätten en
aneren Outil geholl. Meng éischt Propo-
sitioun war en Établissement public. Ech
sinn domadder net virukomm. Dir wësst och
firwat.

D’Regierung ass mat der CGFP am Moment
a Gespréicher - wann een et esou wëllt
hunn, et brauch een net méi ze soen - wat
d’Établissements publics ubelaangt. Et ass
also keen Établissement public méi säit-
deem hei an der Chamber gestëmmt ginn.
Keen. An duerfir krut ech och gesot, looss
d’Fanger dovun ewech. Et war de Choix:
Administration gouvernementale classique
oder total privatiséiert.

Ech si kee Fetischist vun deem engen nach
vun deem aneren. Duerfir gëtt dat heiten
eng Administratioun, déi och net opge-
bauscht gëtt an déi scho vun Ufank u vu mir
gesot kritt hunn, si misste kucken all déi
Elementer, déi privatwirtschaftlech kënne
geleescht ginn, a Kollaboratioun mat
deenen Organismen ze maachen, déi do
sinn.

Ech kéint beweisen unhand vun e puer Bei-
spiller, dass ech dat och op anere Plaze ge-
maach hunn, a probéieren do, wou et méig-
lech ass, besonnesch do, wou och Revenuë
sinn, wéi dat op enger anerer Plaz kënnen
ze maachen. A wësst Der, fir déi, déi alt
emol an der Regierung waren, déi wëssen,
dass et den Numerus clausus gëtt.

An eleng fir net domadder geplot ze sinn,
soen ech Iech, sinn ech bal forcéiert dee
Wee ze goen. Well stellt Iech vir, ech géif elo
wierklech - dat wat gefrot ass - aacht Inge-
nieuren hei froen. Ech kréien, en tout et pour
tout, fir de ganze Ministère alt, dräi, wann et
gutt geet emol eng Kéier véier Beamte bäi.

Dass ech aacht Ingenieuren op ee Coup
dohinner kréien, a wahrscheinlech nach e
puer Juristen, esou wéi dat gefrot ass, dat
ass jo einfach net denkbar. Duerfir pro-
béiere mer a Kollaboratioun mat der Privat-
wirtschaft eng Rei Saachen ze regelen, déi
par ailleurs och verstännegerweis do kënne
geregelt ginn.

Luxcontrol, d’Homologatiounsgesellschaft
vu Sandweiler si Partner, haut schonn. Si
sinn haut schonn op Missiounen derbäi,
wann ech an d’Ausland ginn, well se och
doraus ufänken e Geschäft ze maachen.

Ech maache mer och Suergen, mir hunn
nach e Laboratoire op der Cap, fir deen
eventuell zesummenzeleeën, bei CRPen a
bei d’Uni; fir dat net eleng do leien ze loos-
sen. Do schafft een eenzege Personnage
an engem rise Laboratoire. E mécht seng
Aarbecht exzellent. Ech froe mech zwar, wat
geschitt, wann en eng Kéier krank ass. Ech
wollt deen duerfir zesummeleeë bei anerer,
déi am Moment um Site Belval entstinn.

Duerfir, mäi Wonsch ass wierklech fir ze-
summenzeschaffen, fir Saachen zesum-
menzebréngen, an duerfir ass et och „work
in progress“, Madame Flesch. Ech hunn
och kee Problem. Dat wäert an nächster
Zäit och nach esou weidergoen.

Ech hunn och näischt dergéint, wann
d’Chamber muer am Budget d’Propositioun,
déi d’Regierung mécht, unhëlt. Wann Dir mir
elo aacht Leit méi gitt an och méi Sue gitt, fir
dat do ze maachen, da streiden ech net mat
Iech. Duerfir, ech hunn domadder kee Pro-
blem, mä do setzt Der Iech dann ausenaner
mam Budgetsminister.

Ech ginn op e puer Froen nach an, déi ge-
stallt gi sinn. Dat war déi, firwat dass een
dat net méi privat gemaach huet. Ech hu
gekuckt, déi 516 Normen, ëm déi et gaang
ass 2008, déi hunn 59.000 Euro abruecht.

Mengt Dir, de Privatsecteur hätt sech ge-
stridden, fir zu esou vill Leit dat do ze
maache fir déi do Zomm? Duerfir kann een
net déi Leit beschäftegen, déi noutwendeg
sinn, fir heirobber ze schaffen. An duerfir,
och wa mir gefrot hätten, hätt am Privat-
secteur kee fir déi do Zomm dat do ge-
maach, oder de Präis wier drastesch an
d’Luucht gaangen. Deen, dee wëllt, dass de
Präis drastesch an d’Luucht geet, dee soll
mer dat soen. Ech sinn op alle Fall net där
doter Meenung. Ech sinn der Meenung, et
muss een deen anere Wee weidergoen.

Dir hutt mech och gefrot, wou d’Regle-
menter dru sinn. Dat vun der Métrologie gëtt
et, dat vun der Akkreditatioun, vun der
Normalisatioun ass fäerdeg. Dat vun der
Surveillance des marchés ass och am-
gaang erstallt ze ginn, ass awer nach net
fäerdeg. Dat vun der Elektrizitéit muss
zesumme mat der Cegedel am Moment
iwwerkuckt ginn, an dat vun de Konzes-
sioune leeft souwisou bis Enn des Joers.
Duerfir dierft do kee Problem sinn an dierft
och keng Schwieregkeet entstoen.

Leschte Punkt: Police - OPJ. Also, ech muss
soen, an der Theorie kléngt alles gutt, wat
een hei héiert. Et ass jo och richteg. Awer
nëmmen an der Theorie. Ech hu Beamten,
déi OPJ sinn an och geléiert OPJ sinn. Ech
hunn där nach zwee, mengen ech. Déi sinn
am Moment agesat bei allem, wat d’Konsu-
menten, d’Indication des prix an esou ube-
laangt.

Mä ech muss Iech soen, ech géif gär
gesinn, wann een amgaange wier, eng Wo
ze kontrolléieren, an da géif hien eppes
gesinn, wat do net gutt ass. Il faudrait dres-
ser procès-verbal. An da géif hien uruffen,
fir dass e Polizist géif kommen, fir dee
Procès-verbal ze kréien. Ech géif dat gär
gesinn, ob dee géif kommen.

Loosse mer dach verstänneg sinn! Et huet
dach kee Sënn, fir ze mengen, mir géife
muer eng zentral Police schafen, déi all déi
Saachen do mécht. Wann do een urifft, am
Cactus läit e Produkt, wat net der Sécuritéit
entsprécht, mengt Dir da wierklech, da géif
direkt een dohinnergoe vun der Polizei, fir
do e Procès-verbal ze maachen? Da geet
ee vum Service de l’Énergie de l’État haut
dohinner, confisquéiert et, kontrolléiert et.
Dee mécht dat. Ma loosse mer dach
verstänneg sinn a kommt, loosse mer et net
méi komplizéiert maachen, wéi et ass!

Déi Leit kréien eng Formatioun, do ass keen
Zweifel. Mä dat sinn alleguerte Leit am
Prinzip mat BAC+, Eenzelner sinn Univer-
sitär. Et sinn der am Moment schonn dräi do
an der Métrologie an et kommen der zwee
bis dräi nach bäi. Dovun ass ee Mann,
deen, deen dat Ganzt opgebaut huet, deen
huet elo all déi Joren nëmmen dat ge-
maach. Solle mer deem elo soen, deen hätt
keng Kompetenz méi, a mir bräichten elo en
accréditéierte Polizist?! Ech hunn der zwee
Stéck, ech kéint se matschécken. Mä déi
hätte wuel ze dinn, wann déi do mat all
deene Leit géife ronderëmgoen, duerch déi
an der Praxis d’Surveillance vun de
Marchéë muss geschéien.

Duerfir, wann ech gelift, och wann et an der
Theorie richteg ass, wär ech nawell frou,
wann Dir eng Kéier géift driwwer
schwätzen, wéi dat do an der Praxis ofze-
lafen hätt.

Fir de Rescht soen ech awer Merci, wéi ge-
sot nach eng Kéier, fir déi exzellent Aar-
becht, déi gemaach ginn ass. Ech ginn zou,
dass den Text wesentlech besser ginn ass
wéi dat, wat e war. Et ass eng komplex
Matière. Dir hutt villes dozou bäigedroen.

Ech sinn och frou, dass awer eng Meenung
hei virherrscht, nämlech dass mer hei ee
Schrëtt weiderkommen an dass déi eenzel
Fraktiounen dat hei stëmmen.

Ech gesinn, d’Madame Flesch huet de
Besoin urgent et profond, eppes ze soen.

❱❱❱ M. le Président.- Dir hutt d’Wuert,
Madame Flesch.

❱❱❱ Mme Colette Flesch (DP).- Här
President, ech hat dem Minister eng prezis
Fro gestallt an hat hie gebieden, ons ze
soen, ob hie bereet ass, am Numm vun der
Regierung den Engagement ze huelen, fir
der Chamber d’komplett Lëscht vun den
OPJen an alle Verwaltunge virzeleeën.
Dorobber huet hien net geäntwert.

❱❱❱ M. Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce extérieur.- Ech
hu kee Problem, fir dat bei mir ze maachen.

Ech weess net, Fernand, méchs du dat och
bei dir?

Ech ka mech net engagéieren - ech si jo net
Premierminister - fir d’ganz Regierung. Ech
ka mech engagéiere fir meng Kompe-
tenzen. Ech wäert dat also, wat meng Kom-
petenzen ubelaangt, maachen a wäert de
Wonsch weiderreechen un d’Regierung an
un de Premierminister.

Als Éischt wäert ech déi Lëscht aus dem
Sportsministère eraginn. Ech kann Iech elo
scho soen: Et sinn der null.

(Hilarité)

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister.
Mir kommen dann zur Diskussioun vum Pro-
jet de loi 5585. Dat ass de Projet de loi ayant
pour objet le contrôle des voyageurs dans
les établissements d’hébergement, an
d’Iwwersetzung heescht da Projet de loi
iwwert d’Gestioun vun den Donnéeën am
Beräich vum Tourismus. D’Riedezäit ass
nom Modell 1 festgeluecht. D’Wuert huet
d’Madame Rapportrice, déi honorabel
Madame Françoise Hetto-Gaasch.

4. 5585 - Projet de loi ayant
pour objet le contrôle des
voyageurs dans les établisse-
ments d’hébergement

Rapport de la Commission des Classes
moyennes, du Tourisme et du Logement

❱❱❱ Mme Françoise Hetto-Gaasch
(CSV), rapportrice.- Här President, Dir
Dammen an Dir Hären, de Projet de loi iw-
wert de Contrôle vun de Reesenden an den
Établissements d’hébergement ass den 12.
Juni 2006 vum Mëttelstands-, Tourismus- a
Wunnengsbauminister an der Chamber
déposéiert ginn.

Déi zoustänneg Chamberskommissioun
huet sech fir d’éischte Kéier den 18. Ok-
tober d’lescht Joer mat dësem Projet
befaasst, nodeems de Statsrot säin Avis
den 20. Mäerz ofginn hat. Opgrond vun
dësem Avis huet d’Kommissioun eng Serie
vun Amendementer ugeholl a se dem Stats-
rot den 29. Oktober 2007 ënnerbreet. De 17.
Januar vun dësem Joer huet déi zou-
stänneg Chamberskommissioun den Avis
complémentaire vum Statsrot ënnersicht an
no engem weideren Amendement hu mer
den 20. Mäerz...

(Interruption)

Soll ech nach eng Kéier vu vir ufänken?

(Hilarité)

❱❱❱ M. le Président.- Ech mengen, Dir
misst Iech e bësse méi no bei de Mikro
bécken.

❱❱❱ Mme Françoise Hetto-Gaasch
(CSV), rapportrice.- Muss ech mech méi
heidrobber leeën? Esou?

(Brouhaha général)

❱❱❱ M. le Président.- Neen, e bësse méi
nobäi.

❱❱❱ Mme Françoise Hetto-Gaasch
(CSV), rapportrice.- Sou, elo hunn ech awer
tatsächlech de Fuedem verluer.

(Interruptions et hilarité)

De 17. Januar dëst Joer huet déi zou-
stänneg Chamberskommissioun den Avis
complémentaire vum Statsrot ënnersicht an
no engem weideren Amendement hu mer
den 20. Mäerz den zweeten Avis complé-
mentaire vum Statsrot analyséiert.

Här Boden, geet dat elo esou besser?

❱❱❱ Une voix.- Jo.

❱❱❱ Mme Françoise Hetto-Gaasch
(CSV), rapportrice.- De schrëftleche
Rapport gouf den 9. Abrëll 2008 vun der
Kommissioun ugeholl.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
wourëms geet et dann elo an dësem Projet?
D’Zil vum Gesetzestext ass et engersäits,
eisem Land en effikasse System zur Ver-
fügung ze stellen, fir d’Fluxen an d’Sécher-
heet vun de Reesenden ze kontrolléieren,
an anerersäits soll en dozou bäidroen,
valabel Statistike kënnen opzestellen iwwert
d’Zuel vun den Iwwernuechtungen an all
méiglechen touristeschen Etablissementer
wéi zum Beispill Hotelen, Campingen,
Jugendherbergen an esou weider.

En plus ersetzen déi nei Dispositiounen
d’Gesetz vum 16. August 1975, dat bis haut
de Contrôle vun de Reesende geregelt
huet. Dëse Projet schreift sech och an déi
europäesch Direktiv 95/57/CE an, déi
d’Sammele vu statisteschen Donnéeën am
Tourismusberäich ubelaangt an déi zënter
1996 zu Lëtzebuerg applicabel ass.

Déi Haaptconcernéiert hu sech dann och
mam Inhalt vun dësem Gesetz ausernee-
gesat. Am Virfeld hunn d’Hôtellerie, de
Campingsecteur, den Tourismusministère,
de Justizministère, d’Police an de Statec
mateneen diskutéiert a kooperéiert, fir en
Text auszeschaffen, deen deene verschid-
denen Interesse Rechnung dréit.

An der Optik, fir engersäits manner adminis-
trativ Oploe fir d’Bedreiwer vun den Établis-
sements d’hébergement ze schafen an ane-
rersäits d’Sécherheet ze verstäerken, inno-
véiert dëse Projet de loi op engem spezi-
fesche Punkt: D’Propriétairë vun Hotelen,
Campingen an aneren Etablissementer, wou
ee kann iwwernuechten, ginn nämlech obli-
géiert, Donnéeën iwwer hir Clienten ze
erfaassen a se un d’Police an de Statec
weiderzereechen.

Nei ass och, dass d’Membere vun engem
Grupp zesummen op enger Fiche, op enger
eenzeger a gemeinsamer Fiche erfaasst
ginn. Dës Fiche kann elektronescher Aart
sinn oder wéi bis elo ënner Pabeierform
existéieren a gëtt iwwer Règlement grand-
ducal definéiert.

D’Fiches d’hébergement mussen elektro-
nescher Natur sinn, wann den Etablis-
sement méi wéi zéng Zëmmer huet oder bei
engem Camping mussen op d’mannst 25
Stellplazen do sinn. Fir all Etablissementer,
déi manner Zëmmeren oder manner Stell-
plazen hunn, ass déi elektronesch Er-
faassung fakultativ.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
d’Chambre de Commerce félicitéiert d’Au-
teure vum Projet de loi, well heiduerch eng
regelrecht Simplification administrative
ugestrieft gëtt. A si begréisst et, dass sämt-
lech concernéiert Acteuren am Virfeld
consultéiert goufen.

Bedenken huet se just, wat d’Organisatioun
vun der Erhiewung vun den eenzelnen
Donnéeën ubelaangt. Besonnesch wat
d’Gebuertsstad vu Gruppereesenden an
d’Plackennummer vum Auto ubelaangt. De
Logeur huet nämlech net ëmmer onbedéngt
Zougang zu dësen Donnéeën.

A sengem éischten Avis ënnerstëtzt de
Statsrot den éischten Objektiv vum Projet de
loi, deen doranner besteet, de statistesche
Recensement duerch d’Informatisatioun
méi performant ze gestalten. Allerdéngs ass
hien der Meenung, dass den Opwand, fir
d’Informatiounen ze sammelen, dispropor-
tionéiert ass par rapport zum Benefiss,
deen e sech um Niveau vun der Preventioun
vun der Delinquenz erwaart.

Dernieft stellt déi héich Kierperschaft sech
d’Fro, wéi wäit de Stat sech an d’Privatsphär
vun deem Eenzelne kann amëschen, an ob
de Stat sech dierft dat Recht eraushuelen,
fir den Déplacement vun de Voyageuren ze
iwwerwaachen.

De Conseil d’État huet och duerfir in-
sistéiert, dass déi systematesch Kommu-
nikatioun vun de Fiches d’hébergement un
d’Police grand-ducale just dofir geduecht
ka sinn, fir der Police et ze erlaben, hir
divers Missiounen, wéi zum Beispill d’Pre-
ventioun, auszeüben.

Dernieft ass déi héich Kierperschaft och der
Meenung, dass d’Police just déi Fichë soll
zougestallt kréien, déi Persoune con-
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cernéieren, déi normalerweis net zu Lëtze-
buerg wunnen. An engem leschte Punkt
weist de Statsrot nach drop hin, dass de
Statec just déi Informatioune soll zougestallt
kréien, déi hie brauch fir seng Missiounen
ze erfëllen, wéi se am Gesetz vum 9. Juli
1962 festgeluecht sinn.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
nach e puer Wierder zu den eenzelnen
Artikele vum Projet de loi. Den Artikel 1 seet,
vu wiem, wou an ënner wéi enge Modali-
téiten eng Fiche d’hébergement ausgefëllt
muss ginn. Den Detail hunn ech Iech virdru
scho beschriwwen. Dësen Artikel huet an
der Kommissioun fir Diskussioune gesuergt.
Hei wollt de Conseil d’État nämlech, dass
just déi Logeuren, déi géint Bezuelung Leit
bei sech ophuelen, dës Fichen ausfëlle
missten.

Domadder war d’Kommissioun awer net
averstanen, well se gemengt huet, doder-
duerch hätten Illegaler d’Méiglechkeet, an
Etablissementer ënnerdaach ze kommen,
ouni de Sécherheetsbestëmmungen ze
ënnerleien. Dernieft huet d’Kommissioun
festgestallt, dass de Règlement grand-
ducal zu de Fiches d’hébergement supple-
mentar Konditioune festleeë géif, déi am
Text selwer net ernimmt wieren. Der Kloer-
heet halber hu mer dunn décidéiert, ver-
schidden Dispositioune mat an den Text ze
iwwerhuelen, woumadder de Statsrot och
averstane war.

Den Artikel 2 obligéiert de Logeur, sämtlech
Donnéeën iwwert d’Identitéit vun de Per-
sounen, déi bei him iwwernuechten, ze
iwwerpréiwen. Den Artikel 3 seet, dass de
Logeur d’Fichë muss u Police a Statec
weiderginn, an dat aus Ursaache vu Pre-
ventioun a Recherche bei der Police a fir
beim Statec Statistiken am Beräich Tou-
rismus opzestellen. An dësem Kontext wëll
ech soen, dass opgrond vun de verschid-
denen Avisë vum Statsrot mir eis laang mat
der Fro beschäftegt hunn, wéi eng
Donnéeën un d’Police geschéckt ginn,
ënner wéi enger Form a wéi laang se och
stockéiert an traitéiert däerfe ginn.

Et ass schlussendlech décidéiert ginn, dass
all dës Froen iwwert d’Modalitéiten an
d’Délaië vun der Kommunikatioun, genee
wéi de Stockage an den Traitement vun
dësen Donnéeë bei der Police grand-
ducale iwwer e Règlement grand-ducal pre-
ziséiert solle ginn. De Statsrot huet mat op
de Wee ginn, dass ee sech bei der Ausaar-
bechtung vun dësem Reglement un de
Reglement vum 21. Dezember 2006 ulehne
sollt, deen d’Fluggesellschaften obligéiert,
der Police Donnéeën iwwert d’Fluggäscht
aus Net-EU-Memberstate matzedeelen.

Den Artikel 4 leet fest, dass d’Fiches d’hé-
bergement zwielef Méint laang musse kon-
servéiert ginn, an den Artikel 5 obligéiert de
Logeur, op Demande vun der Police him
d’Originaler virzeleeën, vu dass d’Police
d’Donnéeën nëmmen an engem Fichier
temporaire versuergen däerf. Den Artikel 6
definéiert d’Strofen, déi ufalen, wann d’Ge-
setz net bëuecht gëtt, an den Artikel 7 seet,
dass mat dem Akraafttriede vun dësem Ge-
setz d’Gesetz vum 16. August ’75 ofgeschaf
gëtt.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
dat wier et gewiescht fir mäin Deel. Den
Detail zum Projet de loi kënnt Dir a mengem
schrëftleche Rapport noliesen. Ech soe
Merci fir d’Nolauschteren a bréngen och
den Accord vu menger Fraktioun.

Ech géif just nach gären a mengem perséin-
lechen Numm wëllen eppes bäiflécken,
wann Der erlaabt, Här President, an zwar
wëll ech soen, dass den Tourismussecteur
sech wäert freeën, wa mer dat heite Gesetz
stëmmen, well si waarden anscheinend
schonn zënter Joren drop. Nëmme mat
fiabelen Donnéeë kënnen och effikass
Strategië fir de Marketing vun der Destina-
tioun Lëtzebuerg ausgeschafft ginn.

Merci!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Madame
Hetto. Den éischten ageschriwwene Ried-
ner ass den Här Etgen. Här Etgen, Dir hutt
d’Wuert.

Discussion générale

❱❱❱ M. Fernand Etgen (DP).- Här Pre-
sident, Dir Dammen an Dir Hären, virewech
en opriichtege Merci a meng Unerkennung

un d’Rapportrice fir hire prezis kloer formu-
léierte schrëftlechen a mëndleche Rapport.

De Projet de loi 5585 ass kee grousse Ge-
setzestext. Et ass net nëmme kee groussen
Text vum Ëmfang hier - en huet grad emol
knapp 600 Wierder -, mä et ass virun allem
kee grousst, fir net ze soen e schlecht Ge-
setz, wat de Contenu ubelaangt.

Et heescht, dëst Gesetz vun der Sammlung
vun den Donnéeë vun de Leit, déi an engem
Hotel oder soss an engem touristeschen
Etablissement iwwernuechten, wier néideg
ginn, well mer haut aner, méi innovativ a méi
schnell technesch Méiglechkeeten hunn,
dës Donnéeën opzehuelen, ze stockéieren
a weiderzeginn. Grad hei leien awer an
eisen Aen de Knackpunkt an d’Gefore vun
dësem Projet de loi.

Mat deem éischten Objektiv vun deem vir-
leienden Text, nämlech fir déi statistesch
Auswäertung vun den Zuele vun den Iwwer-
nuechtungen ze performéieren, kënne mir
als liberal Partei duerchaus d’accord sinn.

Déi aktuell benotzte Fichë sinn einfach net
méi zäitgeméiss a sollen op Demande vun
der Horesca schonn zënter méi wéi 15 Joer
ersat ginn. Et ass bedauerlech, datt et esou
laang gedauert huet, bis eisen Hôtellerie-
secteur endlech d’Moyenë kritt, fir kënnen
d’Donnéeë vu senge Clienten esou ze
sammelen, datt domat och beispillsweis e
cibléierte Marketing a Richtung Kongress-
tourismus, a Richtung Kulturtourismus, a
Richtung Fräizäittourismus an, firwat och
net, a Richtung Bannentourismus gemaach
gi kann.

An Zäite vun enger verschäerfter Kon-
kurrenz ass dëst ee wichtegt Element fir eis
Tourismusbranche. Mat dëse Statistiken ass
et besser méiglech, de Profil vu méigleche
Clientë festzeleeën.

Mat deem zweeten Deel, wat am Exposé
des motifs vum Text opgefouert gëtt, näm-
lech dass mat Hëllef vum Stockage vun
dësen Donnéeën eng Verbesserung vun
der Sécherheetslag soll kënnen erreecht
ginn, domat kënne mir eis op kee Fall aver-
stanen erklären. Fir d’Demokratesch Partei
ginn an dësem Fall ganz kloer d’Prinzipië
vun der Proportionalitéit vun den agesate
Moyenë bei Wäitem iwwerschratt.

Eiser Meenung no gëtt et keen iwwer-
zeegend Argument, wat déi systematesch
Späicherung vun dësen Donnéeë bei der
Police justifiéiert. Aner Länner gesinn dat
iwwregens genausou an hunn déi syste-
matesch Iwwermëttlung vun dësen Don-
néeë scho viru Joren ofgeschaf. Zu dëser
Konklusioun kënnt iwwregens och de Stats-
rot a sengem Avis, wann hie schreift: «Il y a
lieu de noter que d’autres pays européens
ont abandonné la collecte de ces informa-
tions puisque l’effort administratif requis est
apparu comme disproportionné par rapport
au bénéfice à entourer sur le plan de la pré-
vention de la délinquance.»

Ech géif an deem doten Zesummenhang
dann och wëllen den Här Minister Fernand
Boden froen, ob him a senger ganz laanger
Carrière als Tourismusminister jee ee Fall
bekannt ginn ass, wou ee Verbriecher sech
ënner sengem richtegen Numm agedroen
huet, wann hien am Virfeld schonn e krimi-
nellen Akt geplangt hat.

Här President, dëst ass awer net deen een-
zege Punkt, deen eis um virleienden Text
stéiert. Vill méi wichteg...

❱❱❱ M. le Président.- Här Etgen, erlaabt
Der, datt den Här Minister Iech eng Fro
stellt?

❱❱❱ M. Fernand Etgen (DP).- Selbst-
verständlech.

❱❱❱ M. Fernand Boden, Ministre des
Classes moyennes, du Tourisme et du
Logement.- ...konnten déi Kriminell, déi déi
Dote begaangen haten, gefaasst ginn, well
se an deem Hotel waren a well duerch déi
Fichen hire Lieu de résidence dee Moment
festgestallt konnt ginn. Dat heescht, et si
scho Leit, déi opgrond vun deenen Don-
néeën do gefaasst konnte ginn.

❱❱❱ M. Fernand Etgen (DP).- Also, Här
Minister, ech si réischt zënter dem 20.
Dezember d’lescht Joer an der Chamber an
de Projet, dee muss dann awer virun deem
doten Datum an der Chamberskommissioun
virgestallt gi sinn, wou déi dote Fäll op-
gekläert gi sinn, esou datt et mir am Fong
geholl net méiglech war, déi doten Informa-
tiounen ze kréien.

(Interruptions diverses)

Här President vun der Kommissioun, ech
hunn op jidde Fall awer déi doten Informa-
tiounen a kengem Rapport vun der Kom-
missioun noliese kënnen. Jiddefalls hat ech
d’Rapporten, déi iwwert dëst Gesetz ofge-
faasst gi sinn, alleguer nogelies.

Här President, dat ass awer net deen een-
zege Punkt, deen eis um virleienden Text
stéiert. Vill méi wichteg ass an eisen Aen
d’Fro, wéi wäit de staatlechen Agrëff an
d’Privatsphär vu jiddfer eenzelnem Bierger
däerf goen. Eiser Iwwerzeegung no mussen
hei ganz enk Grenze gezu ginn an nëmmen
an Ausnahmefäll däerfen dës Grenzen
iwwerschratt ginn.

❱❱❱ Une voix.- Ganz richteg!

❱❱❱ M. Fernand Etgen (DP).- De Conseil
d’État gesäit dëst och esou: «À cet égard, il
se pose la question de la proportionnalité
entre la mission des pouvoirs publics
d’assurer la sécurité collective et leur préro-
gative de s’immiscer dans l’intimité de la
sphère privée de l’individu.»

E puer Abschnitter weider heescht et: «(...)
mais au-delà de ces considérations prag-
matiques le contrôle soulève la question
bien plus fondamentale du droit que
s’arroge l’État de surveiller les déplace-
ments des personnes.» Derbäi kënnt, dass
am Artikel 3 vum Projet de loi Folgendes
steet: «Un règlement grand-ducal précisera
les modalités et les délais de la commu-
nication des fiches d’hébergement et des
données, de même que le modèle de ces
fiches, les indications à y apporter, le mode
de conservation de celles-ci, ainsi que le
traitement des données par la Police grand-
ducale.»

An eisen Ae bleift trotz den Dispositioune
vum Règlement grand-ducal eng Saach
awer onkloer: Wie kritt schlussendlech alles
Accès op dës Donnéeën? Wéi gesäit dat
zum Beispill fir d’Fiskalverwaltungen aus?
Kann ee Fiskalbeamten op dës Donnéeën
zréckgräifen, fir de Chiffre d’affaires vun
engem Betrib ze iwwerpréiwen? Wa jo, wéi
wäit kann hien op dës Donnéeën zréck-
gräifen? Gesäit hien och d’Nummer vun der
Autosplack an och de Gebuertsdatum vum
Client? Eng zefridde stellend Äntwert op
dës an eisen Aen elementar Froe fanne mir
weder an deem virleiende Projet de loi nach
am Règlement grand-ducal.

Här President, reng kommerziell gekuckt läit
d’Sammelen an d’Verknëppele vun Date voll
am Trend. Déi fortschreidend Digitali-
séierung ass verbonne mam Zouhuele vun
ëmmer méi Datestréim, déi zu enger Multi-
tude vu persounebezunnenen Donnéeë
féiert. Datt d’Selbstbestëmmungsrecht vun
deem Eenzelnen dobäi a Gefor geréit, ass
leider oft deene mannste Leit bewosst.

Déi Donnéeën, déi hei opgeholl ginn, kënne
problemlos mat aneren Datesammlungen
esou verknëppt ginn, ouni datt dee Betraf-
fenen hir Richtegkeet beaflossen oder kon-
trolléiere kann.

Den Hotelsgaascht, awer net nëmmen hien,
gëtt op dës Manéier zum glieserne Client.
Déi modern Technologie léisst et haut zou,
ganz Bewegungsprofiler ze späicheren.
„Big Brother“ ass leider keng Utopie méi
aus düsteren Zukunftsromanen, mä villméi
alldeeglech Realitéit.

Grad am Beräich vun der Hôtellerie gëtt
Dateschutz oft stiefmütterlich behandelt.
Iessen op d’Zëmmer? Moies Müsli beim
Kaffi? Owes beim Iessen zwee Glieser
Wäin? Wien elo mengt, e wier an engem
Hotel, wou d’Personal engem seng Wënsch
géif vun den Aen ofliesen, dee kéint sech
emol gewalteg iren. D’Personal kennt all Är
Detailer, Eegenheeten a Sonnerwënsch, net
aus Intuitioun oder opgrond vu senger
gesonder Mënschekenntnis, mä well et e
Bléck an de Computer gehäit huet an do all
déi néideg Informatioune fonnt huet.

Mir hannerloossen oft liichtsënneg an onab-
sichtlech e Koup vun digitale Spuren an der
Vakanz. Dës Spure sinn oft méi däitlech wéi
Foussspuren a kënne vill méi laang a vill méi
prezis stockéiert a benotzt ginn. Dateschutz
kennt am Prinzip jiddfereen. Datt doraus
awer oft „Datenschmutz“ gëtt, wësse mir oft
genuch net. Oder wéi de Friedrich Schiller
scho sot: „Hier wendet sich der Gast mit
Grausen. So kann ich hier nicht ferner
hausen.“

Här President, dat quasi vollstännegt
Duerchliichte vum Hotelsgaascht ass eisen
Iwwerzeegungen no net mat der mënsch-
lecher Würd vereinbar. Duerfir huet an eisen
Aen d’Regierung mat dësem Projet och den
„Big Brother Award“ méi wéi verdéngt.

De Geescht vun dësem Gesetz entsprécht
iwwerhaapt net deenen heitege Gewun-
nechte respektiv dem Profil vun dem Lëtze-
buerger Hotelsclient. Ech erkläre mech: De
Lëtzebuerger Client geet an de Restaurant
iessen, drénkt een oder méi Glieser gudde
Lëtzebuerger Wäin, denkt dann un dem Här
Lux seng 0,5 Promillegrenz a beschléisst
kuerzfristeg a verstännegerweis, am Hotel
ze iwwernuechten.

❱❱❱ Une voix.- Très bien.

❱❱❱ M. Fernand Etgen (DP).- Dëse Client
ass awer op kee Fall gewëllt, digital Spuren
hannerloossen ze mussen. Dëse Client wëllt
net säi Gebuertsdatum oder seng Autos-
nummer hannerloossen.

(Interruptions)

❱❱❱ M. le Président.- Loosst Iech net
stéieren, Här Etgen.

❱❱❱ M. Fernand Etgen (DP).- Neen, ech
loosse mech och net stéieren.

Well dëse Client wëllt och net d’Police wës-
sen dinn, a wéi enger Gesellschaft hien
deen Owend verbruecht huet.

Datselwecht gëllt och fir de Lëtzebuerger
Campingstourist, deen zum Beispill am
Süde vun eisem Land wunnt a bei guddem
Wieder op d’Sauer op de Camping wëllt
schlofe goen, deen een Dag net, deen
aneren Dag dann awer nees, eng Kéier
eleng, da mat engem Kolleeg, déi aner Kéier
mat engem anere Kolleeg. Dëse Client huet
näischt mat enger Fiche d’hébergement um
Hutt a scho guer näischt mat all deenen In-
formatiounen, déi mat Hëllef vun dëser Fiche
dem Här Frieden sollen hëllefen, den Terro-
rismus ze bekämpfen.

Ech mengen, léif Kolleegen, Dir erkennt
selwer, op wat fir een dënnt Äis d’Regierung
hei gaangen ass. Wann et keen esou
eeschten a wichtege Sujet wär, misst ech
spéitstens hei eng Kéier gutt laachen.
Leider bleift eis als liberal Partei bei esou
Gesetzestexter d’Laachen am Hals
stiechen.

Dëst gesäit iwwregens och de Conseil
d’État esou a schreift a sengem Avis: «Autre
restriction proposée: seraient seules con-
tinuées à la police les fiches d’hébergement
concernant des personnes ne résidant
normalement pas sur le territoire luxem-
bourgeois.»

Dës systematesch Iwwerwaachung vun de
Lëtzebuerger op hirem eegenen Territoire
hale mir fir iwwerflësseg a mir sinn dovun-
ner iwwerzeegt, datt dëst a kengster Weis
eppes dozou wäert bäidroen a puncto Ver-
besserung vun der allgemenger Sécher-
heetslag respektiv bei der Preventioun vu
kriminellen Akten.

Als Konklusioun wëll ech soen, datt mir mat
dem Punkt vun der Informatiséierung a
Systematiséierung vun den Donnéeën aus
dem Tourismusberäich averstane sinn, well
dës Donnéeën den Hotelieren a Camping-
bedreiwer zeguttkommen. Net zulescht
waren et Leit aus dësem Secteur selwer, déi
eng besser, méi modern, méi effizient
Method an dësem Beräich gefuerdert hunn.

Et ass och eng wesentlech Verbesserung fir
de Logeur vu senger administrativer Aar-
becht, där e souwisou scho genuch huet.
Mat dësem Projet de loi gi mir hinnen en Ins-
trument, wat hinne wäert hëllefen, d’Besoinë
vun hire Clientë besser ze identifizéieren a
besser ze fidéliséieren.

Mat all deenen aneren Dispositioune kënne
mir awer aus all deene Grënn, déi ech
virdrun opgezielt hunn, net d’accord sinn.
An duerfir wäert d’Fraktioun vun der Demo-
kratescher Partei, trotz deem enge wichtege
positiven Aspekt, dëse Projet de loi net
stëmmen.

Merci.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Etgen.
D’Wuert huet elo déi honorabel Deputéiert
Claudia Dall’Agnol.

❱❱❱ Mme Claudia Dall’Agnol (LSAP).-
Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
Här Minister, léif Kolleeginnen a Kolleegen,
déi esou fei sinn ëm dës spéit Stonn nach
nozelauschteren: Ech géif domat ufänken
der Rapportrice emol fir d’éischt villmools
Merci ze soe fir hire gudden an och de-
tailléierte schrëftlechen a mëndleche
Rapport. Ech brauch duerfir och net méi op
all eenzelnen Detail anzegoen. Dat huet si
respektiv och mäi Virriedner scho gemaach.
An ech géif mer just erlaben, e puer prin-
zipiell Remarquen zum Projet de loi ze
maachen.

Mir Sozialisten deelen natierlech de But vum
Projet de loi, esou wéi en am Exposé des
motifs beschriwwen ass, nämlech en effi-
kasse Sécherheetssystem fir eist Land do-
duerch, dass mer eng Kontroll hunn iwwert
déi Leit, déi am Ausland wunnen, mä awer
hei bei eis am Land iwwernuechten - esou
wéi dat och am Accord de Schengen virge-
sinn ass. An natierlech si mer och domat
d’accord, dass de Statec dat Material kritt,
dat e brauch fir déi Statistiken ze maachen,
déi schlussendlech dozou féieren, eisen
Tourismus besser ze entwéckelen. Dat
kënnt jo natierlech eiser Ekonomie an domat
och der Allgemengheet zegutt.444422 www.chd. lu
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Déi Zilsetzung besteet jo zum Deel iww-
regens schonn zënter 1968. Deemools ass
de Projet de loi iwwert de Contrôle des
voyageurs dans les établissements
d’hébergement unanime vun alle Parteien
ugeholl ginn. An en hat viru ronn 40 Joer
haaptsächlech als Zweck, déi gesetzlech
Virschrëften ze koordinéieren, fir Lëtze-
buerger mat deenen auslännesche Gäscht
gläichzestellen an d’Formalitéiten ze verein-
fachen, déi deemools schonn dem Statec fir
Statistikzwecker sollten zougedroe ginn.

Wéi och schonns den Exposé des motifs
vum Projet seet, deen eis virläit: Déi Suerg
ass net nei. Wat awer nei ass, dat ass
d’Suerg ëm den Dateschutz an eben déi
méiglech Konsequenzen, déi d’Collecte vun
esou Donnéeë kann hunn.

Ech hunn d’Aarbechte vun der Chamber bis
’68 nogelies, an do war ausser enger
klenger Stëmmchen net een Eenzegen, dee
sech ëm den Dateschutz oder d’Iwwer-
waachung duerch de Stat Gedanke
gemaach huet. An där Zäit huet just de
René Urbany vun de Kommunisten, déi dee
Projet 1968 awer matgestëmmt hunn, eng
Reserv ugemellt, well en der Meenung war,
et wär iwwerflësseg, dass och Lëtzebuerger
sech missten a Fichen androen, an en huet
sech gefrot - ech zitéieren: „Wat geet dat
d’Gendarmerie un, wann ech aacht Deeg
am Éislek wëll Vakanz maachen?“

Fir awer komplett ze sinn, weisen ech drop
hin, dass och bei der Modifikatioun vum
Gesetz am Joer ’75 just d’Durée vun der
Conservatioun vun den Donnéeë fir d’CSV,
deemools op der Oppositiounsbänk, ee
Sujet war. Vun der Collecte selwer a vum
Dateschutz ass keng Rieds gaangen an dat
huet deemools och keen a Fro gestallt.

Or, d’Zäiten hu sech geännert an net méi
spéit wéi den 29. November d’lescht Joer
sot de Gérard Lommel, senges Zeechens
President vun der nationaler Dateschutz-
kommissioun, op Nofro vun der Zeitung
„L’essentiel“ deen heite Saz iwwert d’Col-
lecte vun Donnéeë respektiv Renseigne-
menter iwwert deen eenzelne Bierger - ech
zitéieren: «Certains vont en accumuler et se
faire une image de vous. Et vous ne
comprendrez pas qu’on vous refuse un
crédit, un job ou une maison que vous
comptiez louer…»

A weiderhin seet den Här Lommel: «Plus on
a d’éléments sur quelqu’un, sur ses com-
munications, sur le nombre de steaks qu’il
achète, plus il y a de risques d’abus, d’une
utilisation commerciale ou d’avoir des
données mal interprétées.»

Ech wëll domadder drop hiweisen, dass an
deem Projet, deen eigentlech de Secteur
vum Tourismus betrëfft an do fir den Terrain
- wéi schonn 1968 an och 1975 - wesent-
lech Erliichterunge bréngt, awer Elementer
dra sinn, bei deenen ee muss virsiichteg
sinn. Och de Statsrot ass kritesch a sengem
Avis complémentaire vum November 2007.
D’Rapportrice sot et, an ech wollt eigentlech
elo och aus deem Avis zitéieren, mä mäi
Virriedner huet mer déi schwéier Tâche
schonn ofgeholl an ech ka mer dat also elo
spueren.

Här President, Här Minister, Dir Dammen an
Dir Hären, ech wëll hei awer nach eemol
drop opmierksam maachen, wat et fir deen
Eenzelnen heescht, wann hien hei zu Lëtze-
buerg net doheem, mä an engem Hotel
iwwernuecht, a wat hien do alles gefrot gëtt:
Numm, Adress, Gebuertsdatum, Nummer
vun der Carte d’identité oder Pass, wéi vill

Kanner, mat wiem hien ënnerwee ass, de
Gebuertsdatum vun der Begleetpersoun,
Uert wou e gebuer ass, Autosplack an -
mark.

Mech wonnert et eigentlech, dass net och
nach d’Sozialversécherungsnummer gefrot
gëtt. Mä och esou kann ee scho genee no-
vollzéien, wou ee sech mat wiem an och fir
wéi laang aquartéiert huet. An hei stellen
ech mer awer d’Fro, ob d’Proportionalitéit,
vun där de Conseil d’État jo och a sengem
Avis schwätzt, nach garantéiert ass, ëmsou
méi well mer e klengt Land sinn an eigent-
lech souwisou jiddferee jiddferee kennt. Bei
der ganzer Problematik denken ech och un
déi Diskussiounen, déi ronderëm d’Kame-
raiwwerwaachungen d’lescht Joer an der
Press, hei am Haus an och an der Zivil-
gesellschaft stattfonnt hunn.

Och déi Fiche d’hébergement fir d’Lëtze-
buerger muss an dee vill méi grousse Kon-
text vun der Sécherheet vun de Biergerin-
nen a Bierger, der Iwwerwaachung an der
Proportionalitéit vun de Moossname gesat
ginn. A bei alle Mériten, déi dee Projet hei,
grad wéi d’Gesetzer vun ‘68 a ‘75, fir
d’Hotelieren an de Statec huet, muss een
d’Fro awer stellen, awéiwäit een heimadder
de Schrëtt a Richtung Iwwerwaachungsstat
bekräftegt, an dat, obwuel mer haut a
Saachen Dateschutz eng ganz aner Si-
tuatioun hunn, wéi bei deenen éischten
zwee Gesetzestexter. Natierlech huet
d’Situatioun sech och geännert, wat déi
kollektiv Sécherheet ugeet, an eng ganz Rei
zousätzlech Moossname sinn duerch déi
méi héich Kriminalitéit an all méiglech
Forme vun Terrorismus och gerechtfertegt.

D’LSAP war an ass sécherlech d’accord
mat punktuellen Iwwerwaachungen am
Sënn vu méi Sécherheet a méi Schutz fir all
Biergerinnen a Bierger, mä ech sinn awer
net iwwerzeegt, dass déi generell, breet
gefächert Kollekt vun Donnéeën hei oder an
anere Fäll an d’Tatsaach, dass d’Police déi
kritt, gradesou wéi den Ëmstand, dass Leit,
déi souwisou hei am Land wunnen, kéinte
vun der Police kontrolléiert ginn, egal wou
se hir Nuecht verbréngen, net iwwert d’Zil
erausschéissen.

Ech ginn trotzdeem den Accord vu menger
Fraktioun zu deem virleiende Projet. Wéi
ech virdru scho gesot hunn, bréngt en eng
ganz Rei Verbesserunge fir den Tourismus-
secteur an natierlech eng Hëllef fir de
Statec.

Als Ofschloss géif ech just nach eng Kéier
mat op de Wee ginn, dass, wa mer déi
nächste Kéier drun denken, eng Modifi-
katioun an dësem Gesetz ze maachen, mer
eis awer vläicht sollten d’Zäit huelen, nieft
deene praxisbezunnenen Upassunge fir
den Terrain och e Bléck op de Volet vum
Schutz vum Bierger sengen Daten ze ge-
heien. Ech mengen, déi verännert Bedén-
gungen, déi mer haut par rapport zu den
Urspréng vun de 60er Jore vun dësem
Gesetz hunn, géifen esou eng Diskussioun
ganz sécher net iwwerflësseg maachen.

Domat schléissen ech an ech soen Iech, Dir
Dammen an Dir Hären, Här President, Här
Minister, Merci fir d’Nolauschteren.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Madame
Dall’Agnol. D’Wuert huet elo den Här Kox.

❱❱❱ M. Henri Kox (DÉI GRÉNG).- Här
President, Dir Dammen an Dir Hären, am
Numm vun der grénger Fraktioun wëll ech
da fir d’éischt natierlech och der Rap-
portrice, der Madame Hetto-Gaasch, fir de

mëndlechen a schrëftleche Rapport Merci
soen. D’Virriedner hu scho villes iwwert dëst
Gesetz gesot, Detailer an e bësse méi Kri-
tesches. Ech wäert mech duerfir an där
kuerzer Interventioun och just op een
Aspekt vun dësem Gesetz reduzéieren.

Den Titel seet a sech schonn, wat Sënn an
Zweck vun dësem Gesetz ass. Esou ass do
ze liesen: «Projet de loi ayant pour objet le
contrôle des voyageurs dans les établis-
sements d’hébergement». Den Titel redu-
zéiert also dëst Gesetz praktesch just op de
Contrôle vun de Reesenden. Et ass och be-
sonnesch de Contrôle, deen eis um Mo läit.

E Gesetz wat, de Gréngen hirer Meenung
no, mëssbraucht gëtt fir onnéideg Daten
iwwert d’Biergerinnen an d’Bierger ze sam-
melen. Mat dësem Gesetz ginn elo sämt-
lech Bewegungen, sief dat vu Biergerinnen
a Bierger aus dem Inland oder Ausland,
systematesch un d’Police weidergeleet.
Dës Date ginn awer och un de Statec wei-
dergeleet, fir statistesch Analyse kënnen ze
maachen. Dëst awer dann op anonymer
Basis.

Eng systematesch Analys aus statisteschen
Iwwerleeungen, fir zum Beispill och kënne
méi geziilte Werbung am Aus- wéi am In-
land ze maachen, fënnt eis Ënnerstëtzung.
Ouni e valabele Monitoring léisst sech eng
cibléiert Campagne net opbauen an och net
duerchféieren. D’Verhale vum lëtzebuer-
geschen Tourist ass dobäi gradesou
wichteg, wéi dat vun engem auslänneschen
Tourist, fir eben déi geziilte Werbung
duerchzeféieren.

D’Gesetz bréngt awer och nach aner admi-
nistrativ Vereinfachungen, déi meng Virried-
nerinnen a Virriedner hei schonn erkläert
hunn an op déi ech elo net onbedéngt wéilt
agoen. Woumat mir awer op kee Fall kënnen
averstane sinn, ass déi systematesch Kom-
munikatioun vun de perséinlechen Daten,
déi, souwuel vum inlännesche wéi och vum
auslänneschen Tourist, un d’Police weider-
geleet ginn. Besonnesch d’Weiderleedung
vun Date vun engem Tourist, deen aus Lët-
zebuerg staamt, werft déck Problemer op.

Mä net nëmme mir hunn domat Problemer,
och de Statsrot huet a senge respektiven
Avisë mat Nodrock op déi Problematik hige-
wisen. Den Här Etgen huet virdrun e klenge
Passage vum Avis vum Statsrot virgelies.
Ech wéilt nach e weidere Passage derbäi-
fügen an zitéiere kuerz: «À ce propos, il y a
lieu de noter que d’autres pays européens
ont abandonné la collecte de ces infor-
mations puisque l’effort administratif requis
est apparu comme disproportionné par
rapport aux bénéfices à en tirer sur le plan
de la prévention de la délinquance.»

De Statsrot werft awer och nach eng ganz
aner Fro op, an do hat den Här Etgen och
virdru schonn e Passage gelies. Ech wéilt
nach ee Passage dorauser zitéieren: «Il est
un fait que cette ingérence touche aux con-
ditions dans lesquelles s’exerce la liberté
individuelle, la liberté d’aller et de venir, et le
respect de la vie privée, garantis par les
articles 11(3) et 12 de la Constitution et
l’article 8 de la Convention de sauvegarde
des droits de l’Homme et des libertés fon-
damentales.»

De Statsrot huet nach eng Kéier avec force,
och a sengem zweeten Avis, drop hige-
wisen, dass déi systematesch Kommuni-
katioun un d’Police vun Iwwernuechtunge
vu Résidantë géint déi virgenannten Artikele
verstéisst a verlaangt duerfir nach eng Kéier
d’Sträiche vun dësem Artikel am Gesetz.
Mir Gréng hunn deem näischt méi bäize-
fügen a kënnen der Kritik an de Bedenke
vum Statsrot u sech nëmmen zoustëmmen.
D’Majoritéit an der Kommissioun huet awer
gemengt sech deem ze widdersetzen an
trotzdeem un der systematescher Kommu-
nikatioun vu perséinlechen Donnéeën un
d’Police festzehalen.

Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
aus de virgenannten Iwwerleeunge vum
Statsrot, déi mir voll a ganz an der Kom-
missioun ënnerstëtzt hunn, kënne mir net fir
dëse Projet stëmmen. Et schéngt mir éisch-
ter, dass et e Gesetz vum Policeminister
Frieden ass, wéi vum Tourismusminister
Boden. D’Fräiheet vum Goen a Kommen am
Respekt vun der Privatsphär steet fir eis
iwwert der Surveillance vun den Dépla-
cementer vu Persounen. Besonnesch dann,
an dat huet jo och de Statsrot nach eng
Kéier gesot, wann déi Surveillance sech och
nach net als effikass am Ausland erwisen
huet an deelweis schonn erëm ofgeschaaft
gouf.

Ech soen Iech Merci fir d’Nolauschteren.

❱❱❱ Plusieurs voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Kox.
D’Wuert huet dann den Här Henckes.

❱❱❱ M. Jacques-Yves Henckes (ADR).-
Här President, Dir Dammen an Dir Hären,
och meng Félicitatiounen a Remerciemen-
ter un d’Madame Rapportrice, d’Madame
Hetto-Gaasch. Si huet an hirer mëndlecher
Interventioun drop higewisen, datt déi
Daten, déi hei solle gespäichert ginn, déi-
selwecht sinn, wéi déi Donnéeë vun de
Passagéier vun de Fluggesellschaften. Ech
wëll awer drop hiweisen, datt d’Europa-
parlament virun e puer Deeg mat grousser
Majoritéit bei der Proposition de directive, fir
déi Date vun de Passagéier vun de Flugge-
sellschaften ze stockéieren, e Veto age-
luecht huet, datt dat also net realiséiert gëtt.

Ech mengen, dat beweist, datt déi Debatt,
déi mer haut féieren, villech méi wäit geet
wéi just nëmmen dorëm, fir e puer Informa-
tiounen ze kréien, fir herno kënnen eng
besser Campagne de publicité ze maache
fir Lëtzebuerg a fir ons Hotelieren a Restau-
rateuren.

Prinzipiell ass et richteg, datt d’Horesca, déi
hei muss eng etlech Informatioune liw-
weren, wou mussen eng etlech Fichen aus-
gefëllt ginn, seet: Voilà, wa mer dat dote
kënnen iwwert den informatesche Wee
ofwéckelen, ass dat fir ons méi liicht, wéi wa
mer higinn an déi eenzel Fichë collectéieren
an dann aschécke musse respektiv waarde
mussen, bis ee se ofhuele kënnt.

Mä et geet awer elo dorëm, wat fir eng Don-
néeë stockéiert solle ginn. Evidenterweis
kann een Donnéeë stockéieren, ob et e
Mann oder eng Fra ass, déi am Hotel ass,
wat den Alter ass oder aus wéi engem Land
déi Persoun kënnt. Déi Donnéeën do sinn
effektiv nëtzlech, fir ze kucken, wat fir en
Tourismus hei zu Lëtzebuerg ass, wou déi
Saachen higinn, wou d’Leit hierkommen, fir
datt een eventuell och méi geziilt dorop
reagéiere kann a verschiddene Publizitéits-
campagnen, fir d’Leit, déi eventuell kéinten
Touristen zu Lëtzebuerg sinn, kënnen ze
kontaktéieren a fir do e bësse méi geziilt
kënnen ze schaffen.

Mä fir d’Police sinn déi Donnéeën do, e
gudden Deel vun deenen Donnéeën do
total onwichteg. Wann ech richteg in-
forméiert sinn, an d’Regierung misst dat jo
bal wëssen, ass am Joer 2007 a kengem
eenzege Fall vun der Police op déi
Donnéeën do zréckgegraff ginn an enger
Affaire criminelle. An duerfir, wann elo nach
déi Donnéeë sollen ausgeweit ginn, da stellt
sech effektiv d’Fro, firwat een op dee Wee
do soll goen.

Ech erënnere mech, datt mer an der Affär
„Bommeleeër“ eng Kéier de Fall haten, do
stoung souguer d’Police virum Hotel, fir ze
kucken, ob den Här Geiben géif eran- oder
erausgoen. Do gesäit een, datt, wann
d’Police eppes wëllt iwwerwaachen, se dat
op eng Aart a Weis mécht, fir datt se effektiv
déi Donnéeën zesummekritt.

Mä et ass awer net, mengen ech, elo iwwert
déi enorm Zuel vun Donnéeën, déi de-
tailléiert Donnéeën - wéi kucken, mat wat fir
engem Auto een eventuell dohinnerkomm
ass -, déi misste stockéiert ginn, dass dat
absolut déi Donnéeën ergëtt, déi fir d’Police
an der Bekämpfung vun der Kriminalitéit
oder an der Preventioun vun de kriminellen
Akten noutwendeg sinn. D’Praxis weist, datt
dat absolut net de Fall ass.

A wann d’Europaparlament higeet an déi
Donnéeë vu Flugpassagéier, déi villech méi
indikativ sinn, wou eventuell eppes kéint ge-
schéien, schonn net wëllt stockéiert hunn
op eng ganz detailléiert Aart a Weis, da
kann ee sech och virstellen, datt dat sech
hei fir dës Donnéeën, déi elo virgesi sinn am
Gesetz, absolut net justifiéiert.

Et sief dann, et géif ëm eppes aneschters
goen, an do verstinn ech vläicht, datt de
Finanzminister déi Donnéeën do nawell
ganz gären huet. Woufir? Well et ass jo
kloer, wann déi Donnéeë schéin am Detail
virleien, da kann den Hotelier net ver-
giessen, iergendwéi eng Nuitée do net un-
zeginn. Seng Recetten um Niveau vun den
Nuitéeën, déi an engem Hotel verbruecht
ginn, si ganz kloer, well hie riskéiert jo soss,
wann hien do eppes géif vergiessen, fir
deen Ablack herno eng Affaire pénale ze
kréien.

(Interruption)

Jo. D’accord, mä et ass awer relativ no, fir
dann awer ze kucken, wéi dann déi Don-
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néeën do sinn. Duerfir wëll ech Verständnis
hunn heiansdo fir esou Saachen.

Mä nach eng Kéier, déi Donnéeën do esou
detailléiert unzeginn, justifiéiert sech net, op
jidde Fall net vun der Police.

Duerfir wëll ech och soen, datt mir mat
deem Gesetz net d’accord sinn an och géint
d’Gesetz wäerte stëmmen.

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här
Henckes. Dann huet d’Regierung d’Wuert.
Här Minister Boden, wann ech gelift.

❱❱❱ M. Fernand Boden, Ministre des
Classes moyennes, du Tourisme et du
Logement.- Här President, Dir Dammen an
Dir Hären, ech wëll fir d’éischt menger
Satisfaktioun Ausdrock ginn, datt de 
Projet de loi iwwert déi sougenannte 
Fiches d’hébergement haut, wann och zu 
spéider Stonn, hei an der Chamber debat-
téiert ginn ass an - ech hoffen - muer
gestëmmt gëtt.

Ech wëll fir d’éischt emol der Madame
Rapporteur oder Rapportrice - ech weess
net, wéi een dat soll nennen?

❱❱❱ M. le Président.- D’Académie fran-
çaise huet „Rapporteuse“ gesot.

(Interruptions)

❱❱❱ M. Fernand Boden, Ministre des
Classes moyennes, du Tourisme et du
Logement.- Voilà, der Madame Rappor-
teuse Françoise Hetto Merci soe fir déi gutt
an effikass Aarbecht, déi se gemaach huet.
Merci och de Memberen an der Kom-
missioun, déi versicht hunn, aus villen
Avisen en Text ze maachen, dee menger
Meenung no e gudden Text ass.

Ech wëll och soen, datt de Secteur hannert
dësem Projet de loi steet. Déi Ännerungen,
déi par rapport zu dem urspréngleche Pro-
jet gemaach gi sinn, sinn zum Deel op aus-
dréckleche Wonsch vum Secteur komm.

Ech mengen, datt déi Leit vum Secteur, déi
och haut hei dësen Debatten nolausch-
teren, sécher wäerte frou sinn, ze mierken,
datt dëse Projet awer muer mat enger Majo-
ritéit, wa se och net ganz grouss ass, wäert
gestëmmt sinn.

(Interruption)

De Generalsekretär vun der Horesca huet
schonn zënter Jore bei all Randonnée tou-
ristique dorop higewisen, datt et wichteg
wär, eng Reform iwwert d’Problematik vun
de Fiches d’hébergement erbäizeféieren.
Mir hunn zesumme mat grousser Hart-
näckegkeet versicht, fir vill Hürden ze
iwwerwannen, fir op deen Text ze kommen,
dee wéi gesot elo zur Ofstëmmung hei
virläit.

Ech wëll net nach eng Kéier op all d’Objek-
tiver agoen: déi administrativ Vereinfachun-
gen, déi besser, méi fiabel, statistesch Don-
néeën, déi heiduerch erméiglecht gi sinn.
Ech mengen, d’Françoise Hetto huet dat am
Detail souwuel a sengem schrëftleche wéi
och elo a sengem mëndleche Rapport ge-
maach.

Ech wëll op e puer Problemen agoen, déi
hei ugeschwat gi sinn. Besonnesch ass dat
d’Problematik vum Dateschutz. Ech wëll
och soen, datt déi op der Fiche d’héberge-
ment gefroten Informatiounen natierlech
ganz perséinlecher Natur sinn. An et war
aus deem Grond och wichteg, ze garantéie-
ren, datt bei der Erfaassung an och bei der
Transmissioun vun den Donnéeën de
Schutz vun der Privatsphär vum Eenzelnen
net a Fro gestallt ass.

Fir dat ze garantéieren, hu mer vun Ufank
un d’Commission nationale pour la protec-
tion des données mat ageschalt. Schonn an
engem ganz fréie Stadium hu mer deenen
hiren Avis gefrot, an déi Remarquen, déi si
gemaach hunn, sinn och schonn an den
éischte Projet mat eragefloss.

Ech wëll d’ailleurs der Kommissioun Merci
soe fir déi Efforten, déi se gemaach huet, fir
matzehëllefen, datt dee Problem, dee jo e
kriteschen ass, eiser Meenung no zefridde
stellend geléist konnt ginn.

D’Problematik vum Dateschutz, déi jo och
vum Conseil d’État opgeworf ginn ass, stellt
sech virun allem bei der Kopie vun der
Fiche, déi un d’Police geet. Déi Kopie
nämlech, déi un de Statec geet, déi enthält

nëmmen anonymiséiert Donnéeën, déi fir
d’Touristikstatistik relevant sinn.

Mä fir ze garantéieren, datt d’perséinlech
Rechter, d’Fräiheete vum Eenzelnen net
ugetaascht ginn, ass virgesinn, datt an
engem Règlement grand-ducal eng Rei vu
Saache festgehal solle ginn. An deem
Règlement grand-ducal sollen éischtens
emol d’Modalitéiten an d’Délaië vun der
Transmissioun festgehale ginn, de Modell
an den Inhalt vun der Fiche definéiert ginn,
mä awer och den Traitement an de
Stockage vu Säite vun der Police soll do
preziséiert ginn, fir dat néidegt Gläich-
gewiicht - op dat jo vill Leit hei gepocht
hunn - tëschent dem Contrôle policier an
dem Dateschutz ze garantéieren, a fir derfir
ze suergen, dass dës Donnéeën net a friem
Hänn falen oder fir aner Zwecker gebraucht
ginn.

Et ass jo och duerfir festgehale ginn, datt
den Traitement vun deenen Donnéeën an
engem temporäre Fichier vun der Police
gemaach gëtt. Am Reglement soll jo festge-
hale ginn, datt e maximalen Délai vun 72
Stonnen no der Transmissioun vun den
Donnéeën un d’Police zréckbehale gëtt,
wou de Stockage vun deenen Donnéeë soll
gemaach ginn.

Wat elo den Inhalt vun der Fiche betrëfft,
esou wëll ech soen, datt déi Informatiounen,
déi de Visiteur zu senger Persoun muss
uginn, déi nämlecht si praktesch, wéi déi,
déi am heitege Reglement stinn.

Dem Här Etgen wëll ech soen, wann en
esou grouss hei schwätzt vun dem Date-
schutz an datt dat esou e ganz schlecht
Gesetz wär, datt déi Donnéeë genee déi
sinn, déi schonn am Reglement an am Ge-
setz vu ’75 festgehale gi sinn. 1975 war de
fir den Tourismus zoustännege Minister
keen CSV-Member, well d’CSV war an der
Oppositioun; dat war en DP-Mann. Deen
huet also déi Donnéeën do esou festge-
halen. An de Justizminister, deen och invol-
véiert ass - den Här Frieden ass jo genannt
ginn -, dat war deemools en LSAP-Mann.

Dat heescht also net, datt elo hei villes
verbösert a verschlëmmert ginn ass. Am
Contraire: D’Dateschutzkommissioun huet
munches méi kloergestallt, datt eben net déi
Donnéeë sollen a falsch Hänn kommen.
Duerfir mengen ech schonn, datt dat, wat
hei ausgedréckt ginn ass, an engem zim-
lech haarden Toun, vum Här Etgen am
Numm vun der DP, e bësse besonnesch
ass.

Virun allem wann ee weess, datt d’DP sech
ëmmer esou sécherheetsbewosst gëtt. Et
gëtt ni genuch kontrolléiert. Et sinn ni ge-
nuch Polizisten do, wann ee se heiansdo
héiert. Mä wann et drëm geet, der Polizei
emol eng Kéier Mëttelen ze ginn, fir géint
d’Kriminalitéit virzegoen, da si se absent an
dann ass dat schwiereg.

Ech hunn den Här Etgen d’éischt drop hige-
wisen, wéi e gesot huet: Ass dann iwwer-
haapt jeemools ee gefaasst ginn opgrond
vun deenen Donnéeën?

Jo! An der Kommissioun ass e Fall genannt
ginn ënner anerem, wou ee Prisonnéier vun
Tréier fortgelaf war. Deen ass op Stroossen
an en Hotel gaangen an dee konnt do fest-
geholl ginn, well ebe festgestallt ginn ass,
datt deen an deem Hotel do war. D’Polizei
huet scho Méiglechkeeten, fir dergéint
kënne virzegoen.

Ech wëll just soen, an den Ae vum Touris-
musminister ass dat e secondairë Volet. Mä
wa mir deen net heimadder behandelt
hätten, hätt de Justizminister en anere Projet
ginn, dee wahrscheinlech net manner
streng gewiescht wär; am Contraire, hätt
ech gemengt.

A fir dann ze mengen, d’Lëtzebuerger
missten ausgeschloss ginn, wëll ech just
soen, éischtens emol wär dat eng Diskri-
minatioun vis-à-vis vun den Auslänner. Mä
et ass och net onwichteg, fir éischtens emol
de Bannentourismus kënne besser ze
kontrolléieren, an zweetens, fir datt eben,
wann och Lëtzebuerger kriminell Akte
maachen, déi eventuell kënnen opgrond
vun esou Donnéeë festgehale ginn.

Wéi gesot, déi Donnéeë gi relativ schnell
zerstéiert vun der Police. Déi huet also net
vill Moyenen. Et geet drëm, wann e Fall do
ass, fir kënne schnell ze agéieren, wann
esou e Mann, deen eng kriminell Dot
gemaach huet, nach hei am Land ass an
iergendwéi versicht huet an engem Hotel
ënnerdaach ze kommen.

Duerfir mengen ech schonn, datt déi Re-
prochen, déi hei gemaach gi sinn um Date-
schutz, net an deem Mooss berechtegt
sinn, wéi se hei virbruecht gi sinn. Be-
sonnesch vun der DP-Säit aus.

Fir ofzeschléisse wëll ech soen, datt deen
neien Text hei éischtens emol eng Ver-
besserung an eng Vereinfachung bréngt

vun der administrativer Prozedur. An dat fir
all déi Bedeelegt, souwuel fir de Logeur wéi
och fir de Visiteur, deen net méi, beson-
nesch wann en a Gruppe kënnt, esou laang
brauch ze waarde bis datt e kann a säin
Zëmmer goen. Och dat ass wichteg, well
den Hotel oft den éischte Kontakt ass vun
dem auslänneschen Tourist mat Lëtze-
buerg. A wann do eng schnell an effikass
Offäerdegung ass, wann e schnell kann op
säin Zëmmer goen, wann e schnell aus der
Réceptioun ka fortgoen, dat ass och e wich-
tegen Tromp fir d’Qualitéit um Client ze ver-
besseren.

Da soll de Projet och d’Aarbecht vun der
Police, wéi gesot, am Kader vun hirer
Missioun erliichteren, se méi effikass maa-
chen, ouni den Dateschutz a Fro ze stellen.

Finalement erméiglecht dëse Projet och eng
Erstellung vu fiablen, vun detailléierten, vu
méiglechst aktuellen touristesche Statis-
tiken. Et ass jo vun alle Säiten ënnerstrach
ginn, datt dat net onwichteg ass, fir
éischtens emol eng effikass Tourismuspoli-

tik ze maachen, an zweetens och, fir den
touristesche Marketing an eng touristesch
Promotioun kënnen ze realiséieren.

Wéi gesot, ech soen duerfir all deene Merci,
déi dëse Projet ënnerstëtzen. Et waren der
vill, déi mat dorunner bedeelegt waren, fir
en esou wäit ze kréien, wéi den Text haut
virläit. Ech soen alleguer Merci an ech
hoffen, wéi gesot, datt muer dee Projet hei
gestëmmt gëtt. Et ass sécher keen on-
wichtege Schrëtt, fir den Tourismus e bësse
méi einfach a méi effikass ze maachen.

❱❱❱ Une voix.- Très bien!

❱❱❱ M. le Président.- Merci, Här Minister.
Kolleeginnen a Kolleegen, mir sinn um Enn
vun den Diskussiounen ukomm. Ech erën-
neren drun, datt muer de Mëtteg d’Votë
sinn. Déi nächst Sitzung ass muer de
Mëtteg um dräi Auer.

D’Sitzung ass opgehuewen.

(Fin de la séance publique à 21.00
heures)
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2285 Mme Colette Flesch Mise en demeure par la Commission
cf. 2287 européenne du Luxembourg dans le

domaine des télécommunications

2286 Mme Colette Flesch Concentration de pouvoir dans les mains
d'un ministre chargé de la justice
et de la police

2287 M. Félix Braz Mise en demeure par la Commission
cf. 2285 européenne du Luxembourg dans le

domaine des télécommunications

2288 Mme Colette Flesch Financement du «Luxembourg American
Cultural Center» à Belgium (États-Unis)

2289 M. Laurent Mosar Situation politique en Serbie

2290 M. Laurent Mosar Entreprises dans la matière de la gestion
des noms de domaines

2291 M. Laurent Mosar et Étude d'un bureau de planification allemand
Mme Martine Stein-Mergen sur le projet de tram léger pour la capitale

2292 M. Fernand Etgen Composition du comité-directeur du Fonds
pour le Développement du Logement
et de l'Habitat

2293 Mme Claudia Dall'Agnol Calcul de l'aide au logement et des loyers
suite à l'introduction du boni pour enfant

2294 M. Félix Braz Site Internet luxembourgeois
et «Cheval de Troie»

2296 M. Marco Schank Dernier communiqué de Cyberworld
Awareness and Security Enhancement
Structure (CASES) - Site Internet
luxembourgeois et «Cheval de Troie»

2298 M. Robert Mehlen Impression du Mémorial

2299 M. Roland Schreiner Services d'assistance en escale

2300 M. Marcel Oberweis Importation et commercialisation
de tous les produits dérivés de phoques

2303 M. Jean-Pierre Klein Fonctionnaires de l'Administration des
Douanes et Accises ayant la qualité
d'officier de police judiciaire

2304 M. Robert Mehlen Retenues

2305 M. John Castegnaro Mobbing

2306 M. Marc Spautz Tracé de la ligne ferroviaire Luxembourg-
Esch/Alzette

2307 M. Laurent Mosar Procédure de changement de fournisseur
d'électricité

2308 M. Aly Jaerling Tatouage

2309 M. Marc Spautz Tracé définitif du tram

2310 M. Marcel Oberweis «Péage commun»

2312 M. Fernand Etgen Prise en charge par l'État des charges
d'investissements de Servior

2313 M. Ben Fayot Application de la loi du 21 septembre 2006
sur le bail à usage d'habitation et modifiant
certaines dispositions du Code civil
au niveau des communes

2314 M. Romain Schneider Ambulances privées

2315 Mme Claudia Dall'Agnol Affiliation des non résidents travaillant
simultanément au Luxembourg et
dans leur pays de résidence

2317 M. Marc Spautz Construction sur le site d'Esch-Belval
des infrastructures destinées à accueillir
l'Université

2319 M. Roland Schreiner Restitution des trop perçus sur les tarifs de
maisons de soins et de Centres Intégrés
pour Personnes Agées (CIPA)

2320 M. Camille Gira et Autorisations commodo-incommodo pour
M. Henri Kox des modifications d'installations de biogaz

2321 Mme Anne Brasseur Protestations des élèves du Lycéee
Technique pour Professions Éducatives
et Sociales (LTPES)

2326 M. Camille Gira Qualité de l'air au Luxembourg

2327 M. Marc Spautz Système d'alerte de l'Administration
des Services de Secours

2328 M. Roger Negri Utilisation de trains pendulaires
sur la ligne Bruxelles-Luxembourg

2331 M. Claude Meisch Examen-concours d'admission au stage
pédagogique pour l'enseignement
secondaire

2341 M. Xavier Bettel Récriminations à l'égard d'un membre
dirigeant d'un centre de formation
de la Police grand-ducale

2342 M. Claude Adam Création d'un lycée franco-luxembourgeois

2347 Mme Christine Doerner Capacité limitée du TGV Est-européen

2355 M. Marcel Oberweis Production de biodiesel

2356 M. Marcel Oberweis Nouvelle stratégie de lutte contre
le changement climatique de la Commission
européenne

2357 M. Laurent Mosar Surveillance de l'indépendance du Kosovo

2359 M. Laurent Mosar Projet d'Union méditerranéenne

2360 M. Jean Huss Administration préventive d'antibiotiques
dans les élevages de bétail

2362 M. Laurent Mosar Panneaux publicitaires et publicité en faveur
de produits du tabac

2365 Mme Marie-Josée Frank Unité de sécurité pour mineurs à Dreiborn

2366 Mme Marie-Josée Frank Introduction des innovations liées au projet
de loi N°5584 relatif aux soins palliatifs
et à l'accompagnement en fin de vie

2368 M. Alexandre Krieps Dysfonctionnements au sein d'une initiative
sociale en faveur de l'emploi

2370 M. Laurent Mosar et Application de la nouvelle réglementation
M. Gilles Roth sur la performance énergétique

des bâtiments d'habitation

2375 M. Roger Negri Fonds souverains

2423 M. Félix Braz Cas du retour forcé échoué d'une personne
urgente déboutée du droit d'asile

2481 M. Eugène Berger Éventuelle fusion de la Cegedel S.A. avec
urgente la Soteg S.A. et la Saar Ferngas AG



Question 2178 (14.12.2007) de
M. Ali Kaes (CSV) concernant
l’étude sur l’adaptation de la
législation concernant la
retenue à la source libé-
ratoire sur certains intérêts
produits par l’épargne mobi-
lière:

Lors du vote de la loi du 23 dé-
cembre 2005 portant introduction
d’une retenue à la source libé-
ratoire sur certains intérêts produits
par l’épargne mobilière, une mo-
tion a été adoptée par la Chambre
des Députés invitant le Gouver-
nement:

«- à procéder à un examen appro-
fondi de la situation des revenus
de capitaux des contribuables
résidents, actuellement soumis à
l’impôt sur le revenu par voie
d’assiette, en vue d’étendre la re-
tenue à la source libératoire à ces
revenus;

- à évaluer les effets de la loi à la
fin de l’exercice fiscal 2006;

- à analyser si le montant de l’abat-
tement de 250 euros fixé par la loi
suffit à libérer effectivement les
petits épargnants de la retenue à la
source;

- à présenter, le cas échéant, des
amendements au vu des con-
clusions de cet examen.»

En mai 2007, Monsieur le Ministre
des Finances avait annoncé qu’il
était prévu d’étudier la question
d’une éventuelle adaptation de la
législation en question dans le
cadre de l’examen de la fiscalité
des personnes physiques tel
qu’annoncé dans la Déclaration du
Gouvernement sur la situation
économique, sociale et financière
du 9 mai 2007.

- Dans ce contexte j’aimerais
savoir de Monsieur le Ministre des
Finances quelles ont été les con-
clusions de cet examen con-
cernant la loi du 23 décembre
2005 portant introduction d’une
retenue à la source libératoire sur
certains intérêts produits par
l’épargne mobilière.

Réponse (2.4.2008) de M.
Jean-Claude Juncker, Premier
Ministre, Ministre des Finances:

D’après l’analyse du Gouverne-
ment, le système mis en place en
2006 fonctionne bien et a conduit à

une imposition juste, raisonnable et
efficace des intérêts de l’épargne.

En 2006, le produit de la retenue
nationale sur les revenus de
l’épargne se chiffrait à 19.656.692
euros (période de référence = six
mois).

En 2007, le produit de la retenue
nationale sur les revenus de
l’épargne se chiffrait à 51.777.512
euros (période de référence =
douze mois).

Les intérêts sur les dépôts
d’épargne et qui ne dépassent pas
le montant de 250 euros par per-
sonne et par agent payeur sont
dispensés de la retenue à la
source libératoire.

Par conséquent, avec les taux ac-
tuellement pratiqués, l’épargnant
qui dispose de moins de 8.000
euros ne paie pas l’impôt retenu à
la source.

Tout en estimant que ce seuil est
favorable au petit épargnant, le
Gouvernement examinera dans le
cadre des travaux budgétaires et
fiscaux de fin d’année s’il y a lieu
ou non d’adapter ce seuil.

Question 2182 (18.12.2007) de
M. Robert Mehlen (ADR) con-
cernant les achats par l’État
de biens immobiliers de la
Cepal (Société de gesion du
patrimoine de la centrale
paysanne):

D’Äntwert vun der Regierung op
meng parlamentaresch Fro N°1904
vum 7. August (cf. compte rendu
N°1/2007-2008), betreffend de Kaf
vu verschiddenen Immobilië vun
der Baurenzentrals-Gesellschaft
Cepal S.A. duerch de Stat, huet déi
zwou lescht Froen onbeäntwert
gelooss. Duerfir bieden ech Iech
dës Froen un den Här Budgets- an
Tresorsminister weiderzeleeden:

1. Wéi héich ass aktuell de ganze
Betrag, deen de Lëtzebuerger Stat
an dësem Zesummenhang un
d’Cepal bezuelt huet?

2. Ass beim Bezuelen drop opge-
passt ginn, fir déi héich Réckstänn
vun der Cepal respektiv hire
Gesellschafte bei der «Sécurité
sociale» prioritär ze begläichen? A
wann net: Wéisou?

Réponse (18.3.2008) de M. Luc
Frieden, Ministre du Trésor et du
Budget:

Wéi an der Äntwert vum 7. August
2007 schonns gesot, huet de Lët-
zebuerger Stat verschidden Ter-
rainen zu Miersch vun der Cepal
ofkaaft. Sou ass den 7.12.2005 eng
Hal mat Terraine kaaft gi fir d’Be-
soinë vum Service central des Im-
primés de l’État fir 1.100.000 Euro.

Fir de Bau vu Schoulen am
Zentrum vum Land huet de Stat
den 15.5.2006 7 ha bei der Gare
kaaft fir 4.950.000 Euro. Den
30.3.2007 goufen an deemsel-
wechte Kontext zwee Gebaier an
Terraine kaaft fir 1.000.000 Euro.

Do dernieft huet d’Cepal dem Stat
Terraine verkaaft den 28.12.2005
zu Dikrech, Bissen, Colmar-Bierg
an de Kuelbicherhaff fir am ganze
4.000.000 Euro.

Nom Bezuele vu deene Créan-
cieren, déi eng Hypothéik age-
droen haten, huet de Stat der
Cepal am Zesummenhang mat
deene verschiddene Kafakten am
ganzen 3.678.518 Euro iwwer-
wisen.

Question 2188 (20.12.2007) de
M. Marcel Oberweis (CSV)
concernant l’accord entre la
Belgique et le Luxembourg
en matière de transport d’ur-
gence transfrontalier:

D’après le bulletin du Parlement
Benelux, les interventions trans-
frontalières des ambulanciers lux-
embourgeois sur le territoire belge
sont rares, mais elles existent.

Le 4 décembre 2004, le Parlement
Benelux avait adopté une recom-
mandation invitant les gouver-
nements des trois pays à signer un
projet de convention relative au
transport transfrontalier en ambu-
lance.

Entre-temps la France et la Bel-
gique ont signé un accord en la
matière.

Au vu de ce qui précède j’aimerais
poser la question suivante à
Monsieur le Ministre des Affaires
intérieures et de l’Aménagement
du Territoire et à Monsieur le
Ministre de la Santé:

- Où en est la convention relative
au transport transfrontalier en am-
bulance?

Réponse commune (26.3.2008)
de M. Jean-Marie Halsdorf,
Ministre de l’Intérieur et de l’Amé-

nagement du Territoire et de M.
Mars Di Bartolomeo, Ministre
de la Santé et de la Sécurité so-
ciale:

Comme souligné par l’honorable
Député Marcel Oberweis, le trans-
port urgent transfrontalier en am-
bulance entre la Belgique et le
Luxembourg est rarissime et ces
transports ont dans le passé
toujours été organisés de façon
pragmatique et ils n’ont jamais
donné lieu à quelconque difficulté
administrative. Ceci n’est pas le
cas pour les transports urgents
transfrontaliers entre la Belgique, la
France et les Pays-Bas.

Pour cette raison, le Luxembourg
n’est pas partie demanderesse
pour l’élaboration d’une convention
entre les deux pays, qui constitue
un outil lourd, complexe et con-
traignant pour fixer un cadre admi-
nistratif afin de gérer des questions
pratiques entre nos deux pays qui
en réalité ne posent pas de pro-
blèmes. Cependant, pour être en
ligne avec la politique poursuivie
dans ce domaine par la Belgique,
il a été convenu de trouver une
forme d’accord de coopération
moins lourde. À cet effet, un projet
de texte a été élaboré par les auto-
rités compétentes belge et luxem-
bourgeoise concernées qui vient
d’être soumis aux services juri-
diques respectifs pour avis.

Question 2205 (8.1.2008) de
Mme Colette Flesch (DP)
concernant l’utilisation des
numéros d’identité des
personnes physiques et
morales:

Le 28 décembre 2007 a été publié
au Mémorial le règlement grand-
ducal du 18 décembre 2007
complétant le règlement grand-
ducal modifié du 7 juin 1979 déter-
minant les actes, documents et
fichiers autorisés à utiliser le nu-
méro d’identité des personnes
physiques et morales.

- Le Ministre peut-il fournir une
liste complète des actes, docu-
ments et fichiers autorisés à utiliser
les numéros d’identité des per-
sonnes physiques et morales?

- Le Ministre peut-il indiquer pour
chacun de ces documents quelles
sont les institutions et personnes
autorisées à les consulter? Exis-
tent-ils des interconnexions entre
ces fichiers? Si oui, lesquelles?

- Le Ministre peut-il donner toutes
assurances que dans ce contexte
toutes les mesures législatives et
réglementaires en matière de pro-
tection des données personnelles
sont respectées?

Réponse (18.3.2008) de M.
Claude Wiseler, Ministre de la
Fonction publique et de la Réforme
administrative:

Dans son courrier du 8 janvier
2008, Madame la Députée Colette
Flesch désire connaître, d’une part,
les actes, documents et fichiers
autorisés à utiliser le numéro d’i-
dentité des personnes et, d’autre
part, les institutions et personnes
qui sont autorisées à consulter ces
documents. L’honorable Députée
voudrait également savoir s’il
existe des interconnexions entre
ces fichiers et si toutes les mesures
législatives et réglementaires en
matière de protection des données
sont respectées.

En réponse, je voudrais tout
d’abord renvoyer à ma réponse
aux questions parlementaires
N°1127 et N°1128 (cf. compte
rendu N°1/2006-2007) posées par
l’honorable Députée en date du 20
juin 2006.

À la liste des fichiers autorisés à
utiliser le numéro d’identité, telle
qu’indiquée dans ma réponse pré-
citée, viennent encore s’ajouter sur
base d’un règlement grand-ducal
du 18 décembre 2007, d’une part,
les fichiers du Service de la For-
mation professionnelle du Ministère

de l’Éducation nationale et de la
Formation professionnelle con-
cernant la formation profes-
sionnelle continue organisée par
les entreprises et ceux concernant
les particuliers demandant un
congé individuel de formation et,
d’autre part, les fichiers du Service
national de la Jeunesse con-
cernant les particuliers demandant
un congé-jeunesse.

En ce qui concerne la question de
l’honorable Députée au sujet des
institutions et personnes autorisées
à consulter les documents pouvant
utiliser le numéro d’identité, je vou-
drais relever que ces documents
ne relèvent pas directement de la
responsabilité du Centre infor-
matique de l’État. Dans ce con-
texte ce dernier n’est que le sous-
traitant au sens de la loi modifiée
du 2 août 2002 relative à la pro-
tection des personnes à l’égard du
traitement des données à carac-
tère personnel, c’est-à-dire qu’il
traite des données pour le compte
des responsables du traitement. Le
Centre informatique de l’État n’a la
qualité de responsable du traite-
ment qu’en ce qui concerne le
répertoire général des personnes
auquel les administrations et ser-
vices peuvent recourir afin de dis-
poser de certaines données des
personnes physiques et morales.

Je ne peux qu’indiquer la liste des
administrations et services publics
disposant pour certains de leurs
agents d’un accès au répertoire
des personnes. À côté des dépar-
tements ministériels, il s’agit des
administrations, services et per-
sonnes suivants:

- Administration de l’Emploi

- Administration de l’Enregis-
trement et des Domaines

- Administration de l’Environnement

- Administration de la Gestion de
l’Eau

- Administration des Contributions
directes

- Administration des Douanes et
Accises

- Administration des Ponts et
Chaussées

- Administration des Services
techniques de l’Agriculture

- Administration du Cadastre et de
la Topographie

- Administration du Personnel de
l’État

- Administration judiciaire

- Administration pénitentiaire

- Administrations communales

- Armée

- Banque et Caisse d’Épargne 
de l’État

- Caisse nationale des Prestations
familiales

- Centre commun de la Sécurité
sociale

- Centre de Documentation et d’In-
formation sur l’Enseignement supé-
rieur

- Centre hospitalier neuropsy-
chiatrique

- Centre informatique de l’État

- Chambre de Commerce

- Commissariat du Gouvernement
aux Étrangers

- Commissariats de district

- Conseil arbitral des Assurances
sociales

- Cour des Comptes

- Direction de la Santé

- Direction du Contrôle financier

- École supérieure du Travail

- Éducation différenciée

- Entreprise des Postes et Télé-
communications

- Fonds du Logement

- Fonds national de Solidarité

- Huissiers de Justice

- Inspection du Travail et des
Mines
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Pour ce qui est de la construction
de logements par les promoteurs
publics en 2007, il y a lieu de
constater que la S.N.H.B.M. a
achevé 154 logements destinés à
la vente, et que le Fonds du Lo-
gement a achevé 82 logements
destinés à la location et 39 unités
destinées à la vente. S’ajoutent à
cette production les projets éma-
nant des communes, des a.s.b.l.,
etc, de sorte que le seuil de 300
unités, mentionné par l’honorable
Député Jacques-Yves Henckes,
est dépassé.

Question 2250 (22.1.2008) de
M. Jacques-Yves Henckes
(ADR) concernant les procé-
dures Plan d’Aménagement
Général (PAG) et Plan d’Amé-
nagement Particulier (PAP):

Une des raisons majeures pour le
coût élevé des terrains à bâtir et
partant des logements résulte des
lenteurs administratives inhérentes
au respect des procédures mul-

tiples en matière d’agrément de
PAP (Plans d’Aménagement Parti-
culiers), surtout ceux d’une cer-
taine importance.

Dans ce contexte je voudrais vous
poser les questions suivantes:

1. Quel est le délai moyen d’ap-
probation d’un Plan d’Aména-
gement Particulier respectivement

- Inspection générale des Fi-
nances

- Institut national d’Administration
publique

- Institut viti-vinicole

- Juridictions de l’ordre adminis-
tratif

- Laboratoire national de Santé

- Maisons d’Enfants de l’État

- Notaires

- Office national du Remem-
brement

- Police grand-ducale

- Registre de Commerce

- SIGI

- Secrétariat du Médiateur

- Service central de Législation

- Service central des Imprimés et
Fournitures de Bureau de l’État

- Service d’Économie rurale

- Service de la Formation profes-
sionnelle

- Service de Renseignement

- Service des Sites et Monuments

- Service médico-sportif

- Service national d’Action sociale

- Service national de la Jeunesse

- Service national de la Sécurité
dans la Fonction publique

- Société nationale de contrôle
technique

- Statec

- Trésorerie de l’État

Ensuite, en ce qui concerne le
respect des dispositions relatives à
la protection des données, il y a
lieu de relever que les accès au
répertoire sont accordés à titre in-
dividuel et qu’une trace est gardée
pour chaque utilisation.

Finalement, je voudrais encore
ajouter que l’introduction de l’utili-
sation de certificats électroniques
entraînera une adaptation de la
procédure de gestion des autori-
sations d’accès et donc une plus
grande transparence et une pro-
tection des données encore plus
rigoureuse. En outre, la mise en
œuvre de la réforme à venir sur
l’identification numérique des per-
sonnes physiques et morales per-
mettra notamment d’affiner davan-
tage l’étendue des autorisations
d’accès au répertoire.

Question 2240 (17.1.2008) de
M. Alex Bodry (LSAP) concer-
nant l’octroi de subventions
pour la construction ou
l’acquisition d’un logement 
à des fins d’habitation per-
sonnelle:

Par l’arrêt C-152/05 de la Cour de
Justice des Communautés euro-
péennes du 17 janvier 2008, la Ré-
publique fédérale d’Allemagne a
été condamnée pour avoir manqué
à ses obligations en relation avec
l’octroi des subventions pour la
construction ou l’acquisition d’un
logement à des fins d’habitation
personnelle.

En effet, la législation allemande a
réservé ces subventions aux de-
mandeurs assujettis à l’impôt sur le
revenu en Allemagne et dont le
logement se situe sur le territoire
de l’Allemagne. La Cour a con-
damné ces dispositions avec les
arguments suivants: «(…) l’ensem-
ble des dispositions du traité rela-
tives à la libre circulation des per-
sonnes visent à faciliter, pour les
ressortissants communautaires,
l’exercice d’activités profes-
sionnelles de toute nature sur l’en-
semble du territoire de la Commu-
nauté européenne et s’opposent
aux mesures qui pourraient défa-
voriser ces ressortissants lorsqu’ils
souhaitent exercer une activité
économique sur le territoire d’un
autre État membre (…)» ou encore:
«Il s’ensuit que, en réservant le
bénéfice de la subvention à la pro-

priété immobilière aux personnes
intégralement assujetties à l’impôt
sur le revenu en Allemagne à la
condition que le logement construit
ou acquis à des fins d’habitation
personnelle soit situé sur le terri-
toire allemand, l’article 2, para-
graphe 1, première phrase, de
l’EigZulG (Eigenheimzulage) est
susceptible d’entraver la libre cir-
culation des travailleurs et la liberté
d’établissement (…)».

- Considérant que la législation
luxembourgeoise des subventions
et aides étatiques au logement
prévoit des dispositions sem-
blables à celles de l’Allemagne,
j’aimerais savoir de Monsieur le
Ministre quelles seront les consé-
quences de cette jurisprudence
sur le Luxembourg?

- Est-ce que Monsieur le Ministre
dispose de chiffres renseignant sur
le nombre de bénéficiaires suscep-
tibles de tomber sous le champ
d’application de cette juris-
prudence?

- Est-ce qu’une adaptation de la
législation s’impose dans l’immé-
diat et, dans l’affirmative, en quoi
consistera-t-elle?

- Quelles seront alors les réper-
cussions financières pour le
budget de l’État?

Réponse (26.3.2008) de M.
Fernand Boden, Ministre des
Classes moyennes, du Tourisme et
du Logement:

Le Ministre du Logement estime
que l’arrêt C-152/05 de la Cour de
Justice des Communautés euro-
péennes du 17 janvier 2008 n’a
pas d’incidence directe sur la loi
modifiée du 25 février 1979 con-
cernant l’aide au logement alors
que l’arrêt de la Cour se réfère à
une situation très spécifique, à
savoir celle de la loi fiscale alle-
mande en cause dont une dispo-
sition était destinée à encourager
uniquement la construction de
logements sur le territoire de l’Alle-
magne par des personnes intégra-
lement assujetties à l’impôt sur le
revenu en Allemagne.

Le système d’aides prévu par la loi
précitée encourage l’accession à
la propriété d’un logement et a, par
conséquent, une finalité différente
de sorte que l’arrêt en question
n’est pas de nature à nécessiter
une modification législative au
Grand-Duché.

Question 2249 (22.1.2008) de
M. Jacques-Yves Henckes
(ADR) concernant les logements
sociaux:

Dans le cadre de l’application de la
loi modifiée du 25 février 1979
concernant l’aide au logement il
me semble que notamment le
Fonds du Logement est d’une rare
efficacité dans la construction de
logements sociaux et leur mise en
vente ou en location. Par ailleurs le
Gouvernement empêche les pro-
moteurs privés d’agir au niveau de
la construction de logement so-
ciaux en ne publiant pas le règle-
ment d’exécution prévu par la loi.

1. À combien d’ares s’élève la
réserve de terrains par commune
tant du Fonds du Logement que de
la S.N.H.B.M., viabilisés et non
viabilisés, à l’intérieur et à l’ex-
térieur des périmètres?

2. Alors que l’on estime nécessaire
la construction de 300 logements
sociaux par an, je voudrais savoir
quel est le nombre de logements
sociaux destinés à la vente dont la
construction a été achevée durant
l’année 2007 et qui ont été vendus
durant la même année? Quel est le
nombre de logements sociaux
destinés à la location dont la
construction a été achevée durant
l’année 2007 et qui ont été mis en
location par le Fonds du Lo-
gement?

3. L’État est autorisé en vertu de la
même loi à favoriser par des parti-
cipations financières l’initiative de
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promoteurs publics ou privés en
vue de l’acquisition et de l’aména-
gement de terrains à bâtir ainsi que
de la construction de logements à
coût modéré destinés à la vente ou
à la location.

Les critères de définition des pro-
moteurs privés au sens de la loi
auraient dus être précisés par voie
de règlement grand-ducal.

Le règlement grand-ducal spéci-
fique fait défaut. Aussi je voudrais
connaître les conditions précises
selon lesquelles un promoteur
privé peut recevoir une partici-
pation de l’État:

- pour la construction de loge-
ments sociaux destinés à la vente;

- pour la construction de loge-
ments sociaux destinés à la lo-
cation.

Je vous demande de bien vouloir
énumérer toutes les dispositions
afférentes.

Réponse (27.3.2008) de M.
Fernand Boden, Ministre des
Classes moyennes, du Tourisme et
du Logement:

En effet, l’État est autorisé à favo-
riser par des participations finan-
cières les initiatives de promoteurs
publics ou privés en vue de l’ac-
quisition et de l’aménagement de
terrains à bâtir ainsi que de la
construction de logements à coût

modéré.

Sont considérés comme promo-
teurs publics au sens de la loi mo-
difiée du 25 février 1979 concer-
nant l’aide au logement: les com-
munes ou syndicats de com-
munes, les sociétés fondées sur
base de la loi du 29 mai 1906 sur
les habitations à bon marché
(S.N.H.B.M.) et le Fonds pour le
développement du logement et de
l’habitat.

Le règlement grand-ducal modifié
du 30 octobre 1987 arrêtant un
complément au programme de
construction d’ensembles de lo-
gements sociaux ainsi que les par-
ticipations financières de l’État
arrêtés par règlement grand-ducal
du 8 août 1985 définit, dans son
article 4, les conditions selon les-
quelles un promoteur privé pro-
jetant de réaliser des logements
sociaux peut recevoir des aides
étatiques en disposant ce qui suit:
«Construction par la société de
construction immobilière Socimmo
S.A. de 54 logements destinés à la
vente à Lorentzweiler, sous la
condition que les subsides oc-
troyés dans le cadre de la loi mo-
difiée du 25 février 1979 soient in-
tégralement décomptés au béné-
fice des acquéreurs. Le promoteur
devra en justifier à Notre ministre
du logement et de l’urbanisme».

L’article 17 de la loi précitée dis-

pose que les participations de
l’État ne sont accordées que si les
conditions suivantes sont réunies:

«1) les projets de construction
doivent pouvoir être réalisés dans
le cadre d’un projet d’aména-
gement au sens de la législation
concernant l’aménagement des
villes et autres agglomérations
importantes ou d’un plan d’amé-
nagement au sens de la législation
concernant l’aménagement du
territoire;

2) les projets doivent comprendre
au moins dix pour cent de lo-
gements locatifs, sauf dispense
prévue au programme annuel ou
pluriannuel visé à l’article 19;

3) la proportion des acquéreurs
répondant aux conditions d’octroi
des primes de construction ou
d’acquisition doit être supérieure
ou égale à soixante pour cent du
total des acquéreurs;

4) des normes minimales d’isola-
tion thermique doivent être respec-
tées.»

En vertu de l’article 18 de la loi pré-
citée, le Ministre du Logement peut
fixer des prix plafonds pour l’amé-
nagement des terrains et la cons-
truction des logements suscep-
tibles de bénéficier des partici-
pations de l’État.

Ci-après les données fournies par
les deux promoteurs publics:

Commune Viabilisé Non-viabilisé Dans périmètre Hors périmètre Total

Luxembourg 1.560 1.560 1.560

Betzdorf 250 250 250

Sanem 190 190 190

Schuttrange 1.740 1.740 1.740

Contern 490 150 340 490

Bascharage 390 390 390

Kehlen 1.900 1.900 1.900

Lac de la
Haute-Sûre 180 180 180

Total ares 6.700 2.080 4.620 6.700

a) les réserves foncières de la Société nationale des Habitations à Bon Marché:

b) les réserves foncières du Fonds du Logement:

Commune Viabilisé Non-viabilisé Dans périmètre Hors périmètre Total

Luxembourg 815 815 815

Esch/Alzette 325 325 325

Dudelange 3400 3400 3400

Differdange 197 197 197

Steinfort 450 Dossier en cours
pour 450 450

Echternach 1231 1231 1231

Feulen 25% de 350 25% de 350 87,5

Kayl 157 Dossier en cours
pour 157 157

Total ares 6.662,5 6.662,5 6.662,5



d’un Plan d’Aménagement Gé-
néral? Combien de PAP et combien
de PAG ont été approuvés depuis
l’entrée en vigueur de la nouvelle
loi sur l’aménagement communal?

2. De combien de demande de
PAP le Ministre est-il saisi pour
l’instant et quel est le nombre de lo-
gements y prévus?

3. Combien de fois par semaine la
commission d’aménagement se
réunit-elle?

4. De combien de fonctionnaires le
Ministre de l’Intérieur dispose-t-il
pour l’assister à émettre son avis
suivant l’article 2 de la loi du 19
juillet 2004? Est-il envisagé de nou-
veaux engagements de personnel
pour accélérer les procédures?

5. La loi prévoit qu’un avis doit être
demandé à l’Administration de
l’Environnement ce qui est une
bonne chose en soi. Or la loi ne
prévoit pas de délai dans lequel
l’Administration doit répondre de
sorte que celle-ci de plus en plus
souvent ne réagit qu’une fois le
PAP définitivement approuvé et
remet ainsi en cause toute une pro-
cédure déjà très longue et allonge
les délais d’approbation du PAP et
partant les coûts du terrain à bâtir
(exemples: PAP à Luxembourg-
Belair et Luxembourg-Dommel-
dange). N’estimez-vous pas que
l’Administration de l’Environnement
devrait émettre son avis obliga-
toirement durant un délai à fixer
impérativement dans la loi et si oui
entendez-vous proposer une modi-
fication législative afférente?

Réponse (27.2.2008) de M.
Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire:

1. Les procédures d’approbation
du Plan d’Aménagement Général
(PAG) et du Plan d’Aménagement
Particulier (PAP) sont régies par les
dispositions des articles 10 à 18
respectivement 30 de la loi mo-
difiée du 19 juillet 2004 concernant
l’aménagement communal et le
développement urbain. Cette loi a
introduit des délais précis pour
chaque étape de la procédure afin
de garantir le traitement des
dossiers dans un délai raison-
nable.

La durée maximale d’une procé-
dure PAG est par conséquent fixée
à 30 mois, celle d’un PAP à 24
mois. S’il n’y a pas de réclamations
introduites auprès de la commune
après le vote provisoire du conseil
communal, il est renoncé au se-
cond vote et à la deuxième publi-
cation. Ainsi la durée de la pro-
cédure d’adoption pourra être
raccourcie à quelque six mois. Il
n’en reste pas moins que les pro-
cédures d’adoption des différents
instruments de planification conti-
nuent à être assez lourdes. Con-
scient de ce problème, le Ministre
de l’Intérieur est actuellement en
train d’élaborer un avant-projet de
loi visant notamment la simplifi-
cation administrative des procé-
dures prévues par la loi de 2004.
Ce projet sera soumis sous peu au
Gouvernement en Conseil.

Depuis l’entrée en vigueur de la loi
du 19 juillet 2004 et jusqu’au 31
décembre 2007 le Ministre de
l’Intérieur et de l’Aménagement du
Territoire a approuvé 28 PAG, dont
un seul ayant fait l’objet d’une
refonte complète d’après les dis-
positions de la nouvelle loi, 199
modifications ponctuelles de PAG
ainsi que 662 PAP.

2. Actuellement, le Ministre de l’In-
térieur est saisi de 169 dossiers qui
lui sont soumis pour avis en appli-
cation de l’article 30 de la loi mo-
difiée du 19 juillet 2004 concernant
l’aménagement communal et le
développement urbain. Il n’y a
toutefois que 54 dossiers qui sont
complets et peuvent être avisés.
Ces 54 dossiers prévoient quelque
700 logements.

3. La commission d’aménagement
se réunit en principe deux fois par
semaine pour analyser les PAG et
les modifications des PAG lui
soumis par les communes.

4. Actuellement la Direction de
l’Aménagement communal et du
Développement urbain dispose
d’une équipe de trois agents, dont
un architecte urbaniste, un in-
génieur industriel et un rédacteur
pour assister le Ministre dans la
rédaction des avis au sujet des
PAP lui soumis. Pour l’année
budgétaire en cours, trois agents
supplémentaires de la carrière
supérieure, dont un urbaniste ont
étés attribués à la même Direction.

5. Il y a d’abord lieu de préciser
que l’article 5 de la loi du 19 janvier
2004 concernant la protection de
la nature et des ressources natu-
relles dispose que toute modifi-
cation de la délimitation de la zone
verte découlant d’une délibération
du conseil communal est soumise
à l’approbation du Ministre de l’En-
vironnement qui doit statuer dans
les trois mois suivant la réception
du dossier. La loi prévoit dès lors
d’ores et déjà un délai clair et
précis endéans lequel le Ministre
de l’Environnement doit rendre sa
décision. Il ne s’agit toutefois que
de modifications de la délimitation
de la zone verte découlant d’un
Plan d’Aménagement Général
(PAG). Comme le PAP doit être
conforme aux dispositions du PAG,
il n’est plus nécessaire de le sou-
mettre au Ministre de l’Environ-
nement pour approbation. Le délai
d’approbation de trois mois dont
dispose le Ministre de l’Environ-
nement est à respecter strictement.
Cette obligation a d’ailleurs été
rappelée par le Tribunal adminis-
tratif, dans son jugement du 21
janvier 2008, N°22318 du rôle. Les
juges ont en effet annulé une déci-
sion du Ministre de l’Environ-
nement pour violation de la loi, au
motif que cette décision a été prise
en dehors du délai légal. Il est dès
lors évident, tant de part les dis-
positions légales en vigueur que
d’après la dernière jurisprudence
en date que le Ministre de l’Envi-
ronnement doit respecter les délais
lui impartis par la loi.

Question 2251 (22.1.2008) de
M. Félix Braz (DÉI GRÉNG)
concernant le Conseil National
pour Étrangers (CNE):

Le nouveau mandat du Conseil
National pour Étrangers a connu
un départ quelque peu difficile.
Les délégués étrangers ont été
élus le 3 juillet 2007.

J’aimerais savoir de la part de
Madame la Ministre:

- Comment expliquer que la
nouvelle plénière n’ait pu se réunir
qu’en octobre?

- Quand est-ce que les instances
luxembourgeoises appelées à
siéger au CNE ont été saisies par
votre ministère?

- À quelles dates ont-elles respec-
tivement fait part de leurs nomi-
nations?

- Le Conseil s’est apparemment
réuni en octobre pour se constituer.
Il appert que les nominations
n’aient été effectuées par arrêté
ministériel que le 28 novembre
2007. Il se pose, dès lors, la ques-
tion de la légalité de la réunion
constituante? Ces tergiversations
ne sont-elles pas en opposition
flagrante avec la volonté de renou-
vellement du même organe à
travers le projet de loi 5825 con-
cernant l’accueil et l’intégration
des étrangers au Grand-Duché de
Luxembourg?

Réponse (18.3.2008) de Mme
Marie-Josée Jacobs, Ministre
de la Famille et de l’Intégration:

La réunion constituante du Conseil
National pour Étrangers (CNE)
s’est effectivement tenue le 27
octobre dernier.

Cela n’a rien d’extraordinaire alors
que la réunion constituante pour
les mandats précédents a eu lieu
respectivement le 24 novembre
2004 et celle du mandat après les
élections de 2001, le 13 novembre
2001.

Les instances luxembourgeoises
appelées à siéger au sein du CNE
à savoir le Syvicol, les associations
syndicales et patronales ont été
invitées à désigner leurs membres
par courrier daté au 27 août 2007.

Les lettres de nomination sont parve-
nues au secrétariat à partir du 5 sep-
tembre jusqu’au 25 octobre 2007.

Pour ce qui est des membres du
Comité interministériel, ceux-ci,
après avoir été désignés en interne
lors de la réunion du Comité inter-
ministériel du 12 juillet 2007, ont
été invités à saisir leurs ministères
respectifs aux fins de confirmation
écrite de leur désignation orale. La
dernière réponse date du 26
novembre 2007.

N’ayant pas voulu retarder davan-
tage les débuts des travaux du
Conseil et ayant eu les noms des
représentants respectifs par télé-
phone, la convocation pour la
constituante a été lancée. L’arrêté
ministériel n’était qu’un entéri-
nement des décisions prises pour
lequel cependant le Ministère a
préféré attendre toutes les con-
firmations écrites, la dernière en
date étant celle du 26 novembre
2007.

Toutes les désignations respec-
tives annoncées oralement ont été
bien évidemment confirmées par
écrit par les ministères et orga-
nismes respectifs.

Question 2254 (22.1.2008) de
M. Félix Braz (DÉI GRÉNG)
concernant la transposition de
la directive 2004/38/CE
concernant le droit des
citoyens de l’Union et des
membres de leur famille de
circuler et de séjourner
librement sur le territoire
des États membres:

L’Association de Soutien aux Tra-
vailleurs Immigrés a déposé une
plainte auprès de la Commission
européenne contre le Gouver-
nement luxembourgeois pour
transposition incorrecte et lacu-
naire par le biais du règlement
grand-ducal du 21 décembre 2007
de la directive 2004/38/CE con-
cernant le droit des citoyens de
l’Union et des membres de leur
famille de circuler et de séjourner
librement sur le territoire des États
membres, directive pour laquelle le
Luxembourg avait déjà été con-
damné par la Cour de Justice des
Communautés européennes pour
non-transposition.

- Comment faut-il interpréter
l’article 3 (2) du règlement grand-
ducal du 21 décembre 2007 qui
stipule que «Les demandes des
enfants en dessous de l’âge de dix
ans sont introduites par leur repré-
sentant légal», quid pour les mi-
neurs âgés de 10 à 18 ans?

- La Cour de Justice des Commu-
nautés européennes s’est-elle déjà
prononcée dans le cadre du re-
cours de la Commission euro-
péenne pour non-transposition
dans les délais prescrits? Cette
même Cour ne risque-t-elle pas
d’être saisie une deuxième fois
pour transposition non conforme
de la directive?

- Sachant que pour le Luxembourg
les condamnations pour non-trans-
position de directives européennes
en matière de droits des citoyens,
d’immigration ou de lutte contre les
discriminations sont légion et que
d’autres condamnations en la
matière sont en route, ne serait-il
pas grand temps que le Gouverne-
ment accorde enfin à ces thèmes
l’importance qui leur est due?

Réponse (10.3.2008) de M.
Nicolas Schmit, Ministre dé-

légué aux Affaires étrangères et à
l’Immigration:

1. La plainte à laquelle l’honorable
Député se réfère résulte pour le
moins d’un malentendu si ce n’est
d’une mauvaise interprétation du
règlement grand-ducal du 21
décembre 2007 qui n’a pas eu
pour objet de transposer la direc-
tive 2004/38/CE. Ce règlement a
principalement aboli les cartes de
séjour pour les citoyens européens
conformément à l’engagement
politique que j’avais pris en cette
matière. La transposition intégrale
de la directive en question se fera
par le projet de loi sur la libre circu-
lation et l’immigration qui a été
déposé à la Chambre des Députés
en octobre dernier.

2. La dernière phrase du para-
graphe (2) de l’article 3 du «Règle-
ment grand-ducal modifié du 28
mars 1972 relatif aux conditions
d’entrée et de séjour de certaines
catégories d’étrangers faisant
l’objet de conventions interna-
tionales» veut dire tout simplement
que la présence physique des
enfants en dessous de l’âge de dix
ans n’est pas requise lors de la
déclaration d’enregistrement. Il est
tout aussi clair que la déclaration
d’enregistrement doit être signée
par le représentant légal jusqu’à
l’âge de la majorité de l’enfant.

3. Il est vrai que le Luxembourg a
été condamné pour manquement,
vu la non-transposition des direc-
tives 2003/109/CE, 2003/86/CE et
2004/38/CE. Ces trois directives
vont être intégralement et correc-
tement transposées pour le projet
de loi précité. Une nouvelle saisine
de la Cour par la Commission est
donc très improbable.

4. Il n’est pas exact de prétendre,
comme le fait l’honorable Député,
que «les condamnation pour non-
transposition de directives euro-
péennes en matière de droits des
citoyens, d’immigration ou de lutte
contre les discrimination sont
légions». La seule procédure en
cours devant le Cour de Justice
concernant une directive non trans-
posée dans ce domaine porte sur la
directive 2002/73/CE modifiant la
directive 76/207/CEE relative à la
mise en œuvre du principe de l’éga-
lité de traitement entre hommes et
femmes en ce qui concerne l’accès
à l’emploi, à la formation et à la
promotion professionnelles, et les
conditions de travail. Or, le projet de
loi visant transposition de cette
directive a été déposé le 1er mars
2007 à la Chambre des Députés
par le Ministre concerné.

Question 2256 (22.1.2008) de
M. Romain Schneider (LSAP)
concernant la rénovation de
l’Hôtel Midi à Diekirch:

Au cours de l’année 2004, la ville
de Diekirch avait entrepris des
démarches auprès de plusieurs
ministères afin que le bâtiment de
l’ancien Hôtel Midi sis à Diekirch,
propriété de l’État, soit transformé
en bureaux pour les adminis-
trations de l’État. Un accord fut
trouvé selon lequel l’Administration
de la Gestion de l’Eau et le Com-
missariat de District de Diekirch
seraient installés dans le bâtiment
en question.

Or, à l’heure actuelle, les réno-
vations n’ont toujours pas débuté
et le bâtiment qui se trouve dans
un état de plus en plus délabré ne
donne pas une bonne image à
l’entrée de la ville de Diekirch.

D’après mes informations, l’Admi-
nistration des Bâtiments Publics de
Diekirch a été chargée de réaliser
les plans concernant les travaux
de transformation à effectuer.

Dans ce contexte j’aimerais savoir
de Monsieur le Ministre:

- Quel est l’état d’avancement de
ces planifications?

- Étant donné qu’il y a une pénurie
de bureaux dans la capitale du

district Nord pour les services de
l’État cités ci-dessus, quand est-ce
que le début des travaux du bâti-
ment susmentionné est-il prévu?

- À partir de quelle date lesdits
services peuvent-ils fonctionner
dans le bâtiment rénové?

- Dans le cadre du concept «Nord-
stad», une décentralisation des
services de l’État est prévue. Mon-
sieur le Ministre n’est-il pas d’avis
que la politique volontariste du
Gouvernement dans ce domaine
serait soulignée par la rénovation
de l’Hôtel Midi à Diekirch dans les
délais les plus proches?

Réponse (11.4.2008) de M.
Claude Wiseler, Ministre des
Travaux publics:

Les immeubles 83 et 85 avenue de
la Gare à Diekirch, anciennement
l’Hôtel du Midi, ont été acquis en
début 2000 par l’État et, ce pour
les besoins de l’internat du Lycée
technique hôtelier Alexis Heck.
Étant donné qu’une mise en con-
formité aux normes de la sécurité
dans la Fonction publique était
nécessaire, un projet de remise en
état complète a été entamé début
2002.

En parallèle à ces études, le Mi-
nistère de l’Éducation nationale a
entamé la recherche d’autres lo-
calités pour les besoins en internat
du Lycée technique hôtelier Alexis
Heck, ce qui a mené à l’acquisition
de l’Hôtel Star à Diekirch et l’a-
bandon du projet de remise en état
de l’Hôtel du Midi pour les besoins
du MEN.

Vu le manque de surfaces adminis-
tratives dans la Ville de Diekirch et
le fait que l’Hôtel du Midi n’avait
plus d’affectation, il a été décidé
en 2006 de transformer les im-
meubles pour les besoins de l’Ad-
ministration de la gestion de l’eau
et le Commissariat de District.

Les études de faisabilité de cette
transformation ont pourtant rapi-
dement révélé deux problèmes
majeurs.

L’étude statique de l’immeuble a
fait ressortir que la structure por-
tante en béton du bâtiment est
dans un mauvais état, de sorte que
les poutres, colonnes et dalles
doivent être remplacées lors de la
transformation pour pouvoir ga-
rantir les charges prises en compte
pour un bâtiment administratif. Les
travaux y relatifs sont d’une grande
envergure et leur coût est com-
parable au coût de la partie gros
œuvre d’une nouvelle construction,
y compris la démolition de l’exis-
tant.

D’autre part, le sous-sol du bâ-
timent existant ne peut pas être
pris en considération  dans le pro-
gramme, étant donné qu’il est sus-
ceptible d’être inondé et que la
mise en œuvre d’une étanchéité
serait très problématique, voire
même irréalisable. Ce fait spé-
cifique conditionnerait la mise en
place des fonctions secondaires,
comme les locaux techniques et
les grandes surfaces d’archivages
demandées, dans les pièces
situées à la lumière de jour et
pouvant normalement servir de
bureaux.

Il en résulte qu’une annexe devrait
être construite afin de garantir l’es-
pace nécessaire pour y loger les
deux administrations évoquées
dans la question parlementaire.

L’on doit en conclure que, si la
transformation de l’immeuble est
certes toujours possible, la relation
entre le prix de construction et la
qualité qu’il sera possible d’attein-
dre soulève cependant un grand
nombre d’interrogations.

Au vu de cette situation, les ser-
vices compétents de l’État sont
actuellement à la recherche d’une
solution définitive. Une réunion de
travail y relative est prévue encore
pour le courant du mois d’avril.
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Question 2259 (24.1.2008) de
M. Xavier Bettel (DP) concer-
nant la liaison ferroviaire à
grande vitesse Bruxelles-
Strasbourg via Paris des-
tinée aux députés du Parle-
ment européen et aux fonc-
tionnaires communautaires:

Dans l’édition du 17 janvier 2008,
le journal belge «Le Soir» fait part
de négociations belgo-françaises
en cours au sujet de la mise en
place d’une liaison ferroviaire à
grande vitesse destinée notam-
ment aux députés du Parlement
européen et aux fonctionnaires
communautaires. En effet, cette
liaison raccorderait Bruxelles et
Strasbourg via Paris en trois heures
et demie.

Au vu de ce qui précède, j’aimerais
poser les questions suivantes à
Monsieur le Ministre des Transports:

- Monsieur le Ministre est-il au
courant de ces négociations?

- Monsieur le Ministre ne pense-t-il
pas que pareil projet va à l’en-
contre des intérêts luxembourgeois
en matière de politique de siège
d’institutions européennes à Lux-
embourg?

- L’existence d’une liaison ferro-
viaire confortable ne risque-t-elle
pas d’hypothéquer les chances de
réalisation du projet Eurocap-Rail
prévoyant l’établissement d’une
relation ferroviaire à grande vitesse
entre Bruxelles, Luxembourg et
Strasbourg?

- Les accords signés en la matière
avec les autorités belges et fran-
çaises autorisent-ils nos parte-
naires à mettre en place une liaison
ferroviaire contournant notre pays?

- Quelles sont, dans l’hypothèse
où le Gouvernement luxembour-
geois peut confirmer les dires de la
presse belge, les initiatives prises
en la matière par Monsieur le
Ministre des Transports, par
Monsieur le Ministre des Affaires
étrangères ainsi que par Monsieur
le Premier Ministre?

Réponse (27.2.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre des Trans-
ports:

D’après les articles parus dans la
presse indigène et étrangère, Paris
serait en effet en train de négocier
la mise en place d’une liaison fer-
roviaire à grande vitesse pour per-
mettre aux eurodéputés de faire en
3 heures 30 minutes la navette
entre Bruxelles et Strasbourg. Le
principe aurait été acté et la France
souhaiterait lancer cette liaison à
partir de juillet où elle prend la
présidence tournante de l’Union
européenne. La rame serait af-
frétée par le Parlement européen et
serait a priori réservée aux fonc-
tionnaires européens et aux euro-
députés. Ce train spécial fonc-
tionnerait les premiers et derniers
jours (lundi et jeudi) des semaines
de session plénière du Parlement,
au nombre de douze par an et ne
correspondrait donc pas à une
offre journalière et régulière.

Le projet Eurocap-Rail est un projet
indépendant et complémentaire re-
liant les trois capitales Bruxelles,
Luxembourg et Strasbourg. Bien
que, en attendant la fin des travaux
entre Bruxelles et Luxembourg pré-
vue pour 2013, le temps de par-
cours soit encore perfectible, nous
disposons quand même d’une
cadence horaire en trafic inter-
national (trafic IC) entre Bruxelles
et Luxembourg qui n’est pas négli-
geable. De même nous disposons
de quatre allers-retours journaliers
entre Luxembourg et Strasbourg
sans rupture de charge.

Dès la mise en service de la se-
conde phase du TGV Est-euro-
péen, la desserte entre Luxem-
bourg et Strasbourg sera assurée
par des rames TGV. Le temps de
parcours sera alors de 1 heure et
25 minutes.

Le protocole d’accord relatif au
raccordement du Grand-Duché de

Luxembourg au TGV Est-européen
signé à Rémilly le 28 janvier 2002
et arrêté par la loi du 22 août 2003
traite, comme son nom l’indique, le
raccordement du Grand-Duché de
Luxembourg à Paris et Strasbourg.
Il n’y est pas sujet du raccorde-
ment ferroviaire entre Bruxelles et
Paris, voire entre Bruxelles et
Strasbourg via Paris. Ce sujet
relève plutôt de la compétence du
consortium franco-belgo-allemand
«Thalys».

Question 2260 (24.1.2008) de
M. Claude Meisch (DP) con-
cernant l’exercice militaire dit
«Oesling 84»:

En réponse à ma question parle-
mentaire du 7 janvier 2008 portant
sur une éventuelle participation de
la BMG (Brigade Mobile de la
Gendarmerie) à une manœuvre de
l’OTAN intitulée «Oesling 84»
Messieurs les Ministres de la
Justice et de la Défense ont
répondu comme suit: «Nos ser-
vices n’ont pas trouvé de traces
d’une participation de la BMG
(Brigade Mobile de la Gendar-
merie) à cet exercice.» (cf. compte
rendu N°8/2007-2008)

Vu le manque de clarté de cette
réponse, je souhaiterais poser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre de la Justice:

- Monsieur le Ministre pourrait-il
m’informer si les anciens membres
de la BMG ainsi que leur com-
mandant en chef ont été interrogés
à ce sujet?

- Dans l’affirmative, Monsieur le
Ministre pourrait-il m’informer sur
les déclarations faites par les
concernés?

- Dans la négative, Monsieur le
Ministre pourrait-il m’informer sur
les motifs qui l’ont amené à né-
gliger cette mesure?

Réponse (28.2.2008) de M. Luc
Frieden, Ministre de la Justice:

L’exercice militaire «Oesling 84» a
eu lieu du 24 avril 1984 au 15 mai
1984.

Tant le commandant de la BMG de
l’époque que les anciens membres
de cette unité ont déclaré ne pas
avoir participé à cet exercice.

Question 2264 (29.1.2008) de
M. Marcel Oberweis (CSV)
concernant la création de la
Société «Exchange» entre B
Cargo (SNCB) et Railion
(DB):

Selon mes informations, B Cargo
(SNCB) et Railion (DB) travaillent
sur la création d’une société de
production commune dénommée
«Exchange». L’objectif poursuivi
est l’amélioration de la fiabilité et de
la productivité de l’itinéraire fret re-
liant la Ruhr avec le port d’Anvers.
Il semblerait que cette nouvelle so-
ciété desservira aussi la Suisse et
l’Italie. Cette nouvelle société de-
vrait voir le jour au début 2008.

Dans ce contexte j’aurais aimé
avoir les précisions suivantes de
Monsieur le Ministre des Trans-
ports: 

- Est-ce que le Ministère est au
courant de la création de cette
nouvelle société de fret européen?

- Dans l’affirmative, ne doit-on pas
craindre que cette opération affec-
tera les activités de CFL Cargo?

Réponse (4.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre des Trans-
ports:

CFL Cargo a été informée par B
Cargo il y a déjà quelques mois sur
ce projet.

Exchange est une société de pro-
duction commune entre B Cargo et
Railion sur le corridor Anvers-Ruhr,
qui assurera la traction entre les
ports belges et la Ruhr.

La création de cette société repose
sur les mêmes hypothèses que
celles appliquées pour Sibelit, so-
ciété de traction commune de la
SNCB, SNCF, CFF et CFL sur le
corridor Anvers-Bâle, à savoir de
partager et d’optimiser les res-
sources de production (locomo-
tives, sillons et conducteurs) entre
les différents partenaires, ceci
dans le but d’augmenter la compé-
titivité de l’offre ferroviaire par rap-
port au camion sur l’axe en ques-
tion. Exchange prévoit d’exploiter
un des corridors principaux de la
Belgique vers l’Allemagne, à haute
densité de trafic, corridor qui était
exploité depuis toujours par Railion
et B Cargo. Il s’avère important
pour ces deux sociétés d’optimiser
leurs moyens afin de savoir maîtri-
ser les augmentations substan-
tielles de trafics. L’impact sur CFL
Cargo est quasi nul, le corridor en
question n’étant pas utilisé par CFL
Cargo à l’heure actuelle.

En ce qui concerne l’exploitation
du corridor allemand Ruhr-Italie
par B Cargo, il faut savoir que ces
trafics ne font pas partie du projet
Exchange. On ne devrait donc pas
s’attendre à des répercussions ma-
jeures. B Cargo utilise depuis tou-
jours les deux rives du Rhin pour
ses trafics vers l’Italie. Avant la
création de Sibelit, la majeure
partie des trafics de la B Cargo,
environ 2/3 des trafics belges vers
l’Italie et la Suisse, utilisaient la rive
allemande. Ceci était surtout dû à
la meilleure qualité et fiabilité des
prestations de la Railion, bien que
ce trajet soit environ 160 km plus
long que celui par la rive française.
Depuis la création de Sibelit, qui a
contribué à une amélioration
importante de la qualité de
traction, les trafics se répartissent
moitié-moitié entre la rive gauche
et la rive droite du Rhin. Les trafics
de CFL Cargo vers l’Italie ne sont
pas concernés, étant donné qu’à
partir du Luxembourg et de la
Lorraine l’acheminement via la rive
française offre la meilleure relation
qualité/coût.

Question 2267 (30.1.2008) de
M. Marcel Oberweis (CSV)
concernant les diplômes de
«bachelor» et de «master»:

Le Processus de Bologne vise à
créer un espace européen de l’en-
seignement supérieur d’ici 2010.
Ce processus de réformes est
inhabituel en ce sens qu’il est peu
structuré et qu’il est dirigé par les
46 pays qui y participent en coo-
pération avec un nombre d’organi-
sations internationales, dont le
Conseil de l’Europe.

Il vise à mettre en place une struc-
ture d’enseignement à travers trois
objectifs principaux: l’introduction
d’un diplôme de premier cycle
appelé «bachelor» et d’un diplôme
de second cycle appelé «master»
dans tous les pays - avec un pre-
mier cycle d’une durée minimale
de trois ans, l’introduction d’un
système de transfert des crédits
(ECTS) et enfin l’élimination des
derniers obstacles à la mobilité
des étudiants et des professeurs.

Depuis sa création en 2003, l’Uni-
versité du Luxembourg s’est
prononcée pour l’introduction du
processus de Bologne et une liste
de «bachelor» et de «master» du
type académique et du type
professionnel est proposée dans
les trois facultés.

Cependant on peut noter que
d’autres «bachelor» et «master»
sont proposés. Ainsi, la Chambre
des Employés privés du Luxem-
bourg et l’Open University d’Angle-
terre  viennent de signer une con-
vention de coopération en vue d’of-
frir un «bachelor» et un «master»
dans les domaines du manage-
ment et des nouvelles techno-
logies.

Dans ce contexte j’aimerais poser
la question suivante à Monsieur le
Ministre de la Culture, de l’Ensei-

gnement supérieur et de la Re-
cherche:

- Existe-t-il encore d’autres insti-
tutions qui offrent un enseignement
supérieur de type «bachelor» et
«master» au Luxembourg et com-
ment ces diplômes sont-ils homo-
logués dans le cadre du processus
de Bologne?

Réponse commune (10.3.2008)
de M. François Biltgen, Mi-
nistre de la Culture, de l’Enseigne-
ment supérieur et de la Recherche
et de Mme Octavie Modert,
Secrétaire d’État à la Culture, à
l’Enseignement supérieur et à la
Recherche:

Les formations visées par la ques-
tion parlementaire sont de deux
types: soit il s’agit d’un diplôme
d’un établissement d’enseigne-
ment supérieur délivré dans le
cadre d’une coopération avec un
organisme privé, soit il s’agit d’une
implantation d’un établissement
étranger sur le territoire du Grand-
Duché de Luxembourg. Ces deux
types de formations font partie de
l’enseignement transfrontalier tel
que défini dans les «lignes direc-
trices OCDE UNESCO pour des
prestations de qualité dans l’en-
seignement supérieur transfron-
talier».

À l’heure actuelle, les services du
Ministère sont en train de préparer
un projet de loi visant l’accrédi-
tation de diplômes délivrés par des
instituions étrangères, et ce en
conformité avec les lignes direc-
trices mentionnées ci-dessus.

Dans la mesure où il s’agit de
diplômes étrangers, l’homologation
se fait selon le dispositif législatif
en vigueur dans le pays émetteur
du diplôme.

Question 2268 (30.1.2008) de
M. Henri Kox (DÉI GRÉNG)
concernant la structure de l’A-
gence de l’Énergie après une
éventuelle fusion Cegedel/
Soteg/Saar Ferngas:

Les trois firmes susmentionnées du
secteur de l’énergie ont récem-
ment annoncé une éventuelle 
fusion. Vu que cette démarche a
été accueillie avec enthousiasme
par différents acteurs au Luxem-
bourg, il semble que rien ne
s’oppose à une telle fusion. Or, la
Cegedel S.A. est actionnaire à 40%
dans l’Agence de l’Énergie, pour
laquelle est revendiquée depuis
des années une plus grande in-
dépendance vis-à-vis des acteurs
commerciales pour assurer la
fonction de structure nationale d’in-
formation et de coordination dans
le domaine de l’énergie.

Dans ce contexte j’aimerais poser,
conformément à notre règlement
interne, la question suivante à
Monsieur Jeannot Krecké, Ministre
de l’Économie:

- Est-ce que votre Ministère
n’estime pas qu’il serait utile de
saisir cette opportunité afin de
procéder à la «réorientation et
restructuration de l’Agence de
l’Énergie dans le sens d’une plus
grande indépendance du secteur
électrique» comme mentionnée
dans le programme gouverne-
mental actuel?

Réponse (19.3.2008) de M.
Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce ex-
térieur:

Le Ministère de l’Économie et du
Commerce extérieur et le Ministère
de l’Environnement sont actuel-
lement en train de concevoir une
réorientation et une restructuration
de l’Agence de l’Énergie.

Dans ce contexte la question de la
composition de l’actionnariat de
l’Agence de l’Énergie ainsi que
d’éventuels changements futurs au
niveau des entreprises action-
naires, sera également analysée.

Question 2269 (30.1.2008) de
MM. Camille Gira et Henri
Kox (DÉI GRÉNG) concernant la
récente action de publicité
de l’Agence de l’Énergie et
du Syvicol en relation avec
des services dans le do-
maine de l’énergie:

Les communes luxembourgeoises
ont récemment été contactées par
le Syvicol et l’Agence de l’Énergie
à propos de différents services que
cette agence aimerait offrir aux
administrations communales. Or,
cette agence est organisée suivant
les modalités d’une société ano-
nyme privée.

Vu qu’il y a plusieurs acteurs privés
sur le marché qui offrent également
des services de conseil en énergie
et étant donné que la lettre publi-
citaire susmentionnée aux com-
munes donne l’impression de pou-
voir adjuger par marché de gré a
gré, nous aimerions poser, con-
formément à notre règlement in-
terne, les questions suivantes à
Monsieur Jean-Marie Halsdorf,
Ministre de l’Intérieur et de l’Amé-
nagement du Territoire:

- Est-ce que l’Agence de l’Énergie
est exempt des procédures re-
latives aux marchés publics?

- Si oui, pourquoi? Si non, suivant
quelles procédures les communes
devront adjuger les services de
conseil en énergie?

- Est-ce que la façon de procéder
du Syvicol en tant que syndicat
intercommunal - le traitement pré-
férentiel d’un acteur privé - ne
devrait par susciter une réaction
de votre Ministère afin de parer à
une distorsion du marché?

Réponse (10.3.2008) de M.
Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire:

La question parlementaire con-
cerne une récente circulaire d’in-
formation adressée aux communes
par le Syvicol en collaboration
avec l’Agence de l’Énergie dans le
domaine de services de conseil en
énergie.

L’Agence de l’Énergie est une so-
ciété anonyme qui a été créée en
1991 à l’initiative du Gouvernement
pour promouvoir les économies
d’énergie et l’utilisation rationnelle
des énergies renouvelables. Les
partenaires sont depuis la création
de l’agence notamment le Minis-
tère de l’Économie et du Com-
merce extérieur ainsi que le Minis-
tère de l’Environnement. La parti-
cipation de l’État au capital de la
société s’élève à 50%. Il est à noter
que l’Agence de l’Énergie propose
aux communes qui souhaitent
recourir aux énergies renou-
velables une série de prestations
de services, notamment des in-
formations sur les possibilités tech-
niques, des informations sur les
subventions possibles ainsi que le
soutien de campagnes commu-
nales visant à promouvoir l’utili-
sation efficace de l’énergie et le
recours aux énergies renouve-
lables.

Les trois questions posées par les
honorables Députés soulèvent de
ma part les considérations et ob-
servations suivantes:

1. La formulation de la première
question au sujet concernant
l’exemption de l’Agence de l’Éner-
gie des procédures relatives aux
marchés publics me semble am-
biguë puisqu’elle permet deux in-
terprétations différentes.

a) S’agit-il de savoir si l’Agence de
l’Énergie entre dans le champ
d’application de la directive «sec-
teur exclu» pour autant qu’elle
exerce une des activités dans le
secteur de l’énergie? Dans ce cas
il y a lieu de noter que les droits
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spéciaux ou exclusifs résultent
d’une autorisation octroyée par une
autorité compétente au moyen de
toute disposition législative ou ré-
glementaire, prérogative qui ne
rentre toutefois pas dans le cadre
des attributions du Ministère de
l’Intérieur et de l’Aménagement du
Territoire.

b) Ou bien, s’agit-il du cas de
figure d’une commune qui se pro-
pose de faire appel à la collabo-
ration de l’Agence de l’Énergie
dans le domaine de l’utilisation
rationnelle de l’énergie et des ser-
vices d’énergies renouvelables?
Dans cette hypothèse, le contrat à
conclure constitue un marché de
services qui est soumis à l’appli-
cation de la législation relative aux
marchés publics.

2. En partant de l’hypothèse visée
sous 1. b), la procédure à suivre
par les communes pour la mise en
adjudication des services de con-
seil en énergie est en principe celle
de la soumission publique, de
sorte qu’une mise en concurrence
effective aura lieu tel que prévu par
l’article 6 de la loi du 30 juin 2003
sur les marchés publics. Par déro-
gation à ce principe, les com-
munes pourraient, le cas échéant,
et pour des raisons dûment mo-
tivées, avoir recours en l’espèce,
soit à une soumission restreinte
sans publication d’avis, soit à un
marché négocié ceci sur base d’un
des cas d’exception prévus à l’ar-
ticle 8 de la loi précitée du 30 juin
2003 sur les marchés publics. De
même, dans le cas d’un marché
d’une certaine envergure, la pos-
sibilité de passer un marché par la
procédure négociée sans publica-
tion d’avis sur base de l’article 47
de la loi précitée du 30 juin 2003
est ouverte, lorsque le marché à
conclure atteint le seuil de la publi-
cité européenne.

3. D’après les renseignements pris
auprès du Syvicol, le syndicat a été
contacté en l’occurrence par
l’Agence d’Énergie à propos de
différents services que cette
agence aimerait offrir aux adminis-
trations communales, ceci dans le
cadre d’une action de collabo-
ration avec le Syvicol. Les autorités
syndicales ont agi avec circons-
pection. Elles ont acquiescé à la
demande de collaboration parce
qu’elles ont estimé que l’Agence
de l’Énergie n’est pas à mettre à
pied d’égalité avec une société
anonyme ordinaire, mais qu’elle
jouit d’une situation spéciale, créée
par la volonté du Gouvernement
dans l’intérêt général.

Finalement, il appartient en tout
état de cause aux communes inté-
ressées à des services de conseil
en énergie de procéder d’après les
procédures prévues par la législa-
tion sur les marchés publics et de
solliciter encore d’autres offres
avant de faire leur choix.

Question 2270 (30.1.2008) de
M. Claude Meisch (DP) con-
cernant l’éventuelle fusion de
la Chambre des Métiers et
de la Chambre de Com-
merce:

À l’issue de la dernière réunion de
la Commission des Finances et du
Budget, Monsieur le Ministre avait
propagé l’idée d’une éventuelle
fusion de la Chambre des Métiers
et de la Chambre de Commerce.

Partant, je souhaiterais poser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre de l‘Économie et du Com-
merce extérieur:

- Les propos de Monsieur le
Ministre reflètent-ils la position du
Gouvernement en la matière?

- Monsieur le Ministre peut-il m’in-
former sur les motivations d’une
telle fusion?

- Monsieur le Ministre peut-il me
dire si des consultations avec les
milieux concernés sur ce sujet ont
déjà eu lieu? Dans l’affirmative,
quelles sont les conclusions de
ces discussions?

- Monsieur le Ministre envisage-t-il
d’effectuer, le cas échéant, paral-
lèlement des changements au
niveau des ressorts ministériels,
notamment en ce qui concerne
une éventuelle intégration du
département des Classes mo-
yennes au sein du Ministère de
l’Économie? Un tel changement a-
t-il déjà été discuté au sein du
Gouvernement?

Réponse (11.3.2008) de M.
Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce ex-
térieur:

Il ressort clairement du procès-
verbal de la réunion du 25 janvier
2008 de la Commission des Fi-
nances et du Budget que mes
propos ont été provoqués par une
suggestion sous forme de question
de la part du président de la com-
mission. Ma réponse ne reflète pas
la position du Gouvernement. Une
telle fusion n’est ni prévue dans
l’accord de coalition, ni sujette à
discussion au sein du Conseil de
Gouvernement.

Il s’agit en l’occurrence de mon
opinion personnelle vu que je suis
convaincu qu’une chambre profes-
sionnelle unique ainsi qu’un seul
ministère regroupant aussi bien le
ressort de l’économie que celui
des classes moyennes pourrait
générer des synergies importantes
et améliorer le fonctionnement
général de ces institutions. En
outre, une telle fusion des compé-
tences pourrait être vue comme un
pas décisif vers la simplification
administrative.

Question 2271 (31.1.2008) de
M. Claude Meisch (DP) concer-
nant l’affaire «Bommeleeër» -
Avis du Federal Bureau of
Investigation (FBI):

Lors de l’échange de vues avec la
Commission juridique de la Cham-
bre des Députés le 5 décembre
2007, Monsieur le Procureur d’État,
Robert Biever, a fait savoir qu’une
pièce importante, en l’occurrence
l’avis du FBI (Federal Bureau of
Investigation), aurait pris plus de
dix ans à être versée au dossier
judiciaire à partir du moment où
elle a été remise aux enquêteurs.
Monsieur le Procureur précise que
le rapport établit par le FBI amé-
ricain n’ait été versé qu’en 2002
dans le dossier judiciaire. Sous
toutes réserves, Monsieur le Pro-
cureur estime que l’initiative de ce
rapport a été prise par le directeur
de la Gendarmerie, quelques
années après la fin de la série des
attentats à la bombe. Ledit rapport
conclut qu’il doit s’agir de per-
sonnes proches du milieu policier,
voire du corps policier même, qui
sont à l’origine des attentats à la
bombe.

Au vue de ce qui précède, je sou-
haiterais poser les questions
suivantes à Monsieur le Ministre de
la Justice:

- Deux mois se sont écoulés
depuis les explications de
Monsieur le Procureur à la com-
mission parlementaire. Est-ce que
Monsieur le Ministre pourrait m’in-
former si dès lors des enquêtes ont
eu lieu afin de clarifier, si le travail
de la justice a été entravé dans ce
cas précis?

- Dans l’affirmative, Monsieur le
Ministre pourrait-il m’informer sur
les résultats de l’enquête?

- Dans la négative, Monsieur le
Ministre pourrait-il m’informer pour-
quoi ces mesures n’ont pas encore
étaient prises?

Réponse (27.2.2008) de M. Luc
Frieden, Ministre de la Justice:

D’après les éléments que nous
avons pu retracer, le rapport cité

fut élaboré en 1986 à la demande
du service de renseignement
luxembourgeois par une équipe du
service américain en collaboration
avec la gendarmerie. À cette fin,
des spécialistes américains ont
séjourné au Luxembourg du 14 au
18 avril 1986.

D’après nos recherches, ce
rapport qui dresse un portrait psy-
chologique assez général du
poseur de bombes fut adressé au
responsable de la sûreté, au ser-
vice de renseignement, ainsi
qu’aux Ministres d’État, de la Force
publique et de la Justice de
l’époque. Son contenu était connu
des enquêteurs. Il n’a pas pu être
établi au cours de nos vérifications
plus de 20 ans après la rédaction
de ce rapport pour quelle raison il
ne fut pas formellement versé au
dossier judiciaire en 1986.

Dans un souci de transparence et
afin de permettre au Parlement de
se faire une opinion sur le contenu
dudit rapport, une copie de ce
rapport sera communiquée à la
commission parlementaire de con-
trôle du service de renseignement.

Question 2272 (31.1.2008) de
Mme Claudia Dall’Agnol
(LSAP) concernant l’assistance
parentale:

Me référant à des récents articles
parus dans la presse écrite luxem-
bourgeoise, il me paraît que la
mise en œuvre de la loi du 30
novembre 2007 portant réglemen-
tation de l’activité d’assistance pa-
rentale a entraîné un fort mécon-
tentement auprès des services
d’encadrement associatifs tels que
le «Service Dageselteren» ou «Fir
ons Kanner» et surtout auprès des
parents en difficultés financières.

Apparemment, le Ministère de la
Famille et de l’Intégration a annulé
les subsides de ces associations
conventionnées - non prévu dans
la loi en question -, ce qui a comme
conséquence qu’elles sont dé-
sormais difficilement en mesure
d’assurer l’intermédiation entre les
assistants parentaux et les parents
et la formation des assistants
parentaux.

- Est-ce que Madame la Ministre
peut confirmer cet état des choses
et, dans l’affirmative, me ren-
seigner sur les raisons qui sont à
l’origine de cette démarche?

Par ailleurs, la nouvelle tarification
pour les prestations des assistants
parentaux n’est plus calculée en
fonction de la composition du mé-
nage et de la situation financière
des parents, mais se base sur un
accord entre les assistants pa-
rentaux et les parents. Les prix qui
en résultent risquent d’exclure les
familles à faible revenu de ce
mode de garde.

- Est-ce que Madame la Ministre a
connaissance de telles situations
et quels sont les remèdes possi-
bles pour ces parents?

- Madame la Ministre n’est-elle pas
d’avis que les parents à faible
revenu devraient bénéficier d’un
appui financier afin que la garde
de leurs enfants puisse également
être assurée par des assistants
parentaux?

Réponse (26.3.2008) de Mme
Marie-Josée Jacobs, Ministre
de la Famille et de l’Intégration:

La loi du 30 novembre 2007 por-
tant réglementation de l’activité
d’assistance parentale définit,
dans son article 1er, les missions
d’assistance parentale et précise
que la prestation est exercée «à
titre indépendant ou à titre salarié
dans le cadre d’un contrat de
louage de service passé avec une
personne physique ou une per-
sonne morale de droit public ou
privé».

La question du statut tel qu’il est
arrêté par la loi a été débattue au
niveau de toutes les instances
impliquées: Conseil de Gouver-

nement, Chambre des Députés,
Commission de la Famille, de
l’Égalité des chances et de la Jeu-
nesse (notamment lors de sa
réunion du 16 juillet 2007) et du
Conseil d’État.

D’après les dispositions de la loi, le
Ministère de la Famille et de l’Inté-
gration ne serait autorisé à promou-
voir des formes de conventionne-
ment qui conféreraient aux assis-
tants parentaux bénéficiaires du
système un statut professionnel am-
bivalent des points de vue de leur
rémunération, de leur affiliation so-
ciale et de leur responsabilité pro-
fessionnelle. Par conséquent, le Mi-
nistère de la Famille et de l’Inté-
gration a demandé aux services de
placement familial conventionnés
d’arrêter, dans le cadre de leur mis-
sion d’encadrement au bénéfice
des familles d’accueil, d’admettre
des assistants parentaux.

Par contre, il a donné son accord à
ce que les assistants parentaux
bénéficiant des prestations offertes
dans le cadre du placement fa-
milial au moment de l’entrée en
vigueur de la loi du 30 novembre
2007 continuent à le faire pour les
enfants qu’ils accueillaient à ce
moment.

Consciente de ce que la loi impose
aux assistant(e)s parentaux(ales)
des responsabilités pédago-
giques, sociales et administratives
considérables, la Ministre de la
Famille et de l’Intégration a pris
l’initiative d’instituer une «Agence
Dageselteren» qui sera gérée par
l’a.s.b.l. «Fir Ons Kanner», avec le
concours de la Croix-Rouge luxem-
bourgeoise et de l’a.s.b.l. «Action
Familiale et Populaire».

L’agence a les missions suivantes:

- constituer un intermédiaire entre
les familles souhaitant faire ac-
cueillir leur enfant dans un foyer et
les assistants parentaux agréés
ayant des disponibilités d’accueil;

- participer aux initiatives de for-
mation, de formation continue et de
supervision prévues par loi du 30
novembre 2007 portant régle-
mentation de l’activité d’assistance
parentale;

- proposer un encadrement péda-
gogique et une consultation psy-
chosociale aux assistants paren-
taux;

- offrir une assistance adminis-
trative aux assistants parentaux
pour les aider à se conformer aux
exigences requises en vue de l’ob-
tention de l’agrément;

- continuer les initiatives d’enca-
drement prises avant l’entrée en
vigueur de la loi du 30 novembre
2007.

Les services du Ministère de la
Famille et de l’Intégration déve-
loppent de nombreuses initiatives
pour que les enfants dont les
parents disposent de revenus plus
modestes et, surtout, les enfants
originaires de familles menacées
d’exclusion sociale aient un accès
privilégié à des prestations
d’accueil, d’animation, d’assis-
tance et d’appui. Un des principes
directeurs des mesures prises par
le Gouvernement et par le Minis-
tère en particulier consiste à mo-
duler la participation financière des
parents à des services socio-édu-
catifs en fonction du revenu, de la
composition de la famille et des
charges auxquelles elle doit faire
face.

Cette préoccupation a motivé le
Ministère de la Famille et de l’Inté-
gration à proposer deux initiatives
aux administrations communales
au financement desquelles ses
services vont contribuer dans une
large mesure: des aides finan-
cières à accorder par les offices
sociaux des communes aux pa-
rents à faible revenu qui sont obli-
gés de recourir aux prestations
d’assistants parentaux, l’enga-
gement par les maisons relais pour
enfants d’assistants parentaux qui
assurent des tâches hebdo-
madaires partielles au sein des
maisons relais en dehors des
heures d’ouverture.

Question 2273 (31.1.2008) de
M. Eugène Berger (DP) con-
cernant l’implantation d’une
clinique de l’environnement:

«Dans le rapport d’activité 2003 du
Ministère de la Santé on peut lire
que «le service de la Médecine de
l’Environnement participe à la mise
en route d’une clinique environ-
nementale dans la commune
d’Esch/Alzette. Dans ce cadre (ce)
service a procédé en 2003 à l’ana-
lyse comparative de plusieurs sites
potentiels au niveau de contami-
nations chimiques, mycologiques
ou électromagnétiques dans le but
d’étudier le terrain le plus favorable
à l’implantation de la future clinique
de l’environnement.»

Sur le site Internet du Centre Hos-
pitalier Emile Mayrisch, la clinique
de l’environnement au Galgebierg
est mentionnée comme projet
externe.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Mes-
sieurs les Ministres:

- Où en sont les projets quant à
l’implantation d’une clinique de
l’environnement?

- Le site du Galgebierg a-t-il été
définitivement retenu pour l’implan-
tation de cette clinique?

- Dans la négative, quels autres
sites sont envisagés?

- Quel est le calendrier prévi-
sionnel du début des travaux de
construction?

- Quelles sont les raisons pouvant
expliquer la temporisation quant au
commencement des travaux de
construction de cet établissement
dont on discute depuis plus de
cinq ans maintenant?

Réponse (6.3.2008) de M. Mars
Di Bartolomeo, Ministre de la
Santé et de la Sécurité sociale:

Aux termes du plan hospitalier ac-
tuellement en vigueur «un service
national de médecine de l’environ-
nement peut être créé».

C’est déjà en mai 2005 que le
Conseil de Gouvernement s’est dé-
claré d’accord, sur proposition du
soussigné, avec la mise en place
d’un tel service, à intégrer dans les
structures du Centre Hospitalier
Emile Mayrisch (CHEM).

À l’époque le Conseil de Gouver-
nement avait chargé le maître d’ou-
vrage, c’est-à-dire le CHEM, de
poursuivre les études en relation
avec ce projet. D’après mes infor-
mations les dirigeants du CHEM
entendent revenir à ce projet après
s’être documenté sur place sur des
cliniques de l’environnement fonc-
tionnant à l’étranger.

Le site du Galgebierg est toujours
en discussion pour accueillir une
structure d’hébergement légère.

Question 2274 (31.1.2008) de
M. Paul-Henri Meyers (CSV)
concernant les mesures contre
les inondations à la Maulus-
mühle:

À la suite d’inondations succes-
sives ayant causé des dégâts im-
portants aux logements situés à la
Maulusmühle à proximité de la
rivière «Woltz», il a été envisagé de
prendre des mesures pour amé-
liorer l’écoulement rapide des eaux
de la rivière. L’une de ces mesures
devait être la construction d’un
nouveau pont sur la route allant
vers Clervaux.

- Je voudrais demander à Mon-
sieur le Ministre des Travaux
publics, si les études et travaux
préparatoires pour cette nouvelle
construction peuvent être terminés
prochainement. Est-ce que les
services compétents de l’État envi-
sagent toujours de réaliser cette
nouvelle construction?
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dance observée aux échéances
intermédiaires, à savoir que des
plus-values de recettes ont été réa-
lisées dans plusieurs catégories
d’impôts.

Pour plusieurs catégories d’impôts,
les recettes perçues au cours de
l’exercice 2007 sont également
plus élevées que le budget voté
pour l’exercice 2008.

Or, ceci n’implique pas nécessai-
rement qu’il convient de réviser à la
hausse les prévisions de recettes
fiscales pour l’exercice 2008.

En effet, en raison d’éléments tant
structurels (adaptation à l’inflation
du barème de l’impôt sur le revenu
des personnes physiques, introduc-
tion d’un bonus pour enfants) que
conjoncturels (ralentissement de la
croissance économique suite no-
tamment à la crise des «subprime
mortgages» aux États-Unis), les in-
férences pour l’exercice 2008 ba-
sées sur les résultats de l’exercice
2007 n’ont qu’une validité limitée.

Par ailleurs, les évolutions conjonc-
turelles récentes confirment que la
prudence dans l’estimation des re-
cettes publiques dont a fait preuve
le Gouvernement lors de l’élabo-
ration du budget pour l’exercice
2008 fut entièrement de mise.

Question 2279 (1.2.2008) de M.
Alex Bodry (LSAP) concernant
les subventions de l’État pour
des projets énergétiques du-
rables:

Un règlement grand-ducal du 21
décembre 2007 institue un nou-
veau régime d’aides pour les per-
sonnes physiques en ce qui con-
cerne la promotion de l’utilisation
rationnelle de l’énergie et la mise
en valeur des énergies renouve-
lables.

Les investissements réalisés par
des personnes morales de droit
privé sont exclus du champ d’ap-
plication du régime d’aide.

- J’aimerais savoir de la part du
Gouvernement de quelle façon les
projets d’économie d’énergie ou
de mise en valeur des sources
d’énergie renouvelables émanant
d’associations sans but lucratif
sont soutenus financièrement par
l’État.

- Le Ministre ne partage-t-il pas le
point de vue du soussigné que le
principe de l’égalité des citoyens
devant la loi conduit à subven-
tionner des projets énergétiques
durables quel que soit le porteur
de l’investissement?

- N’y a-t-il pas lieu d’éviter toute
discrimination entre un groupe-
ment de personnes physiques (qui
peut être bénéficiaire d’une aide
fixée par le règlement) et une asso-
ciation dotée de la personnalité
juridique qui semble exclue de ce
régime d’aides?

Réponse (10.3.2008) de M.
Claude Wiseler, Ministre des
Travaux publics:

En réponse à la question parle-
mentaire de l’honorable Député
Monsieur Paul-Henri Meyers, il y a
lieu de préciser que suite à une ré-
union de concertation sur place
entre les diverses parties con-
cernées, il a été convenu d’un
commun accord de maintenir la
structure du pont existant et de le
doubler par un nouvel ouvrage
d’une ouverture de l’ordre de 12,0
m pour augmenter le tirant d’eau.

À cet effet, le dossier de soumis-
sion qui a été élaboré en étroite
collaboration avec les services de
l’Administration de la Gestion de
l’Eau a été modifié en consé-
quence et les travaux pourront être
mis en adjudication par voie de
soumission publique début mars
de l’année en cours.

Question 2275 (31.1.2008) de
M. Marco Schank (CSV) con-
cernant les études de musique
aux Pays-Bas:

Les Pays-Bas sont depuis long-
temps reconnus pour la grande
qualité de leur enseignement et
figurent, notamment, comme pion-
niers dans le domaine de la
musique ancienne. Placés sous la
tutelle du ministère de la Culture,
les onze conservatoires supérieurs
sont rattachés à des universités
d’enseignement professionnel. Ils
accueillent 6.000 étudiants en-
viron, dont plusieurs Luxembour-
geois.

Or, selon mes informations, les étu-
diants luxembourgeois peuvent
rencontrer des problèmes lors de
leur immatriculation aux conserva-
toires néerlandais, notamment en
ce qui concerne leur domicile. Il
semble qu’en tant que Luxem-
bourgeois il faut avoir un domicile
soit aux Pays-Bas, soit en Alle-
magne ou en Belgique afin de pou-
voir faire ses études auprès d’un
des conservatoires susmen-
tionnés.

Au vu de ce qui précède, je vou-
drais poser les questions suivantes
à Monsieur le Ministre de la Cul-
ture, de l’Enseignement supérieur
et de la Recherche:

- Le Gouvernement peut-il confir-
mer cet état des choses?

- Dans l’affirmative, quelles sont les
raisons pour lesquelles les étu-
diants luxembourgeois ne sont pas
traités de la même manière que
par exemple les Belges ou les Alle-
mands?

- Le Gouvernement n’estime-t-il
pas que cette condition d’inscrip-
tion est contraire à la législation eu-
ropéenne?

- Le Gouvernement entend-il in-
tervenir afin de remédier à cette si-
tuation?

Réponse commune (21.3.2008)
de M. François Biltgen, Mi-
nistre de la Culture, de l’Enseigne-
ment supérieur et de la Recherche
et de Mme Octavie Modert,
Secrétaire d’État à la Culture, à
l’Enseignement supérieur et à la
Recherche:

Nous avons l’honneur d’apporter la
réponse suivante à la question par-
lementaire de Monsieur le Député
Marco Schank et relative à l’ins-
cription des étudiants luxembour-
geois dans les conservatoires de
musique aux Pays-Bas:

En date du 31 octobre 2006, le Par-
lement néerlandais a approuvé une
loi modifiant la loi sur l’ensei-
gnement supérieur et la recherche
scientifique, loi qui est entrée en
vigueur avec effet rétroactif au 18
août 2006. Cette loi a notamment
modifié le système de financement
de l’enseignement supérieur; ainsi,
le calcul de la contribution de l’État
néerlandais au financement des
établissements d’enseignement
supérieur se fait sur base du

nombre d’étudiants inscrits, à con-
dition que ces étudiants résident,
soit aux Pays-Bas, soit en Bel-
gique, soit dans un des Länder
limitrophes allemands suivants:
Rhénanie-du-Nord-Westphalie,
Basse-Saxe et Brême.

Les conservatoires de musique
tombent sous le champ d’appli-
cation de la loi précitée, de sorte
que, pour des raisons budgétaires,
ils peuvent refuser d’inscrire des
étudiants qui n’ont pas de domicile
dans l’une des régions énumérées,
ces étudiants n’étant pas pris en
compte lors du calcul de la sub-
vention financière versée par l’État
à l’établissement d’enseignement.
Il y a lieu de préciser que l’accep-
tation et le refus d’inscription des
étudiants non résidents dans ces
régions dépendent uniquement
des décisions prises individuelle-
ment par chaque conservatoire.
Selon nos informations, des mem-
bres de la Musique militaire qui se
déplacent régulièrement au Con-
servatoire de Maastricht pour y
suivre des cours et qui ne résident
pas sur place seraient touchés par
un refus d’inscription.

Pour ce qui est des étudiants luxem-
bourgeois inscrits dans des établis-
sements d’enseignement supérieur
autres que les conservatoires de
musique, aucun cas de refus d’ins-
cription sur base de la loi précitée
ne nous a été signalé à ce jour.

Nous allons évoquer cette question
avec notre homologue néerlandais
dans le cadre de notre coopération
Benelux en vue de l’organisation
de la conférence ministérielle du
Processus de Bologne en 2009 à
Leuven.

Question 2277 (1.2.2008) de M.
Marc Spautz (CSV) concernant
les délais d’attente pour
réaliser un examen scanner
et un examen IRM:

Sauf erreur il faut attendre en
moyenne six à huit semaines pour
un scanner et plus de deux mois
pour un IRM. En fonction de la par-
tie du corps à examiner, ces délais
- surtout pour les IRM - peuvent
être beaucoup plus importants
allant jusqu’à quatre mois.

Ces délais sont longs trop longs
voire inacceptables en présence
de personnes qui souffrent et pour
lesquelles un scanner ou un IRM
permettrait de déterminer la ma-
ladie ou la lésion à la base de leurs
souffrances et partant permettrait
de déterminer le meilleur traite-
ment.

Au-delà du fait que ces délais
peuvent mettre en jeu la vie des
personnes concernées, ils favo-
risent la chronicité. En effet, pour
certaines pathologies, il est très
important d’intervenir dès le début
en proposant un traitement adé-
quat pour éviter que la douleur ne
s’installe de manière chronique. Or,
comme tout le monde le sait, il est
difficile de venir à bout des dou-
leurs et troubles chroniques. En
conséquence, une réduction des
délais d’attente pour réaliser un
scanner ou un IRM contribuerait
non seulement à améliorer la prise
en charge des personnes malades
ou souffrantes, mais constituerait
également un formidable outil pour
réduire les dépenses de la sécurité
sociale en prévenant la chronicité
de certaines pathologies.

Dans ce contexte j’aurais aimé
savoir de Monsieur le Ministre de la
Santé: 

- Le Gouvernement est-il au cou-
rant des délais moyens actuels
pour réaliser un scanner ou un IRM
dans les cliniques et hôpitaux
luxembourgeois?

- Ne trouve-t-il pas ces délais trop
longs voire inacceptables?

- Quelles mesures entend-il pren-
dre pour favoriser une réduction
des délais d’attente dans des pro-
portions plus convenables?
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Réponse (18.3.2008) de M. Mars
Di Bartolomeo, Ministre de la
Santé et de la Sécurité sociale:

Les délais d’attente actuels pour
les examens au scanner sont de
deux à trois semaines.

Pour les examens IRM ces délais
sont de six à huit semaines pour
les patients ambulatoires. Pour les
patients hospitalisés ainsi que pour
les patients ambulatoires présen-
tant une ordonnance faisant état
d’une urgence motivée l’IRM est
réalisée normalement dans un
délai de deux à trois jours. Par
ailleurs tous les hôpitaux ont prévu
des créneaux horaires spécifiques
pour réaliser à bref délai l’IRM
lorsqu’il y a une «indication de
premier choix» pour ce moyen dia-
gnostique, par exemple pour les
examens du genou ou du rachis
cervical ou lombaire.

Au courant de l’année 2008 le
CHEM se verra doté d’une deu-
xième installation d’IRM, qui sera
opérationnelle sur son site à Differ-
dange.

Par ailleurs je suis saisi d’une de-
mande pour une installation d’IRM
supplémentaire dans la région
hospitalière du Centre.

Le nombre total d’IRM au Luxem-
bourg s’élèvera dès lors à brève
échéance à sept voire à huit, ce
qui se soldera logiquement par
une réduction des délais d’attente.

Question 2278 (1.2.2008) de M.
Alex Bodry (LSAP) concernant
l’évolution des recettes de
l’État pour 2008 sur base
des nouvelles estimations
concernant les recettes
fiscales de l’année passée:

Lors des discussions budgétaires
de décembre 2007 à la Chambre
des Députés vous avez fait état
des résultats intermédiaires des
recettes fiscales de l’État pour
l’exercice 2007.

Ces résultats sur onze mois lais-
sent prévoir des plus-values de re-
cettes dans plusieurs catégories
d’impôts.

- J’aimerais savoir du Gouver-
nement si cette tendance vers la
hausse s’est confirmée pour le
mois de décembre 2007.

- Quelles sont les projections de
recettes pour l’impôt sur le revenu
des personnes physiques, l’impôt
sur le revenu des collectivités, l’im-
pôt commercial communal, la taxe
d’abonnement et la TVA de l’année
2007?

- Peut-on en déduire de premières
conclusions pour l’évolution des
recettes de l’État pour 2008 sur la
base de ces nouvelles estimations
concernant les recettes fiscales de
l’année passée?

Réponse (27.2.2008) de M. Luc
Frieden, Ministre du Trésor et du
Budget:

Le tableau ci-dessous présente la situation des recettes au 31 décembre 2007 pour les principales catégories
d’impôts:

Recettes
au 31.12.2007

Budget
voté 2007

Budget
voté 2008

Impôt sur le revenu des personnes physiques
- assiette 396,1 mio € 430,0 mio € 405,0 mio €

Impôt sur le revenu des personnes physiques
- retenue sur salaires et traitements 1.862,1 mio € 1.775,0 mio € 1.780,0 mio €

Impôt sur le revenu des collectivités 1.381, 7 mio € 1.300,0 mio € 1.430,0 mio €

Impôt commercial communal 538,9 mio € 465,0 mio € 520 mio €

Taxe d’abonnement 720,8 mio € 550,0 mio € 700,0 mio €

Taxe sur la valeur ajoutée 1.666,1 mio € 1.350,7 mio € 1.585,0 mio €

Les résultats provisoires des re-
cettes fiscales de l’État pour l’exer-
cice 2007 confirment donc la ten-

Réponse (10.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre de l’Envi-
ronnement:

L’honorable Député se réfère au
règlement grand-ducal du 21
décembre 2007 instituant un ré-
gime d’aides pour des personnes
physiques en ce qui concerne la
promotion de l’utilisation rationnelle
de l’énergie et la mise en valeur
des énergies renouvelables.

Les investissements réalisés par
des personnes morales de droit
privé ou public sont effectivement
exclus du champ d’application du-
dit règlement grand-ducal. Or il
faut savoir que ce champ d’ap-
plication est exactement le même
que celui du régime d’aides expiré
le 31 décembre 2007 et institué par
un règlement grand-ducal du 3
août 2005.

À noter aussi que le nouveau ré-
gime d’aides vise essentiellement
des investissements en relation
avec des maisons d’habitation.

Par ailleurs, le règlement grand-
ducal du 21 décembre 2007 pré-
cité n’est pas le seul instrument
d’aide pour l’utilisation rationnelle
de l’énergie et la mise en valeur
des énergies renouvelables.

Parmi ceux concernant les per-
sonnes morales de droit privé ou
public, je citerais comme exem-
ples: la loi du 22 février 2004 ins-
taurant un régime d’aide à la pro-
tection de l’environnement, à l’utili-
sation rationnelle de l’énergie et à
la production d’énergie de sources
renouvelables; la loi du 30 juin
2004 portant création d’un cadre
général des régimes d’aides en
faveur du secteur des classes
moyennes; le règlement grand-
ducal du 8 février 2008 relatif à la
production d’électricité basée sur
les sources d’énergie renou-
velables.

Les associations sans but lucratif
peuvent également bénéficier de
certaines aides, et tout particu-
lièrement de tarifs d’injection pour
l’électricité produite à partir d’éner-
gies renouvelables. En outre, selon
leur domaine d’activités, les inves-
tissements réalisés par des a.s.b.l.
peuvent bénéficier de subventions
accordées par d’autres dépar-
tements ministériels que le Minis-
tère de l’Environnement. Il s’agit
par exemple des a.s.b.l. œuvrant
dans le domaine du tourisme, du
sport, de la jeunesse…

Question 2281 (1.2.2008) de
Mme Nancy Arendt (CSV)
concernant les vaccins contre
l’hépatite B:

Au milieu des années 1990, suite à
une vaste campagne de vacci-
nation, plus de 20 millions de Fran-
çais ont été vaccinés contre l’hépa-
tite B. Par la suite plus d’un millier
de personnes auraient souffert
d’effets secondaires neurolo-
giques, notamment d’une sclérose
en plaques, dont une patiente est
décédée en 1998.



Des expertises médicales évoquent
en effet un lien vraisemblable entre
l’administration du traitement anti-
hépatite B et le décès de la jeune
femme ainsi que les autres cas de
maladies neurologiques.

Récemment les dirigeants de deux
laboratoires pharmaceutiques qui
commercialisaient les vaccins en
question ont été mis en examen et
sont poursuivis pour «tromperie sur
les contrôles, les risques et les
qualités substantielles d’un produit
ayant eu pour conséquence de le
rendre dangereux pour la santé de
l’homme».

Au vu de ce qui précède, je vou-
drais poser les questions suivantes
à Monsieur le Ministre de la Santé
et de la Sécurité sociale:

- Les vaccins en question ont-ils
aussi été administrés au Luxem-
bourg?

- Le Gouvernement a-t-il des infor-
mations sur des cas de maladies
neurologiques au Luxembourg,
notamment la sclérose en plaques
suite à des vaccinations contre
l’hépatite B?

- Existe-t-il des études établissant
une relation entre la prévalence de
la sclérose en plaques en Europe
et l’administration de certains
vaccins?

Réponse (20.2.2008) de M.
Mars Di Bartolomeo, Ministre
de la Santé et de la Sécurité
sociale:

Depuis 1996, la vaccination contre
l’hépatite B figure dans le calen-
drier vaccinal de tous les nourris-
sons.

Un programme conjoint de mon
Ministère et de l’UCM a été mis au
point pour offrir le vaccin aux
adolescents nés avant l’intro-
duction de la vaccination systéma-
tique sur les nourrissons.

Ce programme viendra à
échéance fin 2008, date à laquelle
tous les adolescents non encore
vaccinés en tant que nourrissons
auront été atteints par le pro-
gramme.

Mes services ont suivi de près, il y
a dix ans, la polémique en France
au sujet de la vaccination contre
l’hépatite B et un lien éventuel avec
la survenance de cas de scléroses
en plaques ou d’autres maladies
neurologiques.

La récente mise en examen des
deux producteurs de vaccin contre
l’hépatite B pour «tromperie sur les
contrôles, les risques et les quali-
tés substantielles d’un produit
ayant eu pour conséquence de le
rendre dangereux pour l’homme»
fait d’ailleurs toujours partie de
cette discussion entamée il y a dix
ans.

Aucune étude n’a permis de mettre
en évidence à ce jour un lien de
cause à effet entre la vaccination
contre l’hépatite B, la vaccination
des nourrissons et des adole-
scents, groupes ciblés par les pro-
grammes de vaccination systéma-
tique recommandés par le Conseil
supérieur d’hygiène, section des
maladies transmissibles au Luxem-
bourg, et la survenance de cas de
scléroses en plaques et d’autres
maladies neurologiques.

L’Organisation Mondiale de la
Santé ainsi que tous les comités
scientifiques internationaux ont
d’ailleurs conseillé de ne pas sur-
seoir à cette vaccination, eu égard
aux bénéfices importants qu’elle
apporte sur le plan de la préven-
tion de l’hépatite B et de ses com-
plications, la cirrhose et le cancer
du foie.

Aucun pays n’a d’ailleurs arrêté la
vaccination à ce jour et des cen-
taines de millions de personnes
sont actuellement vaccinées dans
le monde.

Le Gouvernement ne dispose pas
d’informations sur des cas de ma-

ladies neurologiques au Luxem-
bourg, notamment de scléroses en
plaques, suite à une vaccination
contre l’hépatite B.

Plus généralement mes services
n’ont connaissance d’aucune
étude scientifique ayant pu établir
une relation entre la prévalence de
la sclérose en plaques en Europe
et l’administration de certains
vaccins.

Question 2282 (1.2.2008) de
Mme Nancy Arendt (CSV)
concernant les pratiques dou-
teuses d’adoption d’enfants:

L’Assemblée parlementaire du
Conseil de l’Europe vient d’adopter
une recommandation (N°1828)
dans laquelle elle donne libre
cours à ses inquiétudes concer-
nant la disparition de nouveaux-
nés dans certains pays de l’Est aux
fins d’adoption. Elle constate que
dans certains pays, l’enfant fait de
plus en plus l’objet d’un véritable
marché régi par l’argent.

Dans sa recommandation, l’As-
semblée parlementaire du Conseil
de l’Europe a vivement condamné
la pratique de plus en plus cou-
rante de l’utilisation de circuits pa-
rallèles et de trafic ainsi que tout le
commerce et les pressions psy-
chologiques ou économiques
qu’ils entraînent. Ces pratiques au-
raient été favorisées par l’ouverture
des frontières à l’Est qui a vu de
nombreuses femmes enceintes ori-
ginaires de ces pays se rendre
dans les pays européens pour y
accoucher et donner leur enfant en
adoption. Par ailleurs, l’Assemblée
cite dans sa recommandation
précitée des évènements qui se
seraient déroulés dans plusieurs
pays où des nouveaux-nés ont
disparus après leur naissance et
où les autorités faisaient croire à
leur parents que l’enfant était né
mort, alors qu’il était vendu et
emmené à l’étranger. Dans ce
contexte l’Assemblée a rappelé la
nécessité de mettre en place un
cadre législatif commun à tous les
pays afin d’éviter l’instauration de
disparités qui seraient contraires à
l’intérêt des enfants.

Dans ce contexte j’aurais aimé
savoir de Madame la Ministre de la
Famille et de l’Intégration et de
Monsieur le Ministre de la Justice:

- Le Gouvernement a-t-il connais-
sance de ces pratiques condam-
nables? 

- Dans l’affirmative, le Luxembourg
est-il concerné par celles-ci? Y a-
t-il au Luxembourg des adoptions
d’enfants originaires des pays de
l’Est? Quelles sont les garanties
dont disposent les parents que ces
adoptions aient été faites en res-
pectant les droits de l’enfant et en
toute légalité?

- En tout état de cause, quelles
sont les mesures que le Gouver-
nement a d’ores et déjà prises res-
pectivement entend prendre afin
de lutter contre les adoptions illé-
gales?

Réponse (10.3.2008) de Mme
Marie-Josée Jacobs, Ministre
de la Famille et de l’Intégration:

Le seul pays de l’Est avec lequel le
Luxembourg entretient des rela-
tions dans le domaine de l’adop-
tion est l’Ukraine. En 2006 et en
2007, à chaque fois un enfant ori-
ginaire de l’Ukraine a été adopté
par des résidants au Luxembourg.
Actuellement six dossiers d’adop-
tion pour l’Ukraine sont en instance
d’instruction.

Toutes les adoptions concernant
des mineurs originaires de
l’Ukraine sont encadrées au
Luxembourg par le service d’adop-
tion de la Croix-Rouge luxembour-
geoise qui dispose de l’agrément
du Ministère de la Famille et de l’In-
tégration, autorité centrale en
matière d’adoption, pour servir
d’intermédiaire pour l’adoption
d’un mineur, et en Ukraine par le

Centre d’adoption et de protection
des droits de l’enfant auprès du
Ministère de la Famille, de la
Jeunesse et des Sports.

Après l’évaluation positive des
candidats à l’adoption, le service
d’adoption de la Croix-Rouge
luxembourgeoise transmet le
dossier des candidats à l’adoption
au Centre d’adoption et de pro-
tection des droits de l’enfant en
Ukraine qui procède à l’attribution
d’un enfant et invite les candidats à
l’adoption via le service d’adoption
de la Croix-Rouge luxembour-
geoise à se rendre en Ukraine en
vue de prendre connaissance du
dossier de l’enfant attribué.

En cas d’accord des futurs parents
adoptifs, un jugement d’adoption
plénière est prononcé en Ukraine.

Le Ministère de la Famille et de l’In-
tégration n’a pas connaissance de
femmes enceintes originaires de
pays de l’Est venant au Luxem-
bourg pour accoucher et donner
leur enfant en adoption.

Dans le cas d’un accouchement
anonyme, la Croix-Rouge luxem-
bourgeoise est nommée adminis-
trateur public et entame, le cas
échéant, la procédure en vue de
donner l’enfant en adoption.

Question 2283 (30.1.2008) de
M. Ali Kaes (CSV) concernant la
taxe sur les véhicules au-
tomoteurs - tracteurs agri-
coles:

La loi budgétaire pour 2008 prévoit
en son article 8, concernant la taxe
sur les véhicules routiers, points (1)
à (5):

«La loi du 22 décembre 2006 pro-
mouvant le maintien dans l’emploi
et définissant des mesures spé-
ciales en matière de sécurité
sociale et de politique de l’environ-
nement est modifiée comme suit:

(1) À l’article 40 (1) il est ajouté un
point d) avec la teneur suivante:

d) 125 euros pour les tracteurs
agricoles immatriculés au nom de
personnes autres que celles pré-
vues à l’article 41.

(2) À l’article 40 (4) il y a lieu de lire
chaque fois ‘à trois essieux ou plus’
au lieu de ‘à trois essieux’.

(3) À l’article 40 (5) il y a lieu de lire
chaque fois ‘à trois essieux ou plus’
au lieu de ‘à trois essieux’.

(4) À l’article 40 (6) il y a lieu de lire
chaque fois ‘à deux essieux ou
moins’ au lieu de ‘à deux essieux’
et ‘à trois essieux ou plus’ au lieu
de ‘à trois essieux’.

(5) L’article 41 est remplacé par le
texte suivant:

Art. 41. Par dérogation à l’article 40
(1) et 40 (2) les tracteurs utilisés
exclusivement pour les travaux
agricoles, horticoles, viticoles,
dans la pisciculture et la sylvi-
culture sont exonérés de la taxe,
lorsqu’ils circulent sur la voie
publique et sont utilisés:

- à la traction de machines, d’ins-
truments aratoires, de remorques
ou de chariots chargés ou non,
utilisés dons leur exploitation par
les personnes qui exercent la pro-
fession d’agriculteur, d’horticulteur,
de sylviculteur ou de pisciculteur
ou par des personnes travaillant à
leur service, pour autant que l’uti-
lisation sur la voie publique ait un
lien direct avec la gestion de cette
exploitation;

- par d’autres entrepreneurs que
les personnes susvisées ou par
leur personnel pour l’exécution de
travaux en rapport avec l’exploi-
tation agricole horticole forestière
ou piscicole de tiers, pour autant
qu’aucun transport sur la voie
publique de marchandises, de
denrées ou d’animaux ne soit
effectué autrement qu’entre les
lieux d’une même exploitation ou
entre la ferme et les terres qui en
dépendent et inversement.»

Le nouvel article 41 de la loi du 22
décembre 2006 promouvant le
maintien dans l’emploi et défi-
nissant des mesures spéciales en
matière de sécurité sociale et de
politique de l’environnement, tel
que le formule la loi budgétaire
pour 2008, limite dès lors l’exo-
nération, de la taxe de 125 euros a
des catégories professionnelles
précises utilisant des tracteurs.
Avant l’année fiscale 2008, cet
article exonérait de la taxe «les
tracteurs utilisés exclusivement
pour les travaux agricoles, hor-
ticoles, viticoles, dans la pisci-
culture et la sylviculture». Autre-
ment dit: l’ancienne règle voulait
que soient exonérés les tracteurs
utilisés à certaines fins peu importe
par qui alors que depuis 2008,
l’exonération est attachée à la qua-
lité professionnelle de la personne
qui utilise un tracteur. Dès lors, les
personnes qui ne sont pas agri-
culteurs, viticulteurs, horticulteurs,
sylviculteurs ou pisciculteurs par
profession, respectivement ne sont
pas liées à de tels professionnels
par un contrat de travail ou de
prestation de services, ne peuvent
plus bénéficier de l’exonération de
la taxe.

Les personnes privées qui pos-
sèdent un tracteur qu’elles utilisent
occasionnellement sont ainsi
exclues de l’exonération.

Une personne qui utilise son trac-
teur afin d’acheminer du bois uti-
lisé à des fins de chauffage, par
exemple, et qui circule entre son lot
de forêt et son domicile, effectue
un trajet dont l’objectif ressort à
l’utilisation d’une source d’énergie
renouvelable. Cela est pleinement
conforme à une politique de l’envi-
ronnement au service du dévelop-
pement durable.

- J’aimerais, dès lors savoir de
Messieurs les Ministres qu’est-ce
qui peut bien justifier l’exclusion de
personnes privées du bénéfice
d’une exonération, prévue dans
l’intérêt exprès de la politique de
l’environnement, qui est expres-
sément mentionnée dans l’intitulé
de loi du 22 décembre 2006 pro-
mouvant le maintien dans l’emploi
et définissant des mesures spé-
ciales en matière de sécurité
sociale et de politique de l’environ-
nement. En outre j’aimerais savoir
si le Gouvernement entend per-
sévérer dans cette pénalisation de
personnes dont le comportement
est inspiré par le respect de l’envi-
ronnement et le souci de l’écologie,
ou si, au contraire, la disposition
contenue à l’article 8 de la loi
budgétaire pour 2008 sera de nou-
veau modifiée pour que l’article 41
de la loi du 22 décembre 2006
promouvant le maintien dans l’em-
ploi et définissant des mesures
spéciales en matière de sécurité
spéciale et de politique de l’envi-
ronnement puisse reprendre son
ancienne teneur, de manière à
exonérer de la taxe l’utilisation de
tracteurs à certaines fins, quelle
que soit la qualité professionnelle
des utilisateurs.

Réponse commune (27.2.2008)
de M. Jean-Claude Juncker,
Premier Ministre, Ministre des Fi-
nances et de M. Luc Frieden,
Ministre du Trésor et du Budget:

Il y a tout d’abord lieu de constater
que la loi du 22 décembre 2006
introduisant réforme de la taxe sur
les véhicules routiers ne visait pas
à exonérer quiconque ayant mis en
circulation un tracteur dit «agri-
cole».

L’idée était de continuer à exonérer
les tracteurs dits «agricoles» et les
machines agricoles utilisées dans
le cadre d’une exploitation agri-
cole, horticole, viticole, dans la syl-
viculture ou la pisciculture, donc
par des «professionnels».

Même si sous l’égide de l’ancienne
législation qui datait de 1935, 
les «landwirtschaftliche Nutzfahr-
zeuge und Traktoren» étaient exo-
nérés de la taxe, il ne faut pas
oublier que ces tracteurs et
machines étaient, dans le temps,
exclusivement utilisés par des
exploitants d’une des entreprises

visées de sorte que l’exonération
était justifiée.

Toujours est-il que si l’ensemble les
tracteurs agricoles étaient aujour-
d’hui exonérés, il faudrait dans la
même logique exonérer également
les voitures par exemple les 4x4
utilisées par une personne exploi-
tant une entreprise agricole ou
d’une personne privée qui pré-
tendrait utiliser ce 4x4 uniquement
pour des travaux sylvicoles à
savoir pour acheminer à son domi-
cile du bois utilisé à des fins de
chauffage.

Je reviens à la ratio legis de la lé-
gislation précitée qui est d’exo-
nérer les tracteurs utilisés par des
«professionnels» à l’image de ce
qui se fait en matière accisienne,
matière qui exonère également,
sous les mêmes prémisses, uni-
quement les professionnels des
droits d’accises sur le carburant
utilisé dans les tracteurs agricoles.
Les professionnels sont donc exo-
nérés de la taxe sur les véhicules
et des droits d’accises sur le ga-
soil, tandis que les non profes-
sionnels sont soumis à une taxe de
125 euros depuis 2008 et doivent
utiliser du diesel routier normal.

Le texte repris à l’article 8 de la loi
budgétaire 2008, modifiant l’article
41 de la loi du 22 décembre 2006
(taxe véhicules) ne fait que pré-
ciser les catégories de bénéfi-
ciaires de l’exonération.

Si l’article 41 de la version 2007
précisait encore que la taxe était
calculée sur le poids du tracteur et
pouvait atteindre ainsi 425 euros
par an, les nouvelles dispositions,
en vigueur à partir de 2008, rédui-
sent cette taxe au montant forfai-
taire de 125 euros par an (-70%),
indépendamment du poids, si le
tracteur est immatriculé au nom
d’un non professionnel.

Question 2284 (5.2.2008) de
Mme Colette Flesch (DP)
concernant le 10e Sommet de
la Grande Région et mise en
place d’un réseau culture:

Selon des informations de presse
le 10e Sommet de la Grande
Région a décidé la mise en place
d’un réseau culture.

- Le(s) Ministre(s) peut (peuvent)-
il(s) préciser quels sont les objec-
tifs et les moyens d’action de ce
réseau?

- Quels en sont les moyens finan-
ciers?

- Une Conférence des Ministres de
la Culture de la Grande Région a-
t-elle été instituée? Si tel devait être
le cas, quel sera le rythme de ses
rencontres?

- Une structure administrative
sera-t-elle mise en place pour
mettre en œuvre les décisions de
la Conférence? Où sera-t-elle
implantée?

Réponse (19.3.2008) de Mme
Octavie Modert, Secrétaire
d’État à la Culture, à l’Enseigne-
ment supérieur et à la Recherche:

Le 29 septembre 2007, j’avais réuni
au Luxembourg les Ministres et res-
ponsables de la Culture de la Grande
Région en vue d’une décision, après
analyse du bilan intermédiaire de
«Luxembourg et Grande Région, Ca-
pitale européenne de la Culture,
2007», concernant une pérennisation
de la coopération culturelle transfron-
talière.

Cette réunion a permis de propo-
ser au 10e Sommet de la Grande
Région un certain nombre de me-
sures dans ce contexte, recom-
mandations que le Sommet a sui-
vies intégralement. C’est ainsi que
le document résumant les déci-
sions du 10e Sommet énonce dans
sa «Déclaration commune», sous
le chapitre «Internationalisation»:

À l’initiative des autorités du
Grand-Duché de Luxembourg, et
avec les partenaires de la Grande
Région, l’action «Capitale euro-
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péenne de la Culture» a été menée
pour la première fois à l’échelle
d’une grande région européenne.

Le succès de la mise en œuvre de
la Capitale européenne de la cul-
ture 2007 permet à la coopération
au sein de la Grande Région d’en-
trer dans une nouvelle phase,
c’est-à-dire une professionnalisa-
tion de la coopération culturelle à
l’intérieur de la Grande Région et
sa promotion à l’intérieur comme à
l’extérieur.

Dans ce cadre, la coordination du
travail culturel dans la Grande
Région, en particulier par rapport à
sa jeunesse, favorisera la transmis-
sion de compétences linguistiques
et interculturelles, et la mobilité et
les échanges entre ses citoyens.

Grâce à cette action, la Grande
Région est appréhendée comme
un espace de vie, de culture et de
formation au sein duquel est déve-
loppée une stratégie transfron-
talière commune, complémentaire
aux politiques régionales exis-
tantes et qui permettra de mettre
en évidence les points forts, de
compenser les points faibles et de
créer des synergies.

Les 5e et 7e Sommets avaient pro-
posé la mise en place d’une
agence culturelle commune dotée
d’un fonds commun affecté aux
projets culturels. Le travail de pré-
paration et de mise en œuvre de
l’année culturelle 2007 a depuis
permis de faire un certain nombre
de propositions alternatives.

En conséquence, le Sommet des
Exécutifs de la Grande Région se
réjouit de voir se rencontrer à inter-
valles réguliers, au moins tous les
18 mois, tous les responsables po-
litiques de la culture de la Grande
Région. Il se félicite de la propo-
sition de faire évoluer J’association
transfrontalière 2007 vers une nou-
velle structure transfrontalière à re-
présentation paritaire, support d’un
secrétariat commun. La mise en
place de cette structure représente
une contribution importante à la
structuration du secteur culturel, au
soutien de projets et à la péren-
nisation à tous les niveaux de la
coopération culturelle.

La mise en place de ce projet poli-
tique de coordination culturelle
transfrontalière requiert une struc-
ture en réseau légère et efficace.
Ce projet ne prévoit pas d’investis-
sements dans des structures
lourdes impliquant des coûts de
fonctionnement et de personnel
élevés, mais mise plutôt sur une
forte mise en réseau des res-
sources culturelles régionales.

Ce projet est basé sur les principes
suivants:

- les coordinations régionales
s’appuyant sur les habitudes de
travail et l’expérience déjà ac-
quises pour l’évènement «Luxem-
bourg et Grande Région, capitale
européenne de la culture 2007»
seront pérennisées dans leurs mis-
sions actuelles, acceptées par l’en-
semble des entités partenaires,

- le secrétariat commun assure le
relais et la communication entre les
coordinations régionales,

- l’outil plurio.net offre un espace
d’information commun dans le
domaine de la culture sur Internet,
soutient la coopération des admi-
nistrations culturelles de la Grande
Région et constitue une vitrine de
la diversité et de la richesse des
projets culturels.

Forts de ces décisions du 10e

Sommet, les responsables de
l’a.s.b.l. transfrontalière «Luxem-
bourg et Grande Région, Capitale
européenne de la Culture, 2007»
qui avait été créée pour l’année
culturelle ont décidé d’adapter les
statuts de l’a.s.b.l. actuelle pour en
faire une structure juridique pou-
vant répondre aux objectifs tels
que décrits ci-dessus. Une des
conséquences de l’adaptation des
statuts sera un changement de
nom: l’actuelle a.s.b.l. portera, dès
que l’assemblée générale en aura
décidé ainsi, le nom de «Espace
culturel Grande Région» et aura

son siège au Luxembourg. Chaque
région mettre à disposition, selon
ses disponibilités budgétaires, une
personne ressource ainsi qu’un
budget de fonctionnement. Le
Luxembourg a inscrit dans son
budget de 2008 la somme de
100.000 euros. Une demande de
cofinancement sera introduite
auprès du programme Interreg IV.

Question 2285 (5.2.2008) de
Mme Colette Flesch (DP)
concernant la mise en demeure
par la Commission euro-
péenne du Luxembourg dans
le domaine des télécommu-
nications:

Suivant de récentes informations
de presse, la Commission euro-
péenne aurait envoyé une lettre de
mise en demeure au Luxembourg
dans le domaine des télécommu-
nications, en raison du «manque
d’indépendance du régulateur de
ce pays». Deux personnes agis-
sant au niveau de la réglemen-
tation siègeraient dans le conseil
d’administration d’opérateurs.

- Le Ministre peut-il confirmer
qu’une telle lettre de mise en de-
meure a été adressée au Luxem-
bourg par la Commission?

- Peut-il identifier les raisons qui
ont amené la Commission à adres-
ser ladite lettre au Luxembourg?

- Envisage-t-il de prendre des
mesures pour éviter que la
Commission ne traduise le Luxem-
bourg devant la Cour de Justice?
Lesquelles?

Question 2287 (5.2.2008) de M.
Félix Braz (DÉI GRÉNG) con-
cernant la mise en demeure
par la Commission euro-
péenne du Luxembourg dans
le domaine des télécommu-
nications:

La Commission européenne vient
de lancer un nouveau cycle de
procédures pour infraction à la ré-
glementation en matière de télé-
communications.

Dans un communiqué de presse,
Madame Viviane Reding, membre
de la Commission européenne
chargée des télécommunications,
annonçant entre autres une mise
en demeure du Luxembourg pour
manque d’indépendance du régu-
lateur du marché des télécommu-
nications, est citée de la façon
suivante: «Le régulateur luxem-
bourgeois devra lui aussi veiller à
un partage clair des responsabi-
lités entre les fonctions de régu-
lateur et de propriétaire, sans quoi
il nous faudra aussi traduire ce
pays devant la Cour de Justice
dans un avenir très proche.»

La Commission pointe du doigt les
responsables qui «assument ac-
tuellement des fonctions de régula-
tion tout en occupant un poste
d’encadrement chez un opéra-
teur». Néanmoins, selon des infor-
mations publiées dans la presse
nationale, la Commission ne met-
trait pas en cause des respon-
sables de l’Institut Luxembour-
geois de Régulation (ILR), mais
plutôt l’indépendance de deux
hauts fonctionnaires ministériels en
charge de la réglementation et sié-
geant parallèlement en tant que
représentant de l’État au conseil
d’administration d’opérateurs.

- Le Ministre peut-il confirmer que
la Commission européenne vise
non pas l’ILR, mais une incompa-
tibilité entre la fonction de fonc-
tionnaire chargé du cadre régle-
mentaire et la fonction de re-
présentant de l’État au sein de so-
ciétés visées par ce même cadre
réglementaire?

- Comment le Ministre entend-t-il
répondre aux exigences de la
Commission?

Réponse (4.3.2008) de M.
Jean-Louis Schiltz, Ministre
des Communications:

La Représentation permanente du
Luxembourg à Bruxelles a reçu
une mise en demeure de la Com-
mission dans le courant de l’après-
midi du 1er février 2008. La même
Commission a publié son commu-
niqué de presse afférent la veille,
soit le 31 janvier 2008 de sorte qu’il
a déjà été commenté dans la
presse avant même qu’il n’ait at-
teint son destinataire la presse rap-
portant le 1er février 2008 que c’est
l’ILR qui serait visé. Après examen
de la mise en demeure, il s’avère
qu’il n’en est rien, alors que sont
visés deux fonctionnaires du
Service des Médias et des Télé-
communications, l’un Monsieur
Jean-Paul Zens en sa qualité de
membre du conseil d’administra-
tion de l’Entreprise des Postes et
Télécommunications et l’autre
Monsieur Paul Schuh en sa qualité
de président de Luxconnect.

La Commission reproche dans ce
contexte au Gouvernement de ne
pas avoir veillé à la séparation
structurelle effective entre la fonc-
tion de réglementation et des acti-
vités inhérentes à la propriété ou à
la direction d’entreprises assurant
la fourniture de réseaux et/ou de
services de communications élec-
troniques.

Monsieur Schuh prévoyant de se
retirer de Luxconnect lors de la
prochaine assemblée prévue au
mois de mai 2008, la Commission
sera informée de ce retrait en sorte
qu’il devrait pouvoir être considéré
que la demande de la Commission
deviendra à son propos sans objet
au plus tard à ce moment-là.

Pour le surplus, le Gouvernement
dispose d’un délai de deux mois
pour répondre aux griefs de la
Commission. Les éléments essen-
tiels de la réponse feront l’objet
d’une communication publique en
temps voulu.

Question 2286 (5.2.2008) de
Mme Colette Flesch (DP)
concernant la concentration de
pouvoir dans les mains d’un
ministre chargé de la justice
et de la police:

Compte tenu des récents événe-
ments juridico-policiers, le rédac-
teur en chef d’un quotidien proche
d’un des partis de la majorité se
demande dans un éditorial des 2 et
3 février 2008 s’ils ne résultent pas
d’une concentration de pouvoir
malsaine entre les mains d’un mi-
nistre chargé de la justice et de la
police.

- Le Premier Ministre partage-t-il
cette préoccupation?

- Envisage-t-il, comme le lui de-
mande le journaliste, de procéder
à bref délai à une séparation de
ces pouvoirs?

Réponse (19.3.2008) de M.
Jean-Claude Juncker, Premier
Ministre, Ministre d’État:

La compétence du Ministre de la
Justice tant pour l’organisation ju-
diciaire que pour la police amène
plus facilement des décisions co-
hérentes, comme en témoignent
les récentes décisions de per-
sonnel prises par le Ministre de la
Justice. On peut bien s’imaginer
que si deux ministres avaient été
compétents, l’un aurait pris la
défense des arguments du pro-
cureur et l’autre de ceux du direc-
teur général de la police, sans qu’il
n’ait été possible de concilier les
deux points de vue.

J’observe par ailleurs que le mo-
dèle actuellement en vigueur, con-
fiant à une seule personne les
compétences pour la justice et la
police trouve des précédents tant
au Luxembourg qu’à l’étranger.

Ainsi, au Luxembourg, Monsieur
Eugène Schaus (DP) fut Ministre
de la Justice, de l’Intérieur et de la
Force publique de 1969 à 1974.

En Europe, pas moins de dix pays
ont confié la responsabilité de la
police au Ministre de la Justice. Il

s’agit notamment des pays sui-
vants: Danemark, Suède, Norvège,
Malte, Chypre, Irlande, Hongrie,
Islande et Suisse.

Finalement, il y lieu de noter que
les questions de justice et de
police sont traitées au sein d’une
même formation du Conseil de
l’Union européenne et relèvent de
la compétence d’un même
membre de la Commission euro-
péenne.

Au vu de ce qui précède, j’estime
qu’il n’y a pas lieu de modifier les
compétences ministérielles défi-
nies en 2004.

Question 2288 (6.2.2008) de
Mme Colette Flesch (DP)
concernant le financement 
du «Luxembourg American
Cultural Center» à Belgium
(États-Unis):

Selon un article de presse consa-
cré le 5 février 2008 au «Luxem-
bourg American Cultural Center» à
Belgium, Wisconsin, le maître de
l’ouvrage («Luxembourg American
Cultural Society») serait soutenu
par la «Roots and Leaves Society
of Luxembourg» et le Ministère de
la Culture du Luxembourg.

- Le soutien accordé par la société
prend-il la forme de subside en
espèce? Quel en est le montant?

- Prend-il la forme d’une aide en
nature? Quelle en est la valeur
estimée?

- Quelle est l’origine des fonds de
la société?

- Le soutien accordé par le Minis-
tère prend-il la forme d’un subside?
Quel en est le montant?

- Prend-il la forme d’un soutien en
nature? Quelle en est la valeur
estimée?

Réponse (4.3.2008) de Mme
Octavie Modert, Secrétaire
d’État à la Culture, à l’Ensei-
gnement supérieur et à la Re-
cherche:

Il échet d’abord de constater que
l’article de presse auquel se réfère
la question parlementaire est
rédigé en langue anglaise. La réfé-
rence à «The Roots and Leaves
Society» résulte de la traduction en
anglais de «The Roots and Leaves
Association», l’association sans
but lucratif de droit luxem-
bourgeois créée le 4 octobre 2006.
Il ne s’agit donc pas de la «Luxem-
bourg American Cultural Society»
(ci-après «LACS»), qui est une
association de droit américain.

L’association luxembourgeoise a
son siège à Luxembourg et a pour
missions:

- en général, le développement
des échanges culturels entre les
États-Unis et le Luxembourg dans
l’esprit de la convention de
l’UNESCO pour la promotion et la
protection de la diversité des ex-
pressions culturelles, 

- et en particulier, la participation
active à l’élaboration du contenu et
aux orientations pédagogiques du
futur centre culturel américano-
luxembourgeois actuellement en
construction au site de New
Luxembourg (Belgium, Wisconsin,
USA), notamment par

- l’organisation de projets de re-
cherche sur l’immigration luxem-
bourgeoise aux États-Unis,

- l’organisation de projets pédago-
giques (expositions, conférences,
séminaires, échanges d’étudiants,
de professeurs, d’artistes et
d’experts) au Luxembourg et aux
États-Unis,

- l’organisation de toutes initiatives
permettant une meilleure visibilité
du Luxembourg moderne ainsi que
de l’Union européenne aux États-
Unis,

- la reconstruction, la sauvegarde
et la restauration d’objets ou d’im-
meubles du patrimoine culturel
luxembourgeois aux États-Unis

d’Amérique et notamment la cons-
titution de collections,

- l’exercice, en règle générale, de
toute activité susceptible de favo-
riser la réalisation de son objet
social et de participer à une telle
activité de quelque façon que ce
soit, de participer aux activités
d’autres associations pouvant
contribuer à son développement
ou à le favoriser notamment par:

- la collecte de fonds, la recherche
de subventions des pouvoirs pu-
blics ainsi que de contributions de
personnes physiques ou morales,

- la représentation des intérêts de
ses membres vis-à-vis des pou-
voirs publics et des institutions
privées.

Le Roots and Leaves Museum sera
hébergé dans une grange cons-
truite en 1872 par Joseph Mamer,
émigrant luxembourgeois origi-
naire de Septfontaines, connue
aujourd’hui sous le nom de «Han-
sen Barn» et dont la préservation
était menacée à son emplacement
original. La reconstruction de cette
grange sur le site de New Luxem-
bourg, Belgium (Wisconsin) sera
intégralement financée par des
fonds privés américains et exé-
cutés sous la supervision de la
LACS, qui a sa base dans la loca-
lité avoisinante de Port Washing-
ton, et dont les fonds proviennent
également de sources privées. Les
terrains sur lesquels le Musée est
construit ont été reçus en donation
par la LACS de la part de Monsieur
Mike Ansay, dont les ancêtres sont
d’origine luxembourgeoise, et qui
est patron d’une compagnie d’as-
surances. Chérissant son héritage
luxembourgeois, il s’est rallié à la
cause de la préservation du patri-
moine historique et de la mémoire
des Luxembourgeois émigrés aux
États-Unis et a largement contribué
à la réalisation et à la concrétisa-
tion de l’idée de ce Musée.

Ni l’association luxembourgeoise
«The Roots and Leaves», ni le Mi-
nistère de la Culture, de l’Ensei-
gnement supérieur et de la Re-
cherche ne donnent de subside en
espèces à la LACS. Concernant un
éventuel soutien en nature, il y a
lieu de mentionner que les mem-
bres de l’association luxembour-
geoise se tiennent à disposition de
la LACS afin de donner tous con-
seils utiles relatifs à une construc-
tion respectueuse de l’histoire
architecturale des bâtisses de émi-
grants luxembourgeois.

Le projet du Musée et de sa scéno-
graphie restera la propriété com-
mune intellectuelle commune des
deux associations, ce qui explique
que la partie américaine mentionne
constamment la participation de
The Roots and Leaves Association
du Luxembourg.

Historique des engagements du
Ministère vis-à-vis de la LACS et de
l’a.s.b.l. «The Roots and Leaves
Association».

En date du 26 octobre 2004,
Monsieur le Ministre de la Culture,
de l’Enseignement supérieur et de
la Recherche, François Biltgen, a
conclu un accord avec l’asso-
ciation américaine, la LACS.

Aux termes de cet accord, les
deux parties se sont fixé comme
objectif de construire et d’entre-
tenir aux États-Unis des infra-
structures culturelles comprenant
un musée, un centre de recherche
et un centre de conférences en vue
de préserver l’héritage luxem-
bourgeois aux États-Unis, de mon-
trer une image vivante du Luxem-
bourg contemporain et de stimuler
continuellement la relation entre le
Grand-Duché de Luxembourg et
les Américains d’origine luxem-
bourgeoise.

Ainsi qu’il ressort du point (1) de
cet accord, le Grand-Duché de
Luxembourg s’était engagé à
prévoir au budget de l’État une
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participation d’un montant de
400.000 euros au maximum en vue
de prendre en charge les frais
suivants pour travaux et dépenses
en relation avec la mise en place
des infrastructures susvisées, ces
travaux et dépenses afférentes
étant par ailleurs à effectuer au
Luxembourg:

a) les frais de conception et de
réalisation d’objets d’exposition,
d’installations et de mobilier pour le
musée ainsi que les frais de trans-
port de ces objets aux États-Unis;

b) les frais d’acquisition et de
transport de matériel électrique et
autre destiné à la construction du
musée;

c) les frais des architectes et des
ingénieurs luxembourgeois impli-
qués dans le projet. 

En date du 1er décembre 2006, en
collaboration avec l’Inspection gé-
nérale des Finances, une con-
vention a été conclue entre The
Roots and Leaves Association et le
Ministère de la Culture, de l’En-
seignement supérieur et de la Re-
cherche en exécution de l’accord
précité. Cette convention confie à
l’association luxembourgeoise la
mission suivante correspondant à
ses statuts:

- élaborer, réaliser et faire exécuter
la scénographie du Centre culturel
«The Roots and Leaves Museum»
situé à New Luxembourg, Belgium,
Ozaukee County, Wisconsin, États-
Unis d’Amérique;

- procéder dans ce cadre à la re-
construction, restauration et pro-
duction d’oeuvres matérielles et
immatérielles du patrimoine cul-
turel luxembourgeois relatives à
l’objet de l’association «The Roots
and Leaves»;

- assurer le transport des objets
reconstruits ou restaurés du Lux-
embourg aux États-Unis d’Amé-
rique;

- réaliser l’agencement, la diffu-
sion et l’exposition de ces objets
au musée, et

- réaliser la publicité et les publi-
cations relatives au musée et ses
activités destinées à être diffusées
au Luxembourg et aux États-Unis
d’Amérique.

Pour l’exécution de cette mission,
la convention prévoit l’octroi à l’as-
sociation d’une somme de 400.000
euros aux fins de réalisation de
l’objet susmentionné sous réserve
du décompte des sommes déjà
liquidées conformément à l’accord:
en effet, en date du 28 novembre
2006, la somme de 26.319,37
euros correspondant à une partie
des frais d’études avait déjà été
ordonnancée, liquidée et imputée
à charge du Fonds pour les mo-
numents historiques, dans le res-
pect des procédures légales et
réglementaires.

Les 373.680,63 euros restants ont
été versés à l’association et les tra-
vaux de réalisation de la scénogra-
phie ont débuté, l’ouverture du mu-
sée étant prévue en 2009.

En 2007, l’association luxembour-
geoise a payé les factures sui-
vantes:

- frais de consultation
(bureau d’ingénieurs): 9.376,00 €

- ferronnerie d’art 30.198,70 €

- frais de menuiserie 15.085,38 €

- frais de traduction 400,99 €

- production d’une
animation sur l’histoire
de l’immigration 9.157,60 €

Total: 64.218,67 €

La convention précitée est donc
conclue dans le but de la réali-
sation d’une mission clairement dé-
finie conforme aux statuts de l’as-
sociation luxembourgeoise. Il y a
encore lieu de préciser que la
scénographie et les publications
seront intégralement réalisées au

Luxembourg, en collaboration
avec des entreprises luxembour-
geoises. La somme versée par le
Ministère de la Culture, de l’Ensei-
gnement supérieur et de la Re-
cherche à l’association sera donc
employée au profit du paiement
des travaux d’artisans et d’artistes
luxembourgeois. Comme toute
association conventionnée avec le
Ministère, l’a.s.b.l. «The Roots and
Leaves Association» devra fournir
jusqu’au 31 mars 2008 le bilan
financier, le compte de pertes et
profits, son rapport d’activités, son
budget prévisionnel 2009 et ré-
pondre au questionnaire sur les
statistiques culturelles (article 5 de
la convention). Ce rapport sera en-
suite soumis au contrôle du service
de comptabilité du Ministère et de
l’Inspection générale des Fi-
nances.

D’autre part, afin de couvrir ses
frais de fonctionnement, l’asso-
ciation recourt aux contributions
annuelles de ses membres et à
des financements privés. À ce
sujet, il y a lieu de remarquer que
les frais de fonctionnement sont
limités au strict minimum, la plupart
de ses membres travaillant de
manière bénévole et en dehors de
leur temps de travail. Concernant
la question des aides en nature, il y
a lieu de mentionner que le Minis-
tère de la Culture, de l’Enseigne-
ment supérieur et de la Recherche
met à disposition de l’association
ses locaux pour des réunions.

D’autres aides en nature ayant un
lien en partie indirect avec l’objet
de la question, concernent deux
décharges à mi-temps accordées
pour l’année 2007, l’une, par le
Ministère à un collaborateur des
Archives nationaux, et l’autre, par
la Ville de Luxembourg à un de ses
fonctionnaires, afin de permettre à
ces personnes de contribuer acti-
vement à la réalisation des trois
projets suivants confiés à l’asso-
ciation. Il s’agit de deux projets
réalisés dans le cadre de «Luxem-
bourg et Grande Région, Capitale
européenne de la culture 2007»:

- Migrations (exposition itinérante),
et

- «Luxembourg-USA. A story of
Migration» (exposition qui a été
montrée avec beaucoup de
succès du 30 juin au 30 septembre
2007 au Musée de l’Immigration à
Ellis Island, à New York).

Ces expositions, qui retracent
l’émigration d’une partie très im-
portante de la population luxem-
bourgeoise aux États-Unis au XIXe

siècle, s’inscrivent entièrement
dans le thème principal des «mi-
grations» de l’année culturelle
2007 et en constituent une compo-
sante indissociable.

La 3e mission est la scénographie
du Roots and Leaves Museum à
New Luxembourg, Belgium,
Wisconsin, USA.

Outre la scénographie pour le Mu-
sée, l’association luxembourgeoise
contribuera encore à l’activité du
Musée par la participation et l’or-
ganisation de conférences, de
workshops, activités qui ont com-
mencé et continueront, bien en-
tendu, lorsque le Musée aura
ouvert ses portes au printemps
2009. Il est d’ailleurs possible de
suivre le développement du projet
de construction ainsi que les acti-
vités de la LACS au jour le jour en
cliquant sur le site web de la
société:

http://
www.luxamculturalsociety.org/

Finalement, j’aimerais rappeler que
par le passé, les Luxembourgeois
ainsi que les Américains d’origine
luxembourgeois ont réalisé un cer-
tain nombre d’opérations de sau-
vetage de patrimoine aux États-
Unis. La fameuse «Marnach
House» construite en 1857 vient de
fêter ses 150 ans d’existence. Un
certain nombre d’activités cul-
turelles et pédagogiques ont eu
lieu pendant l’année 2007 (voir
p.ex.: http://
www.winonacountyoldsettlers.org/
news/winona_diversity.php).

D’autres lieux de mémoire sur les
origines des communautés luxem-
bourgeoises aux États-Unis (et
dont le fonctionnement est entière-
ment assuré et financé par la Partie
américaine) sont:

- le Musée de Rollingstone:

http://
www.luxamculturalsociety.org/
RollingstoneLuxHeritageMuseum.
htm

- et le Sinnen House:

http://
www.luxamculturalsociety.org/
SinnenHouse_000.htm

Le récent film commandité par
l’a.s.b.l. «Luxembourg et Grande
Région Capitale européenne de la
Culture, 2007» «Luxembourg-
USA» sur l’histoire de l’immigration
luxembourgeoise aux États et
réalisé par Willy Perelstejn et
Christophe Wagner raconte, en
s’appuyant sur des témoignages
très personnels, la situation
actuelle des Américains d’origine
luxembourgeoise dans le Mid-West
des États-Unis.

L’initiative de créer dans cette
partie des États-Unis un centre cul-
turel et un centre de recherches
constitue une étape essentielle
pour les Américains de descen-
dance luxembourgeoise qui y
voient un projet apte à leur per-
mettre non seulement de se sou-
venir de leurs racines, mais éga-
lement de garder vivante la mé-
moire du Luxembourg tout en dres-
sant une image réaliste de ce pays
pour ceux d’entre eux qui ne le
connaissent que des récits trans-
mis par leurs ancêtres. Ce centre
est également un atout important
pour positionner le Luxembourg
comme État européen moderne
dans une partie du monde qui a
besoin de garder le contact avec
l’Europe d’aujourd’hui. Le titre em-
blématique du Centre «The Roots
and Leaves Museum» intégrant les
«roots» (le passé) et les «leaves»
(le présent et l’avenir) est en lui-
même mission et programme.

Certes, le succès du nouveau
centre culturel américano-luxem-
bourgeois sera mesuré à l’enga-
gement que les jeunes Américains
et les jeunes Luxembourgeois sont
en train de prendre pour arriver à
une meilleure compréhension mu-
tuelle. Le programme projeté devra
ainsi comprendre des sujets et
projets adaptés à ces fins.

On ne saurait donc sous-estimer
l’impact bénéfique que les activités
pédagogiques, mais aussi les ac-
tivités de recherche, les activités
de prospection économique et tou-
ristique ainsi que les manifesta-
tions culturelles que se propose de
développer le Musée «Roots and
Leaves» auront sur le développe-
ment de nos relations avec cette
partie de l’Amérique.

Je voudrais rappeler ici que ce
projet s’inscrit dans le cadre de
notre politique culturelle à l’étran-
ger: à plusieurs reprises déjà, le
Luxembourg a pu marquer sa
présence et son existence en parti-
cipant, avec des moyens financiers
mais surtout avec son savoir-faire à
des opérations de restauration
d’un patrimoine en danger. C’est
ainsi que le Ministère de la Culture,
de l’Enseignement supérieur et de
la Recherche a pu mener à bien

- la restauration de la maison
«Schaser», devenue par la suite la
«Casa Luxemburg» à Sibiu en
Roumanie,

- l’installaton d’une verrière sur la
maison du Commandant dans le
complexe du Musée Pierre et Paul
à Saint-Pétersbourg,

- la reconstruction d’un petit pont
à Mostar, en Bosnie-Herzégovine.

J’aimerais souligner que la part
affectée par l’État luxembourgeois
au projet du futur centre culturel
américano-luxembourgeois à New
Luxembourg, Belgium aux États-
Unis n’en constitue qu’une partie,
certes non négligeable, mais mi-
nime par rapport à l’ensemble des
frais qui sont financés par la Partie

américaine. Les Américains d’ori-
gine luxembourgeoise ont fait et
continuent de faire d’énormes
efforts de fund-raising. Le détail de
cette activité peut, lui aussi, être lu
sur la page web de la Luxembourg
American Cultural Society:  http://
www.luxamculturalsociety.org/

Pour conclure, il convient de cons-
tater que le musée ajoutera une
nouvelle dimension qualitative aux
activités des communautés luxem-
bourgeoises et contribuera à ce
que leurs ressortissants puissent
avoir à une meilleure connaissance
du Luxembourg moderne. L’exis-
tence aux États-Unis d’un musée
qui dessinera une image contem-
poraine du Grand-Duché de Lux-
embourg, de ses institutions, de
son histoire, de ses citoyens, tout
comme de l’Union européenne,
sera donc un élément majeur dans
la perception américaine du patri-
moine luxembourgeois. Il consti-
tuera une pierre angulaire à la fois
pour garder vivante la mémoire du
Luxembourg à un moment où les
traces du luxembourgeois en tant
que langue maternelle des des-
cendants des émigrants de nos
régions se perdent. Enfin, et sur-
tout, il aidera à conserver et à sou-
tenir les liens qui se sont déve-
loppés entre le Luxembourg et les
communautés luxembourgeoises
en Amérique depuis les années 60,
tissés au début par des parti-
culiers, auxquels se sont ajoutés
plus tard seulement des visites de
représentants du Gouvernement, à
commencer dans les années 1980
par celle du Ministre d’État et des
Affaires culturelles de l’époque,
Monsieur Pierre Werner.

La disparition des liens des des-
cendants d’émigrants luxembour-
geois avec le Luxembourg ne
constituerait assurément pas un
avantage dans les efforts d’un
positionnement international du
Luxembourg que tout Gouver-
nement luxembourgeois a toujours
eu à cœur. Le soutien tel que décrit
ci-dessus accordé par le Luxem-
bourg au projet du musée sera le
témoin que le Grand-Duché tient à
assurer et à conserver des rela-
tions avec les communautés
luxembourgeoises aux États-Unis,
tout en les plaçant dans un cadre
plus scientifique et moderne qui
est par ailleurs promu et pris en
charge par les communautés elles-
mêmes.

Question 2289 (6.2.2008) de M.
Laurent Mosar (CSV) con-
cernant la situation politique
en Serbie:

Suite aux récentes élections prési-
dentielles en Serbie, le pays du
Balkan se retrouve en face d’un
président pro-européen qui a
comme but de rapprocher la Répu-
blique serbe de l’Union euro-
péenne en vue d’une future adhé-
sion et d’un Premier Ministre aux
tendances plutôt nationalistes et
anti-européennes.

Les Ministres des Affaires étran-
gères européens avaient évoqué la
possibilité d’un accord facilitant
l’obtention de visas ou le libre-
échange avec la Serbie, accord
qui aurait pu être signé en date du
7 février 2008. Cependant le
Premier Ministre serbe vient d’an-
noncer qu’il s’y oppose et que par
conséquent aucun accord ne
pourra être signé.

Au vu de ce qui précède, je vou-
drais poser la question suivante à
Monsieur le Ministre des Affaires
étrangères et de l’Immigration:

- Quelle est la position du Gouver-
nement face aux récents dévelop-
pements en Serbie?

Réponse (10.3.2008) de M.
Jean Asselborn, Ministre des
Affaires étrangères et de l’Immi-
gration:

Le Gouvernement luxembourgeois
se félicite du fait que le Président
Boris Tadić a, suite à sa réélection

le 3 février 2008, clairement ré-
affirmé son adhésion aux valeurs
européennes ainsi que sa détermi-
nation à vouloir poursuivre les
efforts tendant à rapprocher la
Serbie de l’Union européenne. Le
Gouvernement confirme son sou-
tien à l’agenda défini au Sommet de
Thessalonique en juin 2003 et à la
perspective européenne offerte aux
pays des Balkans occidentaux.

Le Gouvernement luxembourgeois
espère qu’un accord de stabilisa-
tion et d’association avec la Serbie
pourra être signé dans les
meilleurs délais. À défaut de pou-
voir signer à ce stade un tel
accord, les Ministres des Affaires
étrangères de l’Union européenne
ont, le 28 janvier dernier, proposé à
la Serbie la signature d’un accord
politique intérimaire dont l’objet est
de promouvoir le dialogue poli-
tique, les échanges commerciaux,
le dialogue sur une libéralisation
des visas et la coopération en ma-
tière d’éducation. En même temps,
la mise sur pied d’un groupe de
travail spécial chargé d’examiner
les moyens de réaliser des progrès
rapides dans ces domaines et de
formuler des recommandations à la
Serbie et au Conseil de l’Union eu-
ropéenne, a été décidée.

À ce jour, les responsables serbes
n’ont pas accepté la proposition de
l’Union européenne de signer cet
accord politique intérimaire. La
proposition de l’Union européenne
reste néanmoins sur la table, et le
Gouvernement luxembourgeois
espère que la Serbie saura ac-
cepter la main tendue par l’Union
européenne pour l’aider sur le che-
min de l’intégration européenne. La
Serbie est un partenaire d’impor-
tance dans la région des Balkans
et le Gouvernement luxembour-
geois espère qu’elle pourra as-
sumer son rôle de promoteur d’une
stabilité et d’une prospérité du-
rables pour toute la région.

Question 2290 (7.2.2008) de M.
Laurent Mosar (CSV) con-
cernant les entreprises dans la
matière de la gestion des
noms de domaines:

La loi du 21 décembre 2007 vient
d’introduire une série de mesures
fiscales dans le domaine des droits
intellectuels s’appliquant entre
autres aux noms de domaines. Ces
nouvelles mesures prévoient des
exonérations à hauteur de 80% du
montant net positif.

À travers ces mesures, l’État a créé
un cadre afin d’augmenter l’attrac-
tivité du site Luxembourg pour des
entreprises oeuvrant dans la ma-
tière de la gestion des noms de
domaines informatiques.

Au vu de ce qui précède, je vou-
drais poser les questions suivantes
à Monsieur le Ministre des Classes
moyennes, du Tourisme et du
Logement:

- Le Gouvernement envisage-t-il
une campagne d’information afin
de promouvoir l’attractivité du site
pour les entreprises susmen-
tionnées?

- Ces entreprises actives dans la
matière de la gestion des noms de
domaines ont-elles besoin d’une
autorisation de faire le commerce
afin de pouvoir s’installer au
Grand-Duché?

Réponse (2.4.2008) de M.
Fernand Boden, Ministre des
Classes moyennes, du Tourisme et
du Logement:

Il me revient que le Ministère des
Finances et les administrations
concernées ont d’ores et déjà
effectué une certaine promotion
des mesures incitatives mises en
place par la loi du 21 décembre
2007 dans le domaine des droits
intellectuels.

En ce qui concerne le droit d’éta-
blissement, la loi du 28 décembre
1988 a vocation à s’appliquer à
toutes les activités commerciales.
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En conséquence, les entreprises
actives dans le domaine de la
gestion des noms de domaines qui
associent un volet commercial à
leur activité intellectuelle doivent
solliciter une autorisation d’éta-
blissement subséquente, qui leur
sera délivrée endéans une dizaine
de jours après présentation d’une
demande complète.

Question 2291 (8.2.2008) de M.
Laurent Mosar et de Mme
Martine Stein-Mergen (CSV)
concernant l’étude d’un bureau
de planification allemand
sur le projet de tram léger
pour la capitale:

Selon les informations de l’hebdo-
madaire «d’Lëtzebuerger Land»
du 8 février 2008, une étude réa-
lisée par un bureau allemand de
planification des transports arri-
verait à la conclusion que le projet
d’un tram léger pour la capitale ne
serait pas rentable et qu’une so-
lution train classique et train-tram
serait préférable.

Au vu des développements anté-
rieurs, nous aimerions poser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre des Transports:

- Monsieur le Ministre, peut-il nous
fournir de plus amples informations
sur les résultats de l’étude susmen-
tionnée?

- Quand est-ce que cette dernière
sera publiée?

- Quelles sont les conséquences
que le Gouvernement entend tirer
de l’étude en question?

Réponse (14.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre des Trans-
ports:

1) Étant donné que le Gouverne-
ment ne se trouve saisi d’aucune
«étude réalisée par un bureau alle-
mand de planification des trans-
ports» qui arriverait à la conclusion
que le projet d’un tram léger pour
la capitale ne serait pas rentable,
le Gouvernement se trouve dans
l’impossibilité d’en tirer de quel-
conques conséquences, voire de
la publier.

2) Toujours est-il que le Ministère
de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire se trouve en posses-
sion d’un document interne intitulé
«support de discussion» consis-
tant en des présentations intermé-
diaires et fragmentaires d’un avant-
projet de concept de mobilité pour
le sud-ouest de la ville de Luxem-
bourg. Ce document, élaboré par
le bureau d’études PTV pour le
compte du Ministère de l’Intérieur
et de l’Aménagement du Territoire,
contient quelques pistes de ré-
flexion pour un concept de mobilité
à l’horizon 2030 sur base de diffé-
rents scénarios d’évolution du
trafic qui restent à valider.

3) Les pistes de réflexion, disons
courageuses, dudit bureau d’étu-
des ne se prononcent pas contre
l’introduction d’un tram léger pour
la capitale, mais souhaitent bien au
contraire compléter le tram léger et
notre réseau ferré classique par
tout un réseau S-Bahn et par
nombre d’extensions de type train-
tram, entre autres vers Sandweiler,
vers Bertrange ainsi que vers
Audun-le-Tiche, Dudelange et
Ottange via Hesperange. Ces
pistes de réflexion méritent donc
encore une analyse approfondie et
des discussions réfléchies entre
acteurs concernés avant de mener
éventuellement à un projet de
concept de mobilité qui pourrait
s’avérer viable à long terme et le
cas échéant trouver l’aval du Gou-
vernement pour être ensuite pré-
senté à la Chambre des Députés,
voire au public.

Question 2292 (11.2.2008) de
M. Fernand Etgen (DP) con-
cernant la composition du
comité-directeur du Fonds
pour le Développement du
Logement et de l’Habitat:

Le Fonds du Logement a été ins-
titué par la loi modifiée du 25
février 1979 concernant l’aide au
logement en tant qu’établissement
public. Cette loi stipule que le
fonds est «administré par un co-
mité-directeur composé de douze
membres, nommés et révoqués
par le Grand-Duc, dont trois sur
proposition des organisations syn-
dicales les plus représentatives,
deux sur proposition respecti-
vement de la Chambre de Com-
merce et de la Chambre des
Métiers. Cinq membres du comité-
directeur sont proposés par les
membres du Gouvernement ayant
dans leurs attributions les Fi-
nances, les Classes moyennes, les
Travaux publics, l’Intérieur et la
Famille. Deux membres sont pro-
posés par le membre du gouver-
nement ayant le Logement dans
ses attributions. Un de ces deux
membres préside le comité-direc-
teur et a une voix prépondérante
en cas de partage des voix».

Tenant compte de ce qui précède
ainsi que de la composition du co-
mité-directeur à la date du 30 avril
2007, telle qu’elle a été publiée
dans le rapport d’activité 2006 du
Fonds, je souhaiterais poser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre:

- Monsieur le Ministre pourrait-il
m’informer, si la composition ac-
tuelle du comité-directeur du
Fonds correspond aux dispositions
fixées par la loi du 25 février 1979?

- Monsieur le Ministre estime-t-il
qu’il n’y ait pas de conflits d’in-
térêts entre les différents mandats
des membres du comité-directeur?

- Monsieur le Ministre est-il d’avis
que le principe de la séparation
des pouvoirs est respecté?

Réponse (26.3.2008) de M.
Fernand Boden, Ministre des
Classes moyennes, du Tourisme et
du Logement:

Le Ministre du Logement estime
que la composition du comité-
directeur est conforme aux dispo-
sitions fixées par la loi modifiée du
25 février 1979 concernant l’aide
au logement, alors que tous les
membres ont été désignés par les
instances prévues par le légis-
lateur.

Pour ce qui est d’éventuels conflits
d’intérêts entre les différents
mandats des membres du comité-
directeur, soulevés par l’honorable
Député Fernand Etgen, il y a lieu
de souligner que l’alinéa 3 de
l’article 61 de la loi précitée est
respecté.

En effet, cet article prévoit que: «ne
peuvent devenir ni membre effectif
ni membre suppléant du comité-
directeur le ou les fonctionnaires
du Ministère ayant le Logement
dans ses attributions ou toute autre
administration ou service public
qui, en vertu de leurs fonctions,
sont appelés à surveiller ou à
contrôler l’établissement ou qui, en
vertu des pouvoirs leurs délégués
par le Ministre ayant le Logement
dans ses attributions, approuvent
des actes administratifs de l’éta-
blissement ou signent des ordon-
nances de paiement ou toute autre
pièce administrative entraînant une
dépense de l’État en faveur de
l’établissement».

Pour ce qui est de la troisième
question relative au respect de la
séparation des pouvoirs, il y a lieu
de se référer à la réponse du 21
mars 2000 du Ministre de la Santé
de l’époque, à savoir Monsieur
Carlo Wagner, à la question parle-
mentaire posée par l’honorable
Député Norbert Haupert et concer-
nant la nomination de l’honorable
Députée Maggy Nagel comme
membre du conseil d’adminis-

tration de l’établissement public
«Centre thermal et de santé de
Mondorf-les-Bains» (cf. compte
rendu N°9/1999-2000 - question
parlementaire N°0378).

Question 2293 (11.2.2008) de
Mme Claudia Dall’Agnol
(LSAP) concernant le calcul de
l’aide au logement suite à
l’introduction du boni pour
enfant:

Selon les termes de l’article 18 du
règlement grand-ducal du 16
novembre 1998 fixant les mesures
d’exécution relatives aux loge-
ments locatifs, aux aides à la pierre
ainsi qu’aux immeubles cédés sur
la base d’un droit d’emphytéose et
d’un droit de superficie, prévus par
la loi modifiée du 25 février 1979
concernant l’aide au logement, le
calcul du loyer des logements
tombant sous ce régime se base
sur deux éléments, dont le premier
dépend du revenu net disponible
annuel du ménage concerné. À
côté des revenus nets visés à
l’article 10 de la loi sur l’impôt sur
le revenu, il est également tenu
compte des allocations familiales
ainsi que d’autres allocations et
revenus lors de l’établissement du
revenu net disponible.

L’année 2008 a vu l’introduction
d’une nouvelle allocation familiale
par le biais d’une loi du 21 dé-
cembre 2007, à savoir le boni pour
enfant. Cette allocation d’un mon-
tant de 922,50 euros par enfant
mineur remplace la modération
d’impôt pour enfant, jusqu’à
présent intégrée dans les barèmes
de l’impôt sur le revenu des per-
sonnes physiques.

Voilà pourquoi je souhaite poser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre:

- Est-ce que le boni pour enfant
sera pris en considération pour
l’établissement du revenu net dis-
ponible du ménage en vue du
calcul du loyer, tel que prévu à l’ar-
ticle 18 du règlement grand-ducal
susmentionné?

- Dans l’affirmative, Monsieur le
Ministre pourrait-il me fournir
quelques exemples de calcul de
l’évolution du loyer pour les ca-
tégories de ménages les plus
«typiques», par exemple sur base
du fichier des locataires du Fonds
du Logement?

- Toujours dans cette même hypo-
thèse, est-ce que les ménages
concernés ont été informés du re-
calcul de leur loyer à partir du mois
de janvier 2008?

- Le cas échéant, est-ce que les
communes ont été informées de la
façon dont le boni pour enfant est
à considérer lors de l’établis-
sement du revenu net disponible et
partant du calcul du loyer des mé-
nages occupant des logements
dits «sociaux» communaux?

Réponse (18.3.2008) de M.
Fernand Boden, Ministre des
Classes moyennes, du Tourisme et
du Logement:

D’emblée, il y a lieu de réaffirmer
que les logements faisant partie du
parc public (État, communes,
Fonds du Logement) sont loués
non en fonction du capital investi
(aux termes de la législation sur le
bail à loyer), mais principalement
en fonction du Revenu Net Dispo-
nible (RND) par unité de consom-
mation du ménage occupant.

Le grand principe sur lequel est
calquée la législation en la matière
dès les débuts du logement social
«contemporain» au Luxembourg
est celui d’inciter ceux qui dispo-
sent un jour de moyens suffisants
pour se procurer un logement sur
le marché libre, de déguerpir de
leur logement locatif financé mo-
yennant des deniers publics. En
effet, à partir d’un certain revenu, il
s’avère beaucoup plus intéressant
de sortir de son propre gré du parc
de logements publics, alors que le

loyer à payer au promoteur public
dépasse celui opéré sur le marché
privé en vertu des dispositions de
la loi sur le bail à loyer.

L’introduction de ce principe par
une loi spéciale du 25 février 1979
constitue d’ailleurs une des raisons
pour lesquelles le Grand-Duché de
Luxembourg peut se féliciter d’être
un des rares pays qui n’est pas
confronté à des problèmes d’occu-
pation de logements sociaux par
des ménages qui ne remplissent
plus les conditions, alors que la ro-
tation des ménages est opérée à
défaut de mesures spéciales de
déguerpissement.

Dans ces conditions, le RND est
défini par le règlement grand-ducal
du 16 novembre 1998 fixant les
mesures d’exécution relatives aux
logements locatifs, aux aides à la
pierre ainsi qu’aux immeubles
cédés sur la base d’un droit d’em-
phytéose et d’un droit de super-
ficie, prévues par la loi modifiée du
25 février 1979 concernant l’aide
au logement comme suit:

«Par le RND du ménage, on en-
tend la somme:

- des revenus nets visés à l’article
10 de la loi modifiée du 4 dé-
cembre 1967 concernant l’impôt
sur le revenu, déduction faite des
cotisations sociales et des impôts
effectivement retenus;

- des allocations familiales, sans
l’allocation de rentrée scolaire;

- de l’allocation d’éducation;

- de l’allocation de maternité;

- de l’indemnité pour congé paren-
tal;

- des rentes alimentaires perçues.

Les rentes alimentaires versées
sont déduites de la somme ci-
dessus déterminée».

Fait défaut sur cette liste la «rente
accident» qui constitue un revenu
de substitution au même titre que
l’indemnité pour congé parental.
C’est pourquoi cette lacune sera
comblée dans le cadre de la modi-
fication du règlement grand-ducal
en question, réalisé sur base des
expériences intrinsèques du Fonds
du Logement, des recomman-
dations du Médiateur ainsi que des
conclusions de la Commission des
Pétitions et de la Commission des
Classes moyennes, du Tourisme et
du Logement de la Chambre des
Députés. En plus, la nouvelle rè-
glementation tiendra compte des
revenus bruts alloués pour les
heures supplémentaires bénéfi-
ciant depuis le 1er janvier de cette
année d’une exemption d’impôt.

Concernant le boni pour enfants à
charge, mentionné dans la ques-
tion parlementaire de l’honorable
Députée Claudia Dall’Agnol, le
Conseil du Gouvernement est venu
à la conclusion que ce boni est à
considérer comme une allocation
familiale et constitue un revenu au
même titre que ceux énoncés dans
la liste précitée.

En ce qui concerne les retombées
sur les loyers à payer par les mé-
nages-occupants, il y a lieu de
noter que le règlement actuel-
lement en vigueur prévoit qu’à la
fin de chaque année est réalisé un
décompte du loyer sur base de
tous les revenus effectivement per-
çus durant la période du 1er janvier
au 31 décembre de l’année ré-
volue. Sur base de ces données et
en tenant compte de la compo-
sition effective du ménage-occu-
pant, un «décompte loyer» est
opéré.

Le texte modifié abolit le principe
du «décompte loyer». Cependant,
les revenus perçus durant une
année constitueront toujours la
base pour fixer le loyer à payer à
partir du 1er mai de l’année sui-
vante.

Au niveau du boni pour enfants à
charge, cette allocation ne sera
pas considérée lors de la déter-
mination du loyer pour l’année
2008 (du 1er mai 2008 au 30 avril
2009) tel qu’avancé par l’honorable
Députée. Le loyer de 2008 est

déterminé sur base des revenus
perçus en 2007. En partant du
principe que ce boni pour enfant à
charge constitue un revenu, il sera
considéré, toujours dans la logique
du revenu effectivement dispo-
nible, lors du calcul du loyer pour
l’année 2009 (du 1er mai 2009 au
30 avril 2010), basé sur les revenus
perçus en 2008. Les ménages
concernés disposeront alors men-
suellement du montant supplémen-
taire en allocation familiale pour
s’acquitter du montant margina-
lement majoré de leur loyer men-
suellement dû.

À noter également dans ce con-
texte que si le boni pour enfants
n’était pas considéré lors de la
détermination du RND, tous les
ménages habitant un logement
faisant partie du parc public et qui
paient des impôts verraient leur
loyer diminuer, en raison du fait
que leur revenu net diminue à
cause de l’abolition de la modé-
ration d’impôt pour enfants.

Il va sans dire qu’il appartiendra à
tous les promoteurs publics d’in-
former leurs locataires des nou-
velles dispositions de la réglemen-
tation.

Question 2294 (11.2.2008) de
M. Fernand Etgen (DP) con-
cernant le site Internet luxem-
bourgeois et le «Cheval de
Troie»:

La semaine dernière, un commu-
niqué du Ministère de l’Économie
et du Commerce extérieur aver-
tissait qu’un site Internet luxem-
bourgeois très fréquenté du do-
maine non bancaire avait été in-
fecté avec un «Cheval de Troie»,
technique permettant d’escroquer
surtout financièrement les inter-
nautes en leur soustrayant cer-
taines données personnelles.

Ce communiqué, bien qu’informatif
en expliquant la technique du
Cheval de Troie et la façon de s’en
prémunir, avait la particularité de
ne pas révéler l’information prin-
cipale et essentielle à tout inter-
naute, à savoir le nom ou l’adresse
du site Internet en question.

Dans ce contexte j’aimerais savoir:

- Quelles sont les raisons qui ont
amené le Ministère à ne pas com-
muniquer le nom du site Internet
suspecté d’être infecté?

- Monsieur le Ministre ne trouve-t-il
pas que cette façon de procéder
peut avoir un résultat inverse à
l’effet escompté en plongeant dans
la suspicion un ensemble de sites
Internet luxembourgeois?

- La dissimulation de cette infor-
mation capitale ne rend-t-elle pas
le communiqué tout simplement
superflu?

Réponse (13.3.2008) de M.
Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce ex-
térieur:

En réponse à la question parle-
mentaire de l’honorable Député
Félix Braz, je puis vous commu-
niquer les informations reprises ci-
après concernant le communiqué
de presse du Ministère de l’Éco-
nomie et du Commerce extérieur
mettant en garde les internautes
contre les risques liés au dé-
ploiement de chevaux de Troie.

Le site web en question a été
manipulé par un cybercriminel
pour rediriger les internautes de
façon clandestine vers un site
hébergé en Russie distribuant des
malwarei. Cette manipulation a été
rendue possible par un serveur sur
lequel le site a été hébergé et qui
présentait certaines vulnérabilités
techniques. L’exploitation de ces
vulnérabilités rendait la manipu-
lation du site possible.
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La prise en otage de sites Internet
pour la distribution indirecte de
malware (vers, virus ou chevaux de
Troie) est une technique de plus en
plus employée par les cybercri-
minels. Ainsi Googleii a répertorié
en 2007 plus de 70.000 sites qui
distribuent directement ou indi-
rectement du malware, la plupart
du temps malgré eux. C’est donc
un phénomène très répandu, mais
mal connu puisque assez nouveau.

Considérant le grand nombre de
sites web infectés, la publication
du nom d’un seul site touché n’au-
rait présenté aucune valeur ajou-
tée, ceci d’autant moins que le site
en question avait résolu le pro-
blème au niveau de la publication
du communiqué de presse. Le but
de mon Ministère est de mettre les
internautes en garde devant un
danger général, non limité à un
seul site. Les internautes doivent
apprendre de façon générale qu’ils
doivent se protéger contre les
risques très répandus d’attaques
par chevaux de Troie. Telle est la
mission de sensibilisation du projet
CASES.

En d’autres mots, en date du com-
muniqué de presse, le site en
question ne présentait plus de vul-
nérabilités et l’iFrame qui redi-
rigeait les internautes n’était plus
présent. Cependant le risque pro-
venant du Cheval de Troie qui a
éventuellement été installé per-
siste. De plus, le risque de s’infec-
ter en surfant sur d’autres sites
n’est pour autant pas éliminé parce
que l’attaque en tant que telle
existe et le nombre d’attaques est
toujours croissantiii.

Au cours des discussions autour
de cette attaque par cheval de
Troie, la presse a nommé deux
sites qui ont été défigurés au cours
des dernières semaines. Ils s’ajou-
tent à la longue liste des sites qui
ont subi des attaques de type «de-
facementiv». Or si un cybercriminel
peut accéder à un site pour le défi-
gurer, il peut aussi introduire une
iFrame afin de rediriger les inter-
nautes vers des sites qui distri-
buent du malware.

Beaucoup de sites web dans le
monde sont hébergés sur des ser-
veurs mal configurés ou mal gérés.
Ceci est aussi vrai pour le Luxem-
bourg et montre la nécessité que
tous les acteurs confondus, indus-
trie, PME, administrations et ci-
toyens adoptent des mesures de
sécurité appropriées afin de pou-
voir tirer profit des avantages mani-
festes d’Internet. Ce cas montre
aussi que l’industrie de la sécurité
trouve, surtout auprès des PME, un
marché potentiel qui demande des
solutions innovatrices. Le Ministère
de l’Économie et du Commerce ex-
térieur promeut déjà depuis plu-
sieurs années le développement
de solutions innovantes et adap-
tées tant aux besoins sécuritaires
spécifiques qu’aux possibilités fi-
nancières des PME. Parallèlement
le Ministère de l’Économie et du
Commerce extérieur fournit, par le
biais de sa structure CASES, une
plate-forme d’échange pour infor-
mations touchant à la sécurité in-
formatique aux acteurs de l’indus-
trie et de la place financière.

Tous les acteurs sont invités à tirer
profit de cette plate-forme et de
venir s’informer sur les risques ac-
tuels et les contre-mesures appli-
cables. Ainsi, le Ministère de l’Éco-
nomie et du Commerce extérieur
offre proactivement des solutions à
un problème global.

Le phénomène des attaques par
iFrame n’est pas limité au Luxem-
bourg, les chiffres de Google le dé-
montrent bien. Le communiqué de

presse, tel qu’il a été lancé avait
l’intention de mettre en garde les
internautes devant un risque ré-
pandu et d’expliquer que le phéno-
mène ne faisait pas halte aux
frontières luxembourgeoises. Les
articles publiés dans la presse
démontrent bien qu’une discussion
générale a été lancée et cette évo-
lution nous semble importante et
bienvenue.

Les internautes luxembourgeois ne
se limitent bien entendu pas à
surfer sur des sites luxembour-
geois, mais tirent globalement pro-
fit d’Internet. Il est donc primordial
que les internautes connaissent les
dangers et sachent se protéger.

Question 2296 (11.2.2008) de
M. Marco Schank (CSV)
concernant le dernier com-
muniqué de Cyberworld
Awareness and Security
Enhancement Structure
(CASES) - le Site Internet
luxembourgeois et le
«Cheval de Troie»:

La semaine dernière, la structure
CASES (Cyberworld Awareness
and Security Enhancement Struc-
ture) du Ministère de l’Économie et
du Commerce extérieur avait in-
formé la presse qu’un site Internet
luxembourgeois très fréquenté par
le public a été victime de cyber-
criminels qui y avaient déposé un
Cheval de Troie pour infecter les
ordinateurs des visiteurs du site et
voler leurs données personnelles
pour les escroquer.

Si cette initiative de CASES est cer-
tainement louable, il se pose
cependant un certain nombre de
questions quant à la date de publi-
cation et le contenu de cet aver-
tissement. En fait, ce dernier n’a
été publié que quelques jours
après l’infection du site concerné.
En plus, ni le nom du site infecté, ni
celui du Cheval de Troie n’ont été
publiés jusqu’à ce jour.

Selon mes informations, le site qui
a été visé par les cybercriminels
est surtout fréquenté par des
jeunes internautes qui ne sont pas
toujours conscients des dangers
liés à l’utilisation de l’Internet.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre de l’Économie et du
Commerce extérieur:

- Pour quelles raisons la structure
CASES a-t-elle retardé la publi-
cation du communiqué de presse
au lieu de le diffuser le jour même
ou le lendemain de l’infection?

- Pour quelles raisons le nom du
site Internet infecté n’est-il pas
mentionné dans le communiqué de
presse? Pourquoi a-t-on laissé les
internautes dans l’incertitude?

- Monsieur le Ministre entend-il
préciser à l’avenir les informations
contenues dans un tel commu-
niqué?

- Outre des conseils de sécurité,
Monsieur le Ministre n’estime-t-il
pas nécessaire d’indiquer sur le
site de CASES un certain nombre
de liens de téléchargement vers
des programmes antivirus ou anti-
trojan qui aideraient les internautes
à protéger ou désinfecter leurs or-
dinateurs?

Réponse (13.3.2008) de M.
Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce ex-
térieur:

En réponse à la question parle-
mentaire de l’honorable Député
Marco Schank, je puis vous com-

muniquer les informations reprises
ci-après concernant le commu-
niqué de presse du Ministère de
l’Économie et du Commerce ex-
térieur mettant en garde les inter-
nautes contre les risques liés au
déploiement de chevaux de Troie.

Le site web en question a été ma-
nipulé par un cybercriminel pour
rediriger les internautes de façon
clandestine vers un site hébergé
en Russie distribuant des malwarei.
Cette manipulation a été rendue
possible par un serveur sur lequel
le site a été hébergé et qui pré-
sentait certaines vulnérabilités
techniques dont l’exploitation
rendait la manipulation du site pos-
sible.

La prise en otage de sites Internet
pour la distribution indirecte de
malware (vers, virus ou chevaux de
Troie) est une technique de plus en
plus employée par les cybercrimi-
nels. Ainsi Googleii a répertorié en
2007 plus de 70.000 sites qui dis-
tribuent directement ou indirec-
tement du malware, la plupart du
temps malgré eux. C’est donc un
phénomène très répandu, mais
mal connu puisque assez nouveau.

La structure CASES du Ministère
de l’Économie et du Commerce
extérieur a reçu le 25 janvier 2008
l’information qu’un site luxembour-
geois à forte fréquentation avait
distribué, de façon indirecte et
involontaire, des chevaux de Troie.
Le même jour, la structure CASES
a informé ses partenaires, notam-
ment le Centre Informatique de
l’État ainsi que le secteur financier
via l‘ABBL, et a émis une alerte sur
son site (www.cases.lu) pour
mettre en garde les internautes. À
ce moment une investigation poli-
cière était déjà en cours et le site
concerné, qui avait été informé de
l’attaque, avait réagi immédia-
tement et ne distribuait plus de
malware.

Le 6 février, en concertation avec
l’ABBL et la Police grand-ducale,
un communiqué de presse a été
distribué pour mettre en garde les
internautes de façon générale,
contre cette forme d’attaques dé-
sormais très répandue.

Considérant le grand nombre de
sites web infectés de par le
monde, la publication du nom d’un
seul site touché n’aurait présenté
aucune valeur ajoutée, ceci d’au-
tant moins que le site en question
avait résolu le problème avant la
publication du communiqué de
presse. Le but de mon Ministère
est de mettre les internautes en
garde devant un danger général,
non limité à un seul site. Si CASES
avait publié le nom du site con-
cerné, tous les internautes qui ne
connaissaient pas ce site ou qui ne
l’ont jamais visité, ne se seraient
pas sentis concernés et auraient
simplement ignorés le commu-
niqué. Or il est important que les
internautes apprennent qu’ils
doivent se protéger toujours contre
les risques très répandus d’at-
taques par chevaux de Troie et que
cette forme d’attaque ne fait pas
halte à un seul site ni aux frontières
luxembourgeoises. Telle est la
mission de sensibilisation qu’a le
projet CASES.

Aujourd’hui le risque provenant
des Chevaux de Troie persiste. Le
risque de s’infecter en surfant sur
Internet n’est pas éliminéiii.

Le but de la structure CASES est
de sensibiliser respectivement de
mettre en garde les internautes
contre les dangers liés à la société
de l’information, de leur fournir le
savoir-faire adéquat pour se pro-
téger. C’est aussi dans cette op-

tique que l’alerte ainsi que le com-
muniqué de presse ont été rédi-
gés, le but n’étant pas de montrer
du doigt un site-victime, mais de
mettre en garde les internautes
devant un danger général qui
frappe aussi le Luxembourg et qui
n’est pas limité à des sites de mau-
vaise réputation.

CASES s’efforce depuis toujours
d’émettre des alertes et des com-
muniqués de presse précis, cor-
rects et rapides tout en respectant
d’éventuelles enquêtes policières
et en ne divulguant que les infor-
mations nécessaires pour que les
internautes puissent comprendre
le danger et implémenter les con-
tre-mesures nécessaires, respec-
tivement vérifier si les contre-
mesures sont en place.

Dans le même but, CASES émet
des conseils génériques pour aider
les internautes à se protéger contre
les multiples risques liés à l’utilisa-
tion d’Internet, comme notamment
les attaques par cheval de Troie.
Conseiller les internautes à utiliser
des logiciels spécifiques mettrait
en cause la neutralité de CASES et
pourrait avoir des implications du
point de vue de sa responsabilité,
étant donné que CASES ne peut
pas garantir l’infaillibilité des
produits sur le marché, ni émettre,
en tant que structure étatique des
préférences d’un produit par
rapport à un autre. CASES à pour
mission de sensibiliser les inter-
nautes à utiliser correctement des
logiciels de sécurité tels que les
anti-virus, les pare-feux et de veiller
à ce que les systèmes d’exploi-
tation et les applications soient mis
à jour de façon régulière. CASES
promeut l’adoption de réflexes de
sécurité, mais ne peut pas faire de
publicité pour des produits spéci-
fiques surtout si le Cheval de Troie
en question est détecté par tous
les grands logiciels anti-virus.

Question 2298 (12.2.2008) de
M. Robert Mehlen (ADR)
concernant l’impression du
Mémorial:

Dans son édition du 25 janvier
2008, le journal «De Feierkrop»
écrit:

«Während Victor Bruck mit EU-
Subventionen in der Slowakei eine
neue Druckerei eröffnete, werden
in Luxemburg Arbeitsplätze abge-
baut. So druckt Buck zum Beispill
das luxemburgische Amtsblatt
‘Memorial’ in der Slowakei dank
der dort üblichen Hungerlöhne.»

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Mes-
sieurs les Ministres: 

1. Monsieur le Ministre peut-il
confirmer cette information? 

2. Quelle est la consommation
annuelle en papier nécessaire pour
l’impression des Mémoriaux A, B et
C?

3. Avec quelle périodicité pa-
raissent ces trois éditions du
Mémorial?

4. Est-ce que l’impression du
Mémorial a fait objet d’une sou-
mission, si oui de quel type et
quels étaient les critères à remplir?

5. Monsieur le Ministre de l’Envi-
ronnement peut-il nous renseigner
sur le bilan de CO2 du transport de
la Slovaquie au Grand-Duché des
Mémoriaux ainsi imprimés, eu
égard aux informations sub 1?

Réponse conjointe (13.3.2008)
de Mme Octavie Modert,
Secrétaire d’État aux relations avec

le Parlement et de M. Lucien
Lux, Ministre de l’Environnement:

1. L’honorable Député se réfère à
un article paru dans un hebdo-
madaire pour demander si les allu-
sions qui y sont faites par rapport à
une impression complète du
Mémorial, Journal Officiel du
Grand-Duché de Luxembourg, en
Slovaquie sont correctes.

Ignorant les recherches à la base
des affirmations reproduites, il
échet en premier lieu de constater
que les destinataires de certaines
des questions ici posées sont des
entreprises privées et non pas le
Gouvernement. Néanmoins, nous
avons recueilli les informations
suivantes et tenons en premier lieu
de préciser que le Mémorial com-
porte trois éditions distinctes A, B
et C, dont l’impression est confiée
depuis 2005 à une association
momentanée comprenant deux im-
primeurs luxembourgeois: Qatena
(ex-Victor Buck) et Imprimerie Cen-
trale, et ceci à la suite d’un marché
public avec soumission restreinte.

Le Mémorial A et B n’est pas et n’a
jamais été imprimé à l’étranger. En
effet, le Mémorial A, contenant les
actes législatifs et réglementaires
(arrêté royal grand-ducal du 22
octobre 1842 réglant le mode de
publication des lois; règlement
grand-ducal modifié du 9 janvier
1961 relatif aux trois recueils du
Mémorial) et le Mémorial B, con-
tenant des actes administratifs in-
dividuels (insérés par extraits), des
avis, des communiqués etc. re-
quièrent une production au Grand-
Duché, alors qu’il doit être garanti
que le «Journal Officiel» puisse
être imprimé, en cas d’urgence, le
jour même de l’entrée en vigueur
d’un texte en vue de parvenir aux
destinataires le lendemain.

Il est vrai que l’entreprise informe
que le Mémorial C, dont Qatena
avait la responsabilité courant
2007, a été effectivement imprimé
en Slovaquie pendant la période
de mai 2007 à fin novembre 2007,
dû à une restructuration qu’elle a
dû effectuer.

En effet, elle a déménagé la presse
2-couleurs qui imprime, entre
autres, le Mémorial C en Slovaquie.
Cette machine a principalement
d’autres productions que le Mé-
morial C, productions pour les-
quelles un déménagement en
Slovaquie était justifié, la machine
étant sous-utilisée avec la seule
demande nationale qui a tendance
à se porter vers des productions
de plus haute qualité, au contraire
des clients servis par Qatena en
Slovaquie. Une seule personne
travaille sur une 2-couleurs. Pour le
Mémorial C, il ne pouvait donc pas
s’agir d’une question de prix, les
frais de transport dépassant le
gain fait en imprimant en Slova-
quie. Depuis décembre 2007, le
Mémorial C est de nouveau
imprimé au Luxembourg (chez
Qatena sur une presse 4-couleurs,
à défaut) et depuis le 1er janvier
2008 chez l’Imprimerie Centrale.

2. Cette consommation varie en
fonction de l’activité législative et
administrative (pour le Mémorial A
et B), ainsi que de l’activité éco-
nomique du pays et de la régle-
mentation des publications offi-
cielles y relatives (pour le Mémorial
C). En 2007, 158.114 pages (ta-
bles comprises) ont été publiées
au total pour les trois éditions du
Mémorial.

La majeure partie de ces pages, à
savoir 146.528 pages (tables com-
prises) concerne le Mémorial C. Il
est intéressant de noter que 51,2%
des abonnés au Mémorial C sont
des abonnés publics (Ministères,
administrations, services publics,
communes etc.). En février 2008, le
nombre des abonnés publics
s’élève à 87 et celui des abonnés
privés à 83. Le nombre des abon-
nés au Mémorial C diminue cons-
tamment, alors que le stockage de
+/- 3.000 numéros annuels (en
2007: 3.025 fascicules à 48 pages,
un à huit par jour) est non né-
gligeable. Ces données change-
ront bien sûr substantiellement
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ii http://googleonlinesecurity.blogspot.com/2007/06/
web-server-software-and-malware.html

iii Consulter le dossier malweb: http://www.cases.public.lu/fr/risques/2007/
malweb/index.html

iv Consulter la fiche correspondante:
http://www.cases.lu/fr/publications/fiches/defacement/index.html

i Technique appelée iFrame: http://
www.cases.public.lu/fr/publications/dossiers/iframe/index.html 

ii http://googleonlinesecurity.blogspot.com/2007/06/
web-server-software-and-malware.html 

iii Consulter le dossier malweb:
http://www.cases.public.lu/fr/risques/2007/malweb/index.html 



parce que le Mémorial C ne sera
plus publié que sous forme électro-
nique au site Internet «legilux.lu» à
partir de l’année 2009 (à l’excep-
tion d’une dizaine d’exemplaires
destinés au dépôt légal et à l’archi-
vage). Annoncé en 2007, voilà qui
reviendra à une économie substan-
tielle en papier et à une organi-
sation plus rationnelle.

3. Les Mémoriaux A et B parais-
sent régulièrement, sans délais
prédéterminés, en fonction de
l’activité législative et adminis-
trative. Le Mémorial C paraît tous
les jours ouvrables, du lundi au
samedi inclus et le nombre d’édi-
tions par jour dépend de l’activité
économique du pays et de la
réglementation des publications
officielles y relatives (loi modifiée
du 10 août 1915 concernant les
sociétés commerciales et loi mo-
difiée du 21 avril 1928 sur les as-
sociations et les fondations sans
but lucratif).

4. En 2004, le marché public du
Mémorial a fait l’objet d’une sou-
mission restreinte, sur base d’un
cahier des charges dont l’examen
détaillé dépasserait le cadre de la
présente question parlementaire.
Cette soumission était en tous
points conformes aux lois et règle-
ments en vigueur sur les marchés
publics, et a porté sur une durée
de quatre ans. Le marché du
Mémorial sera relancé à partir de
l’année 2009.

5. D’après les informations four-
nies, les Mémoriaux C imprimés en
Slovaquie ont été transportés vers
le Luxembourg par un transport
routier (un transport toutes les
deux à trois semaines), conjoin-
tement avec d’autres produits et
marchandises, ceci dans le souci
de limiter les frais de transport ainsi
que les émissions de CO2.

Sachant qu’un numéro de Mé-
morial C pèse environ 105 g, que le
tirage total par numéro pendant la
période en question était de 240
exemplaires par numéro et que,
toujours pendant la même période,
2.000 numéros environ ont été
publiés, l’on peut dresser l’esti-
mation suivante:

2.000 x 240 x 105 g = 50.400.000 g
= 50.400 kg ou encore environ 50
tonnes de papier, réparties sur une
douzaine de transports par camion
sur la période. La distance à par-
courir s’élève à 1.200 km par trajet.

En se basant sur les calculs établis
par le «Institut für Energie- und
Umweltforsschung Heidelberg
GmbH (IFEU)», à savoir que les
émissions moyennes de gaz à effet
de serre du transport routier de
marchandises (par camion) s’élè-
vent à un équivalent de 45 g de
CO2 par tonne transportée et par
kilomètre parcouru, on peut esti-
mer que les émissions engendrées
par le transport du Mémorial C de
la Slovaquie au Grand-Duché pen-
dant la période considérée s’élè-
vent à quelque 2,7 tonnes de CO2.
À titre de comparaison, cette quan-
tité correspond à peu près au rejet
annuel moyen d’une voiture parti-
culière parcourant 15.000 km par
an.

Rappelons que cette situation de
transport a cessé et que, de toute
façon, à partir de 2009, l’impres-
sion ordinaire sur papier du Mémo-
rial C n’aura plus cours.

Question 2299 (13.2.2008) de
M. Roland Schreiner (LSAP)
concernant les services d’as-
sistance en escale:

L’inauguration de la nouvelle aéro-
gare à l’Aéroport de Luxembourg
est prévue pour le 25 avril pro-
chain. Parallèlement à la mise en
service de cette nouvelle infra-
structure, la société d’exploitation
lux-Airport S.A. prévoit l’implan-
tation d’un deuxième prestataire de
services d’assistance aux vols pas-
sagers en escale, activité réservée
jusqu’à présent à la seule société

nationale de navigation aérienne,
Luxair.

L’ouverture à la concurrence des
services d’assistance en escale
engendrera un certain nombre de
changements d’ordre organisa-
tionnel à l’aéroport, de même que
la société Luxair verra disparaître
son monopole dans ce domaine.

Dans ce contexte je souhaite poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre des Transports:

- Quels changements structurels
et/ou organisationnels deviendront
nécessaires suite à l’implantation
d’un deuxième prestataire de ser-
vices d’assistance en escale à l’aé-
roport de Luxembourg?

- Dans quelle mesure la société
Luxair sera-t-elle concernée par
ces changements?

- Quelles en seront les consé-
quences prévisibles pour le per-
sonnel de Luxair? 

- En cas de perte d’une partie des
activités de «ground handling» par
Luxair, quel sera le sort réservé au
personnel, alors peut-être en sur-
nombre?

Réponse (18.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre des Trans-
ports:

L’inauguration de la nouvelle aéro-
gare aura lieu le 25 avril 2008 avec
des journées portes-ouvertes pré-
vues les 26 et 27 avril 2008 afin de
permettre au grand public de dé-
couvrir les lieux.

Avec la mise en service de la nou-
velle aérogare et conformément
aux missions qui ont été attribuées
par la loi du 19 mai 1999 ayant
pour objet a) de réglementer l’ac-
cès au marché de l’assistance en
escale à l’Aéroport de Luxem-
bourg, b) de créer un cadre régle-
mentaire dans le domaine de la sû-
reté de l’aviation civile, et c) d’ins-
tituer une Direction de l’Aviation
civile à l’entité gestionnaire de
l’aéroport, lux-Airport assurera
également l’exploitation de la nou-
velle aérogare.

Parallèlement, il a été décidé de
préparer l’ouverture du marché
des services d’assistance en es-
cale à l’Aéroport de Luxembourg à
la concurrence en prévoyant l’im-
plantation d’un deuxième presta-
taire de services à l’Aéroport de
Luxembourg. Le Luxembourg avec
un trafic en 2007 de quelques 1,7
millions de passagers, au vu des
prévisions de croissance du trafic
aérien en général et de la capacité
de la nouvelle aérogare de trois
millions de passagers, anticipe
ainsi le seuil de trafic de deux
millions de passagers prévu dans
la loi précitée de 1999, seuil à
partir duquel cette mise en con-
currence devient obligatoire et
répond ainsi à une demande
pressante de la part des autres
compagnies aériennes opérant au
Luxembourg.

ll convient de noter que l’assis-
tance en escale comporte une plé-
nitude d’activités, tels l’assistance
«passagers», l’assistance «baga-
ges», l’assistance «catering»,
l’assistance «transport au sol»,
l’assistance «carburant et huile».

En conformité avec les dispositions
de la loi précitée, la société lux-
Airport S.A. sera en charge d’as-
surer la gestion des infrastructures
centralisées servant à la fourniture
des services d’assistance en
escale et dont l’usage et par les
prestataires de services et par les
usagers pratiquant l’auto-assis-
tance est obligatoire. Il convient de
citer comme exemple d’une infra-
structure centralisée le système de
tri de bagages qui sera utilisé en
commun par les deux prestataires
de services.

La nouvelle aérogare a été conçue
afin de disposer des locaux per-
mettant d’accueillir deux presta-
taires de services ce qui n’était pas
le cas pour l’ancienne aérogare. En
tant qu’exploitant de la nouvelle
aérogare, lux-Airport devra assurer
une gestion transparente, objective
et non discriminatoire des diffé-

rentes infrastructures centralisées
d’assistance en escale par rapport
aux assistants en escale et aux
usagers et ceci sous la supervision
des autorités compétentes.

En ce qui concerne les prestataires
de services qui fournissent des
services d’assistance en escale, ils
doivent tout d’abord opérer une
stricte séparation comptable selon
les pratiques commerciales en
vigueur entre les activités liées à la
fourniture des services d’assis-
tance en escale et leurs autres
activités. La réalité de cette sépa-
ration comptable doit être con-
trôlée par un vérificateur indé-
pendant désigné par les autorités.
Ensuite, les prestataires visés
doivent obtenir un agrément pour
ces activités d’assistance en es-
cale dont ils doivent respecter les
conditions.

Alors que la procédure de sélec-
tion de ce deuxième prestataire de
services a été entamée par la
société lux-Airport dûment manda-
tée par le Ministre des Transports,
il appert que cette procédure ne
sera vraisemblablement clôturée
que fin juillet 2008 de sorte qu’il
peut être escompté qu’un nouvel
prestataire de services entame ses
activités au courant du deuxième
semestre 2008.

La société Luxair, comme l’indique
à juste titre l’honorable Député,
perdra ainsi son monopole dans le
marché de l’assistance en escale à
l’aéroport de Luxembourg. Étant
donné qu’il s’agit d’une branche
d’activités parmi d’autres du Grou-
pe Luxair, celui-ci se verra con-
traint à revoir sa politique commer-
ciale en ce qui concerne la pres-
tation de ces activités envers les
sociétés aériennes tierces qui
auront le choix entre deux presta-
taires de services d’assistance en
escale. En même temps, il ne faut
pas non plus oublier qu’étant
donné que l’opérateur Luxair a
transporté en 2007 plus d’un
million de passagers sur un total
de 1,7 millions de passagers
passant par l’Aéroport de Luxem-
bourg, la part de marché potentiel-
lement affectée est limitée, sans
même parler des possibilités de
croissance de ces activités au vu
des nouvelles capacités offertes
par la nouvelle aérogare.

Au vu de ce qui précède, il est
encore trop tôt de déduire à de
quelconques conséquences pour
le personnel de Luxair. De manière
générale, il peut cependant être
noté qu’à ce jour toutes les
questions affectant le personnel
ont pu été résolues selon le modèle
luxembourgeois en étroite concer-
tation avec le personnel concerné.

Question 2300 (13.2.2008) de
M. Marcel Oberweis (CSV)
concernant l’importation et la
commercialisation de tous
les produits dérivés de
phoques:

La directive européenne du 28
mars 1983 (83/129/CEE, JO CE L
91), modifiée en dernier lieu par la
directive du Conseil du 8 juin 1989
(89/370/CEE, JO CE L 163), con-
cernant l’importation dans les États
membres de peaux de certains
bébés-phoques et de produits
dérivés, a interdit sur le territoire de
la Communauté européenne
l’importation à des fins com-
merciales de certains produits
dérivés de bébés-phoques harpés
et de bébés-phoques à capuchon.

Or, si une telle démarche est
louable, elle est insuffisante, car
elle ne concerne d’une part, que
certains produits dérivés et d’autre
part, les bébés-phoques. Par ail-
leurs, force est de constater que
seule l’importation est réglée au
niveau européen, mais non le com-
merce.

De nombreuses infractions aux
différentes réglementations adop-
tées en vue de protéger les pho-
ques et plus particulièrement les

bébés-phoques contre la chasse
non traditionnelle sont constatées
tous les ans. Si on ajoute au
nombre de phoques et de bébés-
phoques tués le plus souvent dans
des conditions «barbares» au
mépris des règles internationales
de protection de cette espèce,
celui des phoques et bébés-
phoques victimes de l’échauf-
fement de la planète, on comprend
aisément que cette espèce ani-
male est en voie d’extinction. Il est
important d’agir dès maintenant
pour préserver cette espèce et à
travers elle la faune et la flore
terrestre et maritime de notre
planète en étendant l’interdiction à
l’importation et à la commerciali-
sation de tous les produits dérivés
de phoques, de phoques à selle et
de phoques à capuchon, quelle
que soit leur catégorie d’âge.

Dans ce contexte j’aurais aimé
savoir de Monsieur le Ministre des
Affaires étrangères et de l’Immi-
gration et de Monsieur le Ministre
de l’Agriculture, de la Viticulture et
du Développement rural,

- si le Luxembourg partage l’avis
du soussigné qu’il est urgent
d’étendre l’interdiction à l’impor-
tation et à la commercialisation de
tous les produits dérivés de
phoques, de phoques à selle et de
phoques à capuchon, quelle que
soit leur catégorie d’âge. 

- Dans l’affirmative, quelles sont
les mesures que le Luxembourg
entend prendre au niveau national,
mais aussi au niveau commu-
nautaire voire international? Au
niveau communautaire, entend-il
par exemple mettre la question sur
l’agenda européen? Au niveau
national, vise-t-il à instaurer un em-
bargo sur tous les produits dérivés
de phoques en attendant la mise
en place de mesures législatives
appropriées?

Réponse commune (13.3.2008)
de M. Jean Asselborn, Ministre
des Affaires étrangères et de l’Im-
migration et de Mme Octavie
Modert, Secrétaire d’État à l’Agri-
culture, à la Viticulture et au Déve-
loppement rural:

L’honorable Député se réfère à la
réglementation communautaire
prescrivant depuis 1983 l’interdic-
tion de l’importation dans l’UE des
peaux bébés-phoques et des pro-
duits dérivés pour proposer l’ex-
tension de cette prohibition à la
mise sur le marché et aux échan-
ges intracommunautaires.

À l’époque, l’objectif de cette ré-
glementation restrictive visait avant
tout le boycottage de produits
issus de l’abattage des bébés-
phoques harpés et des bébés-
phoques à capuchon.

Cette réglementation eut pour effet
que les autorités compétentes du
Canada, du Groenland et de la
Norvège n’ont, à partir de 1987,
plus autorisé que la chasse de
phoques d’un âge plus élevé. Par
la suite, des quotas limitatifs de
capture des phoques ont été ins-
taurés avec pour conséquence
une forte croissance du nombre de
phoques au Groenland et à l’Atlan-
tique avec quelque huit millions
d’animaux en 2004. Ces chiffres
positifs sont corroborés par des
foras internationales comme la
CITES (Convention sur le com-
merce international des espèces
de faune et de flore sauvages
menacées d’extinction) et IUCN
(Union Internationale pour la Con-
servation de la Nature) qui ont pour
mission de surveiller les éco-
systèmes et la biodiversité de la
planète.

Ces chiffres rassurants sur le déve-
loppement de la population des
phoques ne disent cependant rien
sur la composante éthique de la
chasse qui, bien que surveillée par
des autorités, se situe à la limite de
la maltraitance animale.

Une démarche fondée sur le seul
respect du bien-être animal mè-
nerait probablement à une inter-
diction de la mise sur le marché et
de l’échange intracommunautaire
des peaux de phoques et de leurs

dérivés telle que voulue par
l’auteur de la question parlemen-
taire. Cependant une démarche
législative au seul niveau national
n’aura bien évidemment qu’une
valeur symbolique en raison de
l’envergure restreinte du com-
merce des peaux de phoques et
de leurs dérivés sur notre territoire.

Nous savons que certains de nos
pays voisins ont légiféré dans le
sens que l’honorable Député
préconise ou sont en train de le
faire. Comme d’autres pays euro-
péens, le Gouvernement luxem-
bourgeois estime qu’il conviendrait
de se concerter au niveau euro-
péen. Ainsi, en termes d’action au
niveau communautaire, le Gouver-
nement ne s’opposera pas à une
démarche dans le sens voulu par
l’honorable Député. Il s’agira pour-
tant de s’entendre sur des bases
juridiques devant permettre une
telle avancée. Il conviendra aussi
de s’assurer de la compatibilité
d’une législation éventuelle avec
les règles de l’OMC afin qu’une
telle législation ressorte tous ses
effets escomptés.

Question 2303 (14.2.2008) de
M. Jean-Pierre Klein (LSAP)
concernant les fonctionnaires
de l’Administration des
Douanes et Accises ayant la
qualité d’officier de police
judiciaire:

L’article 15 de la loi du 27 juillet
1993 portant organisation de l’Ad-
ministration des Douanes et Ac-
cises stipule que certains fonction-
naires, ayant au moins le grade de
contrôleur adjoint et nominati-
vement désignés par un arrêté des
Ministres de la Justice et des
Finances, ont qualité d’officier de
police judiciaire.

Par conséquent, pour chaque nou-
velle législation qui prévoit des
missions tombant sous le champ
de compétence de l’Administration
des Douanes et Accises, les
agents désignés selon l’article ci-
dessus devront être assermentés
devant le Tribunal d’arrondis-
sement.

Selon mes informations, ces dé-
marches protocolaires entraînent à
chaque fois une perte de temps de
travail considérable d’autant plus
que la plupart des agents de
l’Administration des Douanes et
Accises ne sont en règle générale
que rarement concernés par les
nouvelles dispositions.

- J’aimerais savoir de Monsieur le
Ministre des Finances s’il peut
confirmer cet état des choses?

- Par ailleurs, combien d’agents de
l’Administration des Douanes et
Accises ont la qualité d’officier de
police judiciaire, donc combien de
personnes doivent à chaque fois
se soumettre à une nouvelle asser-
mentation?

- Sachant que la législation sur la
Police grand-ducale prévoit que
l’ensemble du personnel policier
est chargé de missions de police
judiciaire, quel est l’avis de
Messieurs les Ministres sur une
telle disposition pour le personnel
de l’Administration des Douanes et
Accises?

- Est-ce que Messieurs les Mi-
nistres ne sont pas d’avis que
l’attribution légale de la qualité
d’officier de police judicaire à l’en-
semble du personnel douanier - à
partir d’un grade à déterminer ou
après l’examen de fin de stage -,
contribuerait à augmenter le nom-
bre d’agents disponibles auprès
de l’Administration des Douanes et
Accises et à éviter une perte de
temps inutile?

- Sinon, quelles sont les raisons
éventuelles qui s’opposent à une
telle démarche?
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Réponse commune (21.3.2008)
de M. Jean-Claude Juncker,
Premier Ministre, Ministre des
Finances et de M. Luc Frieden,
Ministre de la Justice:

En effet, récemment de nombreux
fonctionnaires de l’Administration
des Douanes et Accises ont été
assermentés devant leur Tribunal
d’arrondissement compétent, en
raison de nouvelles compétences
leur accordées par différentes
législations.

Actuellement 332 fonctionnaires de
l’Administration des Douanes et
Accises ont la qualité d’officiers de
police judiciaire dans les différents
domaines, comme «attributions de
sécurité», «stupéfiants», «dual
use», «précurseurs» et «re-
cherches».

L’article 15 de la loi du 27 juillet
1993, citée dans la question parle-
mentaire, concerne uniquement les
infractions aux lois en matière des
douane et accises et aux autres
lois fiscales. Or, pour toute loi qui
ne rentre pas dans cette catégorie,
c’est la loi elle-même qui désigne
les compétences et les qualités
des agents de l’Administration des
Douanes et Accises.

Contrairement aux fonctionnaires
de la police grand-ducale, la qua-
lité d’OPJ des fonctionnaires de
l’Administration des Douanes et
Accises ne trouve pas sa base juri-
dique dans l’article 10 du Code
d’instruction criminelle. Il s’agit
d’une compétence ad hoc pour
certains douaniers dans des do-
maines clairement définis par la loi.

À l’heure actuelle un inventaire de
toutes les lois accordant la qualité
d’OPJ aux fonctionnaires de l’Ad-
ministration des Douanes et Ac-
cises est établi. L’objectif de cet
exercice est d’harmoniser les diffé-
rentes formules existantes et d’a-
nalyser la possibilité de remplacer
les formules figurant dans les diffé-
rentes lois par une formule unique,
afin d’en obtenir une cohérence
accrue sans passer par une procé-
dure d’assermentation supplémen-
taire.

Question 2304 (15.2.2008) de
M. Robert Mehlen (ADR)
concernant les retenues:

D’Schoulgesetzgebung gesäit vir,
datt Schüler, déi géint d’Schou-
luerdnung verstoussen, mat ver-
schiddenen disziplinaresche
Moossname bestrooft kënne ginn.
Dës Strofe reeche vu Retenuen
iwwer zäitweilegen Ausschloss vun
de Coursë bis zum Schoulverwäis.

Ouni d’Retenuen als sollech a Fro
ze stellen, stelle sech an der Appli-
katioun dach awer eng ettlech
Froen. Ass et zum Beispill peda-
gogesch sënnvoll, wann e Schüler,
dee während dem Unterricht just
«geknätscht» huet, an enger Re-
tenue dozou «verdonnert» gëtt, all
Knätsch, deen ënnert de Schoul-
dëscher pecht, ewech ze maa-
chen? Oder däerfe Schüler ganz
allgemeng eng «Botzretenue»
operluecht kréien, och wann hir
Verfehlung mat der Propretéit am
Schoulgebai näischt ze dinn huet?

Duerfir géif ech Iech gären dës
Froe stellen:

- Gëtt et Direktive vum Ministère,
wéi bei Retenuen ze verfueren ass,
oder ass dat der jeeweileger
Schoulleedung iwwerlooss?

- Däerfen iwwerhaapt «Botz-
retenuen» ordonnéiert ginn, a wa
jo, missten déi net irgendwéi am
Zesummenhang mat der betref-
fender Verfehlung stoen?

Réponse (21.3.2008) de Mme
Mady Delvaux-Stehres, Mi-
nistre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

Am Gesetz vum 25. Juni 2004
iwwert d’Organisatioun vun de
Lycéeë ginn d’Retenuen am Artikel
42 bei den disziplinaresche
Moossnamen opgezielt.

Eng Retenue ass no den normale
Schoulstonnen. E Surveillant ass
do, an de Schüler muss eng Auf-
gab oder eng Aarbecht maachen.
Dës Aufgab oder Aarbecht kritt
hien an der Regel vun deem Pro-
fesser, deen him d’Retenue ginn
huet. Déi Aufgab oder Aarbecht
soll eng Relatioun hu mat der
Ursaach vun der Retenue. Eng
«Botzretenue» ass also ubruecht,
wann de Schüler eppes verknascht
huet.

Genee Direktiven iwwert den Typ
vun esou enger Aufgab oder Aar-
becht ginn et net. Dat ass der Ap-
préciatioun vun den Enseignanten
an der Direktioun iwwerlooss.

Sollten d’Elteren oder de grouss-
jährege Schüler selwer mat enger
Retenue net d’accord sinn, da
kënne si beim Direkter reklaméiren,
an zwar den Dag selwer, wou si in-
forméiert ginn, oder den Dag dono.

Question 2305 (15.2.2008) de
M. John Castegnaro (LSAP)
concernant le mobbing:

Actuellement, le Luxembourg ne
dispose pas d’une législation sur le
harcèlement moral sous toutes ses
formes (mobbing, stress, etc.),
étant donné que jusqu’ici le Gou-
vernement a opté d’abord pour la
mise en œuvre d’un plan d’action
en quatre étapes pour combattre
toute forme de harcèlement sur le
lieu de travail. Ces étapes sont la
sensibilisation, la prévention, la
médiation et finalement la lutte
répressive.

À la question parlementaire
N°1846 du 11 juillet 2007 con-
cernant une éventuelle législation
sur le harcèlement moral, Monsieur
le Ministre a répondu qu’il entend
prochainement revenir à charge
dans ce dossier suite à des consul-
tations qu’il envisage de mener
avec toutes les parties intéressées
(cf. compte rendu N°1/2007-2008).

Par ailleurs, Monsieur le Ministre
avait l’intention d’organiser avant la
fin de l’année 2007 une conférence
sur le sujet afin d’entendre toutes
les parties intéressées avant de
décider en connaissance de
cause, des suites à réserver à ce
dossier.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre du Travail et de l’Emploi:

- Qu’en est-il de l’état actuel des
différentes phases du plan d’action
susmentionné?

- Est-ce qu’une conférence res-
pectivement des consultations
avec toutes les parties intéressées
ont eu lieu?

- Dans l’affirmative, est-ce que
Monsieur le Ministre peut m’in-
former sur des conclusions éven-
tuelles?

- Quelles suites seront réservées
par le Gouvernement au dossier?

Réponse (14.3.2008) de M.
François Biltgen, Ministre du
Travail et de l’Emploi:

Je voudrais d’abord apporter
quelques précisions par rapport à
l’exposé des motifs précédant les
questions concrètes de Monsieur
le Député.

En effet, j’ai l’impression que les
réflexions de base tablent sur un
amalgame de différents sujets qui
appellent en fait des actions poli-
tiques différentes.

Ainsi, Monsieur le Député men-
tionne la nécessité d’une légis-
lation sur le harcèlement moral,
mais continue en mentionnant un
plan d’action en matière de stress.

Les deux sujets dont certes liés
mais différents et se basent en plus
sur des actes et documents dis-
tincts.

Il y a effectivement d’un côté la né-
cessité de la transposition en droit
luxembourgeois de l’accord des
partenaires sociaux européens sur
la lutte contre le harcèlement moral
et la violence au travail. Les parte-
naires sociaux ont pris l’engage-
ment, dans le cadre du dialogue
social interprofessionnel, de trans-
poser cet accord par accord par-
tenarial interprofessionnel, comme
le leur demande d’ailleurs l’accord
européen de base.

Il est vrai que j’ai annoncé une
conférence à ce sujet. Mes ser-
vices sont en train de la préparer
avec l’appui de la Fondation euro-
péenne de Dublin pour l’amélio-
ration des conditions de vie et de
travail. La conférence, qui portera
évidemment sur un sujet complexe,
devrait avoir lieu en fin d’année au
plus tard. Cela ne conditionnera
évidemment pas la poursuite des
travaux sur la transposition de l’ac-
cord. En effet, il serait plus utile
pour une telle conférence que les
partenaires sociaux puissent déjà y
proposer le cas échéant un plan
d’action concret, sinon une position
commune.

En parallèle, j’ai demandé aux par-
tenaires sociaux de réfléchir à la
mise en place d’un cadre d’action
en matière de stress au travail,
sujet fondamentalement différent,
même si lié sur certains points. Le
plan d’action par étapes mentionné
par Monsieur le Député s’applique
à ce sujet plutôt qu’à la transpo-
sition de l’accord européen sur le
harcèlement et la violence.

Je pense qu’il faut éviter l’amal-
game entre ces sujets, tant au ni-
veau des actions à envisager
qu’au niveau des bases de départ
aux actions à envisager.

Question 2306 (18.2.2008) de
M. Marc Spautz (CSV) con-
cernant le tracé de la ligne
ferroviaire Luxembourg-
Esch/Alzette:

En 2004, l’ancien Ministre des
Transports avait présenté aux res-
ponsables politiques des com-
munes concernées en détail le
tracé de la ligne ferroviaire Luxem-
bourg-Esch/Alzette. Cette dernière
joue un rôle primordial dans l’ex-
ploitation future du site Esch-Belval
qui va entre autres accueillir l’Uni-
versité du Luxembourg.

Le 12 février 2008, le collège des
bourgmestre et échevins de la
commune de Schifflange avait
convié la population à une réunion
d’information lors de laquelle les
Ministres des Transports et des
Travaux publics ont présenté le
projet de suppression de plusieurs
passages à niveau qui sont à
l’origine de perturbations perma-
nentes de la circulation routière.
Dans cette même réunion, Mon-
sieur le Ministre des Transports
avait également informé, sans
rentrer trop dans le détail, que la
construction de la ligne ferroviaire
Luxembourg-Esch/Alzette allait
être retardée.

Dans ce contexte j’aurais aimé
avoir les précisions suivantes de
Monsieur le Ministre des Trans-
ports:

- Pour quelles raisons, la nouvelle
ligne ferroviaire Luxembourg-
Esch/Alzette, qui s’impose depuis
longtemps, ne semble-t-elle plus
faire partie des priorités du Ministre
des Transports?

- Est-ce qu’il existe d’éventuels
problèmes qui retardent la réali-
sation du tracé susmentionné? Et,
le cas échéant, lesquels?

- Quel est le calendrier prévu pour
cette nouvelle construction?

- Quels sont les projets ferroviaires
dans la région Sud du pays qui
jouissent d’une priorité absolue de
la part du Ministre des Transports?

- Monsieur le Ministre peut-il me
fournir une liste de ces projets
dans leur ordre de priorité?

Réponse (20.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre des Trans-
ports:

En réponse à la question parle-
mentaire N°2306 de l’honorable
Député Marc Spautz, je tiens à
souligner que la nouvelle ligne
ferroviaire entre Luxembourg et
Esch, comme d’ailleurs aussi la
nouvelle ligne ferroviaire entre
Luxembourg et Bettembourg, sont
actuellement soumises aux dif-
férentes procédures prévues par la
loi du 13 mars 2007 portant trans-
position en droit national de la
directive 97/11/CE.

Ainsi, dans le cadre de la nouvelle
ligne ferroviaire Luxembourg-Esch,
mon prédécesseur, Monsieur Henri
Grethen, a remis en novembre
2003 le dossier APS y relatif au
Ministre de l’Intérieur afin que ce-
lui-ci puisse procéder à l’étude
d’impact comparative confor-
mément à la directive précitée. Dès
lors, le Ministère de l’Intérieur a
effectué ladite étude d’impact
comparative dont le «rapport final»
a été transmis au Ministère des
Transports en date du 18 mai 2007.

Il s’agit d’une «étude d’impact
combinée des nouvelles voies fer-
roviaires Luxembourg-Esch/Alzette
et Luxembourg-Bettembourg» qui
compare également ces deux
lignes et qui exprime une légère
préférence pour la réalisation de la
nouvelle ligne ferroviaire «Luxem-
bourg-Bettembourg». La procé-
dure prévue par la loi du 13 mars
2007 précitée étant en cours, il est
prévu de soumettre le projet de la
nouvelle ligne ferroviaire Luxem-
bourg-Esch à une consultation du
public dans les communes con-
cernées au cours de l’année 2008.

Suivra ensuite la décision du
Conseil de Gouvernement sur le
choix du tracé qui sert de base à
l’élaboration de l’APD du projet.
Sur base de cet APD, il est prévu
de déposer en 2010 pour chacune
des deux lignes un projet de loi à la
Chambre des Députés.

En ce qui concerne les autres
projets ferroviaires prioritaires de la
région Sud, il y a lieu de citer la
finalisation de la mise à double
voie de la ligne Luxembourg-
Pétange ainsi que la réalisation de
l’antenne ferroviaire Belval-Usines
- Belvaux-Mairie avec les trois
arrêts Belval-Usines, Belval-Lycée
et Belvaux-Mairie ainsi que le P&R
à la hauteur de l’arrêt Belval-
Usines.

Question 2307 (18.2.2008) de
M. Laurent Mosar (CSV)
concernant la procédure de
changement de fournisseur
d’électricité:

Depuis le 1er juillet 2007, chaque
ménage privé est libre de choisir
son propre fournisseur d’élec-
tricité. Le changement de four-
nisseur implique peu de démar-
ches pour le client parce que les
fournisseurs d’électricité se
chargent de la procédure du chan-
gement pour autant qu’il dispose
d’un mandat pour se faire.

Or, selon mes informations, pour
certains fournisseurs d’électricité
cette procédure n’est pas suffisante.
En effet, ils exigent que leurs clients
doivent également notifier le chan-
gement par écrit et moyennant un
certain délai de préavis.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre de l’Économie et du
Commerce:

- Est-ce que le client doit toujours
personnellement résilier son con-
trat de fourniture d’électricité
existant auprès de son fournisseur
actuel en cas de changement de
fournisseur?

- Est-ce qu’il n’est pas suffisant
que le nouveau fournisseur effec-
tue toutes les démarches néces-
saires permettant le raccordement
au réseau?

- Quelles sont les dispositions lé-
gales en la matière?

Réponse (19.3.2008) de M.
Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce ex-
térieur:

En ce qui concerne la première et
la deuxième question de l’hono-
rable Député, il y a lieu de cons-
tater que la loi du 1er août 2007
concernant l’organisation du
marché de l’électricité ne s’ex-
prime pas sur la question s’il ap-
partient personnellement au client
final de résilier son ancien contrat
de fourniture.

En ce qui concerne la troisième
question, il faut préciser que la loi
du 1er août 2007 concernant l’orga-
nisation du marché de l’électricité
ne fixe pas expressément les
modalités pour le cas d’un change-
ment de fournisseur.

Le point b) du paragraphe 4 de
l’article 54 prévoit cependant que
«le régulateur est habilité à fixer les
modalités pratiques et procédu-
rales nécessaires à assurer la non-
discrimination, une concurrence
effective et un fonctionnement effi-
cace du marché en ce qui con-
cerne: (…) le changement de four-
nisseur (…)». Il appartiendra donc
au régulateur d’analyser le fonc-
tionnement du marché et de dé-
cider sur l’opportunité de fixer des
modalités spécifiques en cas de
besoin.

Question 2308 (18.2.2008) de
M. Aly Jaerling (Indépendant)
concernant le tatouage:

Den 31. am Karschnatz 2004 hat
ech eng parlamentaresch Fro un
den Här Gesondheetsminister ge-
stallt am Kontext mat de Piercing-
an Tatoostudioen hei am Land.

A senger Äntwert vum 29. am
Hierschtmount 2004 hat den Här
Gesondheetsminister eng Rei
Recommandatioune vum Gesond-
heetsministère un d’Exploitante
vun den Tatoo- a Piercingsalone
bäigeluecht souwéi hie matgedeelt
hat, datt seng Servicer géifen
d’Entwécklung an eisen Nopesch-
länner am A behalen.

Den Tatouage ass hei am Land zu
enger gängeger Praktik ginn, be-
sonnesch bei Jonken. An Amerika
zum Beispill si 50% vun de Jonken
tëschent 18 an 22 Joer tatouéiert.
D’Chifferen hei am Land sinn net
bekannt, mä wahrscheinlech net
wäit dervun ewech, well mir ëmmer
méi enger Tendenz zur Amerikani-
séierung hei am Land ausgesat
sinn.

Wat de Piercing betrëfft, ass
d’Situatioun net esou schlëmm, mä
awer bedenklech. D’Ursaache vun
Tatoo a Piercing si verschidden a
variéieren tëschent Zougehéireg-
keet zu engem Grupp, engem
Mythos oder ganz einfach, fir sech
e perséinlechen Touch ze ginn.

D’Fräiheet vum Eenzelnen net a Fro
gestallt, muss een awer virun der
fortschrëttlecher Entwécklung vun
Tatoo a Piercing warnen, an et
duerf een déi gesondheetsge-
fährdend Konsequenzen net aus
dem A verléieren.

A Frankräich huet d’Académie de
Médecine d’Entwécklung vum Pier-
cing an dem Tatouage anaylséiert
an hir Bedenken an engem
Rapport den 11. am Chrëscht-
mount 2007 publizéiert. An deem
Rapport fuerdert d’Académie de
Médecine eng kloer gesetzlech
Reglementéierung fir d’Exploita-
tioun vu Piercing- an Tatoosalonen.
Dëst besonnesch, wat de Schutz
vun Mannerjähregen ubelaangt,
awer och speziell, wat d’Hygiène
an d’Sécherheet betrëfft. Esou
Studioen dierften nëmme méi
ënner médicochirurgicalen Nor-
men erlaabt ginn. Och misst am
Virfeld eng kloer Obligatioun zu
enger adequater Formatioun sinn,
wat d’Hygiène an d’Sécherheet an
deem Beräich betrëfft.
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Des Weideren dierft u Manner-
jähregen ouni schrëftlech Autori-
satioun vun den Eltere keen Tatoo
a kee Piercing virgeholl ginn. De
Piercing geet oft esou wäit, datt
och genital Mutilatioune virgeholl
ginn, wat onbedéngt misst ver-
buede ginn. An England zum Bei-
spill, ass esou eppes gesetzlech
verbueden.

D’Académie de Médecine a Fran-
kräich huet a sengem Rapport all
méiglech Krankheetsbiller an
Ustiechungskrankheete publi-
zéiert, déi duerch de Piercing an
den Tatoo kënnen iwwerdroe ginn.

An de Recommandatioune vun
2004 vun de Services de Santé hei
am Land steet zum Besipill net
vermierkt, datt e Minderjährege
muss eng Autorisatioun vun
sengen Elteren hunn.

Och huet de Ministère a senger
Äntwert matgedeelt, datt et keng
Méiglechkeet vu Kontroll gëtt, well
keng Autorisatioun néideg ass, fir
Piercing oder Tatoo ze prakti-
zéieren.

Kann den Här Gesondheetsmi-
nister mer duerfir dës Froe beänt-
werten:

1) Ass der Regierung de Rapport
vum 11 Dezember 2007 vun der
Franséischer Académie de Méde-
cine iwwert de Piercing an den
Tatoo bekannt?

2) Huet de Ministère an der
Tëschenzäit Donneeën iwwert
d’Tatoo- a Piercingpraktiken hei am
Land respektiv iwwert d’Zuel vun
esou Salonen?

3) Kann de Ministère matdeele wi-
vill Krankheeten, datt duerch d’Pra-
tike vu Piercing oder Tatoo pro Joer
festgestallt goufen?

4) Ass d’Regierung net och
d’accord, datt endlech misst eng
gesetzlech Reglementéierung an
deem Beräich geschaafe ginn, fir
d’Bierger ze schützen, beson-
nesch Mannerjähreger?

5) Wat gedenkt d’Regierung ze
ënnerhuelen, nodeem déi fran-
séisch Académie de Médecine
ganz kloer d’Gefore vun dëse Prak-
tiken duergeluecht huet an d’fran-
séisch Regierung opgefuerdert
huet endlech an deem Beräich ze
légiféréieren?

6) Misst net zumindest eng vum
Ministère de la Santé ausgestallten
a kontrolléierbar Autorisatioun mat
kloeren Obligatiounen erfuerdert
sinn, fir en Tatoo- oder Piercing-
studio ze bedreiwen?

Réponse (19.3.2008) de M.
Mars Di Bartolomeo, Ministre
de la Santé et de la Sécurité
sociale:

De rezente Rapport vun der fran-
séischer Académie de Médecine
ass menge Servicer bekannt.

Meng Servicer hu keng Informa-
tiounen iwwer Tatoo- oder Piercing-
aktivitéiten. Mat Ausnahm vu ver-
schiddenen ustiechende Krank-
heeten, sinn d’Krankheeten och net
umeldeflichteg. Ech ka mer och
kee System virstellen, wou eng
staatlech Stell breetgefächert Date
géif sammelen iwwert d’Ursaache
vun deene verschiddene Krank-
heeten, mat deene jiddfer eenzelne
Bierger geplot gëtt.

Sou wéi d’franséisch Académie de
Médecine, sinn d’Servicer vun der
Santé sech bewosst, dass d’Prak-
tike vu Piercing an Tatoo net ouni
Gefore fir d’Gesondheet vum
Bierger a besonnesch vu Manner-
jährege sinn. Dofir sinn och Re-
commandatiounen am Zesummen-
hang mat der Hygiène an de
Piercing- an Tatoostudioen ausge-
schafft ginn.

D’Regierung verfollegt och weider-
hin d’Entwécklung an den No-
peschlänner, wat d’gesetzlech
Moossnamen ugeet, besonnesch a
Frankräich, wou et jo och nach
keng gëtt. Mä och dës Problematik
werft erëm déi prinzipiell Fro op,
wéi vill Fräiraum een de Bierger
léisst a wéi vill staatlech Kontroll ee
wëllt aféieren. Am Géigesaz zu
beispillsweis dem Alkohol- an

Tubakmëssbrauch kënnt jo bei
dëse Praktiken eigentlech keng
Drëttpersoun zu Schued.

Question 2309 (19.2.2008) de
M. Marc Spautz (CSV) concer-
nant le tracé définitif du tram:

Lors du débat de consultation sur
l’extension du réseau ferré léger
dans la ville de Luxembourg et du
réseau ferré en général du 6 avril
2006, la Chambre des Députés a
voté une motion invitant le Gouver-
nement à «préciser et approfondir,
avec la Ville de Luxembourg, le
projet de la mise en place d’un
tram léger, en spécifiant no-
tamment la manière dont il devrait
cohabiter avec le réseau d’autobus
AVL/RGTR existant, en tenant
compte des besoins spécifiques
des quartiers résidentiels et du
transport scolaire, ainsi que le
tracé du tram sur l’axe central à
travers la capitale et les besoins de
réorganisation des flux de la circu-
lation routière» et «à tenir la Com-
mission des Transports réguliè-
rement informée sur l’état d’avan-
cement du dossier».

Monsieur le Ministre des Trans-
ports vient d’annoncer que les dis-
cussions y relatives seraient sur le
point d’être finalisées et qu’il allait
présenter le tracé définitif du tram
lors de la prochaine foire de prin-
temps qui débutera le 24 mai 2008.

Dans ce contexte j’aurais aimé avoir
les précisions suivantes de Mon-
sieur le Ministre des Transports:

- Quand Monsieur le Ministre envi-
sage-t-il d’informer la Commission
des Transports des dernières évo-
lutions dans ce dossier?

- Monsieur le Ministre n’estime-t-il
pas nécessaire que le projet et le
tracé définitif soient tout d’abord
présentés aux membres de la
Chambre des Députés avant d’être
présentés au grand public?

- Dans l’affirmative, quel est le
calendrier de présentation du pro-
jet à la Chambre des Députés?

Réponse (18.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre des Trans-
ports:

En réponse à la question 2309 de
l’honorable Député Marc Spautz, je
tiens à souligner que je me tiens en
date du 20 mai 2008 à la dispo-
sition de la Commission des Trans-
ports de la Chambre des Députés
pour tenir ses membres informés
sur l’état d’avancement du dossier
de la mise en place d’un tram
léger. Le tracé définitif du tram
léger sera ensuite présenté au
grand public.

Question 2310 (19.2.2008) de
M. Marcel Oberweis (CSV)
concernant le «péage com-
mun»:

Les Gouvernements des Pays-Bas
et de la Belgique ont à nouveau
discuté de l’introduction éventuelle
d’un système de péage commun.

Selon mes informations le Luxem-
bourg serait intéressé d’y partici-
per au cas où la finalité serait de
revoir le système de l’«Euro-
vignette» pour les poids lourds
dépassant les douze tonnes.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre des Transports:

- Monsieur le Ministre peut-il
confirmer ces allégations?

- Le Gouvernement envisage-il de
soutenir le projet d’un «péage
commun»?

- Est-ce que le Luxembourg parti-
cipe à ces discussions?

- Dans l’affirmative, quel est l’état
actuel du dossier en question?

Réponse (13.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre des Trans-
ports:

Tout en prenant référence à ma ré-
ponse à la question parlementaire
N°1478 du 22 décembre 2006 de
l’honorable Député (cf. compte
rendu N°6/2006-2007), je tiens à
nouveau à lui confirmer que le
Luxembourg est demandeur d’une
solution commune de péage
routier Benelux pour poids lourds,
au cas où l’abandon du système
actuel de droit d’usage au profit de
l’introduction d’un système de
tarification routière serait décidé
aux Pays-Bas et en Belgique.

En effet, au stade actuel, il apparaît
difficile de continuer seul ou en
concertation avec le Danemark et
la Suède un système de droit
d’usage conformément à la direc-
tive communautaire 2006/38/CE du
Parlement européen et du Conseil
du 17 mai 2006 modifiant la direc-
tive 1999/62/CE relative à la taxa-
tion des poids lourds pour l’utili-
sation de certaines infrastructures
au cas où les pays entourant le
Luxembourg disposeraient de sys-
tèmes de tarification kilométrique.

Dans cette optique, le Luxembourg
se tient informé particulièrement
des projets et des évolutions poli-
tiques dans nos pays voisins et
participe aussi aux discussions à
différents niveaux administratifs et
politiques.

Pour rester avec le Benelux, il y a
lieu de constater que les Pays-Bas
envisagent l’introduction d’un
péage routier généralisé s’ap-
pliquant tant aux poids lourds
qu’aux véhicules particuliers et
ceci pour l’ensemble du réseau
routier. Sans se fixer sur des
mesures de compensation pour les
entreprises de transport, les Pays-
Bas soulignent toujours que l’in-
troduction d’un péage routier
devrait en aucun cas comporter
une charge fiscale supplémentaire
renchérissant ainsi le coût moyen
annuel pour un poids lourd.

Bien que je suis avec intérêt ces
déclarations, elles me semblent a
priori difficilement transposables
au Luxembourg au vu de la spéci-
ficité géographique, d’une part, et
de la valeur ajoutée économique,
d’autre part.

En ce qui concerne la Belgique, je
ne peux pas fournir pour l’instant à
l’honorable Député d’autres infor-
mations que celle que les régions
belges, compétentes en la matière,
continuent à discuter de façon
controverse, à savoir l’opportunité
d’introduire un péage routier,
l’étendue infrastructurelle de celui-
ci, la répartition des recettes
escomptées d’un tel péage et
l’affectation de celles-ci.

Si actuellement des divergences
de vues caractérisent les dis-
cussions au Benelux en ce qui
concerne la possibilité d’envisager
un péage routier commun, je me
dois de constater que le pragma-
tisme reste de mise en la matière.

En effet, les Gouvernements de la
Belgique, des Pays-Bas et du
Luxembourg en collaboration avec
les Gouvernements de la Suède et
du Danemark viennent de décider
la persistance du système de droit
d’usage commun «Eurovignette»
en se proposant, d’une part, de
retenir dans le cadre des travaux
de transposition du droit commu-
nautaire certaines dispositions de
la directive 2006/38/CE dans leur
accord du 9 février 1994 et, d’autre
part, de remplacer l’eurovignette
sous forme de papier par une
eurovignette électronique, l’«e-
vignette», dont l’introduction est
prévue pour la fin de l’année cou-
rante.

Question 2312 (19.2.2008) de
M. Fernand Etgen (DP) con-
cernant la prise en charge par
l’État des charges d’inves-
tissements de Servior:

La loi du 23 décembre 1998 ayant
créé les deux établissements
publics, fusionnés dans l’actuelle

structure Servior, prévoyait que
l’État assure les charges d’investis-
sements des deux établissements
publics pendant les dix premières
années de leur existence.

La loi budgétaire du 21 décembre
2007 vient de prolonger pour une
période de dix ans supplémen-
taires cet engagement étatique.
Ainsi, les frais des transformations,
extensions et autres modifications
aux Centres Intégrés pour Per-
sonnes Âgées gérés par Servior
sont assumés pour dix ans de plus
par l’État.

Partant, j’aimerais poser les ques-
tions suivantes à Madame la
Ministre de la Famille et de l’Inté-
gration:

- Quelles ont été les raisons qui
ont motivé cette décision?

- La prolongation de l’engagement
financier de l’État est-elle due à
l’omission de constituer des ré-
serves financières suffisamment
importantes pour permettre à
Servior de subvenir lui-même aux
frais en question?

- Quels sont en fait les avoirs
thésaurisés par l’établissement
public en question?

- Dans la mesure où les réserves
seraient insuffisantes, à quel
montant est estimé le manque de
couverture des frais générés par
les travaux en perspective prévus
par l’article 18 de la loi précitée de
1998?

- Est-il prévu d’affecter les éven-
tuelles réserves de Servior à la
couverture des frais futurs ou l’État
assumera-t-il à lui seul cette cou-
verture comme l’y autorise l’article
39 de la loi budgétaire du 21 dé-
cembre 2007?

- Dans la mesure où un fonds de
réserve a été constitué par Servior
et que ce fonds ne sera pas utilisé
aux fins pour lesquelles il a été
constitué, quelle sera l’affectation
effective de cet argent?

- Est-il plus particulièrement prévu
de faire bénéficier les pension-
naires des CIPA gérés par Servior
d’une ristourne à faire valoir sur
leur participation, puisque c’est
notamment à charge de leurs
contributions que le fonds de
réserve a pu être constitué?

Réponse (10.3.2008) de Mme
Marie-Josée Jacobs, Ministre
de la Famille et de l’Intégration:

Il y a lieu de souligner en premier
lieu que l’article 17 de la loi modi-
fiée du 23 décembre 1998 portant
création de deux établissements
publics, vise les structures af-
fectées par l’État à l’établissement
de Centres, Foyers et Services
pour personnes âgées, en faisant
abstraction de celles construites
ou acquises par l’établissement.

L’insertion de cet article dans la loi
trouve son origine dans le fait qu’à
la date de mise en vigueur de la loi,
il existait un important retard entre
la remise en état, la modernisation
et la transformation des infra-
structures appartenant à l’État et
celles appartenant à des gestion-
naires de structures privées ou
communales pour personnes
âgées, financées par des parti-
cipations de l’État et des com-
munes concernées.

Dans le but de respecter l’intention
du législateur de mettre tous les
prestataires d’aides et de soins à
des personnes âgées sur un même
niveau concurrentiel - prestataires,
qui au moyen du prix de pension et
des prestations de l’assurance dé-
pendance doivent assurer eux
mêmes leur financement -, il est
évident que les aides financières à
l’investissement que l’État a ac-
cordées aux gestionnaires privés
ou communaux reviennent au
même titre au gestionnaire auquel
furent affectées les anciennes
infrastructures dont question.

Comme il s’est avéré qu’à
l’échéance des dix ans, seuls
quatre projets de remise en état ou
de nouvelle construction en
remplacement d’une ancienne

structure - Esch/Alzette (déjà avant
l’entrée en vigueur de la loi),
Dudelange, Wiltz et le centre du
Rham ont été réalisés ou sont en
train de réalisation - et que la mo-
dernisation d’autres anciennes
structures, telles Differdange,
Niedercorn, Rumelange, Mertzig,
Vianden, Echternach ou
Bofferdange est, soit seulement en
planification, soit n’a même pas
encore pu être entamée, il est
incontournable de prolonger
l’application de l’article en cause si
l’on ne veut pas mettre sérieu-
sement en question le fonction-
nement de ces centres.

En effet, les provisions que l’éta-
blissement a du constituer au
cours des dernières années sont
exclusivement destinées à faire
faire les grosses réparations indis-
pensables à partir du moment où
les dispositions de l’article 17 ne
trouvent plus application, mais se-
ront en tout état de cause insuf-
fisantes pour subvenir à une mo-
dernisation complète ou à une
construction nouvelle d’un CIPA ou
d’une maison de soins. À noter par
ailleurs que si l’établissement
devait prendre à sa propre charge
ces frais, il serait effectivement le
seul et unique gestionnaire à
devoir les supporter à lui seul.

Conformément à la loi du 23
décembre 1998, l’établissement
est géré dans les formes et selon
les modalités du droit privé et est
obligé de tenir ses comptes selon
les principes et les modalités de la
comptabilité commerciale.

L’établissement est donc obligé - et
le réviseur d’entreprise, prévu par
la loi, y veille soigneusement -, de
constituer des provisions pour être
à même de parer une telle situation
dès qu’elle se présente.

Question 2313 (19.2.2008) de
M. Ben Fayot (LSAP) concernant
l’application de la loi du 21
septembre 2006 sur le bail à
usage d’habitation et modi-
fiant certaines dispositions
du Code civil au niveau des
communes:

La loi du 21 septembre 2006 sur le
bail à usage d’habitation et mo-
difiant certaines dispositions du
Code civil prévoit aux articles 26,
27 et 28 les dispositions suivantes
qui concernent les communes et
sur lesquelles j’aimerais avoir un
certain nombre de précisions:

«Art. 26. Les administrations com-
munales ont la mission d’assurer
dans la mesure du possible le
logement de toutes les personnes
qui ont leur domicile sur le territoire
de la commune.

- Est-ce que Messieurs les Mi-
nistres ont connaissance des me-
sures que les communes ont éven-
tuellement mises en œuvre depuis
septembre 2006 pour répondre à
cette mission? Dans l’affirmative,
lesquelles et par quelle(s) com-
mune(s)?

Art. 27. (1) Une habitation ou un
local habituellement loué pour
servir de logement ne pourra être
soustrait à cette destination pour
être transformé en bureau ou local
à usage commercial ou artisanal,
sauf autorisation expresse de la
part du collège des bourgmestre et
échevins de la commune dans
laquelle se situe l’habitation ou le
local en question. (…)

- Est-ce que depuis l’entrée en
vigueur de la législation susmen-
tionnée des autorisations ex-
presses ont été établies? Pour
quelles raisons?

(2) Le collège des bourgmestre et
échevins peut obliger les proprié-
taires des immeubles et parties
d’immeubles non occupés des-
tinés à servir de logement sis sur le

2007-2008 QUESTIONS AU GOUVERNEMENTQUESTIONS AU GOUVERNEMENT

www.chd.lu QQ113311



territoire de la commune à les dé-
clarer à l’administration commu-
nale dans le délai fixé par ledit
collège. La déclaration devra pré-
ciser le volume non occupé, le
nombre de pièces et le montant du
loyer.

- Étant donnée que le collège des
bourgmestre et échevins «peut»
obliger les propriétaires, combien
de communes ont introduit une
telle déclaration? Est-ce que les
propriétaires ont réagi? Dans l’affir-
mative, quel est le bilan inter-
médiaire des données collectées
par les différentes communes?

(3) Les infractions aux dispositions
du paragraphe (1) sont punies
d’une amende de 251 à 50.000
euros et d’un rétablissement des
lieux transformés dans leur pristin
état ou d’une de ces peines seu-
lement.

Les infractions aux dispositions du
paragraphe (2) sont punies d’une
amende de 251 à 25.000 euros.

- Est-ce qu’il existe des pro-
priétaires qui ont fait l’objet de
sanctions? Est-ce que Monsieur le
Ministre de l’Intérieur peut m’in-
former sur le nombre de proprié-
taires sanctionnés et le montant
des sanctions infligées?

Art. 28. Chaque commune est au-
torisée à demander annuellement
auprès des bailleurs, donnant en
location un ou plusieurs logements
sis sur le territoire de la commune,
respectivement auprès des loca-
taires d’un logement sis sur le terri-
toire de la commune, des rensei-
gnements relatifs au montant du
loyer et des charges locatives à
payer au bailleur ainsi qu’au type
et à la surface en m2 du logement
loué.

- Est-ce qu’il existe des communes
ayant profité de cette autorisation
et avec quel résultat?

(…) La demande de rensei-
gnements est faite moyennant un
formulaire mis à la disposition des
bailleurs, respectivement des loca-
taires, par les autorités commu-
nales. Elle doit être retournée,
dûment remplie et signée par
chaque bailleur ou locataire desti-
nataire aux autorités communales
dans le délai indiqué sur le formu-
laire, faute de quoi le destinataire
défaillant pourra être puni à une
amende dont le montant est fixé
par règlement communal confor-
mément aux dispositions de la loi
communale.

- Est-ce que chaque commune a
élaboré un tel questionnaire? Quel
est le montant des amendes dans
les différentes communes?

En cas de demande du Ministre
ayant le Logement dans ses attri-
butions, les résultats des rensei-
gnements récoltés dans une com-
mune donnée sont communiqués
au Ministre par les autorités com-
munales.»

- Est-ce que Monsieur le Ministre
du Logement a entre-temps
demandé les renseignements
visés auprès des communes? Si tel
est le cas, serait-il possible de me
faire parvenir un bilan y relatif?

- Finalement, si Messieurs les
Ministres ne disposent pas des
chiffres ou de la totalité des chiffres
demandés, quand est-ce que l’on
peut s’attendre à une évaluation
détaillée des mesures concernant
les communes afin d’assurer que
les articles de la loi du 21 sep-
tembre 2006 ne restent pas lettre
morte?

Réponse commune (27.3.2008)
de M. Fernand Boden, Ministre
des Classes moyennes, du Tou-
risme et du Logement et de M.
Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire:

* La disposition de l’article 26 de
la loi du 21 septembre 2006 sur le
bail à usage d’habitation, qui fi-

gurait déjà dans l’ancienne légis-
lation de 1955 sur le bail à loyer,
consacre la mission légale des
communes d’assurer dans la
mesure du possible le logement à
toute personne domiciliée sur leur
territoire.

Il convient de mettre ce texte en
relation avec les dispositions du
chapitre 3 de la loi modifiée du 25
février 1979 concernant l’aide au
logement, c’est-à-dire avec les
aides à la construction d’ensem-
bles de logements. En effet, pour
soutenir les communes à cons-
truire et à aménager des loge-
ments sociaux (pour les mettre en
location ou en vente) pour leurs
habitants, l’État est prêt à accorder
aux communes des aides finan-
cières substantielles (par exemple
75% du prix de construction des
logements destinés à la location).
Tous les projets des communes
désirant bénéficier d’aides au lo-
gement doivent être inscrits dans
un programme pluriannuel. La nou-
velle version du 8e programme de
construction d’ensembles de loge-
ments subventionnés sera publiée
au Mémorial avant fin mars.

De plus, il ne convient pas d’ou-
blier qu’un des objectifs prioritaires
du projet de loi N°5696 promou-
vant l’habitat, créant un «pacte
logement» avec les communes,
instituant une politique active de
maîtrise du foncier et modifiant
certaines dispositions du Code
civil, et devant entrer en vigueur au
cours de l’année en cours, est la
création de logements à coût
modéré destinés à la location.

* En ce qui concerne l’article 27
de la loi de 2006, le Ministre du
Logement n’a à ce jour pas été in-
formé d’éventuelles autorisations
expresses (ni des raisons y rela-
tives) de la part d’un collège des
bourgmestre et échevins d’une des
communes du pays. L’autonomie
communale joue ici, et aucune
commune n’est obligée d’en infor-
mer le Ministre du Logement.

Pour ce qui est de l’introduction
d’une déclaration obligatoire des
logements d’une commune dans le
cadre de l’article 27 (ainsi que de
l’article 28) de la loi, seule la Ville
de Luxembourg est actuellement
en train de finaliser un formulaire y
relatif, en collaboration avec le
Ceps/Instead, la Commission
nationale pour la protection des
données et le Ministère du Loge-
ment. Cette déclaration obligatoire
sera dans un avenir proche en-
voyée aux habitants de la com-
mune. Ce projet ambitieux pourrait
servir de modèle pour les autres
communes du pays. Des négo-
ciations y relatives sont en cours.
Par conséquent, aucun bilan inter-
médiaire des données n’est pour
l’instant encore disponible.

À la connaissance du Ministère de
l’Intérieur, aucun propriétaire n’a
encore été sanctionné sur base de
l’article 27, paragraphe (3), de la
nouvelle loi. Tout dépendra ici de la
détermination des communes con-
cernées à poursuivre les infrac-
tions constatées de nos jours et à
l’avenir.

* L’article 28 de la nouvelle loi de
2006 donne à chaque commune la
possibilité de demander auprès de
leurs habitants des renseigne-
ments relatifs au loyer, aux charges
locatives ainsi qu’au type et à la
surface en m? du logement loué,
notamment en vue de l’établis-
sement éventuel d’un cadastre des
loyers dans la commune respec-
tive. Chaque commune est donc
libre de décider si oui ou non elle
fait utilisation de cette disposition
pour demander de tels rensei-
gnements auprès de ses habitants.

Vu l’entrée en vigueur récente de
ladite loi, il est évident que toutes
les communes n’ont pas encore
entrepris une telle démarche. À la
connaissance du Ministère du Lo-
gement, seule la Ville de Luxem-
bourg, via la déclaration susmen-
tionnée, entend prochainement
demander de tels renseignements
auprès de ses citoyens (à part le
recensement fiscal annuel pratiqué

- pour des fins uniquement fiscales
- dans toutes les communes du
pays).

Par conséquent, le Ministre du Lo-
gement n’a pas encore demandé
des renseignements auprès des
communes du pays, faute de
récolte de telles données par
celles-ci.

Il est difficile de dire quand une
évaluation détaillée des mesures
concernant les communes, et sur-
tout celles prévues par l’article 27,
paragraphes (2) et (3), et par l’ar-
ticle 28 de la nouvelle loi sera dis-
ponible. En tout cas, le Ministre du
Logement et le Ministre de l’In-
térieur encouragent les communes
à faire usage des nouvelles pos-
sibilités offertes par la loi du 21
septembre 2006 sur le bail à usage
d’habitation.

Question 2314 (19.2.2008) de
M. Romain Schneider (LSAP)
concernant les ambulances
privées:

À côté du service ambulancier de
la protection civile, de nombreuses
sociétés privées de transport de
malades ont vu le jour au Luxem-
bourg ces dernières années. Tout
en assumant un nombre important
de transports de malades, il me
paraît que ces sociétés ne sont
pas toujours soumises à des dis-
positions légales précises.

Ainsi, selon mes informations, au-
cune formation spécifique d’ambu-
lancier n’est requise pour véhiculer
une ambulance privée.

- Est-ce que Monsieur le Ministre
peut confirmer cet état des
choses?

- Monsieur le Ministre peut-il me
renseigner sur l’existence d’un
standard d’équipement médical
dont doivent se munir les ambu-
lances privées?

- Par ailleurs, j’aimerais savoir de
Monsieur le Ministre s’il existe des
standards hygiéniques à respecter
dans de tels véhicules de trans-
port.

- Finalement, Monsieur le Ministre
envisage-t-il de donner un cadre
légal à ces sociétés privées de
transport de malades?

Réponse (20.3.2008) de M.
Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire:

L’honorable Député soulève la
question des dispositions légales
ayant trait au secteur des ambu-
lances privées au Grand-Duché de
Luxembourg.

En effet, la loi du 27 février 1986
concernant l’aide médicale ur-
gente ne prend en compte que le
transport des urgences, c’est-à-
dire des personnes dont l’état de
santé requiert des soins médicaux
ou chirurgicaux immédiats et ce
dans le cadre du service ambu-
lancier public. Cette loi ne vise pas
les transports de malades consi-
dérés comme non urgents.

Vu l’augmentation importante du
nombre de transports non urgents,
vu les possibilités limitées du ser-
vice ambulancier public de sub-
venir à cette demande croissante
en sus de ses missions dans le
cadre de l’aide médicale urgente
et considérant que ces dernières
années de nombreuses entre-
prises et sociétés proposent leurs
services pour effectuer ces trans-
ports et se sont équipées de divers
véhicules, il est apparu nécessaire
de fixer un cadre réglementaire
cohérent et contraignant con-
cernant la prise en charge et le
transport de ces malades dans
des conditions de confort, de
sécurité et d’hygiène.

De ce fait, à l’instar de ce qui a
cours dans nos pays voisins, il est
prévu de fixer des conditions mini-
males auxquelles les ambulances
destinées au transport des
malades en dehors du service

ambulancier public doivent satis-
faire en ce qui concerne l’équi-
pement ainsi que la formation du
personnel effectuant ce transport.

Considérant que les personnes qui
font l’objet du transport en ambu-
lance en dehors du service ambu-
lancier public sont par définition
des personnes à l’état de santé
fragilisé, il sera important de
prendre des mesures spéciales en
vue de préserver leur état de santé
d’où notamment, la fixation de
critères techniques et la formation
obligatoire qui prennent en compte
les divers aspects liés à l’hygiène.

Un projet de règlement grand-
ducal en ce sens sera proposé par
le Ministère de l’Intérieur et de
l’Aménagement du Territoire dès
2008 afin de combler ce vide juri-
dique.

Question 2315 (19.2.2008) de
Mme Claudia Dall’Agnol
(LSAP) concernant l’affiliation
des non résidents travaillant
simultanément au Luxem-
bourg et dans leur pays de
résidence:

Le Grand-Duché de Luxembourg,
de par son économie florissante,
attire un nombre toujours agran-
dissant de main-d’œuvre étran-
gère. Parmi ces salariés, issus sou-
vent des régions frontalières, on
peut retrouver toutefois une mino-
rité qui sont des non résidents tra-
vaillant simultanément au Luxem-
bourg et dans leur pays de rési-
dence. Leur affiliation à différents
systèmes de sécurité sociale peut
par conséquent engendrer des
difficultés.

Ainsi, d’après le droit commu-
nautaire, un tel salarié doit être
soumis aux cotisations sociales de
son pays de résidence.

Or, ces cotisations, et notamment
la cotisation patronale, à verser
auprès des caisses compétentes
dans le pays de résidence en-
traînent souvent une charge finan-
cière plus élevée pour les patrons
luxembourgeois. Cette charge est
d’autant plus importante dans les
cas où des salariés travaillent prin-
cipalement au Luxembourg et
seulement quelques heures par
semaine dans leur pays de ré-
sidence.

Par ailleurs, l’indemnité de mater-
nité constitue une autre probléma-
tique: une femme enceinte, issue
de la catégorie de salariés pré-
mentionnée, n’est plus indemnisée
pendant au moins deux semaines,
du fait que le congé de maternité
prénatal obligatoire de huit se-
maines avant l’accouchement pré-
sumé au Luxembourg n’est couvert
par la sécurité sociale des dif-
férents pays voisins que pour une
durée de six semaines au ma-
ximum (p.ex. la loi française prévoit
un congé prénatal obligatoire de
six semaines et la loi belge prévoit
un congé prénatal obligatoire
d’une semaine et de cinq se-
maines facultatives).

Selon mes informations, il existe un
projet visant à rétablir ces si-
tuations de sorte à ce que les coti-
sations et les indemnités seront
payées dans le pays du lieu de
travail principal du salarié.

- Est-ce que Monsieur le Ministre
peut me confirmer qu’un tel projet
est en train d’être élaboré?

- Dans l’affirmative, Monsieur le
Ministre peut-il me renseigner sur
l’envergure dudit projet?

Réponse (14.4.2008) de M.
Mars Di Bartolomeo, Ministre
de la Santé et de la Sécurité
sociale:

Dans sa question parlementaire
l’honorable Députée a soulevé la
problématique de l’affiliation à la
sécurité sociale d’une personne
qui exerce simultanément deux
activités salariées sur le territoire
de deux États membres de l’Union
européenne.

L’instrument juridique applicable à
ces situations transfrontalières est
le règlement (CE) 1408/71 sur la
sécurité sociale des travailleurs
migrants, et qui prévoit notamment
le principe du droit communautaire
de l’unicité de législation appli-
cable. La personne est alors sou-
mise au régime de sécurité sociale
du pays de sa résidence.

Il est vrai que dans le cas de figure
soulevé par l’honorable Députée
où l’activité n’est qu’insignifiante
dans le pays de résidence, un
certain nombre de difficultés ap-
paraissent.  Si la législation luxem-
bourgeoise n’est pas applicable,
des doléances sont souvent invo-
quées par les employeurs (charge
financière plus élevée, obligation
de communiquer avec des admi-
nistrations à l’étranger...), mais
aussi par les assurés (législation
étrangère moins favorable, notam-
ment en matière d’indemnisation
du congé de maternité...).

Le Ministère de la Sécurité sociale
partage l’appréciation de l’hono-
rable Députée que la solution qui
est actuellement prévue au niveau
communautaire, n’est pas satis-
faisante. Voilà pourquoi, lors des
négociations au niveau du Conseil
à Bruxelles, les représentants du
Ministère de la Sécurité sociale ont
soutenu les initiatives pour modifier
la législation communautaire sur ce
point.

Dans le cadre du nouveau rè-
glement (CE) 883/2004, qui rem-
placera le règlement (CE) 1408/71,
une solution différente et plus équi-
table est prévue: en cas d’exercice
simultané de plusieurs activités,
l’État compétent sera celui de l’ac-
tivité principale.

La procédure de codécision avec
le Parlement est actuellement en
cours, la mise en application du
nouveau règlement est envisagée
pour le 1er janvier 2010.

Question 2317 (20.2.2008) de
M. Marc Spautz (CSV) con-
cernant la construction sur le
site d’Esch-Belval des
infrastructures destinées à
accueillir l’Université:

Le 23 décembre 2005, le Conseil
de Gouvernement a retenu le site
d’Esch-Belval pour l’installation de
la future Cité des Sciences. Trois
critères essentiels sous-tendent
cette décision à savoir le facteur
«temps», le facteur «coût» et le
facteur «IVL-aménagement du
territoire».

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre des Travaux publics:

- Quel est l’état d’avancement du
projet d’installation de l’Université
à Esch-Belval?

- Quand Monsieur le Ministre
entend-il déposer le projet de loi en
la matière?

Réponse (15.4.2008) de M.
Claude Wiseler, Ministre des
Travaux publics:

Le projet de l’Université a fait déjà
l’objet d’une première saisine de la
Chambre des Députés. Confor-
mément à la nouvelle procédure
concernant l’optimisation du suivi
financier des grands projets d’in-
frastructure réalisés par l’État, la
Commission des Travaux publics a
rédigé en date du 6 novembre
2006 un rapport au sujet d’une liste
de projets lui transmise par le
Gouvernement, liste sur laquelle
figure entre autres le projet de
l’Université.

Le rapport en question a été
adopté lors de la séance plénière
de la Chambre des Députés du 19
décembre 2006.

En ce qui concerne la poursuite de
la procédure législative, il convient
tout d’abord de préciser que le
projet d’ensemble de l’Université a
été décomposé en onze projets
particuliers qui, mis à part une

2007-2008QUESTIONS AU GOUVERNEMENTQUESTIONS AU GOUVERNEMENT

QQ113322 www.chd.lu



seule exception (à savoir la maison
des arts et des étudiants, intégrée
au projet de la maison du nombre),
feront vraisemblablement chacun
l’objet d’une loi de financement
individuelle. Cette manière de pro-
céder a par ailleurs également été
retenue lors des discussions
menées avec la Commission des
Travaux publics en vue de la
rédaction du rapport précité.

La liste complète des ces projets
particuliers, établie compte tenu
de leur état d’avancement, se
présente comme suit:

1. L’incubateur d’entreprise
Les travaux de gros œuvre sont en
cours. Les travaux seront achevés
fin 2009.

2. La maison du savoir
L’avant-projet détaillé est achevé.
Le projet de loi sera prochainement
transmis au Gouvernement en
Conseil. La durée des travaux est
estimée à 36 mois calendrier.

3. La maison des sciences
humaines
Le concours d’architectes est en
cours. Le jury se prononcera le 24
mai 2008.

4. La maison du nombre
Le concours d’architectes est en
cours. Le jury se prononcera le 12
juillet 2008.

5. La maison des arts et des 
étudiants
Le projet de la maison des arts et
des étudiants fait partie du com-
plexe immobilier de la maison du
nombre et sera par conséquent
traité dans le cadre du concours
d’architectes y relatif.

6. La maison de l’ingénieur
Le programme de construction est
disponible. Le concours sera lancé
au mois de juillet 2008.

7. La maison des sciences 
naturelles
La programmation est en cours. Le
programme sera disponible pour le
mois de juillet 2008.

8. La maison des matériaux
La programmation est en cours. Le
programme sera disponible pour le
mois d’août 2008.

9. Les ateliers
La programmation est en cours. Le
programme sera disponible le mois
d’octobre 2008.

10. La maison de l’innovation
Le programme de construction est
disponible dans ses principes. Les
études de l’avant-projet sommaire
ont été engagées.

11. La bibliothèque universitaire
Le programme de construction est
disponible. Les études d’avant-
projet sommaires ont été enga-
gées.

Question 2319 (20.2.2008) de
M. Roland Schreiner (LSAP)
concernant la restitution des
trop perçus sur les tarifs de
maisons de soins et de
Centres Intégrés pour
Personnes Âgées (CIPA):

Dans la question parlementaire
N°1781 le soussigné avait soulevé
la problématique de l’augmen-
tation des prix d’hébergement
dans certains Centres Intégrés
pour Personnes Âgées (CIPA) et
dans les maisons de soins (cf.
compte rendu N°15/2006-2007).
En attendant les résultats d’une
étude annoncée par le Gouver-
nement sur la structure des coûts
des établissements en question, le
Gouvernement a opté par le biais
de la loi du 21 décembre 2007
concernant le budget des recettes
et des dépenses de l’État pour
l’exercice 2008 à prendre en
charge rétroactivement par l’assu-
rance dépendance les tâches
domestiques pour les années 2007
et 2008.

Par conséquent, les établisse-
ments ayant procédé à une aug-
mentation des prix de pension en
raison de la suppression de la

prise en charge des tâches do-
mestiques par l’assurance dépen-
dance, sont tenus, selon une note
de l’Union des Caisses de Maladie,
«à appliquer une réduction corres-
pondante du prix de pension avec
effet au 1er janvier 2007 et à res-
tituer aux bénéficiaires ou à leurs
ayants droit le trop perçu lié à cette
augmentation. Les établissements
concernés sont tenus de justifier à
l’égard de l’Union des Caisses de
Maladie la restitution effective des
montants afférents».

- Dans ce contexte j’aimerais
savoir de Monsieur le Ministre
quels établissements ont procédé
à une augmentation des prix.

- Est-ce que tous ces établis-
sements ont déjà procédé à un
recalcul et une restitution corres-
pondante des trop perçus?

- Sinon, quelles seront les dé-
marches de l’UCM pour assurer
une telle restitution, respective-
ment quels sont les moyens d’ac-
tion des pensionnaires concernés?

Réponse (14.4.2008) de M.
Mars Di Bartolomeo, Ministre
de la Santé et de la Sécurité
sociale:

L’Union des Caisses de Maladie
(UCM) a fourni des informations au
sujet de la prise en charge du
forfait normal pour tâches domes-
tiques (TD101):

- aux prestataires concernés, par
lettre circulaire du 11 février 2008
(copie en annexe),

- aux bénéficiaires du forfait
TD101, par note d’information en
mi-février (copie en annexe).

L’honorable Député se réfère dans
sa question parlementaire à la note
d’information relative à la prise en
charge des tâches domestiques
adressée par l’UCM à tous les bé-
néficiaires du forfait TD101 séjour-
nant dans un établissement
d’aides et de soins.

En application des dispositions de
l’article 46 de la loi du 21 décem-
bre 2007 concernant le budget des
recettes et dépenses de l’État pour
l’exercice 2008, l’UCM a adressé
en date du 11 février 2008 une
lettre circulaire aux établissements
d’aides et de soins à séjour continu
(ESC) et aux établissements
d’aides et de soins à séjour inter-
mittent (ESI) au sujet des modalités
de prise en charge du forfait pour
tâches domestiques (TD101) pour
les exercices budgétaires 2007 et
2008. Les gestionnaires y ont été
invités à remplir un formulaire de
recensement des augmentations
imputables à l’abandon de la prise
en charge du forfait TD101 pour les
années 2005 à 2008 et à souscrire
à l’engagement formel de parti-
ciper à l’étude financière mise en
place par le Gouvernement.

Suite à une entrevue avec la Copas
le 6 mars 2008, le délai pour ren-
voyer le formulaire de recensement
initialement fixé au 14 mars 2008 a
été prorogé au 30 mars 2008. À
l’heure actuelle, I’UCM n’a pas
encore reçu tous les courriers
réponse et n’est pas en mesure de
fournir des renseignements sur le
nombre et le nom des établisse-
ments ayant procédé à une aug-
mentation de leur prix de pension
dans le contexte de l’abandon de
la prise en charge du forfait TD101.

Quant au volet 2) de la question
parlementaire, il y a lieu de remar-
quer que les établissements ne pro-
cèdent pas eux-mêmes au recalcul
des montants à restituer. L’UCM se
charge de calculer les trop perçus
sur base des renseignements
contenus dans les tableaux de re-
censement précités. Pour ce faire,
l’UCM procède au préalable à un
contrôle de plausibilité des données
indiquées par les établissements.
Le cas échéant ceux-ci devront
apporter des explications supplé-
mentaires concernant l’évolution de
leurs prix de pension.

Sur base de cette analyse, I’UCM
sera en mesure de dresser la liste
des établissements qui devront
procéder à des restitutions. Pour

chacun des établissements con-
cernés, l’UCM établira une liste
reprenant pour chaque bénéficiaire
le montant à restituer. Ces listes
seront retournées aux établis-
sements qui devront ensuite
apporter la preuve de la restitution.
L’UCM a en outre proposé d’as-
sister les gestionnaires en cas de
difficulté dans la détermination des
ayants droits en cas de décès d’un
bénéficiaire.

Finalement, j’informe l’honorable
Député que l’UCM n’a pas de
moyen d’action pour obliger les
établissements concernés à pro-
céder à des révisions de leurs prix
de pension, respectivement aux
restitutions dont il est question ci-
dessus. Pour les établissements
qui refuseront de remplir ces con-
ditions de remboursement, l’UCM
ne prendra pas en charge le forfait
normal pour tâches domestiques.

Les opérations de recalcul/resti-
tution devront être clôturées au 31
décembre 2008 au plus tard. À la
fin de l’opération de recalcul,
l’UCM adressera une lettre d’in-
formation à tous les bénéficiaires
du forfait pour tâches domestiques
séjournant dans un établissement
d’aides et de soins afin de les ren-
seigner individuellement sur les
mesures de régularisation prises à
leur égard.

(annexes à consulter au Greffe de
la Chambre des Députés)

Question 2320 (20.2.2008) de
MM. Camille Gira et Henri
Kox (DÉI GRÉNG) concernant les
autorisations commodo-
incommodo pour des modi-
fications d’installations de
biogaz:

Suivant nos informations les ex-
ploitants de plusieurs installations
de biogaz attendent depuis des
mois leur autorisation d’exploitation
dite «commodo-incommodo» en
relation avec la transformation de
leurs installations en vue de traiter
des déchets organiques suivant la
directive EU 1774/2002. Il s’agit
d’une dizaine d’installations ré-
parties à travers tout le pays.

Les dossiers de demandes des
exploitants étant complets, ces
retards provoquent non seulement
une insécurité de planification mais
surtout des pertes économiques
pour les exploitants. Comme par
exemple pour l’installation de
Redange, où l’exploitant a signé un
contrat de fourniture de chaleur
avec le «Réidener Lycée» sur base
de la transformation de l’installation
en question. Malgré différentes
réunions avec les responsables
des Ministères et Administrations
concernés et les démarches dé-
cidées en commun accord, cette
autorisation traîne depuis avril
2006. Sans la nouvelle autorisation
d’exploitation le contrat de four-
niture de chaleur risque d’être
annulé.

En se référant au règlement interne
de la Chambre des Députés, les
soussignés aimeraient poser les
questions suivantes à Monsieur
Lucien Lux, Ministre de l’Environ-
nement:

- Quelles sont les raisons pour le
retard dans l’établissement des
autorisations d’exploitation pour les
installations en question?

- Pourquoi la directive EU
1774/2002 n’a-t-elle toujours pas
été transposée en droit national?

- Quel Ministère est en charge
avec les travaux de transposition
de ladite directive?

Réponse (31.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre de l’Envi-
ronnement:

Il n’y a pas de «directive EU
1774/2002», mais il existe un rè-
glement (CE) N°1774/2002 du Par-
lement européen et du Conseil du
3 octobre 2002 établissant des
règles sanitaires applicables aux
sous-produits animaux non des-

tinés à la consommation humaine.
Contrairement à une directive qui
doit être transposée en droit na-
tional, un règlement européen est
directement applicable dans les
États membres de l’UE.

Ce règlement concerne les règles
sanitaires et de police sanitaire
applicables notamment d’une part
à la collecte, au transport, à l’entre-
posage, à la manipulation, à la
transformation et à l’utilisation ou
l’élimination de certains cadavres
entiers ou parties d’animaux ou
produits d’origine animale non
destinés à la consommation hu-
maine et d’autre part à la mise sur
le marché de tels sous-produits
animaux afin d’éviter tout risque
que ces produits pourraient en-
traîner pour la santé animale ou la
santé publique.

Certains établissements intermé-
diaires et d’entreposage doivent
être agréés. Ces agréments ne
sont pas à confondre avec les au-
torisations d’exploitation requises
en vertu de la législation sur les
établissements classés.

L’application de ce règlement
relève de la compétence de
plusieurs ministères et adminis-
trations. Un règlement grand-ducal
déterminant entre autres les diffé-
rentes autorités compétentes est
actuellement élaboré par les soins
du Ministère de l’Agriculture, de la
Viticulture et du Développement
rural (Administration des Services
vétérinaires; Administration des
Services techniques de l’Agri-
culture), du Ministère de l’Environ-
nement (Administration de l’Envi-
ronnement) et du Ministère de la
Santé.

Question 2321 (20.2.2008) de
Mme Anne Brasseur (DP)
concernant les protestations
des élèves du Lycée Tech-
nique pour Professions Édu-
catives et Sociales (LTPES):

Dans l’édition du 20 février 2008, le
journal «tageblatt» fait part de ma-
nifestations de protestation des
élèves du Lycée Technique Pour
professions Éducatives et Sociales
(LTPES) à Mersch. En effet, par leur
action les élèves voulaient rendre
la direction attentive à des
problèmes (organisation des
horaires, transport vers les infra-
structures sportives, préparation
des examens), qui selon leur avis,
entravent depuis un certain temps
le fonctionnement du lycée.

Partant, j’aimerais poser les ques-
tions suivantes à Madame la
Ministre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

- Madame la Ministre est-elle au
courant des faits relatés ci-dessus?

- Quelles initiatives ont été entre-
prises ou sont envisagées de la
part du Ministère de l’Éducation
nationale et de la Formation profes-
sionnelle en vue d’améliorer la
situation au sein du LTPES?

Réponse (21.3.2008) de Mme
Mady Delvaux-Stehres, Mi-
nistre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

J’ai été informée de la manifes-
tation des élèves au Lycée Tech-
nique pour Professions Éducatives
et Sociales à Mersch le jour même
aussi bien par les élèves que par la
direction du lycée.

J’ai demandé au directeur de se
concerter avec les élèves afin de
trouver avec eux une solution aux
problèmes relevés. Au cours de
plusieurs entrevues entre la di-
rection et les délégués de classe
bon nombre des points soulevés
ont pu être discutés et clarifiés.

La direction a mis en place une
heure de consultation régulière
pour donner aux élèves la possi-
bilité d’un entretien avec les res-
ponsables du lycée.

De même, la direction a invité le
corps enseignant à une confé-

rence du lycée pour identifier des
perspectives de développement
de la collaboration et des pistes de
développement de la communi-
cation au sein du lycée.

Question 2326 (22.2.2008) de
M. Camille Gira (DÉI GRÉNG)
concernant la qualité de l’air au
Luxembourg:

Suivant des informations divul-
guées par la presse, la qualité de
l’air de la capitale est en constante
détérioration. Régulièrement les
paramètres mesurés atteignent ou
dépassent les valeurs limites. Il en
est par exemple ainsi pour le di-
oxyde d’azote. Or, ce phénomène
ne se limite certainement pas ex-
clusivement à la capitale. Avant-
hier, la vitesse maximale des auto-
mobiles a été limitée à 90 km/h sur
les grands axes à cause d’une
alarme «smog» dans une région
frontalière en Belgique.

Au vu de ce qui précède, j’aimerais
poser, conformément à notre rè-
glement interne, les questions
suivantes à Monsieur Lucien Lux,
Ministre de l’Environnement:

- Est-ce que les contrôles de la
qualité de l’air des autres stations
de mesure du pays confirment ce
phénomène?

- Dans l’affirmative, est-ce que le
Ministère a élaboré un plan
d’action (avec effets sur des villes
ou communes) en cas de dé-
passement des valeurs limites des
polluants mis en cause?

Réponse (31.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre de l’Envi-
ronnement:

Le site de mesure de la qualité de
l’air à Luxembourg-Centre (Bou-
levard Royal/Place Hamilius)
montre un dépassement de 40%
de la valeur limite du dioxyde
d’azote (NO2), à savoir la moyenne
annuelle prescrite dans l’Union
européenne. Pour tous les autres
polluants analysés, notamment les
poussières fines, il n’y a pas de
constat d’un dépassement.

Les contrôles de la qualité de l’air
aux autres stations de mesure
(Luxembourg-Bonnevoie, Esch/-
Alzette) ainsi que les stations
rurales (Beckerich, Beidweiler,
Vianden) ne confirment pas le
dépassement d’une valeur limite
telle que constatée à Luxembourg-
Centre.

Une limitation de la vitesse maxi-
male à 90 km/h dans des pays limi-
trophes est conditionnée par des
situations de smog. Ces périodes
ont une durée relativement courte
allant d’un jour à environ 15 jours.
Pour lutter contre les situations de
smog, l’Union européenne a in-
troduit une deuxième valeur limite
pour le dioxyde d’azote (NO2) en
analysant les mesures horaires
enregistrées par les réseaux de
mesure de la qualité de l’air. Un
maximum de 18 dépassements de
la valeur horaire de 200 µg/m2 de
NO2 sont tolérés par an selon la
directive européenne et reprise
dans la réglementation nationale.

Jusqu’à présent cette valeur limite
horaire n’a pas encore été dépas-
sée au Luxembourg (aucune va-
leur horaire supérieure à 200 µg/m2

en 2006, sept dépassements ho-
raires sur 18 tolérés en 2007, dix
valeurs horaires sur 18 tolérées
pour les dix premières semaines
de 2008).

L’éventualité d’un dépassement de
cette valeur limite horaire reste
néanmoins à intégrer dans le plan
d’action en cours d’élaboration
pour la ville de Luxembourg, avec
la valeur limite annuelle qui n’est
pas respectée.
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Question 2327 (22.2.2008) de
M. Marc Spautz (CSV) con-
cernant le système d’alerte de
l’Administration des Ser-
vices de secours:

Comme les services de secours au
Grand-Duché de Luxembourg sont
en majeure partie assurés par des
bénévoles, les ambulanciers, sau-
veteurs et pompiers ne sont donc
généralement pas en astreinte
dans le centre d’intervention, mais
s’y rendent au plus vite après avoir
reçu un signal d’alerte sur leur
sémaphone. Les volontaires ont
une haute conscience du devoir et
essayent s’ils sont de permanence
de répondre au plus vite à chaque
appel du CSU 112.

Malheureusement le logiciel d’ex-
ploitation du CSU ainsi que le
réseau d’alerte de l’Administration
des Services de Secours ne répon-
dent plus aux exigences d’un ser-
vice de secours performant et effi-
cace. Par conséquent des pertes
de temps de cinq à six minutes
peuvent avoir lieu entre le déclen-
chement de l’alerte et l’arrivée du
signal sur le sémaphone du volon-
taire. Ce fait entraîne une interven-
tion retardée des services de
secours, ce qui peut avoir des
conséquences néfastes pour tout
impliqué ayant besoin d’aide et en
plus démotive les volontaires qui
font de leur mieux pour intervenir
au plus vite.

Afin de limiter les délais l’Adminis-
tration des Services de Secours
envoie un SMS sur le GSM privé du
volontaire lors d’une alerte. Mais ce
système de «dépannage» ne fonc-
tionne pas en cas d’alerte générale
pour incident majeur, ou encore de
surcharge du réseau mobile.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes au Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire:

1. Est-il envisagé de remplacer le
système d’alerte en place par un
système plus performant pour que
ces délais soient limités à l’avenir?

2. Est-ce que l’acquisition d’un lo-
giciel d’alerte semblable aux sys-
tèmes fonctionnant depuis des
années à l’étranger est prévue?

Réponse (31.3.2008) de M.
Jean-Marie Halsdorf, Ministre
de l’Intérieur et de l’Aménagement
du Territoire:

Le dispositif d’alerte du Central
des Secours d’Urgence (CSU) 112
est basé sur quatre piliers:

- le logiciel de gestion et d’alerte;

- le réseau d’alerte basé sur la
technologie du «paging»;

- les réseaux de télécommunica-
tion fixes et mobiles des opéra-
teurs luxembourgeois;

- le réseau radio intégré de l’État.

Ce système est également utilisé
par la police pour l’alerte de cer-
taines de leurs unités et du juge
d’instruction ainsi que par les pom-
piers professionnels de la Ville de
Luxembourg.

Le système d’alerte actuellement
utilisé est basé sur un système
d’exploitation Unix et le logiciel
fonctionne sur une base de
données du type Oracle. Ce sys-
tème a été constamment amélioré
et a considérablement évolué au
courant des dernières années. Les
développements récents les plus
importants sont:

- l’introduction de l’alerte via le
«paging» digital;

- la modernisation du réseau natio-
nal des sirènes d’alerte et son inté-
gration dans le logiciel d’alerte;

- la transmission des listes de per-
manence des centres de secours
et corps de sapeurs pompiers par
voie électronique avec dépôt auto-
matisé dans le gestionnaire des
alertes;

- l’affichage du nom et des coor-
données de l’appelant sur l’écran
de l’opérateur du 112;

- l’intégration du système
d’alarmes «Alarmis»;

- l’intégration de l’alerte par
messages alphanumériques;

- l’intégration de l’application pour
appelants sourds-muets basée sur
la technologie SMS;

- l’intégration de l’alerte par SMS.

Le réseau d’alerte est basé sur la
technologie «paging» qui est une
technologie très robuste et qui pré-
sente l’avantage d’une disponibilité
élevée. Ce système «paging» est
relativement âgé et son incon-
vénient est sa lenteur relative à des
technologies modernes comme le
SMS.

À titre d’exemple, pour gérer un
accident de circulation avec
blessés il faut en principe alerter le
SAMU, une ambulance pourvue de
trois personnes, le sauvetage
pourvu de trois à six personnes
ainsi qu’une équipe de perma-
nence des sapeurs-pompiers
locaux de trois à six personnes.

Une alerte de ce type prend nor-
malement environ 13 secondes
pour le SAMU (un code pager),
environ 43 secondes pour l’am-
bulance (trois codes pager), en-
viron 45 secondes pour le sauve-
tage (six codes pager non alpha-
numérique plus transmission du
message sur un code commun) et
encore une fois environ 45 se-
condes pour l’équipe des six
sapeurs-pompiers ce qui fait au
total presque deux minutes et
demie. En cas de deux alertes
parallèles en cas d’événements
simultanés, il se peut qu’une alerte
dépasse cinq minutes.

Cependant, l’un ou l’autre centre
de secours n’ont pas seulement
trois à six personnes sur la liste de
permanence mais jusqu’à 24
personnes. L’alerte d’un tel groupe
implique des délais de deux
minutes et demie comme chaque
personne est appelée individuel-
lement. Ce problème serait à
résoudre, mais entraînerait l’appli-
cation de règles très strictes à
observer par les bénévoles, ne
permettant pas d’exception,
risquant ainsi de perdre alors toute
flexibilité pour les différentes
unités.

L’alerte par SMS a non seulement
permis de contourner ce pro-
blème, mais a en outre permis
d’introduire une redondance et
d’éviter des délais d’alerte qui
semblent parfois trop longs.

L’alerte par SMS n’est pas un
système de «dépannage», mais un
complément d’alerte très utile, qui
est largement utilisé par les ser-
vices de secours étrangers. D’ail-
leurs le Centre de Communication
du Gouvernement a également mis
en service un dispositif d’alerte par
le biais d’envoi par SMS.

Comme l’alerte par SMS accuse
une acceptation très élevée auprès
des volontaires, l’ASS va en outre
étendre cette alerte sur les alertes
générales et les alertes par
groupe.

Compte tenu de ce qui précède,
l’ASS n’envisage pas de remplacer
le système actuellement en place.
Cependant, à moyen terme, il est
prévu d’acquérir un nouveau
logiciel de gestion et d’alerte, pour
y intégrer d’autres applications
existantes et de nouvelles facilités.
Il y a cependant lieu à souligner
que, dû aux spécificités des
services de secours luxembour-
geois, il n’est pas possible
d’acquérir un tel logiciel de gestion
et d’alerte à l’étranger prêt à
l’emploi, mais des dévelop-
pements informatiques importants
seraient à réaliser pour l’adapter à
la situation de notre pays.

Question 2328 (25.2.2008) de
M. Roger Negri (LSAP) concer-
nant l’utilisation de trains
pendulaires sur la ligne
Bruxelles-Luxembourg:

D’après un article de presse publié
récemment, les responsables de la
Société Nationale des Chemins de
fer Belges (SNCB) réfléchiraient
sur l’utilisation de trains du type
«Pendolino» sur la ligne ferroviaire
Bruxelles-Luxembourg. Selon ces
informations, la durée du parcours
pourrait être ramenée à environ
1h50 contre 2h20 ou 2h30 actuel-
lement avec les trains pendulaires.
Les aménagements nécessaires
au niveau de l’infrastructure ferro-
viaire seraient peu importants face
aux 680 millions d’euros actuel-
lement prévus pour la modernisa-
tion de cette liaison. Dans ce
contexte j’aimerais poser les
questions suivantes à Monsieur le
Ministre:

- Monsieur le Ministre a-t-il
connaissance des faits relatés ci-
dessus? Est-ce que l’utilisation de
trains pendulaires sur la ligne
Bruxelles-Luxembourg présen-
terait effectivement les avantages
décrits?

- Dans l’affirmative, quel pourrait
être l’impact d’une telle décision de
la part de l’SNCB sur le projet
EuroCap-Rail?

Réponse (19.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre des Trans-
ports:

Par sa question parlementaire
N°2328 du 25 février 2008, l’hono-
rable Député Roger Negri se pose
des questions quant à l’avenir du
projet EuroCap-Rail suite au projet
de la SNCB d’une mise en service
éventuelle de trains pendulaires
entre Bruxelles et Luxembourg.

Dans leur lettre d’intention relative
au renforcement de la coopération
ferroviaire entre le Royaume de
Belgique et le Grand-Duché de
Luxembourg signé à Virton le 9
mars 2008, les ministres belges et
luxembourgeois confirment la
nécessité de réaliser le projet Euro-
Cap-Rail conformément au plan
d’investissement et au planning.

Ils demandent d’examiner le possi-
bilité de mettre en service aussi
rapidement que possible des trains
à temps de parcours réduit de la
catégorie «IC» entre Bruxelles et
Luxembourg et d’approfondir les
conditions dans lesquelles il serait
envisageable de mettre en œuvre
des trains pendulaires sur la liaison
Bruxelles-Luxembourg-Strasbourg
et au-delà vers la Suisse, tant en ce
qui concerne l’exploitation des
services de trains qu’en ce qui
concerne les adaptations éven-
tuelles à apporter à l’infrastructure,
y compris son équipement de
sécurité et de signalisation.

Les responsables ferroviaires des
deux pays doivent communiquer
les résultats de leurs investigations
pour le 30 juin 2008 au plus tard.

Question 2331 (25.2.2008) de
M. Claude Meisch (DP) con-
cernant l’examen-concours
d’admission au stage péda-
gogique pour l’ensei-
gnement secondaire:

Ces dernières années l’on peut
constater une évolution préoc-
cupante concernant les échecs lors
des examens-concours d’admission
au stage pédagogique pour l’ensei-
gnement secondaire. Les candidats
ayant passé avec succès cette
épreuve doivent ensuite suivre un
stage pédagogique de deux ans.

Partant, j’aimerais poser les
questions suivantes à Madame la
Ministre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

- Les personnes qui échouent lors
de l’épreuve finale à la fin du stage

pédagogique peuvent-elles se
représenter lors d’un nouveau
examen-concours? Ces personnes
peuvent-elles, le cas échéant, être
recrutées en tant que chargé de
cours?

Réponse (31.3.2008) de Mme
Mady Delvaux-Stehres, Mi-
nistre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

Les personnes qui échouent lors
de l’épreuve finale du stage péda-
gogique peuvent se représenter
lors d’un nouvel examen-concours.

Toutefois, comme il appert qu’un
candidat ayant subi un double
échec à l’examen de fin de stage a
de graves déficiences pédago-
giques, le Ministère de l’Éducation
nationale préfère ne plus recruter
ces personnes en tant que
chargés d’éducation.

Question 2341 (27.2.2008) de
M. Xavier Bettel (DP) con-
cernant les récriminations à
l’égard d’un membre diri-
geant d’un centre de for-
mation de la Police grand-
ducale:

Selon mes informations, plusieurs
récriminations ont été formulées
ces derniers temps à l’égard d’un
membre dirigeant d’un centre de
formation de la Police grand-
ducale.

Au vu de ce qui précède, j’aimerais
poser les questions suivantes à
Monsieur le Ministre de la Justice:

- Monsieur le Ministre peut-il me
confirmer ces informations?

- Dans l’affirmative, Monsieur le
Ministre a-t-il déjà été saisi par des
réclamations concernant un
membre dirigeant d’un centre de
formation de la Police grand-
ducale?

- Dans l’affirmative, Monsieur le
Ministre peut-il m’indiquer si le
Parquet a été informé de ces récla-
mations?

- Dans l’affirmative, Monsieur le
Ministre a-t-il déjà pris des
mesures disciplinaires à l’égard du
policier concerné? Si oui, les-
quelles?

Réponse (28.2.2008) de M. Luc
Frieden, Ministre de la Justice:

1. Vers la mi-février des rumeurs
faisant état d’un comportement
inapproprié de la part de l’ancien
directeur de l’École de Police à
l’égard de certaines étudiantes de
cette école m’ont été rapportées.

2. Même si aucune réclamation ou
plainte d’une étudiante de l’École
de Police n’a été déposée à ce jour
dans ce contexte j’ai demandé à
l’Inspection générale de la Police
de vérifier ces allégations.

3. Le Procureur d’État, consulté à
cet effet, estime qu’à première vue
les comportements allégués ne
constituent pas des infractions
pénales.

4. Par mesure de précaution, la
personne en question a été nom-
mée vendredi dernier à d’autres
fonctions et n’exerce plus dès lors
les fonctions de directeur de
l’École de Police.

Question 2342 (27.2.2008) de
M. Claude Adam (DÉI GRÉNG)
concernant la création d’un
lycée franco-luxembour-
geois:

À l’occasion d’une réunion du
Conseil parlementaire interrégional
au lycée germano-luxembourgeois
Schengen à Perl, la tenue de pour-
parlers entre les gouvernements
français et luxembourgeois con-
cernant la création d’un lycée
franco-luxembourgeois a été évo-
quée.

Dans ce contexte j’aimerais savoir:

- Une école commune franco-
luxembourgeoise est-elle prévue?

- Quels sont les perspectives et
les problèmes qu’un tel projet
pourrait susciter?

- Est-ce que l’idée d’une école
belgo-luxembourgeoise a déjà été
discutée?

Réponse (9.4.2008) de Mme
Mady Delvaux-Stehres, Mi-
nistre de l’Éducation nationale et
de la Formation professionnelle:

L’idée d’un lycée binational franco-
luxembourgeois ayant été abordée
lors de la visite officielle du 25
janvier 2008 du Premier Ministre de
la République française, François
Fillon, au Luxembourg, les gouver-
nements français et luxembour-
geois, chacun de son côté, sont en
train d’analyser la faisabilité d’une
école binationale franco-luxem-
bourgeoise. Étant donné que les
résultats de cette analyse n’ont pas
encore fait l’objet de discussions
bilatérales, il est prématuré d’af-
firmer qu’une telle école bina-
tionale est prévue et d’en évoquer
les perspectives et les problèmes.

La création d’une école belgo-
luxembourgeoise n’est pas dis-
cutée en ce moment.

Question 2347 (28.2.2008) de
Mme Christine Doerner (CSV)
concernant la capacité limitée
du TGV Est-européen:

Depuis sa mise en service le 10
juin 2007, le TGV Est-européen
reliant Luxembourg à Paris a déjà
transporté plus de 7 millions de
voyageurs. Or, le succès du TGV
est tel qu’il amène à des dysfonc-
tionnements indisposant les
clients. En fait, les rames sont dès
le départ surchargées en début et
en fin de journée de même que
pendant les week-ends et ceci
toute classe confondue. Ceci
empêche les usagers habitués et
habituels de voyager sereinement.
En plus, il faut désormais réserver
trois ou quatre mois à l’avance
pour espérer trouver une place.
D’ailleurs, il n’est plus possible
d’acheter un ticket au guichet de la
gare le jour même du départ.

Afin d’augmenter le confort des
voyageurs sur la ligne Luxem-
bourg-Paris-Luxembourg, j’aime-
rais poser les questions suivantes
à Monsieur le Ministre des Trans-
ports:

- Est-il prévu de réserver un con-
tingent de places aux voyageurs
dont la gare de départ est Paris et
la destination finale Luxembourg et
vice-versa?

- Dans la négative, comment peut-
on assurer des places libres aux
voyageurs concernés?

- Comment Monsieur le Ministre
explique-t-il le fait que le jour
même de départ d’un TGV, des
tickets ne sont pas disponibles
dans les guichets de gare alors
que le site Internet affiche encore
une certaine disponibilité pour le
même TGV?

- Est-ce qu’on ne peut pas aug-
menter le nombre de train ou de
trajets et ceci surtout pendant le
week-end afin de satisfaire la
demande de la clientèle?

- Dans la négative, quelles sont les
raisons qui empêchent l’accrois-
sement des capacités?

Réponse (14.4.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre des Trans-
ports:

Par sa question parlementaire
N°2347 du 28 février 2008, l’hono-
rable Députée Christine Doerner
s’enquiert sur la capacité limitée
du TGV Est-européen reliant
Luxembourg à Paris.

Pour ce qui est du contingente-
ment à bord des trains TGV, il s’agit
d’un contingentement unique au
départ de Paris quelle que soit la
destination finale de la clientèle:
Metz, Thionville ou Luxembourg.
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S’il s’agit toutefois d’un train à unité
double, dont l’une est décrochée à
Metz, il est tenu compte de cette
particularité par le système de
réservation, c’est-à-dire que des
places pour des voyages à des-
tination de Metz sont prioritai-
rement réservées dans l’unité dé-
crochée et que l’autre unité n’est
affectée que si la première est
complètement remplie.

Il peut arriver que des déplace-
ments spontanés de ou vers Paris
sont péjorés voire impossibles en
raison de la saturation des trains
TGV, surtout pour des périodes de
pointe matinale et vespérale ainsi
que de week-end. Ce fait a d’em-
blée été signalé par écrit à la
SNCF, responsable de l’exploi-
tation du TGV Est-européen, dès
sa mise en service, et rappelé à
maintes reprises, soit verbalement,
soit par écrit. De ce fait, les points
de vente CFL conseillent systéma-
tiquement à leur clientèle d’anti-
ciper au plus l’achat de titres de
transport pour la relation Luxem-
bourg-Paris, primo pour pouvoir
bénéficier des tarifs les plus attrac-
tifs et secundo pour être certain de
se voir attribuer une place.

Il se fait que, depuis octobre 2007,
la SNCF a pourvu au renforcement
ou à la création de certains trains
entre Paris et Metz et vice-versa,
fait qui a entraîné un léger assou-
plissement de la situation sans tou-
tefois la réparer entièrement. Selon
des informations récentes reçues,
la SNCF est actuellement dans
l’impossibilité matérielle d’ajouter
une desserte supplémentaire en
raison de la pénurie du matériel
TGV nécessaire. Des négociations
internes sont toutefois en cours
entre les CFL et la SNCF en vue
d’un renforcement de la desserte
en automne dès la livraison de
rames TGV supplémentaires.

Finalement, il y a lieu de relever
qu’en principe les tarifs dispo-
nibles à bord des trains TGV Est-
européen sont gérés dans une
base de données unique, acces-
sible et par les systèmes de vente
des guichets de gare et par les
divers sites Internet. Toutefois, il
peut se faire, et ce pour des
raisons commerciales, que
certains tarifs promotionnels ne
sont proposés à la clientèle que
par le biais d’un site Internet. En
pratique, il s’avère que ces offres
promotionnelles sont les premières
vendues.

Question 2355 (4.3.2008) de M.
Marcel Oberweis (CSV)
concernant la production de
biodiesel:

En août 2007, Monsieur le Ministre
de l’Économie et du Commerce
extérieur a signé une convention
avec une société canadienne
portant sur le financement et la
mise à disposition d’un terrain
industriel en vue de l’implantation
d’une usine de production de bio-
carburants.

La capacité de production an-
nuelle sera de 20 millions de litres
par an et l’approvisionnement en
matières premières (colza, tourne-
sol, soja, huiles végétales recy-
clées, graisses animales etc.) se
fera au niveau local et international.

Dans ce contexte j’aimerais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre de l’Économie et du
Commerce extérieur:

- Quel est l’état actuel du dossier
en question?

- Quand l’usine de production de
biodiesel sera-t-elle opération-
nelle?

- Monsieur le Ministre n’estime-t-il
pas que le fait de devoir importer
des matières premières aille à l’en-
contre des conclusions du Conseil
supérieur pour le Développement
durable?

Réponse (7.4.2008) de M.
Jeannot Krecké, Ministre de

l’Économie et du Commerce ex-
térieur:

Il y a lieu de relever que les forma-
lités pour la mise à disposition du
terrain pour l’implantation du projet
de l’entreprise Biocardel Luxem-
bourg ont pu être achevées en
mars 2008. L’entreprise a par
ailleurs déposé son dossier
commodo-incommodo et espère
pouvoir fonctionner en fin d’année
2008.

En ce qui concerne l’approvi-
sionnement en matières premières,
vous faites référence à l’avis récent
du Conseil supérieur pour le Déve-
loppement durable concernant la
biomasse qui soulève notamment
les problématiques autour du
caractère durable de l’utilisation de
la biomasse.

Vu que le potentiel luxembourgeois
de la biomasse qui peut être utilisé
à des fins énergétiques est limité, il
est nécessaire qu’une installation
de production de biocarburants ait
recours, dans la mesure du né-
cessaire, à l’importation des ma-
tières premières pour garantir sa
production.

Biocardel a fait part de son inten-
tion de fonctionner le plus possible
en circuit court, c’est-à-dire par
des approvisionnements nationaux
ou en provenance de nos voisins
directs. Dans l’hypothèse où l’en-
treprise identifierait des filières
oléagineuses en dehors de l’UE, le
recours à des importations pourrait
être envisagé tout en recourant
dans la mesure du possible à des
labels de qualité environne-
mentale.

Reste à noter que la proposition de
directive relative à la promotion de
l’énergie produite à partir des
énergies renouvelables présentée
par la Commission européenne en
janvier 2008 prévoit, pour les bio-
carburants et autres bioliquides,
des critères de viabilité environne-
mentale qui devront être respectés
en vue de pouvoir être comptabi-
lisés pour la réalisation des ob-
jectifs en matière d’énergies renou-
velables.

Question 2356 (4.3.2008) de M.
Marcel Oberweis (CSV)
concernant la nouvelle stra-
tégie de lutte contre le chan-
gement climatique de la
Commission européenne:

La Commission européenne a pré-
senté, mercredi 23 janvier 2008,
une série de mesures visant à
réduire les émissions de CO2 dans
l’Union européenne. En matière
d’énergies renouvelables, elle en-
tend donner l’exemple en souhai-
tant intégrer 20% de ces énergies
dans la consommation totale d’ici à
2020. Afin de réaliser ce plan
ambitieux, chaque État membre se
voit assigner un objectif spécifique
de réduction. Pour fixer les ob-
jectifs nationaux, la Commission
européenne a pris principalement
en compte le PIB par habitant,
l’effort le plus important devant être
fourni par les pays les plus pros-
pères.

Dans ce contexte j’aurais aimé
poser une série de questions à
Monsieur le Ministre de l’Environ-
nement:

- Quel a été le montant du PIB par
habitant retenu par la Commission
européenne pour le Luxembourg,
lors de la, récente mise en œuvre
de la stratégie de lutte contre le
changement climatique?

- Est-ce qu’on a tenu compte des
140.000 frontaliers dans le calcul
du PIB/habitant?

Réponse (14.3.2008) de M.
Lucien Lux, Ministre de l’Envi-
ronnement:

Le PIB par habitant retenu par la
Commission européenne pour le
Luxembourg est de 65.100 euros
(PIB 2005). Comme il s’agit bien du
PIB/habitant, le nombre des fron-
taliers n’a pas été pris en compte.

Le Luxembourg doit ainsi atteindre
un objectif de réduction de 20%
par rapport au niveau des émis-
sions en 2005 des secteurs non
couverts par le système européen
d’échange de quotas d’émissions.
Les autres États membres, pour
lesquels un objectif identique a été
proposé, sont l’Irlande, dont le
PIB/habitant s’élève à 39.300 euros
et le Danemark, dont le PIB/-
habitant s’élève à 38.400 euros.

Question 2357 (4.3.2008) de M.
Laurent Mosar (CSV) con-
cernant la surveillance de l’in-
dépendance du Kosovo:

Suivant mes informations, l’ONU
n’a toujours pas transféré son
mandat à la mission européenne
pour la surveillance de l’indépen-
dance du Kosovo. Cette situation
d’attente du feu vert de l’ONU n’est
pas sans risque pour la mission en
question alors que les autorités
serbes refusent d’en reconnaître la
légitimité.

Dans ce contexte se pose éga-
lement la question de l’intégration
de la minorité serbe dans un
Kosovo indépendant.

Dans cet ordre d’idées je voudrais
poser les questions suivantes à
Monsieur le Ministre des Affaires
étrangères et de l’Immigration:

- Pour quelles raisons l’ONU n’a
toujours pas transféré ses compé-
tences à l’Union européenne?

- Est-ce que cette situation ne
risque pas de retarder le début des
opérations de la mission euro-
péenne?

- Comment, devant le refus des
autorités serbes de reconnaître la
légitimité de la mission euro-
péenne, cette dernière pourra
réussir à intégrer la minorité serbe
dans un Kosovo indépendant?

Réponse (7.4.2008) de M. Jean
Asselborn, Ministre des Affaires
étrangères et de l’Immigration:

D’emblée il importe de noter qu’un
transfert immédiat des compé-
tences n’a jamais été envisagé, le
principe d’une phase de transition
de 120 jours pour la passation de
pouvoirs de la Mission des Nations
Unies en charge de l’administration
intérimaire du Kosovo (MINUK)
vers les autorités kosovares et les
nouveaux acteurs internationaux
étant inscrit dans la proposition de
Martti Ahtisaari, Envoyé spécial du
Secrétaire général des Nations
Unies pour le processus de déter-
mination du futur statut du Kosovo.
L’Union européenne s’est basée
sur cette proposition lors du
processus de planification de sa
mission PESD civile au Kosovo.
Ainsi, tous les textes adoptés au
niveau de l’Union européenne
concernant le déploiement de
cette mission prévoient le principe
d’une phase de transition entre la
MINUK et la mission PESD.

Le 14 février 2008, l’Union euro-
péenne a adopté une action com-
mune et un plan des opérations
relatifs à la mise en place d’une
mission PESD civile au Kosovo. À
partir de cette date, l’Union euro-
péenne dispose ainsi d’un cadre
légal pour entamer le déploiement
sur le terrain des 2.200 membres
de la mission qui porte le nom
d’EULEX KOSOVO. Le déploiement
du personnel européen a déjà dé-
buté et se déroule dans le contexte
d’une phase de transition entre la
MINUK et la mission EULEX, dont la
durée est de quatre mois à partir de
l’adoption du plan des opérations.
Au cours de cette phase de tran-
sition, la Mission des Nations Unies
reste seule responsable de la mise
en œuvre de l’entièreté de son
mandat. Les compétences opéra-
tionnelles de la mission EULEX ne
seront prises en charge par cette
dernière qu’à l’issue de la phase de
transition de 120 jours.

La base légale et le mandat de la
mission EULEX KOSOVO res-

sortent, d’une part, de l’action
commune du 14 février 2008 et,
d’autre part, du contexte général
de la Résolution 1244 du Conseil
de sécurité des Nations Unies
(RCSNU). Or, si la RCSNU 1244
constitue la base légale interna-
tionale pour le déploiement de la
mission européenne au Kosovo, le
mandat de la mission EULEX
KOSOVO est différent de celui de
la MINUK.

EULEX KOSOVO est une mission
dite «État de droit», dont le mandat
prévoit qu’elle détiendra des com-
pétences d’encadrement, de sur-
veillance et de conseil dans les
domaines de la police générale, de
la police judiciaire et des unités
spéciales, y compris le contrôle
antiémeute, la protection rap-
prochée et la protection des
témoins, des douanes et du
contrôle des frontières, de l’admi-
nistration pénitentiaire et de l’admi-
nistration de la justice, y compris
les tribunaux et le parquet.

EULEX KOSOVO est chargée
d’aider les institutions du Kosovo,
les autorités judiciaires et les orga-
nismes chargés de l’application
des lois «à progresser sur la voie
de la viabilité et de la responsabi-
lisation et à poursuivre la mise sur
pied et le renforcement d’un sys-
tème judiciaire multiethnique indé-
pendant, ainsi que de services de
police et des douanes multi-
ethniques, de manière à ce que
ces institutions soient libres de
toute interférence politique et s’ali-
gnent sur les normes reconnues au
niveau international et sur les
bonnes pratiques européennes».

Ainsi, contrairement à la MINUK,
dont la mise en place remonte à
1999 et qui visait à assurer l’admi-
nistration du Kosovo par la création
d’institutions intérimaires dont elle
était responsable, le mandat de la
mission EULEX vise à tenir compte
du nouveau statut du Kosovo.
Ainsi, le mandat de la mission pré-
voit que celle-ci exerce ses com-
pétences conformément au prin-
cipe du «local ownership».

En effet, avec l’entrée en vigueur
d’une nouvelle Constitution et d’un
corps législatif kosovars, adoptés
par le Parlement de Priština, les
institutions du Kosovo récupére-
ront les compétences exécutives,
législatives et judiciaires actuelle-
ment exercées par la MINUK. Il en
découle que la mission EULEX
sera amenée à traiter avec des ins-
titutions kosovares disposant des
instruments de la souveraineté
étatique. Il est donc important de
noter que, contrairement à la
MINUK, la mission EULEX n’est
pas elle-même en charge de l’ad-
ministration du Kosovo et, par
conséquent, n’est pas responsable
de la mise en œuvre de la décla-
ration d’indépendance. Son man-
dat se limite à accompagner la
mise en place des nouvelles ins-
titutions de façon à garantir que
celle-ci se fasse conformément
aux normes et aux règles euro-
péennes définissant l’État de droit,
en particulier en ce qui concerne la
protection des minorités.

Les responsables de la mission
EULEX KOSOVO entretiennent des
liens étroits avec les responsables
de la MINUK. Des réunions régu-
lières ont lieu à Priština, à Bruxelles
et à New York entre, d’un côté, le
Représentant Spécial de l’Union
européenne/Représentant Civil
International Pieter Feith et le chef
de la mission EULEX Yves de
Kermabon, et, de l’autre côté, le
chef de la MINUK, le Représentant
spécial Joachim Rücker et son
équipe, afin de se coordonner de
manière optimale pendant la pré-
sente phase de transition et en vue
de la prise en charge par EULEX
KOSOVO de ses compétences
opérationnelles.

En ce qui concerne l’intégration de
la minorité serbe dans un Kosovo
indépendant, il convient de noter
que le Gouvernement luxembour-
geois a toujours soutenu les pro-
positions de l’Envoyé spécial du
Secrétaire général de l’ONU, Martti

Ahtisaari, tendant à faire du
Kosovo un État multiethnique dans
lequel une protection particulière
serait réservée au respect des
droits des minorités. Le Gouver-
nement luxembourgeois se félicite
du fait que la déclaration d’indé-
pendance ainsi que le projet de
Constitution kosovars élèvent ces
principes au rang constitutionnel et
engagent les autorités kosovares à
les promouvoir. Le processus d’in-
tégration de l’ensemble de la mino-
rité serbe dans un Kosovo indé-
pendant sera un processus à long
terme. Notons qu’un nombre crois-
sant de Serbes du Kosovo ayant
boycotté les institutions kosovares
après la déclaration d’indépen-
dance du 17 février retrouvent
aujourd’hui leurs postes dans l’ad-
ministration centrale et municipale.
Ainsi, deux Ministres serbes du
Kosovo ont assisté le 20 mars der-
nier à une réunion du Gouver-
nement kosovar, ceci pour la pre-
mière fois depuis la déclaration
d’indépendance. Le leader du
parti libéral serbe (PLS), Slobodan
Petrović, a déclaré que les députés
issus du PLS ainsi que les fonc-
tionnaires affiliés à son parti termi-
neraient leur boycott des insti-
tutions kosovares qui avait com-
mencé tout de suite après la décla-
ration d’indépendance. La mission
EULEX contribuera à travers le
renforcement de l’État de droit à
l’installation d’institutions stables
qui favoriseront à leur tour le déve-
loppement d’un climat de con-
fiance entre les différentes ethnies
vivant au Kosovo.

Question 2359 (4.3.2008) de M.
Laurent Mosar (CSV) concer-
nant le projet d’Union méditer-
ranéenne:

Le projet d’Union méditerra-
néenne, lancé par le président
français Nicolas Sarkozy, se heurte
actuellement à de fortes réticences
de la part de la Commission Euro-
péenne et d’un certain nombre
d’États membres comme l’Alle-
magne.

La question principale qui se pose
est celle de savoir si la relance du
processus euro-méditerranéen ne
peut se faire dans le cadre du pro-
cessus de Barcelone.

Dans ce contexte je voudrais poser
les questions suivantes à Monsieur
le Ministre des Affaires étrangères
et de l’Immigration:

- Quelle est la position du Gouver-
nement par rapport à la proposition
française?

- Est-ce que l’idée d’un Conseil de
la méditerranée sous-entendant
l’égalité de ses membres, préco-
nisée par un certain nombre d’ac-
teurs ne pourrait constituer une
alternative valable?

- Quelles sont les initiatives pré-
vues par la Commission Euro-
péenne pour relancer le processus
de Barcelone?

Réponse (14.4.2008) de M.
Jean Asselborn, Ministre des
Affaires étrangères et de l’Immi-
gration:

Le Gouvernement luxembourgeois
est satisfait de l’accord de principe
intervenu lors du Conseil européen
des 13 et 14 mars derniers con-
cernant une Union pour la Médi-
terranée qui doit englober tous les
États membres de l’UE et les États
riverains de la Méditerranée qui ne
sont pas membres de l’UE.

Le nom retenu «Le processus de
Barcelone: une Union pour la
Méditerranée» témoigne de l’ap-
proche à adopter: conférer un
nouvel élan au partenariat méditer-
ranéen en se basant sur les acquis
et le fonctionnement du processus
de Barcelone.
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Le Conseil européen a invité la
Commission Européenne à présen-
ter aux instances compétentes du
Conseil les propositions néces-
saires pour définir les modalités de
l’initiative en vue du Sommet qui se
tiendra le 13 juillet 2008 à Paris.
Ces propositions doivent être pré-
sentées dans les prochains jours
aux États membres de l’UE et aux
États riverains de la Méditerranée.
Le Luxembourg compte participer
activement à cet exercice et
œuvrer en faveur d’une politique
cohérente et continue de l’UE en
Méditerranée.

Au vu des développements inter-
venus lors du Conseil européen,
l’idée d’un Conseil de la Méditerra-
née n’est plus d’actualité.

Question 2360 (4.3.2008) de M.
Jean Huss (DÉI GRÉNG) con-
cernant l’administration pré-
ventive d’antibiotiques dans
les élevages de bétail:

L’Union européenne a prohibé en
2006 l’administration préventive
d’antibiotiques dans les élevages
de bétail. Cependant, des données
étrangères, notamment néerlan-
daises, montrent que l’utilisation
d’antibiotiques dans les élevages
est en hausse constante.

Cette pratique aurait pour consé-
quence une résistance aux antibio-
tiques des bactéries de type sta-
phylococcus aureus, bactérie dé-
tectée dans les étables porcines
européennes en 2002 et qui
semble se répandre à une très
grande vitesse.

Les personnes travaillant dans les
élevages sont donc exposées à un
risque d’infection important, risque
qu’ils semblent pouvoir transmettre
à l’extérieur des élevages, notam-
ment dans les hôpitaux. Cette
situation pourrait se transformer à
moyen terme en un risque pour la
santé publique.

Dans ce contexte je voudrais poser
les questions suivantes à Mes-
sieurs les Ministres:

- Messieurs les Ministres ont-ils
connaissance de ce phénomène
répandu dans les élevages euro-
péens d’une certaine taille?

- Quelle est la pratique au Luxem-
bourg en ce qui concerne l’admi-
nistration d’antibiotiques au bétail
dans les élevages au Luxem-
bourg?

- Est-ce que les élevages luxem-
bourgeois sont contrôlés par
rapport à ce risque sanitaire et
quels sont les résultats?

- Est-ce que les hôpitaux luxem-
bourgeois sont contrôlés par
rapport à ce risque sanitaire?

- D’une manière générale, quel est
le bilan intermédiaire de la lutte
contre les différentes sources d’in-
fections nosocomiales dans les
hôpitaux luxembourgeois?

Réponse commune (11.4.2008)
de M. Mars Di Bartolomeo, Mi-
nistre de la Santé et de la Sécurité
sociale et de Mme Octavie
Modert, Secrétaire d’État à l’Agri-
culture, à la Viticulture et au Déve-
loppement rural:

Si la découverte des antibiotiques
a indubitablement apporté des
bienfaits à l’humanité dans la lutte
contre les maladies, il est indé-
niable que l’utilisation abusive et
incontrôlée de ces médicaments a
eu comme conséquence l’appari-
tion de germes pathogènes résis-
tants à certaines substances d’an-
tibiotiques.

Ainsi, durant les 30 dernières an-
nées, nous avons assisté au déve-
loppement progressif de la résis-
tance de pas mal de bactéries à
l’égard de certains antibiotiques et,
à cet égard, le germe «staphy-

lococcus aureus», résistant pour la
méthicilline (SARM), constitue un
cas particulier du fait que cette
bactérie presqu’ubiquitaire a inten-
sifié en même temps son pouvoir
pathogène, phénomène qui est
suivi de près depuis 2002 par les
scientifiques.

Les statistiques représentatives en
matière d’utilisation d’antibiotiques
dans les cheptels de production
montrent, à l’encontre des affir-
mations de l’auteur de la question
parlementaire, une tendance dé-
croissante, soulignée par exemple
par les chiffres récents publiés en
France où l’on constate une dimi-
nution de 9% par rapport à l’année
2000. Durant la même période,
l’utilisation des antibiotiques a ce-
pendant augmenté de 4% pour les
animaux de compagnie.

Cette tendance à la baisse de l’uti-
lisation des antibiotiques dans les
cheptels de production est égale-
ment constatée dans d’autres États
membres de l’UE et a pour origine
un management amélioré des ani-
maux ainsi qu’une réglementation
de plus en plus stricte concernant
la surveillance des résidus.

À ce dernier égard, le règlement
grand-ducal du 11 septembre
1997 relatif aux mesures de con-
trôle à mettre en œuvre à l’égard
de certaines substances et de
leurs résidus dans les animaux vi-
vants et leurs produits prescrit un
programme annuel d’échantillons à
prélever par les Services vétéri-
naires sur les animaux vivants, les
produits animaux et les eaux de
consommation. Les résultats de
ces analyses qui, jusqu’à ce jour
étaient dans la très grande majorité
en conformité avec la réglemen-
tation afférente, sont transmis an-
nuellement à la Commission Euro-
péenne et peuvent être consultés
sur le site correspondant. De la
même façon les services de l’Ad-
ministration des Services tech-
niques de l’agriculture procèdent à
l’échantillonnage et à l’analyse des
aliments pour animaux.

Cette même réglementation pres-
crit que tout détenteur d’animaux
de production doit détenir un re-
gistre de médicaments dans lequel
sont à inscrire la nature des traite-
ments médicamenteux, les délais
d’attente correspondants et l’iden-
tification des animaux traités.
Toutes ces dispositions ont pour
objectif de réduire l’utilisation des
médicaments sur les animaux aux
fins de garantir aux consom-
mateurs une alimentation sûre et
de qualité.

En ce qui concerne maintenant la
prévalence de MRSA (staphy-
locoques dorés résistant à la mé-
thicilline), il y a lieu de relever
qu’une première enquête nationale
a été organisée par la direction de
la santé en 2003. Tous les hôpitaux
luxembourgeois ont participé sur
base volontaire à cette étude pour
laquelle tous les patients hospitali-
sés ont été dépistés (2569 pa-
tients).

Le taux de participation était excel-
lent: seulement 1,32% des patients
refusaient de participer à l’étude.

La prévalence MRSA nationale
était de 2,40%, taux assez favo-
rable en comparaison européenne.
Des recommandations pour la
prise en charge de ces patients et
les mesures à mettre en route afin
d’éviter la dissémination de ce
germe ont été éditées par le
GNPIN (Groupe National de Gui-
dance pour la Prévention de l’In-
fection Nosocomiale) et commu-
niquées à tous les établissements
hospitaliers.

La direction de la santé, sur propo-
sition du GNPIN, a décidé d’orga-
niser une 2e enquête nationale de
prévalence MRSA en octobre 2008
pour suivre l’évolution de la si-
tuation. Tous les hôpitaux ont déjà
été contactés et les préparatifs ont
commencé.

De même, le MRSA n’étant pas un
germe qu’on trouve uniquement
dans les hôpitaux, mais de plus en
plus dans la communauté, des

réflexions concernant la faisabilité
d’une telle étude de prévalence
dans le secteur du long séjour sont
en cours.

En matière de surveillance des in-
fections nosocomiales en général,
dans le contexte du programme in-
citant qualité UCM/EHL, des efforts
de coordination entre hôpitaux ont
commencé fin des années 90 et
ont abouti, avec l’aide de la direc-
tion de la santé qui a financé une
phase pilote, à un programme
unique et national de surveillance
des infections nosocomiales les
plus importantes (septicémies,
pneumonies et infections urinaires)
dans les services de soins inten-
sifs: le programme NOSIX. La par-
ticipation à ce programme se fait
sur base volontaire. Depuis 2005,
tous les hôpitaux y participent, ce
qui démontre une prise de
conscience de l’importance du
problème de la part de tous les ac-
teurs et une volonté accrue de ga-
rantir une sécurité optimale pour
les patients.

Le GNPIN est en train de discuter
sur une éventuelle extension de ce
programme NOSIX ainsi que sur la
faisabilité d’une étude de préva-
lence nationale des infections
nosocomiales dans tous les hô-
pitaux.

Question 2362 (5.3.2008) de M.
Laurent Mosar (CSV) concer-
nant les panneaux publici-
taires et publicité en faveur
de produits du tabac:

La loi du 11 août 2006 relative à la
lutte antitabac ordonne dans son
article 3 l’interdiction de la publicité
en faveur du tabac.

L’article 15 prévoit une exception
pour les contrats relatifs à des acti-
vités de publicité ou de parrainage
interdites en vertu de ladite loi,
mais autorisées avant son entrée
en vigueur, qui peuvent encore être
exécutés jusqu’à leur terme, sans
que celui-ci puisse se situer plus
de deux ans après cette entrée en
vigueur.

Or on peut constater que sur les
panneaux publicitaires installés ré-
cemment sur le territoire de la Ville
de Luxembourg se trouvent des
annonces publicitaires en faveur
des produits du tabac. Les pan-
neaux publicitaires susmentionnés
font partie d’un contrat signé avec
une entreprise française dans le
cadre de la soumission publique
au sujet de vélos de location.

Au vu de ce qui précède, je vou-
drais poser les questions suivantes
à Monsieur le Ministre de la Santé
et de la Sécurité sociale:

- Le Gouvernement a-t-il connais-
sance de la situation décrite ci-
dessus?

- Sachant que le contrat sur les
panneaux publicitaires en question
n’a été conclu que très récemment
et que par conséquent l’article 15
de la loi entrée en vigueur en sep-
tembre 2006 n’est pas applicable;
quelles sont les mesures que le
Gouvernement entend prendre?

Réponse (14.3.2008) de M.
Mars Di Bartolomeo, Ministre
de la Santé et de la Sécurité
sociale:

J’ai constaté personnellement et
avec irritation l’apparition des
panneaux publicitaires vantant un
produit du tabac, dont parle l’hono-
rable Parlementaire.

J’ai contacté de suite les divers in-
tervenants et j’ai pu obtenir l’enlè-
vement presque immédiat des
panneaux incriminés.

La loi du 11 août 2006 relative à la
lutte antitabac prévoit effecti-
vement en faveur des contrats de
publicité en cours lors de son
entrée en vigueur des dispositions
transitoires, qui expireront début
septembre de l’année en cours.

Dans l’affaire qui nous occupe il n’a
pas été fait état de contrats an-

ciens, et tout porte à croire qu’il n’y
en ait pas en l’occurrence, alors
que, comme l’honorable Parlemen-
taire l’indique lui-même, les pan-
neaux en discussion ont été mis en
place en vertu de relations con-
tractuelles très récentes.

Question 2365 (6.3.2008) de
Mme Marie-Josée Frank
(CSV) concernant l’unité de
sécurité pour mineurs à
Dreiborn:

Il y a un an environ, un accord fut
trouvé avec la commune de Wor-
meldange, dont dépend la localité
de Dreiborn, concernant l’empla-
cement de la future unité de sécu-
rité pour mineurs. À l’époque, il
était prévu que les travaux de
construction pourraient débuter
début 2008 voire - du moins en ce
qui concerne les travaux de démo-
lition de l’ancien hangar - à l’au-
tomne 2007.

Dans ce contexte j’aurais aimé
poser les questions suivantes à
Madame la Ministre de la Famille et
de l’Intégration, à Monsieur le
Ministre de la Justice et à Monsieur
le Ministre des Travaux publics:

- Les travaux de construction ont-
ils démarré?

- Dans la négative, quelles sont les
raisons pour ce nouveau retard
dans l’agenda?

- Quand le Gouvernement pense-
t-il que la construction pourra être
définitivement achevée?

- Au cas où la construction de
l’unité de sécurité pour mineurs à
Dreiborn ne pourrait pas être termi-
née dans des délais raisonnables,
le Gouvernement ne dispose-t-il
pas d’une alternative en attendant
l’achèvement des travaux, le
placement des mineurs au Centre
pénitentiaire de Schrassig n’étant
pas une solution adéquate?

Réponse commune (15.4.2008)
de Mme Marie-Josée Jacobs,
Ministre de la Famille et de l’Inté-
gration et de M. Claude
Wiseler, Ministre des Travaux
publics:

L’honorable Députée Marie-Josée
Frank aimerait avoir quelques infor-
mations relatives à l’avancement
du projet de construction de l’unité
de sécurité pour mineurs à
Dreiborn et en particulier souhai-
terait connaître les délais y
afférents.

En ce qui concerne le déroulement
des travaux sur le site du centre
socio-éducatif de Dreiborn, il échet
de préciser tout d’abord que la
construction de l’unité de sécurité
ne pourra être entamée que consé-
cutivement à la réalisation de
certains travaux de démolition. En
effet, l’endroit précis sur lequel il
est prévu d’implanter le bâtiment
en question est actuellement
occupé par le «Josephshaus»
abritant les ateliers de peinture et
de maçonnerie.

L’occupation des jeunes dans les
ateliers est un élément très im-
portant pour le fonctionnement
quotidien du Centre socio-éducatif
et la période de leur non disponi-
bilité doit être réduite à un strict
minimum. Par conséquent, il sera
débuté par la construction des
nouveaux ateliers avant de démar-
rer avec la démolition du «Joseph-
shaus» respectivement la cons-
truction de l’unité de sécurité.

Ainsi, fin septembre 2007, l’Admi-
nistration des Bâtiments publics a
sollicité l’autorisation de construire
auprès de la commune de Wormel-
dange pour les ateliers précités.
L’autorisation en question a été éta-
blie le 10 décembre 2007. Parallè-
lement, l’architecte en charge de
ce projet a élaboré les dossiers de
soumission pour les ateliers, qui
seront publiés prochainement
dans la presse pour les travaux de
gros œuvres. La mise en service
des ateliers est attendue pour avril
2009.

Quant au début des travaux de
l’unité de sécurité dont l’autori-
sation de construire a été émise le
30 janvier 2008 par la commune de
Wormeldange, l’on a pris en consi-
dération la période maximale du-
rant laquelle le Centre socio-édu-
catif Dreiborn puisse renoncer à
ces ateliers de sorte que les pre-
mières soumissions vont être
lancées dans les mois qui suivent.
Par conséquent, le début des tra-
vaux est planifié pour novembre
2008 de sorte que la mise en ser-
vice de l’unité de sécurité pourra
se faire au cours de l’année 2010.

Question 2366 (6.3.2008) de
Mme Marie-Josée Frank
(CSV) concernant l’introduction
des innovations liées au
projet de loi N°5584 relatif
aux soins palliatifs et à l’ac-
compagnement en fin de vie:

En date du 19 février 2008 la
Chambre des Députés a adopté à
l’unanimité le projet de loi sur les
soins palliatifs.

Dans ce contexte j’aimerais poser
la question suivante à Monsieur le
Ministre de la Santé et de la Sécu-
rité sociale:

- Quel est l’état d’avancement des
préparatifs en vue de l’introduction
des innovations importantes de la
nouvelle loi, notamment le carnet
des soins des actes prestés par les
médecins dans le domaine hospi-
talier et extrahospitalier, ainsi que
les modalités d’attribution du droit
aux soins palliatifs?

Réponse (31.3.2008) de M.
Mars Di Bartolomeo, Ministre
de la Santé et de la Sécurité
sociale:

En réponse à la question parle-
mentaire de Madame la Députée
Marie-Josée Frank en rapport avec
l’état d’avancement des préparatifs
pour les règlements grand-ducaux
prévus par la loi sur les soins
palliatifs, j’ai l’honneur d’informer
l’honorable Députée qu’un avant-
projet de règlement grand-ducal
relatif aux modalités d’attribution
des soins palliatifs m’a été pré-
senté par mes services et pourra
être engagé dans la procédure de
consultation d’usage.

Concernant le règlement grand-
ducal portant sur l’introduction du
carnet de soins, un groupe d’ex-
perts comprenant des praticiens
du terrain est en voie de se consti-
tuer pour préparer la forme et le
contenu dudit carnet sur base des
expériences acquises sur le
terrain, notamment par les réseaux
d’aides et de soins et les autres
acteurs ayant œuvré jusqu’ici dans
le domaine des soins palliatifs.

Question 2368 (7.3.2008) de M.
Alexandre Krieps (DP) concer-
nant les dysfonctionnements
au sein d’une initiative so-
ciale en faveur de l’emploi:

En date du 7 mars 2008, la presse
quotidienne ainsi qu’un journal
satirique renommé publient des
extraits d’une pétition signée par
une partie du personnel d’une ini-
tiative sociale en faveur de l’em-
ploi. Cette pétition fait notamment
état de dysfonctionnements ma-
jeurs et utilise des termes comme
«abus de biens sociaux» et
«détournement de fonds». Par
ailleurs, ces écrits parlent de
«désorganisation» au sein de l’ini-
tiative concernée.

Au vu de ce qui précède, j’aimerais
poser les questions suivantes à
Monsieur le Ministre du Travail et
de l’Emploi:

- Monsieur le Ministre ne croit-il
pas le moment venu de charger la
Cour des Comptes d’un audit fi-
nancier approfondi de toutes les
initiatives en faveur de l’emploi?
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- Monsieur le Ministre n’est-il pas
d’avis que l’organisation de ces ini-
tiatives, qui bénéficient pourtant
d’un appui financier annuel de
quelques 37 millions d’euro, de-
vrait être revue de fond en comble
afin d’éviter tout gaspillage de
moyens financiers publics?

Réponse (3.4.2008) de M.
François Biltgen, Ministre du
Travail et de l’Emploi:

1) Au courant des années pas-
sées, des audits financiers ont été
réalisés auprès des initiatives
Objectif Plein Emploi (1997/2001),
Proactif et Forum pour l’Emploi
(2000/2003). Ces audits ont été
continués à la Commission du
Contrôle de l’exécution budgétaire
de la Chambre des Députés.

2) Il n’appartient pas au Gouver-
nement ou à un de ces ministres
de saisir la Cour des Comptes d’un
audit financier tel que demandé
par l’honorable Député.

Il est à noter que le Ministre du Tra-
vail et de l’Emploi n’a pas été saisi
de la pétition dont question dans la
question de l’honorable Député
Alexandre Krieps.

Question 2370 (7.3.2008) de
MM. Laurent Mosar et Gilles
Roth (CSV) concernant l’appli-
cation de la réglementation
sur la performance énergé-
tique des bâtiments d’habi-
tation:

Les articles 8 et 9 du règlement
grand-ducal du 30 novembre 2007
concernant la performance éner-
gétique d’habitation rendent obli-
gatoire l’établissement du certificat
de performance énergétique à par-
tir du 1er septembre 2008 lors d’un
changement de propriétaire ou de
locataire dans un bâtiment d’ha-
bitation existant, si le bâtiment en
question ne dispose pas déjà d’un
tel certificat valide. En ce qui
concerne les copropriétés, nous
aimerions poser les questions sui-
vantes à Monsieur le Ministre de
l’Économie et du Commerce:

1. Qui doit supporter les frais de
l’établissement du certificat?

2. Est-ce que l’assemblée géné-
rale des copropriétaires peut re-
fuser d’établir un tel certificat?

Le règlement grand-ducal précise
au paragraphe 7 de l’article 3 que
«(…) les documents visés (calcul
de la performance énergétique et
d’un certificat de performance
énergétique) sont à établir par des
architectes respectivement par
des ingénieurs-conseils dont la
profession est définie par la loi du
13 décembre 1989 portant orga-
nisation des professions d’archi-
tecte et d’ingénieur-conseil respec-
tivement par des personnes
agréées en vertu du règlement
grand-ducal du 10 février 1999
relatif à l’agrément de personnes
physiques ou morales privées ou
publiques, autres que l’État, pour
l’accomplissement de tâches tech-
niques d’étude et de contrôle dans
le domaine de l’énergie».

À partir du 1er janvier 2008, le rè-
glement grand-ducal du 10 février
1999, modifié par le règlement
grand-ducal du 30 novembre
2007, prévoit dans son article 1er

que des personnes (physiques ou
morales) peuvent se faire agréer
pour «(…) calculer la performance
énergétique d’un bâtiment et éta-
blir le certificat de performance
énergétique d’un bâtiment d’habi-
tation» et énumère un certain
nombre de conditions et formalités
que le demandeur doit satisfaire
pour obtenir cet agrément.

Dans ce contexte nous aimerions
poser les questions suivantes à
Monsieur le Ministre de l’Économie
et du Commerce extérieur:

3. Combien de personnes phy-
siques ou morales remplissent les
conditions et formalités prescrites
afin d’établir les certificats?

4. Est-ce que Monsieur le Ministre
juge le nombre suffisant pour
répondre aux demandes d’établis-
sement en tenant compte du fait
qu’actuellement presqu’aucun
bâtiment n’est en possession d’un
certificat?

Réponse (14.4.2008) de M.
Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce ex-
térieur:

Conformément à l’article 8 (2) du
règlement grand-ducal du 30 no-
vembre 2007 concernant la perfor-
mance énergétique des bâtiments
d’habitation, tout changement de
propriétaire et de locataire opéré à
partir du 1er septembre 2008 rend
obligatoire l’établissement d’un
certificat de performance éner-
gétique pour un bâtiment d’habita-
tion existant, qui a une validité de
dix ans.

Les frais engendrés par l’établisse-
ment du certificat de performance
énergétique sont à supporter par la
personne qui est responsable pour
initier l’établissement de celui-ci.
Dans le cas d’espèce il s’agit de
l’ancien propriétaire respecti-
vement du syndicat des copro-
priétaires du bâtiment d’habitation.

Dans les bâtiments d’habitation re-
vêtant la forme d’une copropriété
cette obligation incombe alors au
syndicat des copropriétaires qui
est tenu d’établir le certificat de
performance énergétique. Partant,
le syndicat des copropriétaires ne
peut pas refuser l’établissement du
certificat faute d’enfreindre la ré-
glementation existante. Reste à
préciser que le certificat de perfor-
mance énergétique est établi pour
toute la copropriété et qu’un ori-
ginal de ce certificat est remis à
chaque propriétaire. Pour les co-
propriétaires, cette démarche est
la moins onéreuse des options
offertes par les dispositions de la
directive 2002/91/CE sur la perfor-
mance énergétique des bâtiments.

En ce qui concerne les personnes
habilitées à établir les calculs et les
certificats de performance énergé-
tique, il s’agit d’un côté des archi-
tectes et ingénieurs-conseils dont
la profession est définie par la loi
du 14 décembre 1989 et d’un autre
côté des personnes à agréer sous
le règlement grand-ducal modifié
du 10 février 1999.

Quant au nombre de personnes
habilitées respectivement auto-
risées à établir les calculs et les
certificats de performance énergé-
tique, je puis vous communiquer
les détails suivants:

- environ 400 architectes inscrits à
l’ordre des architectes et ingé-
nieurs-conseils;

- environ 142 ingénieurs-conseils
inscrits à l’ordre des architectes et
ingénieurs-conseils;

- sept experts sont agréés sous le
règlement grand-ducal modifié du
10 février 1999.

Il me semble que le nombre total
de quelque 550 experts potentiels
est suffisamment élevé pour faire
face aux demandes d’établis-
sement de certificats de perfor-
mance énergétique. Les services
responsables de mon Ministère
suivront de près l’évolution du
marché et veilleront si les experts
témoignent de suffisamment d’in-
térêt et de dynamisme pour ef-
fectuer les tâches prévues par la
nouvelle réglementation en matière
de performance énergétique des
bâtiments d’habitation.

Question 2375 (10.3.2008) de
M. Roger Negri (LSAP) concer-
nant le fonds souverain:

Dans sa communication
COM(2008) 115 du 27 février 2008,
la Commission européenne met en
relief l’importance croissante des
fonds souverains dans le système
financier international. La Com-
mission définit ces fonds comme
étant des «instruments d’inves-

tissement publics, qui gèrent un
portefeuille diversifié d’actifs finan-
ciers nationaux et internationaux
(...) dont des titres à revenu fixe
mais aussi des actions, des biens
immobiliers et des investissements
alternatifs».

Selon la Commission, plus de 30
pays disposent actuellement d’un
tel fonds souverain. Au Luxem-
bourg, l’introduction d’un fonds
souverain pourrait éventuellement
permettre une utilisation plus effi-
cace de certains actifs de l’État en
vue de les augmenter et de con-
tribuer ainsi à la sécurisation des
droits des prochaines générations.

- Le Gouvernement a-t-il déjà exa-
miné la question de la création
d’un tel fonds souverain au Luxem-
bourg?

- Quel est l’avis du Gouvernement
sur l’utilité d’un tel fonds au Luxem-
bourg?

- Monsieur le Ministre n’est-t-il pas
d’avis que l’institution d’un tel
fonds pourrait contribuer à une
meilleure défense des droits des
générations futures?

Réponse (20.3.2008) de M. Luc
Frieden, Ministre du Trésor et du
Budget:

La question de la création d’un
fonds souverain ne se pose a priori
que pour un État qui dispose de
réserves excédentaires. Voilà pour-
quoi des fonds souverains ont été
mis en place notamment par des
États qui bénéficient de revenus
élevés en provenance de res-
sources non renouvelables telles
que le pétrole et qui souhaitent
investir ces revenus pour s’assurer
des rentrées continues même
après que leurs ressources actuel-
les seront épuisées.

Sans utiliser la forme juridique très
visible d’un fonds souverain, les
gouvernements luxembourgeois
successifs ont ainsi systématique-
ment poursuivi certains objectifs
qui ailleurs sont à l’origine de ce
type de fonds. La priorité a été
accordée à l’investissement dans
l’économie nationale, aussi bien
par l’alimentation constante des
fonds spéciaux de l’État que par la
prise de participations straté-
giques dans l’économie nationale.

Le Gouvernement n’a par contre
jamais eu comme objectif, tout
comme c’est normalement le cas
pour les fonds souverains, de cher-
cher à maximiser les revenus en
prenant des positions spéculatives,
mettant en risque le capital investi
ou de chercher à investir dans des
entreprises stratégiques à l’étranger.

En effet, si la politique budgétaire
menée conduit parfois à des excé-
dents de recettes, ceux-ci sont né-
cessairement utilisés pour financer
les nombreux projets d’infra-
structures prévus au programme
pluriannuel des dépenses d’inves-
tissement. À moins de réduire sub-
stantiellement les projets d’inves-
tissements prévus, le niveau des
recettes ne permet pas au Luxem-
bourg de constituer un fonds sou-
verain à l’instar de pays pétroliers
par exemple.

Question urgente 2423
(26.3.2008) de M. Félix Braz
(DÉI GRÉNG) concernant le cas
du retour forcé échoué d’une
personne déboutée du droit
d’asile:

À travers une conférence de
presse, l’Association de Soutien
aux Travailleurs Immigrés (ASTI)
est revenue sur le cas du retour
forcé d’une personne déboutée du
droit d’asile vers la Guinée. Celle-
ci devrait finalement être ramenée
en Guinée demain, jeudi 27 mars,
avec un avion spécialement affrété
pour ce retour forcé alors que la
première tentative avait été carac-
térisée par des incidents lors de
son transfert via Paris il y a près de
deux semaines. Il a été question de
violences physiques sur le détenu

de la part des policiers qui l’es-
cortaient.

Compte tenu de ces faits, il est
toutefois plus qu’inapproprié de
prévoir le retour de cette personne
alors qu’une réponse à ma
question parlementaire N°2391 n’a
pas encore été formulée (cf. ci-
dessus). Ce retour volontairement
expéditif n’est pas acceptable
alors que toute la lumière n’a pas
encore été faite sur les conditions
entourant la première tentative de
retour forcé.

- Est-ce que le Gouvernement va
surseoir au retour forcé de cette
personne aussi longtemps que
toute la lumière n’aura pas été faite
sur les circonstances entourant la
première tentative de retour forcé
et aussi longtemps que les parle-
mentaires qui en ont exprimé le
besoin ne sont pas en possession
de tous les éléments leur per-
mettant de se faire une opinion?

Réponse (3.4.2008) de M.
Nicolas Schmit, Ministre dé-
légué aux Affaires étrangères et à
l’Immigration:

En réponse à la question de l’hono-
rable Député, je dois encore une
fois rappeler qu’en l’occurrence il
ne s’agissait pas d’une personne
déboutée du droit d’asile, mais
d’une personne ayant séjourné
irrégulièrement sur le territoire, et
qui a été condamnée à une peine
de deux ans pour trafic de
drogues.

Une enquête sur les circonstances
d’un premier retour forcé manqué
a été engagée par l’Inspection
générale de la Police.

Entre-temps, la personne a été
rapatriée, étant donné que rien ne
s’est opposé à l’exécution de la
décision de retour.

Question urgente 2481
(18.4.2008) de M. Eugène
Berger (DP) concernant l’éven-
tuelle fusion de la Cegedel
S.A. avec la Soteg S.A. et la
Saar Ferngas AG:

Au cours des derniers mois ont été
menées, sous l’égide du Ministère
de l’Économie et du Commerce
extérieur, des négociations en vue
d’une éventuelle fusion de la
Cegedel S.A. avec la Soteg S.A. et
la Saar Ferngas AG. Devant cette
toile de fond, une opération sin-
gulière en relation avec les titres de
la Cegedel S.A. a pu être observée
en date du 11 avril 2008 à la
Bourse de Bruxelles. En effet, cette
opération a fait augmenter la va-
lorisation de la Cegedel S.A. de
manière assez spectaculaire.

Compte tenu de ce qui précède, je
souhaiterais poser les questions
suivantes à Monsieur le Ministre
des Finances ainsi qu’à Monsieur
le Ministre de l’Économie et du
Commerce extérieur:

Messieurs les Ministres ont-ils con-
naissance des faits susmen-
tionnés? Dans l’affirmative,
Messieurs les Ministres peuvent-ils
me fournir plus de détails sur l’opé-
ration en question? Quelles suites
Messieurs les Ministres ont-ils
réservé à ces faits? Messieurs les
Ministres ont-ils notamment in-
formé les autorités de surveillance
compétentes au sujet de cette
opération?

Par quels moyens Messieurs les
Ministres peuvent-ils garantir que
l’opération en question ne cons-
titue pas un délit d’initiés? Au vu de
la singularité de l’opération en
question, Messieurs les Ministres
ne sont-ils pas d’avis que les
actions de la Cegedel S.A. de-
vraient être retirées du marché
boursier pour la durée des négo-
ciations de fusion?

Réponse commune (22.4.2008) de
M. Jean-Claude Juncker, Mi-
nistre des Finances et de M.
Jeannot Krecké, Ministre de
l’Économie et du Commerce ex-
térieur:

Comme suite à la question parle-
mentaire de l’honorable Député
Eugène Berger concernant une
opération en relation avec les titres
de Cegedel S.A. en date du 11
avril 2008 à la Bourse de Bruxelles,
veuillez trouver ci-après les élé-
ments de réponse actuellement en
notre possession à cet égard:

Nous avons connaissance du fait
que le cours de bourse des titres
de Cegedel S.A. a augmenté d’en-
viron 10% suite à une opération en
date du 11 avril 2008 à la Bourse
de Bruxelles, mais il nous paraît
important de relever que cette opé-
ration a porté sur un seul titre. Nous
tenons à vous rendre attentif au fait
que le nombre total de titres de
Cegedel S.A. s’élève à 6.725.000.
En l’espèce, nous n’avons pas ré-
servé de suites à ce fait.

De toute façon, les autorités de
surveillance boursières sont inves-
ties de tous les pouvoirs de sur-
veillance et d’enquête nécessaires
à l’exercice de leurs fonctions, y
inclus l’analyse d’anomalies éven-
tuelles notamment pour vérifier si
une transaction a été passée de
manière régulière ou constituait
une opération d’initiés ou une
manipulation de marché.

En effet, les titres de Cegedel S.A.,
qui sont cotés à la Bourse de
Bruxelles («Euronext»), le sont
avant tout à la Bourse de Luxem-
bourg, et font partie de l’Indice
LuxX. Les opérations sur ces titres
sont dès lors notamment soumises
aux règles de fonctionnement de la
Bourse de Luxembourg et à la loi
relative aux abus de marché du 9
mai 2006 (portant transposition de
la «Directive Abus de Marché») et
la Commission de Surveillance du
Secteur Financier (la «CSSF») est
l’autorité administrative luxembour-
geoise compétente pour veiller à
l’application de la réglementation
sur les abus de marché, sans pré-
judice des compétences des auto-
rités judiciaires. La CSSF collabore
avec les autorités compétentes
étrangères lorsque cela est néces-
saire à l’accomplissement de leurs
missions respectives. En Belgique,
l’autorité compétente en matière
d’abus de marché est la Commis-
sion Bancaire, Financière et des
Assurances («CBFA»).

Finalement, il n’appartient pas aux
Ministres de se prononcer sur l’op-
portunité de suspendre ou de reti-
rer les titres de Cegedel S.A. de la
cote officielle. En effet, en cas
d’abus de marché, les pouvoirs de
la CSSF incluent le droit d’exiger la
suspension ou le retrait d’un instru-
ment financier de la cote officielle.
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